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Vorwort. 


Den Kemteil der vorliegenden Veröffentlichung bildet der vom gleichen 
Verfasser stammende, im Dezember 1939 abgeschlossene Abschnitt „Deutsches 
Reich“ in „Das Recht der Staatsangehörigkeit der europäischen Staaten“ von 
Crusen-Maas-Siedler (Band VII des Sammelwerkes „Rechtsverfol- 
gung im internationalen Verkehr“). Eine Ergänzung hat in zweifacher Hin- 
sicht stattgefunden: Einmal sind auch die zahlreichen, seit 1939 erschienenen 
Rechtsnormen nebst Durchführungsanweisungen abgedruckt und überwiegend 
erläutert; zum anderen sind ältere Runderlasse von allgemeiner Bedeutung im 
Wortlaut wiedergegeben. 

Aus dieser Art und Weise des Zustandekommens der Gesamtdarstellung 
erklärt sich teilweise die Reihenfolge der einzelnen Teile. Wenn etwa hin und 
wieder verbindende Hinweise vermißt werden, so möge dies dem Umstande zu- 
geschrieben werden, daß die Veröffentlichung nic htineinem Zuge ge- 
fertigt wurde. j 

Auf das vorerwähnte Werk „Das Recht der Staatsangehörigkeit der euro- 
päischen Staaten“ beziehen sich die eingeklammerten Seitenzahlbinweise an 
folgenden Stellen der vorliegenden Verölfentlichung: S. 18, Zeile 16; S. 38, 
Anm. 3; S. 40, Anm. 5, Zeile 4 von unten; $. 57, Zeile 2 von unten; S. 58, 
Zeile 6 der Anm. 1; 8. 59, Zeile 5 der Anm. 2 zu $ 4; S. 60, Zeile 11 der Anm. 3, 
Zeile 11 der Anm. 1 zu 8 5; S. 61, Zeile 9; S. 62, Zeilen 3 und 9 der Anm. zu 
& 65.63, Zeile 3 der Anm. 2; S. 64 Schlußzeile der Anm. 2; S. 65, Zeilen 16, 33 
der Anm. zu 8 4; $. 68, Zeile 13 der Anm. 2; S. 69, Zeile 28 von unten; S. 70, 
Zeile 11 von unten; S. 78, Zeile 4, Zeile 24 der Anm. 4; S. 98, Zeilen 2, 12 und 
36; S. 104, Zeile 3, Zeile 5 der Anm. 2. 

Schließlich ist es mir eine angenehme Pflicht, Herrn Ministerialrat 
Duckart verbindlichen Dank zu sagen für seine wertvollen Anregungen zu 
dem Abschnitt „Umsiedlungsverträge“. . 


Der Verfasser, 
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Geleitwort. 


Gern erfülle ich den Wunsch des Verfassers, meines langjährigen bewälrrten 
Mitarbeiters, seinem vollendet vor mir liegenden Werk ein Geleitwort mit- 
zugeben. 

Das Buch soll nicht der ersten Einführung in das Staatsangehörigkeitsrecht 
dienen. Es wendet sich an den großen Kreis derer, die — mit den Grundbe- 
griffen der Materie vertraut — in täglicher Arbeit Fragen zu lösen haben, in 
denen als Hauptproblem oder als Inzidentpunkt die Staatsangehörigkeit eines 
Beteiligten zu prüfen ist. Ich brauche daher nicht des näheren darzustellen, 
wie große Bedeutung das Staatsangehörigkeitsrecht für Volk und Reich in ihrer 
Gesamtheit und für den einzelnen Volksgenossen besitzt. Es sei nur kurz daran 
erinnert: Die Staatsangehörigkeit ist zunächst ihrem Wesen nach ein staats- 
rechtlicher Begriff. Sie hebt aus der Masse derer, die sich im Hoheitsbereich 
des Staates befinden und daher dessen Gesetzen unterstehen, diejenigen her- 
aus, die der Staat als ihm selbst zugehörig, als die Seinigen in Anspruch nimnt, 
denen er daher besondere Pflichten auferlegt, andererseits besondere Rechte 
oder Anwartschaften zuerkennt und denen er seinen besonderen Schutz gegen- 
über fremden Staaten zuteil werden läßt. Sie ist damit zugleich ein Begriff des 
ng Wo im internationalen Rechtsleben der einzelne in die 
eigene tritt, kommt seiner Staatsangehörigkeit entscheidende Bedeutung 

t.seine Behandlung zu. Sie ist schließlich ein Rechtsbegriff, der auf den 
een Gebieten des innerstaatlichen Rechtslebens auch außerhalb des 
Eyeinpa ts u wieder zur Geltung kommt — überall dort, wo öffentliches 
Mer rivatrecht die anzuwendenden Normen nach dem Personalstatut 
ee He m überall dort, wo if Gesetzen oder Erlassen eine Rerelung vor- 
ee %, die dem Ausländer und dem Inläinder verschiedene Rechtsstellungen 

„In ruhigen Zeiten verläuft auch die Rechtsentwicklung auf unserem Ge- 
biete ruhig. Aber das kann nicht so bleiben, wenn politische Umwälzungen 
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Geleitwort 


as Einströmen großer Menren von An- 
hen Lande Arbeit und Brot suchen, 
hädlicher Vermischung der 


Kriegsverlauf bringt aber auch durch d 
gehörigen fremder Staaten, die im siegreie 
eine Fülle neuer Probleme, die aus der Sorge vor SC n 
volksfremden Elemente mit dem eigenen Volk erwachsen, Probleme, die nur 


zu lösen sind durch Regelungen. die den Ausländer vom Iländer absetzen, also 
wiederum notwendig auf die Staatsangehörigkeit der Beteiligten abstellen. . 

Die unselige Zeit nach der Novemberrevolution des Jahres 1918 hatte mit 
den Gebietsabtretungen des Diktats von Versailles eine Menge aufgezwungener 
Regelungen zur Folge, in denen das Reich — wehrlos geworden — dem Staats- 
angehörigkeitswechsel von Millionen seiner Angehörigen widerstandslos zusehen 
mußte. Sie brachte ferner für alle, die damals an verantwortlicher Stelle bei 
der Bearbeitung von Staatsangehörigkeitsangelegenheiten tätig waren, einen 
leidvollen Kampf gegen die verhängnisvolle, von Juden maßgeblich beeinflußte 
Einbürzerungspolitik der damaligen Regierungen, die altbewährte, auf natio- 
naler Basis aufgebaute Einbürgerungsrichtlinien durch Masseneinbürgerungen 
von Ostjuden zu Fall brachte. — Die Fülle komplizierter Sonderregelungen, die 
auf das Diktat von Versailles, auf zahlreiche Staatsangehörigkeits- und Options- 
verträge, auf Zusatzverträge zur Erledigung aufgetanchter Streitfragen und 
auf eine große Zahl ministerieller Erlasse zerstreut waren, verursachte schon 
damals eine für die Praxis kaum erträgliche Unübersichtlichkeit des Staatsan- 
gehörigkeitsrechts. Neben anderen Schriftstellern hat aueh Liehterin dem 
Werk „Liehter-Knost, Deutsches und ausländisches Staatsaugchörigkeitsrecht‘“ 
durch eine klare, einfache, kurze Zusammenfassung der verschiedenen Rege- 
lungen der Praxis in Verwaltung und Justiz eine wirksame Hilfe zur Ueberwin- 
dung der Schwierigkeiten in der Rechtsanwendung geboten. w 

Zu jenen Schwierigkeiten, die bei Prüfung schwebender Staatsangehörig- 
keitsfälle noch immer nachwirken, gesellt sich nun eine neue, aber dem Grunde 
nach erfreulichere. Die nationalsozialistische Regierung hat den Spuk rassisch 
fremder Einflüsse in der deutschen Staatsangehörigkeitspolitik mit einem 
starken Windstoß weggefert. Sodann haben die Gebietserweiterungen, die dem 
Reich durch die starke Politik des Führers und die Erfolge seiner unvergleich- 
lichen Wehrmacht seit 1938 zugeflossen sind, zu einer Anzahl neuer Sonder- 
regelungen der Staatsangehörigkeit für die Bewohner der erworbenen Gebiete 
geführt. So ist eine neue Welle von Verordnungen und Erlassen über das 
Staatsangehörigkeitsgebiet ergangen — diesmal mit den umzekehrten Vor- 
zeichen, entzegengesetzt der Welle nach dem November 1918 —, und diese 
Welle ist bisher noch keineswegs völlig abzeebbt. Doch schon jetzt ist es so, 
daß, wer an die Prüfung von Staatsangehörigkeitsfragen herangeht, vor einem 
Irrgarten mit vielverschlungenen Wegen steht und sehnlich nach einem Leit- 
faden sucht. Einen solchen bietet das vorliegende Werk. Wie das vorange- 
gangene mit der übersichtlichen Zusammenfassung der Sonderregelungen des 
Diktats von Versailles sich als guter Ratgeber auf dem Arbeitstisch der mit 
Staatsangehörigkeitsfragen befaßten Behörden, Beamten und sonst inter- 
essierten Stellen bewährt hat, so wird auch dies neue Werk, in dem sich die 
glückliche Wendung des deutschen Schicksals seit 1933 deutlich abspiegelt, 
dem Suchenden ein guter Wegweiser sein können. 


Berlin, den 2. November 1942. 


H.Hering, 
Ministerialdirigent 
im Reichsministerium des Innern. 
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2 Staatsangehörigkeitsbegriff — Geschichtl, Entwicklung. 
Gun unseren nr en = > 
Diese Begriffsbestimmung verwendet hinsichtlich der aus der staatsrecht- 
lichen Zugehörigkeit (s. oben) sich ergebenden Rechte einen führenden Ge- 
sichtspunkt von internationalem Range (Schutzgewährung), hinsichtlich der 
Pflichten begnügt sie sich mit einer allgemeinen Hervorhebung. Wenn man 
die nun also vorhandene Legaldefinition für sich gesondert betrachtet, 
könnte es scheinen, als ob sich an dem herkömmlichen StA.-Begriff nichts 
geändert habe. Daß dies aber nicht der Fall ist, erhellt aus $ 2 des Reichs- 
bürgergesetzes, wonach der alleinige Träger der vollen politischen Rechte 
der im Besitze des Reichsbürgerrechts (zunächst „vorläufiges Reichsbürger- 
recht‘) befindliche deutsche StAng. ist. Seit Inkrafttreten des Reichsbürger- 
gesetzes (30. 9. 1935) besitzt demnach der deutsche StAng. als solcher 
keine politischen Rechte mehr. Praktisch gesehen liegt für Wesen und In- 
halt der StA. hierin der alleinige Unterschied gegenüber dem Rechtszustand 
in der Zeit vor dem 30. 9. 1935, als noch alle deutschen StAng. grundsätzlich 


die gleichen politischen Rechte besaßen. 


II. Geschichtliche Entwicklung. 


Vor der Entstehung des Norddeutschen Bundes gab es — selbst zur Zeit 
des 1806 aufgelösten alten Deutschen Kaiserreichs — kein allgemeines deut- 
sches StAR., vielmehr nur eine Landesangehörigkeit der einzelnen deutschen 
Staaten. In diesen herrschte teils noch die alte staatsrechtliche Anschau- 
ung, nach der die StA. durch den Erwerb einer Gemeindeangehörigkeit 
bestimmt wurde, also durch die von der Obrigkeit genehmigte Nie lerlassung 
(Territorialprinzip), teils die modernere Auffassung, daß (lie StA. durch Ab- 
stammung (Abstammungsprinzip — jus sanzuinis) oder durch Einbürgerung 
erworben werde; letzteres zuerst in dem bayerischen Edikt über das Indigenat 
vom 26. 5. 1818, in Preußen in dem G. vom 31. 12. 1842 (GS. 1843 8. 15). 

. Die deutsche Nationalversammlung von 1848 versuchte in das Durch- 
einander der deutschen Staatsangehörigkeitsrechte Einheitliehkeit zu bringen. 
In den von ihr beschlossenen „Grundrechten des deutschen Volkes“ bestimmte 
Art. 1 $ 2: „Jeder Deutsche hat das deutsche Reichsbürgerrecht. Die ihm 
kraft dessen zustehenden Rechte kann er in jedem deutschen Lande ausüben“. 
Es sollte also unter \Vegfall jeder Landesangehörigkeit eine unmittelbare 
RA. geschaffen werden und jeder- Deutsche die Staatsbürgerrechte in dem 
Bundesstaat seines Wohnsitzes ausüben können. Dieser Gedanke, dessen 
Verwirklichung erst die jüngste Zeit gebracht hat, mußte damals beim 
Scheitern der Einigungsbewegung von 1848 zurückgestellt werden. 
keit en durch die Gründung des Norddeutschen Bundes die Notwendig- 

eit hervorgetreten war, die bisherigen Landesang. in gesetzlich genau be- 
ee Beziehungen zum Bunde zu "setzen, wurde das StAG- 
om dB 1870 (BGBi. 8. 355) geschaffen. Dieses G. wurde nach Hinzutreten 
zu : ‚n zum Bunde auf diese Staaten ausgedehnt; damit wurde 

us Male je en StAR. für ganz Deutschland gewonnen. 

a: . von 1870 erkannte in erster Linie die Abstammung (jus san 
er Ensesgrund an, duneben die Legitimation, die Eheschließung 
Eheschließun rc als Verlustgründe sah es vor die Legitimation, die 
akt sowie a Se a; die Entziehung durch Regieruug?” 
im Ausland, sofern nicht Ei unterbrochenen legitimationslosen Aufenthalt 
eulatsserfolit sr (80S t Eintragung in die Matrikel eines deutschen Kon- 
akeiahen: nr En 21). Das G. ist, von wenigen unerheblichen Punkten 

, erändert bis zum 31. 12. 1913 in Geltung geblieben. 
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Geschichtliche Entwicklung. 3 


Seit dem Jahre 1895 wiederholten sich im Reichstag Abänderungsanträge. 
Das Verlangen nach einer Verbesserung des G. äußerte sich in zwei Richtun- 
gen: einmal wurde die Aufbebung des $ 21 gefordert, also Wegfall des Ver- 
lustes der deutschen StA. durch zehnjährigen Aufenthalt im Ausland; zum 
anderen wurde Erschwerung der Einbürgerung von Ausländern, insbesondere 
durch das Erfordernis des Nachweises deutscher Abstammung und deutscher 
Spraehkenntnis, angestrebt; beides also Wünsche zur Kräftigung des deut- 
schen Volkstums. Im Februar 1912 legte schließlich die Reichsregierung den 
RT. den Entw. des jetzt geltenden G. vor, das unterm 22. 7. 1913 verkündet 
wurde und am 1. 1. 1914 in Kraft getreten ist. 

Das G. ist den oben bezeichneten Abänderungswünschen insofern gerecht 
geworden, als es eine dem $ 21 des G. von 1870 entsprechende Bestimmung 
nicht mehr enthält!). Dagegen ist eine Verschärfung der Einbürgerungsbedin- 
gungen durch das G. selbst nicht erfolgt?). Auf der anderen Seite wurde der 
Kreis der Gründe des Verlustes der deutschen StA. erweitert, indem die Ver- 
letzung der Wehrpflicht sowie der Erwerb einer ausländischen StA. als Ver- 
lustgründe eingeführt wurden, Schließlich wurde ein unitarisches Element in 
das im übrigen föderalistisch aufgebaute G. in Gestalt der unmittelbaren RA. 
eingefügt, deren Verleihung bereits früher im Schutzgebietsgesetz vom 25. T. 
1900 (RGBl. S. 812) für die in den Schutzgebieten niedergelassenen Aus- 
länder und die Eingeborenen vorgesehen war ($ 9 a. a. O.). 

Das G. von 1913 war erst sieben Monate lang in Geltung, als der Erste Welt- 
Inwieweit das @., insbesondere seine auf die Wehrpflicht be- 
en, den Erfordernissen der schwierigen Kriegslage 
orden ist, läßt sich bei dem Mangel an Veröffent- 
des G. durch die Verwaltungsbehörden wäh- 
azen?). Die vorübergehende Abschaffung der 
ailler Vt. hat jedenfalls die Systematik 


krieg ausbrach. 
züglichen Bestimmung 
Deutschlands gerecht gew 
lichungen über die Handhabung 
rend der Kriegszeit nicht genau s 
allgem. Wehrpflicht als Folge des Vers 

») Was nicht ausschließt, daß $ 21 des G. von 1870 noch heute von großer prak- 
tischer Bedeutung ist, nämlich für die Fälle, in denen der Verlust durch zehnjährigen 
ununterbrochenen Aufenthalt im Ausland tatsächlich oder angeblich eingetreten ist, 
Dieser $ 21 spielte nach dem Kriege 1914/18 in doppelter Beziehung eine hervorragende 
Rolle: einmal beriefen sich auf ihn die im Ausland als Deutsche Liquidierten, um als 
Staatlose eine Freigabe ihres Vermögens seitens der feindlichen Liquidationsbehörden zu 
erzielen, zum anderen beriefen sich derartig Liquidierte auf $ 21, um als Deutsche gegen 
das Reich Entsehädigungsansprüche gemäß Art, 2971 VV. zu erheben, Dabei ist regel- 
mäßig die Auslegung des „ununterbrochenen“ Aufenthalts die Kernfrage. Während das 
RG (RGSt. 26, Fe 303) und RWirtschGer. vom 6. 3. 1926 der Ansicht sind, daß jeder 
Aufenthalt im Inland zur Unterbrechung genügt (zu vgl. Vfi. des Pr. Innenmin. vom 
27. 8. 1003 — MBIIV. 8. 187 —), stehen das Pr. OVG. (Entsch. Bd. 40 S. 417 ff.), ferner der 
baferische und der hanseatische Verwaltungszerichtshof auf dem Standpunkt, daB ale 
Unterbrechung nur ein Aufenthalt gelten könne, der die Absicht der Unterbrechung in 
sich träet, nicht also Besuch oder Geschäftsreise im Inland. — Vgl. JW. 1926, 1315, 1363, 
2862: JW. 1927, 827; DJZ. 1926, 564, 315. — Über die Rechtsprechung der alliierten Ge- 
richte vgl, Schwartz 49, 72, 86 u. Fu chs bei Leske-Loewenfeld Bd. VI, Teil II, 67. 
Die Eintragung in die Konsulatsmatrikel hat seit dem Wegfall des $ 21 des G. von 1870 
keine rechtliche Bedeutung mehr für die Erhaltung der deutschen StA. Nach, Art. 26 
& 3 Abs. 3 des deutsch-poln. Abk. übor Oberschlesien vom 15. 5. 1922 (RGBL. II 
5. 237) galt der Antrag eines Oberschlesiers auf Eintragung in die Konsulatsmatrikel 
der deutschen Konsulate in Polen in gewissen Fällen als eine Art Option zugunsten 
Deutschlands. 


?) Jedoch enthalten die für dio Verwaltungspraxis geltenden Grundsätze bestimmte 
erschwerende Anforderungen; so verlangt man 2. B. als Voraussetzung für die Ein- 
burzerung einer ursprünglich fremdstämmigen Familie, daß sie durch langes Einleben 
in deutscher Umgebung und lange Anpassung an deutsche Kultur und deutsche Art mit 
dem deutschen Volkstum innerlich verwachsen ist, 
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soz. Handb. f. Recht und Gesetzgebung, 2, Aufl, München 1935, S. 35463. 
B.Lösengr:StA. Die Verwaltungs-Akademie, Bd. 1, Gruppe 2, Beitr. 12, Berlin 1955). 
B. Lösener: StA. und Reichsbürgerrecht, in Grundlagen, Aufbau u. Wirtschafts- 

ordnung des nationalsozialistischen Staates 1. Bd, Gruppe 2, Beitr. 13, Berlin 1937. 
B. Lösener: Die Verordnung über die deutsche StA. vom 5. 2, 1934 (im Reichs- und 
preuß. Verwaltungsbl., 55. Bd.. 1934, S. 155—157). 
B. Lösener: Vorbemerkung und Anmerkungen zu der VO. über die deutsche StA. 
yun 2. 1934, in Pfundtner-Neubert, Das neue deutsche Reichsrecht 1933/34, Ib, 
r. 10, , 
B. Lösener u. Fr. A. Knost: Die Nürnberger Gesetze über das Reichsbürgerrecht 
und den Schutz des deutschen Blutes und der deutschen Ehre, Berlin 1942. 
W. Mayer: Reichs- und Landesverweisung seit dem Gesetz über den Neuaufban des 
Reiches vom 30. Januar 1934. Würzburg 1934. Heidelberger Diss. 
H. Meilicke: Gesetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung 
der deutschen StA. (JW., 62. Jg., 1933, S. 1916—1919). 
W. Mettgenberg: Das deutsche Ausbürgerungsrecht (Völkerbund und Vülker- 
recht, 1. Jg., 1934, S. 155—161), 
H. Nestmann: Die Reichsverweisung in Geschichte und Gegenwart. Dresden 1936. 
Leipziger Diss. 
Oswald: Praktische Fragen in dem Ehescheidungsrechte im Verhältnis zwischen dem 
Deutschen Reich und der Tschechoslowakei. — Jur. Wochenschr., Jahrg. 61 (1938), 
8. 2119-2123. 
A. Pfau: Die Reichsverweisung nach dem Gesetz vom 23. März 1934. Berlin 1934. 
Tübinger Diss. 
6. Rütten: Das Gesetz über Reichsverweisungen vom 3. 3. 1934. Quakenbrück 1936. 
Göttinger Diss. 
W. Schätzel: Politisierung des StAR. (Zschr. f. Politik, 21. Bd, S. 556-9). 
W. al Zur Reform des StAR.'s (Dtsch. Jur.-Ztg., 32. Jg., 1927, Sp. 1577—80), 
G. Scelle: A propos de la loi du 14 juillet 1933 sur la decheance de la nationalite 
2 (Revue critique de droit internat, 29 v., 1934, S. 63-76). 
W. Freiherr von Seebach: Änderungen des deutschen StA.-Rechts seit dem 
.,, 9. Januar 1933. Bleicherode 1936. Göttinger Diss. 
Siefert: Die Wirkungen der VO. tiber die deutsche StA. für die Zuständigkeitsvor- 
ey, im Familienrecht, in der Ztschr, f, Standesamtswesen, 14, Jg., 1934, 
P.M. Siotto: La nuovs legre sulla cittadinanza nell’ Impero Germani: ivi i 
A. eichele: leutsche t. auf Grund der VO. üb, i 
vom 5. 2. 1934, München 1934. or die deutsche Sta, 
W. Stuckart und H. Globke: Reichsbürgerzesetz vom 5 
og! des ee eg u der ee Ehre eh Er an 
Schutze der Erbgesundheit des deutschen Volkes (E ihej re 
18. 10. 1935. München und Berlin 1935. ** (Ehogesundheitageset 
W. Stuckart und R. Schiedermair: Rassen- und Erbpflege in der G 
gebung des Dritten Reichs (in Sehaeffer: Neur Fa R er Gesetz. 
= Schaft 5. Heft, & Ti) Leine 10 ne er: Neugestaltung von Recht und W irt- 
5 Ber ia Die völkische Grundordnung des deutschen Volkes. Dt. Recht 1935, 
— — Die Nürnberger Rassengesetze, in Dt. Verwaltung, 12, J 
— —: Die Rassengesetzzeb: ten Rei 0m Je, 1935, S. 323-328, 
i Er n ur gebung im Dritten Reich, in Dr. Wilhelm Frick u. sein -Mıniste- 
"atarin-Tarnheyden: Verfassu ‚ölki 
fe zu ee IE 1038, 8p 100% erben zum völkischen Rechtsstaat. (Dtsch. 
4 agner: Zur Entstehung und Bedeut 
Zig. 1085, 40 de, Sp. TOT) 5 DeBrifl „Staatsbürger“, (Dtsch, Jur. 
B. Wolff: Das Gesetz über Reichsverweis: 


j ! ung: 
seines Verhältnisses zum Ausländerpolizeiscch er 
Der, 
‘ 


Lea magehlatt, 69. Bd, 8. ’)zeirecht der Länder. (Reichs- u, Preuß Vor 
„zeidler; Die deutsche StA, Reichsverordnun ü i 
ee rg = a vom 22, Juli 1913 a en ee On OS Eehr, 
reichsrechtl. Vorschriften üben dan en Personenstandsgosetzes ek a “ 
sachen, Freiburg i. 8a 1036 ereinheitlichung der Zustäud; ... en A 


2) vom 


esonderer Berücksichtigung 


Allgemeine Grundsätze. 9 


H. Zimmerer: Rasse, StA., Reichsbürgerschaft. Ein Beitr. zum völkischen Staats- 
begriff. Bamberg 1936. Erlanger jur. Diss. 


E. Ausländerrecht 
A. Bergmann: Der Ausländer im deutschen Recht, Berlin 1934. 
wF zen ee u. M. Kreutzburger: Das deutsche Ausländerrecht, Berlin- 
eıpzi IT. 
E. EN En deutscho Fremdenrecht, Berlin 1923, 
G. Kotthaus: Die Rechtsstellung der Ausländer in der Weimarer Verfassung unter 
Ausblick auf die kommende Verfassung. Dortmund 1933. Hamburger Diss. 
G. Staub: Stellung des Volksfremden im Staatsrecht. Düsseldorf 1935. Gießener Diss, 
B. Wolff: Das G. über Reichsverweisungen unter besond, Berücksichtigung seines 
en ae Ausländerpolizeirecht der Länder (Reichsverwaltungsbi., 
3. „8. 33-57). 
IV. Die allgemeinen Grundsätze des geltenden Rechts. 

Nach $ 1 des R.- u. StAG. vom 22. 7. 1913 kann man die RA. regelmäßig 
nur mittelbar, d. h. vermöge des Erwerbs oder Besitzes der StA. eines deut- 
schen Landes, erwerben oder besitzen. Die Basis für diesen Grundsatz entfiel 
mit dem Inkrafttreten des G. über den Neuaufbau des Reichs vom 30. 1. 1934 
(RGBI. 1 S. 75), nach dessen Art. 2 die Hoheitsrechte der Länder auf das 
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wird; die Unterscheidung zwischen mittelbarer und unmittelbarer RA. (SS 1 
und 33 bis 35 des R.- u. StAG.) ist weggefallen. 

Die Erwerbsgründe der RA. sind im $ 3 des R.- u. StAG. auf- 
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StA. von durch die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen 
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der VO. vom 3, 7. 1938 und Anm. 3 dazu (unten S. 59), und zwar für die 
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wird von ehelichen oder unehelichen Kindern Reichsangehöriger unabhängig 
davon erworben, ob die Geburt im Inland oder im Ausland erfolgt. Maßgebend 
ist, daß der Vater oder die uncheliche Mutter die deutsche StA. im Zeit- 

punkt der Geburt des Kindes besitzt. Das im Inland geborene ehe- 
liche Kind eines Ausländers oder Staatlosen oder das im Inland geborene 
uneheliche Kind einer Ausländerin oder Staatlosen erwirbt durch die Gehurt 
nicht die deutsche StA., auch dann er ee a Volljährigkeit 
im Inland aufgeha kein irgendwie gear ln 

A Sat („Adoption“) durch einen Deutschen 
bildet keinen Erwerbsgrund.. Eine Deutsche — sie verliert durch die Ehe- 
schließung mit einem Ausländer in jedem Falle die deutsche StA. (& 17 
ae vv . 2. 1934 (abzedr. unt 
er ee Ausländer et 


‚ht, die Waffen-$$. die deutsche Polizei oder 
Y 185). 


*) Das Institut der „Aufnahme“ is 
S, 47) hinfällig geworden. — *%) Für einen 
nun auch Einstellung in die deutsche Wehrmac is. unlene 
die Organisation Todt (gem, Erlaß vom 19, 5. 113, u ö 


mL 


„figen N 
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Ziffer 6) — erlangt als ehemalige Reichsangehörige die deutsche StA. bei 
Auflösung der Ehe nicht ohne weiteres wieder zurück’). 

Die Verleihung der deutschen StA. an Ausländer erfolgt auf Antrag 
(Einbürgerungsantrag). Die gesetzlichen Vorschriften über die Einbürge- 
rung waren nach dem Weltkrieg 1914/18 in keiner Weise abgeändert ‚worden, 
obwohl es insbesondere nahegelezen hätte, von dem durch den VV. verringerten 
deutschen Boden — mit Rücksicht auf die dadurch gegebene Zusammendrängung 
des deutschen Volkes — fremdländischen Bevölkerungszuwachs fernzuhalten. 
Im 6. (88) sind lediglich bestimmte Mindes t bedingungen festgesetzt (Ge- 
schäftsfähigkeit, Unbescholtenheit, Wohnung oder Unterkommen am Nieder- 
lassungsorte, ausreichende Unterhaltsmittel), die erfüllt sein müssen”*). Sind sie 
im Einzelfall nicht erfüllt, so darf die Einbürgerung nicht erfolgen, während 
hinwiederum bei ihrem Vorliegen dem Einbürgerungsantrag nicht statt- 
gegeben zu werden braucht (Ermessensangelegenheit). Es geht in der 
Einbürgerungspraxis das Bestreben dahin, daß nur Personen eingebürgert 
werden, die in rassischer, erbbiologischer, staatsbürgerlicher, kultureller und 
wirtschaftlicher Hinsicht einen wertvollen Bevölkerungszuwachs darstellen. 
Nur wenn u. a. anzunehmen ist, daß der Antragsteller das Gefühl staats- 
bürgerlicher Zusammengehörigkeit, der Solidarität mit den deutschen politi- 
schen Interessen besitzt, soll eine Einbürgerung stattfinden. Diese Voraus- 
setzung wird am ehesten bei früheren Deutschen und bei deutschstämmigen 
Ausländern als erfüllt angesehen, sofern sie sich im Ausland ihre deutsche 
Eigenart, insbesondere deutsche Gesittung und deutsche Muttersprache, be- 
wahrt haben. Bei fremdstämmigen Ausländern glaubt man in der Regel eine 
Erfüllung der Vorbedingungen der Einbürgerung erst nach einer langjäh- 
iederlassung im Inland annehmen zu können, wobei gegenüber An- 
gehörigen aus Ländern mit einer der deutschen nicht gleichwertigen oder 
gar völlig fremden Kultur besondere Zurückhaltung geübt wird. Juden und 
jüdische Mischlinge (vgl. & 2 der unten S. 192 abgedruckten Ersten VO. 
zum ReichsbürgerG.) werden nicht eingebürgert. Die Abstammungsverhält- 
nisse (Deutschstämmigkeit, Fremdstämmigkeit) prüft und bescheinigt in den 
Einzelfällen die Reichsstelle für das Auswanderungswesen in Berlin-Dahlem. 
Unter den Eichen 93. Wegen der Einbürgerung im Lande Österreich 
vel.8 5 der VO. vom 3. 7. 1938 und Anm. dazu (unten S. 60). 

Soweit das R.- u. StA.-Ges. in den $3 10, 11, 12, $ 15 Abs. 2, 8 26 Abs. 3. 
8 31 und $ 32 Abs. 3, $ 34 für bestimmte Personengruppen durch Gewährung 
eines Einbürgerungsanspruchs eine bevorzugte Behandlung vorsieht, ist diese 
durch das G. vom 15. 5. 1935 beseitigt worden (s. Anm. zu $$ 10—12 des 
R.- u. StAG.). " 

Erwerbsgrund ist schließlich noch die im Inland erfolgend une: 
im Staatsdienst oder Reichs(ienst ($$ 14, 15 Abs, 1), on ae 
Anstellungsurkunde ein Vorbehalt gemacht wird. Alsdann gilt die 
Anstellung als Einbürgerung. Der Anzustellende vermag den Erwerb der 
deutschen StA. nieht auszuschlagen, sondern er könnte allenfalls nur bei der 
anstellenden Behörde einen entsprechenden Vorbehalt anregen. Von diesem 


®) Der früher nach $ 10 gegebene Anspruch auf Wiederei 

ds one 4 E I reinbürgerung ist durch das 

gi Wie ir s (8. . unten) beseitigt worden (zu vgl. jedoch Anm. zu 
sa) Wegen der Möglichkeit der Rinbürge r N N 

im Inland zu vgl. & 1 der VO, vom ”0. {; ERS (unten ad zung stugr. Mladenlassang 


3b) Seit 1. 7. 1939 aber zu vgl, die Zw . N 
Österreich (unten 8, 61), vel. die Zweite VO. über die deutsche StA. im Lande 
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Sonderfall der Anstellung im öffentlichen Dienst abgesehen, setzt die Einhür- 
gerung (bzw. Wiedereinbürgerung) einen entsprechenden Antrag voraus 
Eine Verleihung der deutschen StA. ohne oder gar geen den Willen des Be- 
teiligten ist ‚ausgeschlossen. Der Antrag wird sehriftlich oder zu Protokoll 
der zuständigen Behörde gestellt®). Die Einbürgerung darf erst erfolgen 
nachdem der RMin. d. Inn. zugestimmt hat ($ 3 der VO. vom 5. 2. 1934); diese 
Zustimmung für bestimmte Fälle allgemein erteilt. Die Einbürgerung wird 
vollzogen durch Aushändigung der von der höheren Verwaltungsbehörde (8 39 
Abs. 2) ausgefertigten Urkunde (Einbürzerungsurkunde). In der Zwischenzeit. 
von der Stellung des Antrags bis zum Wirksamwerden der Einbürgerung durch 
Aushändigung der Einbürgerungsurkunde ($ 16, Abs. 1), genießt der Einzu- 
bürgernde keinerlei Vorzugsrechte gegenüber sonstigen Ausländern und trägt 
noch keinerlei staatsbürgerliche Pflichten gegenüber dem Deutschen Reiche” ®). 
Nach Aushändigung der Einbürgerungsurkunde genießt der Eingebürgerte alle 
politischen Rechte ohne Einschränkung, soweit er die Reichsbürgerrechts- 
bedingungen erfüllt. Die Möglichkeit eines Einbürgerungswiderrufs ist nicht 
generell vorgesehen. 

Die Verlustgründe ($ 17) zerfallen in zwei Gruppen: a) solehc, 
bei denen der Verlust ohne weiteres eintritt (Erwerb einer ausländischen StA. 
— 825 —, Legitimation — $ 17 Nr. 5 —, Eheschließung — $ 17 Nr.6 — 
und Verletzung der Wehrpflicht — $$ 26, 29 - -)*); b) solche, bei denen 
der Verlust dureh staatlichen Hoheitsakt herbeigeführt wird (Entlassung auf 
Antrag — 88 18 bis 24 — und einseitiger Ausspruch der Behörde — SS 27, 
29, G. über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der 
deutschen StA. vom 14. 7. 1933 — abgedr. weiter unten —)?), Näheres über 


°) Der Antrag wird gestellt bei der Einbürgerungsbehörde (zu vgl. die Aufzählung 
in Sp. 4 der Anlage des RdErl. des Reichsministers d. Iun, vom 15. 4. 1939 — unten 
S. 167 —: wegen der örtlichen Zuständigkeit zu vgl. RdErl. des RMin. d. Inn. 
vom 16. 9. 19388 — RMBIV. S. 1568, a. im einzelnen Anm, 6 zu & 39 RuStAG.) 
oder bei der Polizeibehörde des „Wohnortes, die ihn nach Vorprüfung an 
Einbürgerungsbehörde weiterleitet. Zweckmäßig werden von vornherein dem Antrag 
beigefügt Unterlagen über die persönlichen, rassischen. gesundheitlichen, erbbiologi- 
schen Verhältnisse des llinbürgerungsbewerbers und seiner miteinzubürgernden (Er- 
streckung, $ 16 Abs. 2) Familienangehörigen (Personenatandsurkunden .— ersatzweise 
Familienstammbuch —, gegebenenfalls Abstammungsgutachten des Reichssippenamts, 
anıtsärztliches Attest), ferner Unterlagen über die Einkommensserhältnisse (z. B. Steuer- 


Papiere) und schließlich Nachweis über die Regelung der Militärverhältnisse gegenüber 


de isherie: i staat. X i 

nm Ben en Art WI des Freundschafts,, Tlandels e een 
“ ERDE S r Amerika vom 8. 12. 192 wBl. 1920 

Deutschland und den Vereinigten Staaten Tat Vertragsteil und einem dritten Staate 


Ss, 795); a Krieges zwischen einem Ve teil B 
IB a  hlgr. StAns. des anderen Teiles, die ihren ständigen Wohnsitz 


innerhalb seiner Gebiete haben und boem lich anch dem. Le a, Be eur 
erkl ine StA. durch Naturalisation zu € Nr En Krieg 
een u denn, daß diese Personen innerhalb 60 Tagen nach der Kriogs- 


R “irfil »n Teils verlassen.“ 
a Kriegen TE anden, Rumänien, der Südafrikanischen 


») Mit Canaula, Dänemark, Mtali 3 f Grund einer Verständigung mit 
Uni ws !h mit Mexiko) werden au un Y 
Hk a har ie Einbürgerung von Angehörigen des anderen Staates 
ausgetause) vgl. us. R 
x "Der NN A SUAU. (etr, Wehrpfichtverletzung) 
1942 (unten 8, 144) außer Kraft gesetzt. x etretenen Steuerfluchtgesetzes vom 
s. Nach s2 des am a ee außer or rc Boschluß, Ser eig 
ihres” rer de  achiee StA. verlustig BIT, en on B 
gemacht wurde, erstreckte sich der Verlust zugleich Sr elterlicher Gewalt stehenden 
häuslicher Gemeinschaft lebende Ehefrau und auf die unter i 
inder. 


durch $ 5 der VO, vom 20. 1. 
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die Verlustgründe folgt in den Anmerkungen zu den einschlägigen 
ee Wegen "des Verlustes der dtsch. StA. bei ‚den a 
die Wiedervereinigung Österreichs mit dem „Deutschen Reich reie E 
anzchörig gewordenen Personen und denjenigen, die ihre StA. von ihnen ab- 
leiten, vgl. Abs. 1 des $ 4 der VO. vom 3. 7. 1938 und ‚Anm. 2 dazu EN 
S. 59), und zwar für die Zeit bis zum 1. 7. 1939 (vgl. VO. vom 30. 6. us 
unten S. 61). # 

In diesem Zusammenhang noch einiges über das Institut der Entlassung 
aus der StA. Die Entlassung geschieht nur auf Antrag. Sie ist, wie die 
Einbürgerung. ein staatlicher Hoheitsakt, der durch die Ausfertigung einer 
Entlassungsurkunde erfolgt ($ 23) und erst mit der Aushändigung dieser 
Urkunde wirksam wird. Bis zu diesem Zeitpunkt hat der Betroffene alle 
Rechte und Pflichten eines Reichsangehörigen. Ein einseitiger Verzicht auf die 
deutsche StA. ist nicht gesetzlich vorgesehen. Die Entlassung muß jedem 
Deutschen gewährt werden, soweit er nicht wehrpflichtig ist. Die Entlassung 
yon Wehrpflichtigen (männliche Personen im Alter vom vollendeten 18. Le- 
bensjahre bis zu dem auf die Vollendung des 45. — in Ostpreußen des 55. — 
Lebensjahres folgenden 31. März) aus der StA. bedarf der Genehmigung des 
Reichskriegsministers (jetzt Oberkommando der Wehrmacht) oder einer von 
ihm bezeichneten Ersatzdienststelle ($ 18 Abs. 3 des Wehrgesetzes vom 21.5. 
1935 — RGBI. IS. 609 —). Der Auswanderung und dem Erwerb einer aus- 
ländischen StA. steht nach deutschem Recht grundsätzlich kein Ilindernis 
entgegen. Nur der Wehrpflichtige bedarf zur Auswanderung einer 
besonderen Erlaubnis (Beurlaubung) durch die zuständige militärische 
Dienststelle. Ein RAng., der ins Ausland verzieht, braucht sich deshalb auch 
zur Erhaltung der RA. in keine Liste, sei es in der Heimat oder im Aus- 
land, eintragen zu lassen: vgl. jedoch $ 1 des Gesetzes über die Meldepflicht 
der deutschen Staatsangehörigen im Ausland vom 3. Februar 1938 (RGBI. I 
S, 113), Er verliert andererseits die deutsche StA. nicht durch Auf- 
enthalt im Ausland, sei er von noch so langer Dauer. Selbst beim Erwerb 
ge eg Her im Ausland kann dem RAng. auf seinen Antrag 

ie Schriftliche Genehmigung zur Beibehalt Ü 
warden Bahn Ar gung altung der deutschen StA. erteilt 

j Der Grundsatz der Familieneinh eit wird streng gewahrt. Dies 
zeigt sich binsichtlich des StA.-Erwerbs zunächst bei der Eheschließung: bei 
der Verehelichung eines RAng. mit einer Ausländerin tritt diese mit 
der Eheschließung ohne weiteres in den deutschen Staatsverband ein, gleich- 
gültig, ob sie ihre bisherige StA. verliert oder beibehält; ebenso auch bei der 
Einbürgerung: diese erstreckt sich nach $ 16 Abs. 2 zugleich auf die Ehefrau 
und die vom Familienhaupt abhängigen, in der Regel also minderjährizen 
Kinder, sofern nicht in der Einbürgerungsurkunde ein Vorbehalt. 2 acht 
wird. Beim Verlust der deutschen StA. wird dem Grundsatz der Ban 
einheit insofern Rechnung getragen, als die Legitimation ER 
durch einen Ausländer oder die Eheschließung einer RA + ie 
Ausländer den Verlust der dtsch. StA. für den Legitimierten Er es kn 
zur Folge hat. Ob in letzteren Fällen Erwerb der ausländischen StA, eintritt, 


richtet sich nach dem Heimatrecht des Legitimierenden bzw. des Ehemanns 
’*, Über diese im Ausland viel an, i 

: m gefochtene Bestimmung, 
ERS EInES ersgl ARE Tann, 4 I Dane 
rt. 7 des Juxemburgise! Dune" *oG „ischen G. voi . 1932 und 
Me tgischen StAG. vom'29. 4, 1934 und den Schlußabsatz der an an 
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Für den Verlust der StA. durch das Familienhaupt infolge Verlustigerklärung 
bei Nichtbefolgung einer Rückkehraufforderung im Kriegsfalle oder bei Eintritt 
in ausländischen Staatsdienst gilt ebenfalls der Grundsatz der Familieneinheit: 
der Verlust erstreckt sich in diesen Fällen auf die in häuslicher Gemeinschaft 
lebende Ehefrau und die nicht selbständigen Kinder ($ 29). Im Falle der Ab- 
erk®nnung der StA. gemäß $ 2 des G. vom 14. 7. 1933 (abgedr. weiter unten 
S. 50) — Verletzung der Treuepflicht, Nichtbefolgung einer Aufforderung zur 
Rückkehr aus dem Ausland, Verletzung der Meldepflicht der deutschen Staats- 
angehörigen im Ausland — freilich bestimmen die RMin. d. Inn. und d. Aus- 
wärt. jeweils über die Erstreckung auf Familienangehörige. Dagegen erstreckt 
sich die Entlassung des Familienhaupts aus der dtsch. StA, weder auf die Ehe- 
frau noch auf die minderjährigen Kinder. Für sie muß ein besonderer, den Vor- 
schriften des G. ($$ 18, 19) entsprechender Entlassungsantrag gestellt werden. 
Bei dessen Vorliegen kann allerdings die Entlassung der genannten Familien- 
angehörigen mit dem Familienhaupt in einer und derselben ‚Urkunde ausge- 
sprochen werden ($ 23 Abs. 2). Bei dem von Rechts wegen eintretenden Verlust 
durch Erwerb einer ausländischen StA. seitens des Familienhaupts gelten für 
die Familienangehörigen analog die zleichen Grundsätze wie bei der Entlassung 
($ 25 Abs. 1). 

Was Doppelstaatigkeit und Staatlosigkeit anbetrifft, 5» 
enthält das R.- u. StAG. weder einen Ausschluß der Doppelstaatigkeit noch 
eine Bestimmung, die eine Nichtanerkennung des Zustandes der Staatlosig- 
keit bedeutet. Die Entstehung der Doppelstaatigkeit wird durch die Vor- 
Schriften des Gesetzes nur unvollkommen verhindert. Zwar läßt & 25 unter 
bestimmten Voraussetzungen den Verlust der dtsch. StA. mit dem frei- 
willigen Erwerb einer ausländischen StA. eintreten, aber hiervon sind 
Ausnahmen möglich sowohl nach $ 25 Abs. 2 — Beibehaltung der dtsch. St\. 
mit Genehmigung der Heimatbehörde — als auch nach $ 25 Abs. 1 insofern, 
als unter Umständen miteingebürgerte Familienangehörige nicht zugleich die 
dtsch. StA. verlieren. Nach $ 13 ist die Wiedereinbürgerung auch solchen 
ehemaligen, im Ausland lebenden Deutschen und ihren Abkömmlingen er- 
öffnet, die eine ausländische StA. besitzen, ohne daß für die Bewilligung der 
Wiedereinbürgerung zuvorige Aufgabe der ausländischen StA. gefordert 
wird?}), Überhaupt ist bei der Einbürgerung von Ausländern ($ 8) das Auf- 
geben der ausländischen StA. nicht gesetzlich gefordert, was nicht aus- 
schließt, daß es in der Einbürgerungspraxis nötigenfalls geschicht. So ver- 
ährt man, ohne daß eine vertragliche Bindung bestände, vor allem bei 

hrehörigen solcher Staaten, deren Recht eine Doppelstaatigkeit nicht zu- 
läßt oder nach deren Recht die StA. durch Erwerb einer ausländischen StA. 
nicht verlorengeht!2). Schließlich erwerben der von einem Deutschen legiti- 
Mierte Ausländer und die mit einem RAng. die Ehe schließende Aus- 
änderin ohne weiteres die deutsche StA.ohne Rücksicht darauf, ob sie etwa 
Dach dem Recht ihres bisherigen Heimatstaates eh a 

Ande its tri i der Entlassung und bei der Entziehune durch Be- 
Schluß ee ee Verlust der deutschen StA. ungeachtet dessen 
©n, ob der Betroffene eine ausländische StA. erwirbt oder erworben hat. Legi- 
mn 


") Vgl. Schwartz 155. e 

*) Wogen der vertrarlichen Bindungen vgl. a 10 on A erhalten kann. wird 
ih], mit der Beteiligte seine Entlassung aus der bisherigen St gszusicherung erteil 
Ihm von der Einburgerungsbehörde auf Antrag eine Einbärgerungrausiche a in ut, 
an im übrigen die Voraussetzungen der Einbürgerung w rg \ u. 
stellen, die zu hören sind, der Einbürgerung zupostimmt haben. 


N 
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timation seitens eines Ausländers und Eheschließung einer deutschen Frau mit 
einem Ausländer bringt die deutsche StA. auch dann zum Erlöschen, wenn nich 
dem ausländischen Recht der Legitimierte bzw. die Ehefrau nicht in den aus 
ländischen Staatsverband eintritt (Entstehen von Staatlosigkeit). 


Nach deutschem Recht werden im allgemeinen die Rechte und Pflichten 
eines Reichsangehörigen nicht dadurch berührt, daß er neben der RA. tloch 
eine ausländ. StA. besitzt. So bestimmt ausdrücklich $ 18 Abs. 1 des W ehr- 
gesetzes vom 21. 5. 1935 (RGBI. I S. 609), daß Deutscher im Sinne des Ge 
setzes jeder Reichsangehöriger ist, auch wenn er außerdem im Besitz einer 
ausländischen StA. ist. Die sich etwa aus der Doppelstaatirkeit ergebenden 
Konflikte sind durch die Verwaltungsorgane auszugleichen?®),. » 


'*) Die von Deutschland jn dieser Beziehung abreschlossenen Staatsvtr. sind heute 
mit einer Ausnahme nicht mehr in Kraft In Geltung ist nur der Handelsvertrag mit 
Nicaragua vom 4.2.1806 (RGBI. 1897 8. 171). dor durch den Weltkrieg 1914/18 beseitigt 
worden war, aber wieder in Kraft gesetzt worden ist (vgl. Bek. vom 12. 9. 1924, RGBLT 
8. 371). Er begründet eine Ausnahme von dem in Nicaragua geltenden jus soli, Die in 
Niearogua geborenen ehel, Kinder von Deutschen gelten nur als Deutsche, Weisen sie 
jedoch innerhalb ihres 22, Lebensjahrs der zuständigen nieararuanischen Behörde durcb 
eine von der Deutschen Gesandtschaft für Nicaragua leralisierte Urkunde nicht nach. 
daß sie die ihnen nach den deutschen Mili rgesetzen obliegenden Pflichten erfüllt 
haben oder zu erfüllen im Begrift sind, so können sie als niecaraguanische StAng. in 
Anspruch genommen werden (Art. 10 &$ 2 u 3). Die in der zweiten Generation in 
Nicaragua geborenen Kinder von Deutschen werden stets ohne weiteres von Nieararus 
als seine Staatsangehörige in Anspruch genommen (Art. 10 $ 4), so daß sie also untr 
Umständen doppelstaatig sind. = 
‚„ „ Wörtlich dieselben Bestimmun: 
SS 2, 3 des Handelsvertrags mit, G 


eute noch insofern von Bedeutung, als ihre Bestii gen für die während_ ihrer 
1a angsdause in Guatemala (22, 6. 1889.14, 3, 1915) baw. to Konlanm ra 7. 1888 bis 
. 6. ) geborenen Kinder (4. h. Söhne und Töchter) von Deutschen Wirksamkeit 


re SrA, nicht 
erworben, Die guatemalanische Reg Sr ii) ade Se dars Hg - 


= NM.74 — ausdrücklich anerk 


= gewordenen Söhne müssen dagezren die srlallung 
werden, Die während der Geluung des m von Guatemala als Deutsche anerkannt 


ob die Vertrazsbexti ie jm spanl 
au Sutie ist (A N , Twazsbestimmung, die jm SP 
»hijas“) umfaßt, Hinsichtlich nt, Io Ye zuilos » 8 3 „estos hijos“), auch die T! 


krafttreten des Vertr ind la pe 
3 n 4 ags in Guatema D« 
Sie werden von Guatemala bone einer Verständier N komme 


. ‚nen 
ab 


enso wie die nach Auß hi) 
. Nach deutscher Auffassung nicht 


auch für sie die in Frare m kospruc genommen 
ausdrücklie ie oe stehende Vertraushesti ; ; 
ch auf die während der Gültieka u a ae der 


Deutschen beschränkt, 
Nach Art, X] Abs 


{RGBI, 1877 8. 18. 97 52,08 Handelsvertrage ni 5. 180 

TS. 18, 37), in Kraft ars mit Costa Rica vom 18. ° urch 

Costa Rien am 3. 11, 180% er nm dr i. 1870, der infolge Kündigung 7, 
reten ist (vgl. Bek vom 1. 1 
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Staatlose werden, soweit es sich um von der StA. abhängige Rechte und 
Pflichten handelt, wie Ausländer angesehen, im übrigen behandelt nach den 
Gesetzen des Staates, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder mangels 
eines solchen ihren Aufenthalt haben oder zu der maßgebenden Zeit gehabt 
haben (Art. 29 EG.BGB. i. d. Fassung des $ 25 des G. vom 12. 4. 1933 — 
RGBI, 18. 380 —). Wo die Zubilligung von Rechten an einen Ausländer von 
der Gewährung der Gegenseitigkeit durch den Heimatstaat nach dem Welt- 
krieze 1914/18 abhängt, neigte die deutsche Verwaltungspraxis und Recht- 
»prechung dazu, die Staatlosen den Inländern gleichzustellen, weil bei ihnen 
ein Heimatstaat, der die Gegenseitigkeit gewähren könnte, nicht vorhanden ist 
(vel. z. B. Bescheid des RArbMin. vom 17. 2, 1927 {RArbBl.1S.57]). Nicht mehr 
so in neuerer Zeit. ü 


RGBI, S. 785), sollte der in Costa Rica geborene eheliche Sohn eines Vaters als Deut- 
scher, der in Deutschland geborene eheliche Sohn eines costaricensischen Vaters als 
Costaricenser gelten. Dem Sohne sollte es jedoch freistehen, im Laufe des auf die 
Erreichung seiner Volljährigkeit folgenden Jahres durch eine Erklärung vor dem 
Konsulat des Heimatstaats seines Vaters für die StA. des Geburtslandes zu optieren 
mit der Wirkung, daß er als dessen StAng. von Geburt an galt Da die Options- 
berechtigten heute das 22. Lebensjahr überschritten haben, kommen solche Optionen 
heute nicht mehr in Betracht, 


Von Bedeutung ist dagegen heute noch der Handelsvertrag mit Bolivien vom 
22. 7. 1908 (RGBI. 1910 S. 507). Dieser Vertrag war durch den Eintritt Boliviens in den 
Weltkrieg (13. 4. 1917) beseitigt worden. Er ist dann durch die Vereinbarung vom 
12, 3. 1924 (RGBI. 1927 II_S. 455, 881) wieder in Kraft gesetzt worden, wobei aber die 
hier maßgebenden Art, VI Abs. 3, VII ausgenommen wurden. Die Bestimmung des 
Art. VI Abs. 3 hat indessen nach übereinstimmender Auffassung beider Rerierungen 
ihre Bedeutung behalten für die während seiner Geltung, d. i. in der Zeit vom 25. 3, 1910 
bis zum 13. 4. 1917, in Bolivien geborenen Kinder von Deutschen (boliv. Note vom 
19. 2, 1924, vgl. Reichstagsdrucks, Nr. 555, 2. Wahiperiode 1924 mit der deutschen 
Denkschrift zur Wiederinkraftsetzung des deutsch-boliv. Handelsvertr. vom 22, 7. 19083). 
Diese können danach, soweit sie bei Vollendung des 21. Lebensjahrs die StA. beider 
Staaten besitzen, innerhalb eines Jahres nach diesem Zeitpunkt, also innerhalb des 
22. Lebensjahrs, die eine oder die andere der beiden Staatsangehörigkeiten für sich 
wählen. Durch die Option für die eine der beiden Staatsangehörizkeiten verlieren sie 
die andere. Nach einer deutsch-bolivianischen Vereinbarung vom 8. 5. 1935 (vgl, Bek. 
vom 22. 7. 1935, RGBl. II S. 4%) erfolxt die Option durch Abgabe einer Erklärung vor 
der zuständigen Optionsbehörde. Ob die Erklärung nur mündlich zur Niederschrift 
oder auch schriftlich geschehen kann, ist nicht besonders bestimmt. Es muß deshalb 
auch die schriftliche (Briet-)Form als zugelassen angesehen werden, solern die Unter- 
schrift des, Optanten unter der Optionserklärung gehörig beglaubigt ist. Options- 
behörden sind in Deutschland die höheren Verwaltungsbehörden (d. 8. in D’reußen 
die Regierungspräsidenten und der Polizeipräsident in Berlin) sowie die Bolivianische 
Gesandtschaft in Berlin und die bolivianischen Konsulurbehörden in Deutschland, in 
Bolivien die zuständigen Dienststellen der Stadtverwaltungen, die Deutsche Gesandt- 
schaft in La Paz und die deutschen Konsularbehörden in Bolivien, in einem dritten 
Staute die diplomatischen und konsularischen Vertretungen Deufschlands und Bo- 
liviens. Die örtliche Zuständirkeit bestimmt sich nach dem Wohnsitz des Optanten (vel. 
RuErl. des R.- u. Pr. Min. d. Inn. vom 31. 7. 1935 — 1A 7394/5059 — MinBliV, S, 989/91). 
die während der Geltung des Vertrags in Bolivien geborenen Söhne von Deutschen 
können gemäß dem ebenfalls nicht wieder in Kraft gesetzten Art. VII dos m Handels. 
vertrags im Hinblick auf ihr Optionsrecht bis zur Vollendung a ebensjahrs in 
Bolivien nicht zum Milıtärdienst herangezogen worden (vgl. die oben erwähnte Denk- 
schrift), 


Wegen der Baneroft-Verträge vgl. Anm. zu $ 36. 
Der Vtr. mit Marokko vom 8. 7. 1830 (RGBl. 1881 S. 103) ist durch Art. 141 Abs. 1 
VV. aufgehoben, a a ka 
h. itsvertrags mit der ehemalizen h slowakei 
vorn a6. Be I 11 $. 763) war infolge ae . „Deutseh- 
land am 1. 10. 1936 außer Kraft geireten (Bek. vom 19. 8. 1936, RGBl, 235). 


9% Gesetz von II SS 7 und 8. 


aufgelöst werden. Daher kein Einfluß auf die StA. der Frau. Besonders be- 

merkenswert ist in diesem Zusammenhang übrizens die in & 23 des erwähnten 

neuen Ehegesetzes reregelte Nichtigkeit einer „Staatsangehörigkeitsehe“, d. i. 

eine Ehe, die ausschließlich oder vorwiegend zu dem Zweck geschlossen ist, der 

Frau den Erwerb der StA. des Mannes zu ermöglichen. ohne daß die cheliche 

Lebensgemeinschaft begründet werden soll. Eine solche Ehe ist jedoch als von 

Anfang an gültig anzusehen, wenn die Ehegatten nach der Eheschließung fünf 

Jahre oder! falls einer von ihnen vorher verstorben ist, bis zu seinem Tode, je- 

doch mindestens drei Jahre, als Ehegatten miteinander gelebt haben, es sei denn, 

daß bei Ablauf der fünf Jahre oder zur Zeit. des Todes des einen Ehegatten die 

Nichtigkeitsklage erhoben ist. Nach $ 86 Abs. 2 des EheG; kann auch eine vor 

Inkrafttreten des G. geschlossene StA.-Ehe für nichtig erklärt werden. wenn 

die Ehe nach dem 8. 11. 1918 geschlossen ist. Kinder aus einer für nichtig _er- 

klärten StA.-Ehe sind — abweichend von der Regel des $ 3 EheG. — gemäß $ 39 

a. 2. 0. unehelich. 

5. Kinder der Frau aus einer früheren Ehe erwerben durch die Heirat ihrer 

Mutter nicht die dtsch. StA.: desgl. nicht ihre unchelichen Kinder, es sei denn 

zufolge Legitimation nach $ 4. 

$ 7. Die Aufnahme muß einem Deutschen von jedem Bundesstaat, in 
dessen Gebiet er sich niedergelassen hat, auf seinen Antrag erteilt werden, 
falls’kein Grund vorliegt, der nach den $$ 3 bis 5 des Gesetzes über die Frei- 
zügigkeit vom 1. November 1867 (Bundesgesetzbl. S. 55) die Abweisung eines 
Neuanziebenden oder die Versagung der Fortsetzung des Aufenthaltes 
rechtfertigt. 

Der Antrag einer Ehefrau bedarf der Zustimmung des Mannes; die 
fehlende Zustimmung kann durch die Vormundschaftsbehörde ersetzt werden. 
Für eine unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundschaft stehende Person 
wird, wenn sie das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, der Antrag von 
dem gesetzlichen Vertreter gestellt; hat sie das 16. Lebensjahr vollendet, so 


bedarf ihr Antrag der Zustimmung des gesetzliches Vertreters. 
Zufolge der Schaffung einer einheitlichen dtsch. StA, durch die VO. vom 
5. 2. 1934 (abgedr. unten S. 47) ist die Vorschrift gegenstandslos geworden. 


$ 8. Ein Ausländer, der sich im Inland niedergelassen hat, kann von 
denı Bundesstaat, in dessen Gebiet die Niederlassung erfolgt ist, auf seinen 
Antrag eingebürgert werden, wenn er - 

1. nach den Gesetzen seiner bisherigen Heimat unbeschränkt geschäfts- 
fähig ist oder nach den deutschen Gesetzen unbeschränkt geschäfts- 
fähig sein würde oder der Antrag in entsprechender Anwendung des 
&7 Abs.2 Satz2 von seinem gesetzlichen Vertreter oder mit dessen 


Zustimmung gestellt wird; 
2. einen unbescholtenen Lebenswandel geführt hat; 
3. an dem Orte seiner Niederlassung eine eigene \Vohnung oder ein 


Unterkommen gefunden hat und 
4. an diesem Orte sich und seine Angehörigen zu ernähren imstande ist. 


Vor der Einbürgerung ist über die Erfordernisse unter Nr. 2 bis 4 die 
Gemeinde des Niederlassungsorts und, sofern diese keinen selbständigen 


Armenverband bikdet, auch der Armenverband zu hören. 

1. Die Einbürgerung kann beantragt werden von jedem Ang. eines aus- 
ländischen Staates wie auch von einem Staatlosen. Die vom G. genannten Vor- 
aussetzungen der Einbürgerung sind Mindestforderungen, ohne deren Erfüllung 
die Einburgerung nicht erfolgen darf, bei deren Erfullung sie aber trotzdem 
abgelehnt werden kann (Gnadenakt). Sie kann selbst dann abgelehnt werden, 
wenn Jie weiteren, in den Einbürgerungsrichtlinien verankerten Wöranseniannzen 
erfüllt sind. Ein — durch Rechtsmittel verfolgbarer — Anspruch auf Eio- 
bürgerung besteht in keinem Falle. Die Einbürgerungsansprüche des RuStAG. 
sind durch das G. vom 15. 5, 1935 wabgeudr. unten 3. 49) beseitigt. Diese Rechts- 


—n 
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„lage hindert nicht die Einlegung der allg. Dienstaufsichtsbeschwerde an das Innen- 
ministerium. 

2. Voraussetzung Ist zunächst eine inländische Niederlassung.2), Inland war 
bis zum 11. 11. 1918 (Ausscheiden Elsaß-Lothringens), im übrigen kis zum 10. 1, 1920 
(dem Taxe des Inkrafttretens des VV.) das Deutsche Reich in seiner Vor- 
kriegsausdehnung, ausschl. der Schutzgebiete, für die $S 33 d. G. galt. Nach 
dem 10. 1. 1%20 ist bis 1938/39 als Inland das Reich in seiner durch den VV. 
gegebenen Ausdehnung anzusehen, einschl. des Saargebiets auch während der 
Zeit der Völkerbundsverwaltung. Im Jahre 1938 kamen hinzu Österreich und 
die sudetendentschen Gebiete, im Jahre 1939 das Protektorat 
Böhmen und Mähren, das Memelland, Danzig und die Ostge- 
biete, 1940 Eupen, Malmedy und Moresnet (Großdeutsches Reich). 

3. Der Begriff der Niederlassung erfordert den Besitz einer, eigenen Wohnung 
oder eines bestimmten Unterkommens, verbunden mit der Absicht, dauernden Auf- 
enthalt in der Wohngemeinde zw nehmen (PrOVG. 70, 316). Die Niederlassung 
muß bereits vollzogen sein. Im Gegensatz zu den meisten neueren StAG. der 
ausländischen Staaten verlangt das dtsch. G. nicht Wohnsitz oder Niederlassung 
von bestimmter Dauer, dagegen verlangen die Einbürgerungsrichtlinien 
bei fremdstämmigen Ausländern im allgemeinen eine besonders lange Nieder- 
lassungsdauer, die jedoch bei Vorliegen besonderer Umstände herabgesetzt 
oder aber auch erhöht werden kann (Näheres s. Einltg. 8. 10). Als „Nieder- 
lassung“ äst nicht der Aufenthalt in einem Heimkehrlager von Flüchtlingen anzu- 
sehen, Yfg. des Pr. Min. d. Inn. vom 8. 2. 1%3 (Grotefend 1923, 485). 

4. Die Geschäftsfähigkeit des Antragstellers muß vorhanden sein entweder 
nach den G. seiner bisherigen Heimat (vgl. Art, 7 Abs. 1 EG.BGB.) oder nach 
den dtsch. G. Diese kommen bei Staatlosen stets, bei Ausländern dann 
in Betracht, wenn sie für den Antragsteller günstiger sind, d. h., wenn er nach 
dtsch. Recht dıe Geschäftsfähigkeit früher erreicht als nach den G. seines 
Heimatstaates. 

5. Eine ausländische Ehefrau kann selbständig den Antrag auf Einbürgerung 
stellen, ohne daß es für das dtsch. Recht der Zustimmung des Ehemanns bedarf. 
Ob die ohne Zustimmung des ausländischen Ehemanns erfolgte Einbürgerung 
den Verlust der früheren StA. bewirkt, richtet sich nach dem betreffenden aus- 
ländischen Recht. Unter Umständen kann also Doppelstaatigkeit eintreten. 

6. Wer als gesetzlicher Vertreter den Antrag auf Einbürgerung stellen bzw. 
ihm zustimmen kann, richtet sich nach dem Heimatrecht des Einzubürgernden. 
Ist dieser ein Staatloser, wird dtsch. Recht zur Anwendung kommen müssen’). 

7. Unter welchen Voraussetzungen „unbescholtener Lebenswandel“ des 
Einzubürgernden anzunehmen ist, unterliegt dein Ermessen der Verwaltungs- 
behörden, desgleichen die Frage, welche Beweismittel zum Nachweis der Unbe- 
scholtenheit beizubringen sind. Eine Bestrafung ist nicht unter allen ‚Umsthnden 
notwendig oder ausreichend, um Bescholtenheit anzunehmen. Nach OVG. 73 S. 311 
(MBIV, 17 S. 208) kommt es auf die Umstände des einzelnen Falles an. v. Kel- 
ler- Trautmann 8. 122 führen als unwürdige Eigenschaften an: Versäumung 
der Unterhaltspflicht, Verwahrlosung der Kinder, Mißhandlung der Ehefrau, noto- 
ri T z 

wi. 1 I dung oder Unterkommen am Niederlassungsort gefordert. 
Wohnung ist hier ein Raum, der in wirtschaftlicher Beziehung für die Führung 
eines Haushalts durch den Einzubürgernden und seine Familie ausreicht (Schlafen, 
Kochen); dies kann auch bei einen untergemieteten Raum der Fall sein. Es 
braucht sich nicht um eine selbständige Wohnung im Sinne der Wohnungszwangs- 
wirtschaft zu haudeln. Unterkommen ist ein Aufenthaltsort, der eine selbständige 
Wirtschaftsführung nicht voraussetzt, z. B. eine Schlafstelle. Sand 

9. Der Antragsteller muß imstande sein, sich und seine Ang. am Ei gr 
Niederlassung zu ernähren. Als Ang. kommen die Familienang. in Betracht, die 
tatsächlich in der Familie des Antragstellers leben, die von ihm in wirtschaftlicher 
Beziehung abhängig sind. Die gesetzliche Unterhaltspflicht ist nicht entscheidendes 
Merkmal (v. K eller. Trautmann 123, a M. Woebor 30) Der Antrag- 
steller muß nicht nur jetzt, sondern voraussichtlich auch künftig imstande sein, 
sich und seine Familie zu „ernähren“, d. h. Nahrung, Kleidung, W RERRRL = us 
Krankheitspilege usw. zu beschaffen. Es gehört dazu ein den sozialen Verhält- 
2) Zu ver, je 1 der VO. vom ®, 1. 1942 (unten S, 14). . 

») eek nn 8 falls des Erfordernisses der Mitwirkung des gesetzlichen 


Vertreters zu vgl. 8 3 der VÖ. v. 20. 1. 1942 (unten 5. 14). 


16 StA. juristischer Personen. 


V. Staatsangehörigkeit von juristischen Personen, Luftfahrzeugen 
und Schiffen. 

a) Juristische Personen. Das deutsche Recht kennt im allge- 
‚meinen keine Bestimmungen darüber, daß die StA. einer jurist. Person ab- 
hängig ist von der StA. der Mitglieder bzw. Gesellschafter. Es gilt die Regel, 
daß die jurist. Persönlichkeit nach den Grundsätzen des Ortes zu beurteilen 
ist, wo sie ihren Sitz hat. Diese Regel ist im Gesetz nicht festgelegt, vun 
der Rechtsprechung und Rechtslehre aber einstimmig anerkannt. Sofern 
also eine jurist. Person in Deutschland ihren Sitz hat und nach deutschen 
Gesetzen errichtet ist, stehen ihr alle Rechte und Pflichten eines Reichsange- 
hörigen zu, es sei denn, daß sie (wie z.B. das Wahlrecht) nur natürlichen Per- 
sonen eröffnet sind. Dies gilt selbst dann, wenn etwa alle oder die Mehineit der 
Mitrlieder der jurist. Person eine ausländische StA. besitzen, oder wenn das 
Gesellschaftskapital Sich ganz oder überwiegend in ausländischen Händen 
befindet!?). 


b) Die StA. von Luftfahrzeugen wird geregelt durch das Luft-. 


verkehrsG. in der Fassung der Bek. vom 21. 8. 1936 (RGBl. I S. 653). Luft- 
fahrzeuge dürfen in Deutschland nur verkehren, wenn sie vom RMin. der 
Luftfahrt zugelassen und in ein Verzeichnis (Luftfahrzeugrolle) eingetragen 
sind ($ 2). Die Eintragung erfolgt u. a. nur, wenn das Fahrzeug im aus- 
schließlichen Eigentum von RAng. steht. Ihnen werden gleichgeachtet 
of. Handelsges. und Kommanditges, wenn die persönlich haftenden 
Gesellschafter sämtlich RAng. sind, andere Handelszes., einzetr. Ge- 
nossenschaften und jurist. Personen, wenn sie im Inland ihren Sitz haben, 
Kommanditges. a. A. jedoch nur dann, wenn die persönlich haftenden Ge- 
sellschafter sämtlich RAng. sind. Eingetragene Luftfahrzeuge haben den 
Buchstaben D als vorgeschriebenes deutsches Staatsangehörigkeitszeichen zu 
führen ($ 3 Abs. 2 LuftverkehrsG. ji. Vbe. m. $ 4 der VO. tiber Luftverkehr 
vom 21. 8. 1036, RGBI. IS. 659 u. $ 3 der Anl. 1 dazu, RGBl. 1936 I S. 675). 


c) Die StA. von Schiffen. Das Recht und die Pflicht zur Führung 
der Reichs- und Nationalflagge — zu vgl. Reichsflaggengesetz vom 15. 9. 
1935 MRGBl. I S. 1145) — steht nur solchen Kauffahrteischiffen zu, die 
im ausschließlichen Eigentum von RAng. stehen. Ihnen werden gleichgestellt 
off. Handelsges. und Kommanditges., wenn lie persönlich haftenden Gesell- 
schafter sämtliceb RAng. sind; andere Ilandelsges., eingetr. Genossenschaften 

”“) Ausnahme von dieser Regel: Nach 82 Abs.2 Satz2 der KonsGG, vom 7. 4.1900 
(RGBL S. 213) sind der deutschen Kons.-G, unterworfen solche of. Hdls.-Ges. und 
Kom.-Ges., die ın einem Kons.-Bezirk ihren Sitz haben und bei denen die persönlich 
haftenden Gesellschafter sämtlich RAng. sind Diese Ausnahme ist nicht mehr von 
Bedeutung, weil Deutschland seit dem Inkrafttreten der Konvention von Montreux über 
die Abschaffung der Kapitulationen in Ägypten vom 8. 5. 1937 (15. 10. 1937) kein» 
Konsulargerichtsbarkeit mehr ausübt, Zu vgl. nunmehr das G, uber die Konsular- 
rerichtsbarkeit in Agypten vom 25. 2, 1938 (RGBI, ITS. 83); nach der VO. über die 
Bra larner htSbagKel u Äzypten vom 29. 5. 1938 (RGBL, ITS, 216) ist die deutsche 
= Lästerzie nische Konsulargerichtsbarkeit mit Wirkung vom 15. 10. 1937 außer Übung 

Ausländische jurist, Personen gelten vor deutschen Geric f 
rechtsfähig (RGZ. 83, 367). In einzelnen Staatavtr, ıst en 
Beitigen jurist. Personen. besonders anerkannt. (Zusammenstellung bei Isa ” D: Beut- 
“ e Fremdenrecht, Berlin 1923, 8. 313.) Vgl. ferner Art. 16 disch.-russ, N “ Fr on 
en IE WU 1025 (RGBI. 1926 IT 3. 8): 85 das disch.-ettländischen Vtr. vom 38 # 1996 

Bl ITS ); Art. 5 des ıltsch.-schwedischen Hals... u. Schfirts,-Vir. vom 14. 5. 1926 


(RGBl. ILS, Fe. ‘eizori 
1926 3. 0731 381); Art. 3 des dtsch.-schweizerischen Huls..Vtr. vom 1, 7. 1926 (RGBl. 
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un. jurist. Personen, wenn sie im Inlanl ihren Sitz haben, Kommanditges. 
2. A. jedoch nur dann, wenn die persönlich haftenden Gesellschafter sämtlich 
Ränge. sind ($ 2 des G. tiber das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe vom 
22. 6. 1890 — RGBl. 319). Nicht erforderlich ist, daß das Schiff im Inland 
gebaut ist. Auch die StA. der Besatzung spielt keine Rolle. 

Liegt die Voraussetzung der Flaggenführung vor, so wird das Schiff in 
das Schiffsregister bei dem AG, des Heimathafens eingetragen und über die 
Eintragung eine Urkunde (Sehiffszertifikat) ausgestellt. durch die das Recht 
des Schiffes zur Flaggenführung nachgewiesen wird und die während der 
Reise stets an Borıl des Schiffes mitzuführen ist ($ 11 Abs. 3). Für ein im 
Ausland befindliches Schiff, das das Recht zur Führung der Reichsfhgge er- 
langt, kann das Schiffszertifikat durch ein vom Konsul auszustellendes 
Flaggenzeugnis ersetzt werden ($ 12). 

Nach $ 1 der VO, über die Flaggenführung der Schiffe vom 17. 1. 1936 
(RGBI. I S. 15) haben alle deutschen Kauffahrteischiffe als Nationalflagge die 
Handelsflagge (in $2 a.a. 0. beschrieben) zu führen. Kauffahrteischiffen, auf 
deren Eigentümer $ 4 des G. zum Schutze des deutschen Blutes und der 
deutschen Ehre vom 15. 9. 1935 (RGBl. I S. 1146)!°) Anwendung findet, 
kann der RVerkMin. im Einvernehmen mit dem RMin. d. Inn. und dem 
Leiter der Partei-Kanzlei das Recht zum Führen der Handelsflagge entziehen. 


VI. Die geltenden Gesetze und Verträge. 
1. Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juii 1913 (RGBl. S. 583.) 


Erster Abschnitt. 


Allgemeine Vorschriften. 
$ 1. Deutscher ist, wer die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaat 


(SS 3—32) oder die unmittelbare ans 5 ee a 
- ift erscheint zufolge ler \ r di tA, 
5.2, en S. 47, inhaltlich - geindern daß Deutscher ist, wer 
di sche StA. (RA.) besitzt (zu vgl. Einleitung S. M. F 
ie ee rin Dauecher" ist bier im staatsrechtlichen, nicht R- ber 
lichen und völkischen Sinne gemeint, also im Sinne von zu u er“. 
Das G. bezieht sich nur auf natürliche Personen; bezüglich juristischer Personen 
vgl. Einltg. S. 16. . 
" i StA. vgl, Einltg. S. 1. 
1. a Ka der durch die Wiedervereinlgung Öster- 
reichs mit dem Deutschen Reich reichsangehörig gewordenen ag ve io 
vo. vom 3.7. 1938 (unten 8. 57), wegen der sudetendeutse u ir iete 
veel. S. 67, wegen des Me mellkar e A Ye DanzigsS. 104, wegen 
ji v und More: 125. . " 

a Elsaß. Lothringer, die picht die französische SLA. 
j ben, vgl. Anm. 1 2 82 

a dar StA, dienenden Heimatscheine und StA- 


3 2. Elsaß-Lothring 


9.6.1 RGBI. S. 212) mit dem Deutsc 3.225) — kei 
auch au kralkuaten ie els..othr. V. vom 31, en chen uote 
Bundesstaat (wiewohl mit Sitz und Stimme im Bun .. oh = beruplich er: 
Reichsland. Diese Rechtslage veranlaßie zu der Bestimmung, d& 

ist das Hissen der Reichs- und National- 


») 8 4 Abs. 1 2.2.0. lautet: „Juden 8 
Nagge sa das Zeigen der Reichsfarben verboten. ’ 
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StA. wie ein Bundesstaat behandelt werden soll. Es gab also eine els.-lothr. „NtAAIS- 
anpehörigkeit“ (v. Keller-Trautmann 56. während Cahn 16 nur die 
Bezeichnung „Landesangchörlgkeit“ selten lassen will). . . 

Seitdem gemäß Art. 51 des VV, Els.-Lothr, an Frankreich gelallen ist, 
kann die els -tothr. StA. wicht mehr erworlien werden. Zugleich mit dem I ntergrang 
des els.-lothr. Stautswesens ist nämlich die els.-lothr. StA. erloschen. Es 
ist die Frage praktisch geworden, ob diejenigen Deutschen mit els.-lothr. StA., die 
nicht gemäß der Anl. hinter Art. 79 des VV, französische StAng. geworden sind, 
die deutsche StA. behalten haben. Dies ist zweifellos der Fall. insoweit die Be- 
treffenden außer der els.-lothr. noch eine andere deutsche (preußische, bayerische 
usw.) Landesangehörizkeit besaßen. War dies nicht der Fall, so blieb streitig, ob 
sie staatlos oder nnmittelbare RAng. geworden seien. Die Verwaltungspraxis des 
Reichs und der Länder betrachtet sie in Übereinstimmung mit der Rechtspr. des 
RG. (Entsch, V. ZS. vom 7. 1. 1928, RGE. in ZS. Bd. 120 8. 198: RdErl. des Min. 
d. Inn. vom 16. 7. 1928, MBlV. S. 717) als staatlos. A. M. Schätzel, 
Die els..Jothr. StA.-Regelung und das Völkerrecht 1928, Schwarz 169 f., bei 
letzterem auch Literatur und Rechtsprechung; vgl. auch S. 891), 

2. Mit dem Verlust der deutschen Schutzgebiete hat die Vschr, des Satzes 2 
ihre Bedeutung verloren. Sie kann indessen noch in manchen Fällen bei Nach- 
prüfung der früheren Verhältnisse von Bedeutung sein, z. B. wenn es sich darum 
handelt, ob ein RAngz. seine StA, gemäß $ 25 Äbs. 1 verloren hat. _ 

Die Eingeborenen der deutschen Schutzgebiete waren als solche nieht RAng. 
im Sinne des RuStAG., sondern „Schutzgebietsangehörige“, völkerrechtlich aller- 
dings „ressortissants allemands“, Auch nach dem Verlust der deutschen Schutz- 
gebiete sind Eingeborene vom Standpunkt des deutschen Staatsrechts selbst 
dann nicht als RAng. anzusehen, wenn sie im Deutschen Reiche Wohnsitz haben 
(ebenso Schätzel, RuStAG. 28). Sie stehen nach Art, 127 VV, unter dem 
diplomatischen Schutz der Mandatsmacht und gelten als Mandatsangehörige 
(Beschl. des Völkerbundsrats vom 23, 4. 1923 — Journal officiel de la Socıetö des 
Nations, Juni 1923, $. 603 —). Diejenigen Eingeborenen der früheren deutschen 
Schutzgebiete, denen die unmittelbare RA. (vom Reichskanzler, R.-Kol.-Amt) ver- 
liehen worden war, haben diese ungeachtet der Schutzgebietsregelung durch den 
VV. behalten, auch wenn sie bei Inkrafttreten des VV. ihren Wohnsitz in einem 
der Schutzgebiete hatten. 


Zweiter Abschnitt. 
Staatsangehörigkeitin einem Bundesstaate. - 


$ 3. Die Staatsangehörigkeit in einem Bundesstaate "wird erworben 
1. durch Geburt (8 4); 

dureh Legitimation ($ 5): 

durch Eheschließung ($ 6); 

- für einen Deutschen durch Aufnahme (8$ 7, 14, 16); 

- für einen Ausländer durch Einbürgerung (88 8 bis 16). 

1. Die Ery#rbszründe bestehen au ac Bei StA. in 
einem Bundeegeı (Land) Eu Be a Re isch Sek, 
durch die VO. vom 5. 2. 1934 (abzedr. unten S. 47) unverändert fort, mit Aus- 
nalıme desjenigen unter Nr. 4 (vel. Anm, 4 zur Einleitung oben), : 


2. Über diese Erwerbszründe im allgemeinen vgl. Einleitung 8. 9, Die Auf- 
zählung ist erschöpfend (abresehen von etwaigen auf besonderen StaatsVtr. De 
ed den, 5 B. infolge Gebietsveränderun 
nad 5. © des früheren Handelsvertrags mit C y 87 
RuBl. 1877 8. 13, 37, vel. Anm. 13 zur Einleitunp, ha ee Den 
borene Sohn eines Costaricensers in dem auf di 


seRm 


Angenommen wird, nieht die 


j \. ı der StA.-Erwerbsgrunde bei den nie i ‚on 
Auch Pevardenen rt fee Cs mie dem Deutschen Reich che 
und Anm. dazu (unten $. 59), und zwar ie Zeig der VO. vom 3. 7. 1938 


* vom 30. 6. 1939; unten 8. GL. 0" dio Zeit bis zum 1. 7. 1980 (vgl. VO: 


Gesetz von 1913 83 3 und 4 19 


. 3 Den Erwerb der StA. durch staatlichen IIoheitsakt bezeichnet das Q. 
mit „Aufnahme“, soweit es sich um Verleihung der StA, in einem der deutsrhen 
Länder an einen Deutschen rehandelt hat, mit „Einbürgerung“, sofern die Ver- 
leihung an einen Ausländer — auch Staatlosen — erfolgt. 


84. Durch die Geburt erwirbt das eheliche Kind eines Deutschen die 
Staatsangehörigkeit des Vaters, das uneheliche Kind einer Deutschen die 
Staatsangehörigkeit der Mutter. 


Ein Kind, das in dem Gebiet eines Bundesstaats aufgefunden wird (Fin- 


delkind), gilt bis zum Beweise des Gegenteils als Kind eines Angehörigen 
dieses Bundesstaats. 


1, Die Frage der Ehelichkeit des Kindes regelt das bürgerliche Recht. Bei 
verschiedener StA, der Eltern bestimmt Art. 18 EG.BGB. id. Fassg. des 
S 8 Abs. 1 des G. vom 12, 4. 1938 — RGBL IS. 380: „Die eheliche Ab- 
stammung eines Kindes wird nach den deutschen Gesetzen beurteilt, wenn der 
Ehemann der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes Dentscher ist, oder, falls 
er vor Geburt des Kindes gestorben ist, zuletzt Deutscher war. Auf die An- 
fechtung der Ehelichkeit finden die deutschen Gesetz# auch dann Anwendung, 
wenn nur die Mutter des Kindes die Reichsangehörizkeit besitzt oder, falls sie 
gestorben ist, im Zeitpunkt ihres Todes besessen hat und das Kind im Zeit- 
punkt der Anfechtunz noch minderjährig ist oder, falls es gestorben ist, noch 
% minderjährig wäre.“ Erwirbt die Ehefrau nach dem Tode des Ehemanns und 
vor der Geburt des Kindes eine ausländische StA., so ist das bedeutungslos für 
die StA, des Kindes, Die dtsch. Vorschriften über en tn 
SS 1591 ff. BGB. i. d. Fassg. bzw. nach Maßzabe der SS 3—6 des G. vom 12. 4. 19: 
Rod. IS. 380); wegen der Anfechtung ger enelräkeit ae vor Ka aka 
treten des G. vom 12. 4 1938 geborenen Kindes vgl. SS 26, 27 ebend 16 | 
Feststellung der Ehelichkeit durch gerichtliches Urteil bindet auch die Ver- | 
waltungsbehörden ($ 643 ZPO.). ü . | 
2 Auch für den Begriff des unehelichen Kindes ist das bürgerliche Recht 
maßgebend, $$ 1591 ff, BGB. i. d, Fassg. der $$ 3-6 des G. vom 12, 4. 198 | 
(RGBI. IS. 380) und 8 169 f. BGB. in der ‚Erssung des, Goes zuze n Miß- 
5 R Sheschli x E e an Stat, . 11, 
Präuche bei der Eheschiieung und ed a T | 
Ss or Für IR einer vor dem a des nn ee H 
ichtige iltigen Ehe vgl. Art. 207 EG.BGB, wegen ler rechtlichen 
De ke Siher vor En 0 aaa vom 6, 7. 1938 
rechtkräftier für michtig erklärten Ehe vgl. $ a . en 
7 in jede le, mag das Kind im Inland 
Mi, h, daß das dtsch. SIAR, in jedem Fal ag d 1 
gie Im Ausland gebogen ac, am Justin Act, I u yelam Umfnge 
die Entstehung von Doppelstaatigkeit möglic neheliche Mutter wohnt, bezüglich 
Stsat, in dem der dtsch. Vater bzw; die ee soli (z. B. die meisten sudameri- 
der auf seinem Gebiet geborenen Kioden a " Geburt neben der dtsch. auch 
kanischen Staaten), so an ee Aroleichen Kindes einer RAng. 
Angehöriger eines Landes, das dem Kinde di SA, des uichlichen Vaters durch ’ 
dessen Anerkennung in Frankreich und Be 
5 e Istaatigkeit. een 
re ne er für Findelkinder a mn an = Bor per 
aufrechtzuerhalten; es wird unterstellt, re h. von einem Vater oder 
King unbekannter Abkunft als Reichsange besitzen. Diese Vorschrift über 
einer unehelichen Muttor stemmd, ee keine Anwendung ($ 35), selbst 
Findelkinder fand in den dtsch. Schutze inder handelte. Dageren kommt 
wenn os sich um weiße, deutschs A  eden Rasse die dtsch. StA. zu. 
i chland auf; ODER Du. 3 it wide durch de 
nt sah Vermuuung jederzeit widerlegbar ER 
i Xi von : t, ’er- 
Mutter nichtätseh, StA, aetarını. Wird entsprechender Beweis erbracht, so ver- 
hıert das Findelkind rückwirkend die disch. StA. Als Kind im Sinne des Aus: 
drucks Findelkind“ ist jede Person. are persönlichen Verhältnisse 
+h 1 eihafter Entwickelung u StA. nieht zu ermitteln i 
dadurch bedingter ınang: ben kann, so daß ihre derlich.iae: and ; 
er A ai usa ma a 71). Nicht erforder a ist, da ! 
is o hi, 9 k B 
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Pi] Gesetz von 1913 $$ 5 und 6. 
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die Auffindung unmittelbar nach der Geburt erfolet. Auch die auf öster- 
reichischem Gebiet geborene oder aufzefundene Person („Findling‘“) gilt, 
solange nicht ihre Angehörigkeit zu einem fremden Staat, nachgewiesen ist, ala 
RAng., dies aber nicht auf Grund von $ 4 Abs. 2 RuStAG., sondern zufolre 
des anzuwendenden österr. Landesrechts (zu vgl. $ 4 Abs, 2 der VO, vom 3. 7, 
1938, unten 8. 59). 

Sind nicht die Eltern des Kindes, sondern ist nur ihre StA, unbekannt, so 
wird das Kind deutscherseits als staatlos behandelt. 


$ 5. Eine nach den deutschen Gesetzen wirksame Legitimation durch 
einen Deutschen begründet für das Kind die Staatsangehörigkeit des Vaters. 


1. Legitimation (Erwerb der Eigenschaft eines ehelichen Kindes) ist nur 
für uneheliche Kinder möglich (vgl. $$ 1719 bis 1740 BGB. i. d. Fassg. bzw. nach 
Maßzabe der 8$ 22—24 des G. vom 12. 4. 1938, RGBl. I S. 380); wegen der var 
Inkrafttreten des G. vom 12, 4. 1038 erfolgten Ehelichkeitserklärungen vgl. & 31 
ebenda. Das uneheliche Kind einer Deutschen erwirbt mit der Geburt nach $ 4 


die StA. der Mutter. Für die StA. des unchelich Ki i in gilt 
das Heimatreoht der ausländischen Mutter. RER RUSOR, EURER RIENAIBBNNE 


ı 2. Es wird nicht verlangt, daß di itimati; Igt 
ist, sondern nur, daß sie Be 2 Gosiimation mach dtsch. Recht Ha 


Zeit der Legitimation die RA, besitzt, nach den dtsch. G. Auch wenn die Legi- 


des materiellen 


G. genügt ur Ai Abs. 1 Satz 2 EG.BGB.). En 
d 5 eeitimation erfolgt entweder durch nachfolgende 
Ehe (8$ 1719 7. BGB.) oder durch Eheli "hkeitserklärung (8 2 i 

nasse: der 55 224 dos G. vom 12. 4. 1938 — RGBL TS. O0 ern BOB. id. 


R, sch, „, wen d indi 
Legitimation als solche nicht kenn Wegen ger zende ausländische Recht die 
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Kraft. Erst mit dem Augenblick der Eheschließeen geh päeine rckwirkende 


eine ‚ausländische StA 
egitimation seitens eines Deutschen di 
N Doppelstaatigkeit ist hierbei 
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a, ur ation durch eine durch die Wiedervereinigung Öster- 
A von roichsangehöri gewordene Person vgl. 
verheiratete Tochter legitimiert, dan kan unten ti f en 
t 2 e ne 
lie aA En Bam eintreten, denn sie ist Bere a 
Beraelr Sohn legiti an em ee a ber Juch 
auf seine Jhefi f „der Erwerb der d D e oh 
mann m Frau und Kinder (ebenso Woeber 18 u, v Keiıtı Pasah 
as von einem früheren j taatl 
durch Legitimation nicht de. Arsen. 8 In einemzeugte Kind erwirbt 


Fardigen erzo u N Fi h a3 von ein er 
(ein nach heutigen Grungliche Kind wird dureh Legion aß, lt eine 


Staates, ob durch 
e ausländische Sta. verloren geht; Ent- 


5. Wird die Verfügung, du Bere age Zustand! mation zum Deutschen 
emiß $ 17354 Bi 1. dparch die ein Kind für @ 
& 380) Zurückgenommior des $ 5 Sallk ne Bald 


ie dtsch. StA. des Kindes, wei! 
rkt und nicht rückwirkend Ans Röchts- 
$ 6. Durch die Eheschließung 


die Staatsangehörigkeit des Mannes mit einem Deutschen erwirbt die Frau 


n dtsch. G. wirksam ist. Nach Art. 22 EG.BGB. , 


Gesetz von 19133 6. >21 
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‚1. Ob die Eheschließung im Inland oder im Ausland erfolgt, ist gleich- 
gültig; sie'muß nur nach den dtsch, G. gültig sein. Bei Eheschließung im Inland 
gelten, wenn beide Ehegatten Deutache sind: SS 1303. BGB. (ab 1. 8. 1938 
SS 1—19 des Ihhegesetzes vom 6. 7. 138 — RGBL TI S. &07 —ı SS HM. PStG. 
(vom 1.7. 1938 ab die $5 3-15 PStG. [neul vom 3. 11. 1937). sofern das Aufzebot 
vor Inkrafttreten des EheG. angeorinet war, vgl. $ 85 ebenda; wenn die Ehefrau 
Ausländerin ist: Art. 13 EG.BGB, (die Ehefähizkeit eines jeden Verlobten be- 
stimmt sich nach seinem Heimatrecht: die Ehefähigkeit eines Staatlosen mit 
gewöhnlichem Aufenthalt im Inland bestimmt sich nach dem deutschen 
matcriellen Eheschließungsrecht, vgl. Art. 29 EG.BGB. i. d. Fassg. des $ 25 des 
G. vom 12. 4. 1938 — RGBl. I S. 380 —) 

Bei Eheschließung im Ausland gilt sowohl in dem Falle, daß beide Ehsratten 
Deutsche sind, wie auch in dem Falle, daß die Ehefrau Ausländerin ist, Art. 13 
EG.BGB., wobei jedoch nach Art. 11 Abs. 1 EG.BGB. die Formen des Ehe- 
schließungsortes genügen. Eine Ausnahme bestand für Konsulargerichtebezirke 
($ 36 KonsGQ. vom 7. 4. 1900); Hier bestimmte sich die Form der Ehe des Dent- 
schen nur nach dtsch. Recht. Nachdem Deutschland infolge des VV. und der 
Nachkriegsentwicklung auf die Ausübung der Konsulargerichtsbarkeit in fast allen 
Ländern verzichtet hatte, in denen es früher solche Gerichtsbarkeit ausübte he- 
stand sie in letzter Zeit nur noch in Ägypten (Vtr. vom 16. 6. 1925, RGBL II 
S. 735) und Abessinien. Vgl. Wolfgang Mettgenberg, Deutsche Konsulargerichts- 
barkeit, in der Deutschen Justiz 1936 S. 85861. In Abessinien entfiel sie zu- 
folge der Anerkennunz des italienischen Imperiums durch Deutschland, in 
Ägypten am 15. 10. 1937 gemäß der VO. vom 23, 5, 1933 (RGBL II S. 216): 
vgl. auch oben S. 16. Wegen der Überleitung von Rechtsangelezenheiten der 
Konsulargerichtsbarkeit vgl. die VO. vom 14. 10. 1938 (RGBl. TS. 1441). 

Bei Eheschließung eines RAng. mit einer Ausländerin, sei es im Inland 
oder Ausland, ist ferner zu beachten das HaagEheschlAbk, vom 12, 6. 1902 
(RuBl. 1904 S. 221), das im Verhältnis zwischen dem Deutschen Reich und Italien, 
Luxemburg, den Niederlanden, Schweden, der Schweiz und Ungarn in Geltung ist, 
Im einzelnen vgl. v. Keller-Trautmann &f. 

2. Durch die Eheschließung tritt die Ehefrau in den Staatsverband des 
Mannes ein, auf ihren Willen kommt es nicht an. Weder ein Vorbehalt der Frau 
noch ein solcher beider Ehegatten ist möglich. Ob die Frau ihre bisherige 
ausländische StA. durch die Ehe mit einem RAng. verliert, richtet sich nach 
dem G. des ausländischen Staates‘), Durch spätere Auflösung der Ehe infolgr 
Todes des Ehemanns oder infolze Scheidung oder infolge Aufhebung zemäß 
85 33 ff! des EheG. vom 6. 7. 1938 (RGBI. IS. 807) geht die durch die Eheschließung 
erworbene dtsch. StA. nicht verloren. Soweit, wie nach dem Recht eini 'er Staaten, 
die Frau, die durch Verehelichung ‚mit einem Ausländer dessen 8 erworben 
hatte, nach Auflösung der Ehe ihre frühere StA. ohne ihr Zutun wiedererlangt, 
berührt dies ihre durch die Eheschließung erworbene dtsch. StA. nicht. 

3. Es werden für den Erwerb der StA. durch rechtsgültige Ehe keine 
Anforderungen an die künftige Ehofrau gestellt, z. B. wird nicht Beherrschung 
der dtsch. Sprache gefordert. Auch bestimmte Rassezugehörigkeit spielt de 
lege lata keine Rolle (indessen de lego ferenda Änderung zu erwägen). 86 
erstreckt sich daher auch auf Mischlirigeehen. Auch in den früheren dtsch. Kolonien 
erwarb nach richtiger Ansicht die Farbige durch Ehe mit einem Deutschen dessen 
StA (v. Keller-Trautmann 8). 

4. Liegt eine gültige Ehe nicht vor, so tritt der Übergang der StA. auf die 
Frau nicht ein. Bedarf es zur Feststellung der Nichtigkeit der Ehe eines be- 
sondern gerichtlichen Urteils (3$ 13231, BGB., seit dem 1.8. 1938 88 20, SS Bf, 
des Ehegesetzes vom 6. 7. 1938, RGBl. I S. 807), so besitzt die Frau bis zum Zeit- 
punkt der Rechtskraft des Gerichtsurteils die dtsch. StA, und verliert sie sodann 
rückwirkend. Nicht so bei’der Aufhebung der Ehe gemäß 83 33 ff, des Ehe- 
gesetzes vom 6. 7. 1938. Zwar ist an die Stelle der Anfechibarkeit der Ehe 
FE 1330 f, BGB.) die Aufhobbarkeit der Ehe getreten. Während aber die An- 
echtung eine Nichtigerklärung der Ehe mit Wirkung vom Zeitpunkt der 
Eheschließ ung zur Folgo hatte, soll die Ehe durch die Aufhebung ebenso wie 
durch die Scheidung mit der Rechtskraft des Aufhebungsurteile 


t) So tritt zwar z. B. nach polnischem Recht ein solcher Verlust ein. Polen erkannte 
aber bei Polen, die in dem ehemals russischen Teilgebiet heimatberechtigt sind, eine lhe- 
schließung nicht als rechtsgültig an, wenn keine kirchliche Trauung stattgefunden hat. 
In solchem Fall tritt dann auch kein Verlust der polnischen StA/ ein, 
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9% Gesetz von II SS 7 und 8. 


aufgelöst werden. Daher kein Einfluß auf die StA. der Frau. Besonders be- 

merkenswert ist in diesem Zusammenhang übrizens die in & 23 des erwähnten 

neuen Ehegesetzes reregelte Nichtigkeit einer „Staatsangehörigkeitsehe“, d. i. 

eine Ehe, die ausschließlich oder vorwiegend zu dem Zweck geschlossen ist, der 

Frau den Erwerb der StA. des Mannes zu ermöglichen. ohne daß die cheliche 

Lebensgemeinschaft begründet werden soll. Eine solche Ehe ist jedoch als von 

Anfang an gültig anzusehen, wenn die Ehegatten nach der Eheschließung fünf 

Jahre oder! falls einer von ihnen vorher verstorben ist, bis zu seinem Tode, je- 

doch mindestens drei Jahre, als Ehegatten miteinander gelebt haben, es sei denn, 

daß bei Ablauf der fünf Jahre oder zur Zeit. des Todes des einen Ehegatten die 

Nichtigkeitsklage erhoben ist. Nach $ 86 Abs. 2 des EheG; kann auch eine vor 

Inkrafttreten des G. geschlossene StA.-Ehe für nichtig erklärt werden. wenn 

die Ehe nach dem 8. 11. 1918 geschlossen ist. Kinder aus einer für nichtig _er- 

klärten StA.-Ehe sind — abweichend von der Regel des $ 3 EheG. — gemäß $ 39 

a. 2. 0. unehelich. 

5. Kinder der Frau aus einer früheren Ehe erwerben durch die Heirat ihrer 

Mutter nicht die dtsch. StA.: desgl. nicht ihre unchelichen Kinder, es sei denn 

zufolge Legitimation nach $ 4. 

$ 7. Die Aufnahme muß einem Deutschen von jedem Bundesstaat, in 
dessen Gebiet er sich niedergelassen hat, auf seinen Antrag erteilt werden, 
falls’kein Grund vorliegt, der nach den $$ 3 bis 5 des Gesetzes über die Frei- 
zügigkeit vom 1. November 1867 (Bundesgesetzbl. S. 55) die Abweisung eines 
Neuanziebenden oder die Versagung der Fortsetzung des Aufenthaltes 
rechtfertigt. 

Der Antrag einer Ehefrau bedarf der Zustimmung des Mannes; die 
fehlende Zustimmung kann durch die Vormundschaftsbehörde ersetzt werden. 
Für eine unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundschaft stehende Person 
wird, wenn sie das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, der Antrag von 
dem gesetzlichen Vertreter gestellt; hat sie das 16. Lebensjahr vollendet, so 


bedarf ihr Antrag der Zustimmung des gesetzliches Vertreters. 
Zufolge der Schaffung einer einheitlichen dtsch. StA, durch die VO. vom 
5. 2. 1934 (abgedr. unten S. 47) ist die Vorschrift gegenstandslos geworden. 


$ 8. Ein Ausländer, der sich im Inland niedergelassen hat, kann von 
denı Bundesstaat, in dessen Gebiet die Niederlassung erfolgt ist, auf seinen 
Antrag eingebürgert werden, wenn er - 

1. nach den Gesetzen seiner bisherigen Heimat unbeschränkt geschäfts- 
fähig ist oder nach den deutschen Gesetzen unbeschränkt geschäfts- 
fähig sein würde oder der Antrag in entsprechender Anwendung des 
&7 Abs.2 Satz2 von seinem gesetzlichen Vertreter oder mit dessen 


Zustimmung gestellt wird; 
2. einen unbescholtenen Lebenswandel geführt hat; 
3. an dem Orte seiner Niederlassung eine eigene \Vohnung oder ein 


Unterkommen gefunden hat und 
4. an diesem Orte sich und seine Angehörigen zu ernähren imstande ist. 


Vor der Einbürgerung ist über die Erfordernisse unter Nr. 2 bis 4 die 
Gemeinde des Niederlassungsorts und, sofern diese keinen selbständigen 


Armenverband bikdet, auch der Armenverband zu hören. 

1. Die Einbürgerung kann beantragt werden von jedem Ang. eines aus- 
ländischen Staates wie auch von einem Staatlosen. Die vom G. genannten Vor- 
aussetzungen der Einbürgerung sind Mindestforderungen, ohne deren Erfüllung 
die Einburgerung nicht erfolgen darf, bei deren Erfullung sie aber trotzdem 
abgelehnt werden kann (Gnadenakt). Sie kann selbst dann abgelehnt werden, 
wenn Jie weiteren, in den Einbürgerungsrichtlinien verankerten Wöranseniannzen 
erfüllt sind. Ein — durch Rechtsmittel verfolgbarer — Anspruch auf Eio- 
bürgerung besteht in keinem Falle. Die Einbürgerungsansprüche des RuStAG. 
sind durch das G. vom 15. 5, 1935 wabgeudr. unten 3. 49) beseitigt. Diese Rechts- 
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„lage hindert nicht die Einlegung der allg. Dienstaufsichtsbeschwerde an das Innen- 
ministerium. 

2. Voraussetzung Ist zunächst eine inländische Niederlassung.2), Inland war 
bis zum 11. 11. 1918 (Ausscheiden Elsaß-Lothringens), im übrigen kis zum 10. 1, 1920 
(dem Taxe des Inkrafttretens des VV.) das Deutsche Reich in seiner Vor- 
kriegsausdehnung, ausschl. der Schutzgebiete, für die $S 33 d. G. galt. Nach 
dem 10. 1. 1%20 ist bis 1938/39 als Inland das Reich in seiner durch den VV. 
gegebenen Ausdehnung anzusehen, einschl. des Saargebiets auch während der 
Zeit der Völkerbundsverwaltung. Im Jahre 1938 kamen hinzu Österreich und 
die sudetendentschen Gebiete, im Jahre 1939 das Protektorat 
Böhmen und Mähren, das Memelland, Danzig und die Ostge- 
biete, 1940 Eupen, Malmedy und Moresnet (Großdeutsches Reich). 

3. Der Begriff der Niederlassung erfordert den Besitz einer, eigenen Wohnung 
oder eines bestimmten Unterkommens, verbunden mit der Absicht, dauernden Auf- 
enthalt in der Wohngemeinde zw nehmen (PrOVG. 70, 316). Die Niederlassung 
muß bereits vollzogen sein. Im Gegensatz zu den meisten neueren StAG. der 
ausländischen Staaten verlangt das dtsch. G. nicht Wohnsitz oder Niederlassung 
von bestimmter Dauer, dagegen verlangen die Einbürgerungsrichtlinien 
bei fremdstämmigen Ausländern im allgemeinen eine besonders lange Nieder- 
lassungsdauer, die jedoch bei Vorliegen besonderer Umstände herabgesetzt 
oder aber auch erhöht werden kann (Näheres s. Einltg. 8. 10). Als „Nieder- 
lassung“ äst nicht der Aufenthalt in einem Heimkehrlager von Flüchtlingen anzu- 
sehen, Yfg. des Pr. Min. d. Inn. vom 8. 2. 1%3 (Grotefend 1923, 485). 

4. Die Geschäftsfähigkeit des Antragstellers muß vorhanden sein entweder 
nach den G. seiner bisherigen Heimat (vgl. Art, 7 Abs. 1 EG.BGB.) oder nach 
den dtsch. G. Diese kommen bei Staatlosen stets, bei Ausländern dann 
in Betracht, wenn sie für den Antragsteller günstiger sind, d. h., wenn er nach 
dtsch. Recht dıe Geschäftsfähigkeit früher erreicht als nach den G. seines 
Heimatstaates. 

5. Eine ausländische Ehefrau kann selbständig den Antrag auf Einbürgerung 
stellen, ohne daß es für das dtsch. Recht der Zustimmung des Ehemanns bedarf. 
Ob die ohne Zustimmung des ausländischen Ehemanns erfolgte Einbürgerung 
den Verlust der früheren StA. bewirkt, richtet sich nach dem betreffenden aus- 
ländischen Recht. Unter Umständen kann also Doppelstaatigkeit eintreten. 

6. Wer als gesetzlicher Vertreter den Antrag auf Einbürgerung stellen bzw. 
ihm zustimmen kann, richtet sich nach dem Heimatrecht des Einzubürgernden. 
Ist dieser ein Staatloser, wird dtsch. Recht zur Anwendung kommen müssen’). 

7. Unter welchen Voraussetzungen „unbescholtener Lebenswandel“ des 
Einzubürgernden anzunehmen ist, unterliegt dein Ermessen der Verwaltungs- 
behörden, desgleichen die Frage, welche Beweismittel zum Nachweis der Unbe- 
scholtenheit beizubringen sind. Eine Bestrafung ist nicht unter allen ‚Umsthnden 
notwendig oder ausreichend, um Bescholtenheit anzunehmen. Nach OVG. 73 S. 311 
(MBIV, 17 S. 208) kommt es auf die Umstände des einzelnen Falles an. v. Kel- 
ler- Trautmann 8. 122 führen als unwürdige Eigenschaften an: Versäumung 
der Unterhaltspflicht, Verwahrlosung der Kinder, Mißhandlung der Ehefrau, noto- 
ri T z 

wi. 1 I dung oder Unterkommen am Niederlassungsort gefordert. 
Wohnung ist hier ein Raum, der in wirtschaftlicher Beziehung für die Führung 
eines Haushalts durch den Einzubürgernden und seine Familie ausreicht (Schlafen, 
Kochen); dies kann auch bei einen untergemieteten Raum der Fall sein. Es 
braucht sich nicht um eine selbständige Wohnung im Sinne der Wohnungszwangs- 
wirtschaft zu haudeln. Unterkommen ist ein Aufenthaltsort, der eine selbständige 
Wirtschaftsführung nicht voraussetzt, z. B. eine Schlafstelle. Sand 

9. Der Antragsteller muß imstande sein, sich und seine Ang. am Ei gr 
Niederlassung zu ernähren. Als Ang. kommen die Familienang. in Betracht, die 
tatsächlich in der Familie des Antragstellers leben, die von ihm in wirtschaftlicher 
Beziehung abhängig sind. Die gesetzliche Unterhaltspflicht ist nicht entscheidendes 
Merkmal (v. K eller. Trautmann 123, a M. Woebor 30) Der Antrag- 
steller muß nicht nur jetzt, sondern voraussichtlich auch künftig imstande sein, 
sich und seine Familie zu „ernähren“, d. h. Nahrung, Kleidung, W RERRRL = us 
Krankheitspilege usw. zu beschaffen. Es gehört dazu ein den sozialen Verhält- 
2) Zu ver, je 1 der VO. vom ®, 1. 1942 (unten S, 14). . 

») eek nn 8 falls des Erfordernisses der Mitwirkung des gesetzlichen 


Vertreters zu vgl. 8 3 der VÖ. v. 20. 1. 1942 (unten 5. 14). 
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nissen des Antragstellers entsprechendes stetiges Einkommen aus Beruf oder aus 
Vermögen (v. Keller-Trautmann 123). Die wirtschaftliche Existenz des 
Antragstellers muß gesichert sein (Woeber 30): wenn auch, wie zumal in 
Zeiten wirtschaftlicher Krise. nicht buchstabengetreu zu verlangen ist, daß eine 
solche Sicherung bereits im Zeitpunkt der Entscheidung über den Einbürgerungs- 
antrag vollauf gezeben ist, so muß sie doch wenigstens für die Zeit unmittel- 
bar danach, vielleicht gar als Folze der Erlangunz der Inländereizenschatt, be- 
stimmt vorausschbar sein (vgl. RdErl. vom 4. 8. 1939; unten S. 160). 

Die Ernährungsmöglichkeit muß gerade am Orte der Niederlassung vor- 
handen sein, also unter Berücksichtigung der dort bestehenden Verhältnisse 
(Handels- und Gewerbeverhältnisse, Arbeitsgelerenheit, Wohnungsmieten, Woh- 
nungsnot, Lebensmittelpreise). . 

. , 0. Die in $ 8 angeführten Voraussetzungen sind das Mindestmaß: für die 
Einbürgerungspraxis steht nichts im Wege, höhere Anforderungen zu stellen. 
Allgemeine Voraussetzung für die Einbürgerung ist, daß der Einzubirzernde in 
rassischer, erbbiologischer, wirtschaftlicher, politischer und kultureller Beziehung 
als erwünschter Bevölkerungszuwachs angeschen werden kann und daß er im 
deutschen Volkstum aufgerangen ist. Ist mit dem Erwerb der dtsch. StA. nach 
dem Heimatrecht des Eingebürgerten nicht ohne weiteres ein Verlust der bie- 
herigen StA. verbunden, so wird im allgemeinen vorherige Entlassung des An- 
tragstellers aus seiner bisherigen StA. gefordert. Tine vertragliche Verpflichtung, 
- Einbürgerung erst nach dieser Entlassung vorzunehmen, bestand auf Grund 
gm. D 1.10. 1936 außer Kraft getretenen Artikels 13 Satz 1 des deutsch-tschechosl. 
= - vom 29. 6. 1920 (RGBl. S. 2284) nur gegenüber der Tschechoslowakei. Da- 
& fa sie nach der beiderseitigen Praxis sowohl für die förmliche Einbürze- 

ung als auch für die Einbürgerung durch Anstellung im Staats- oder Gemeinde- 


dienst (wegen der Aufhebung des Art. 12 ver kV ;R x. 295) 
Eine unter Verletzung dieser erlag ae 0 BOB 1 5 EB) 


kolls zu dem deutsch-persischen Niederlas: v 
Do 190 11 S. 1012 und 1931 II een m ran der Mandl, 
Kanlachen Regierung zur Einbürgerung eines Marokkan 

Tr, „onvention über die Ausübung des Schutzrechte 
een S. 103) gewisse Rechtsfolgen. Diese Vert 
wi nr Abs. 1 VV. aufgehoben worden. Die Bestimmungen des VV. (ins- 

ndere Art. 53 u. 278) stehen einer Wiederej i 

aus Uen abgetretenen Gebieten nicht entgegen 
Ya Der Antrag auf Einbürgerung ist zı 
ee eelnie RegPräs,, PolPräs. Berlin) oder aueh an die untere Polizei- 
ee es 3 ”- Einbürzerungsbohörden in sämtl. dtsch. Ländern vgl. im 
Anm. 6 zur Einleitung en Fir Einbi er ei unlon 3. 107 (such 
höhere Verwaltungsbehörde des Bezirk ae Mt tlseh Fer A 


lassung hat {vel. E s. in dem der Antragsteller sei ? Nieder- 
ggons hat (vgl. Rd], vom 16. 9. 1938 — RDIV. S nanstell ee 


Bezüglich ei 1 
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1934 fabgear. unten $, 47) 
esstaat“ (Land), sondern „im 
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2. Bezüglich einer seinerzeit unter Nichtbeachtung des $ 9 erfolgten Ein- 

bürgerung vgl. Anm. 1 zu $ 16. 

ss 10—12. 

Die &$ 10 bie 12, $ 26 Abs. 3 Satz 2, $ 31 und $ 32 Abs. 3, nach denen bisher 
unter gewissen Voraussetzungen Anträgen anf Einbürgerung stattrezeben werden mußte, 
desgl. SS 15 Abs. 2 und 34, insoweit sie einen Anspruch auf Einbürgerung gewähren, 
sind durch $ 2 des G. vom 15. 5. 1935 (abzedruckt unten S. 49) aufzehoben worden. 
Dies geschah, um eine vollkommene Durchführung der nationalsozialistischen Grund- 
sätze in der Einbürgerungspolitik zu ermöglichen. was bei Aufrechterhaltunz der be- 
zeichneten Vorschriften nicht möglich war, da nicht jede Person, die danach einen 
Einbürgerungsanspruch hatte, insbesondere in rassischer oder erbgesundheitlicher Hin- 
sicht einen erwünschten Bevölkerungszuwachs darstellt. Nunmehr ist auch in den 
Fällen der bezeichneten Paragraphen nach freiem pflichtmäßigen Ermessen unter Be- 
rücksichtigung aller für den Einzelfall bedeutsamen Umstände zu entscheiden (hinsicht- 
lich Österreichs vgl, Anm. 1 Abs. 2 zu $5 der VO. vom 3. 7. 1938, unten S. 60). 
Der Reichsminister d. Inn. hat jedoch anzeordnet, daß Einbürgerungsanträge, bei 
denen die Tatbestände der aufgehobenen Bestimmungen erfüllt sind und es 
sich um schutzwürdige Fälle im Sinne nationalsozialistischer Grundsätze handelt, 
bevorzugt und mit größtem Wohlwollen zu behandeln sind, da der Schutz, den die 
aufgehobenen Vorschriften boten, für wirklich schutzwürdige Fälle auch in Zukunft 


‚erhalten bleiben soll. Insbesondere soll in den in Betracht kommenden Fällen eine 


möglichst wohlwollende Prüfung der wirtschaftlichen Voraussetzungen nach $ 8 Abs. 1 
Nr, 4 des Gesetzes stattfinden. Die Zustimmung des Ministers, die nach $ 3 der VO. 
über die deutsche StA. vom 5. 2, 1934 für eine Einbürgerung notwendig ist, soll für 
die außerpreußischen Landesregieruneen (außer Österreich und den sudetendeutschen 
Gebieten) allgemein in denjenigen Fällen als erteilt gelten, in denen die Tatbestände 
der aufgehobenen Bestimmungen der SS 10 und 11 des Gesetzes gegeben sind und die 
Landesregierung feststellt, daß die Erfordernisse für die Einbürgerung erfüllt sind, 
RdErl. vom 26. 7. 1935 — I A 4429/5000 b II —-). Der Wortlaut der aufgehobenen 
Paragraphen wird deshalb nachstehend wiedergegeben. 

„S 10. Die Witwe oder geschiedene Ehefrau eines Ausländers, die zur Zeit ihrer 
Eheschließung eine Deutsche war, muß auf ihren Antrag von Jem Bundesstaat, in 
dessen Gebiet sie sich niedergelassen hat, eingebürgert werden, wenn sie den Er 
fordernissen des $ 8 Abs 1_Nr. 1, 2 entspricht, Über das Erfordernis unter Nr. 2 ist 
vor der Einbürgerunz die Gemeinde des Niederlassungsorts zu hören. 

& 11. Ein ehemaliger Deutscher, der als Minderjähriger die Reichsangehörigkeit 
durch Entlassung verloren hat, muß auf seinen Antraz von dem Bundesstaat, in dessen 
Gebiet er sich niedergelassen hat, eingebürgert werden, wenn er den Erfordernissen 
des $ 8 Abs. 1 entspricht und den Antrag innerhalb zweier Jahre nach der Voll- 
jährigkeit stellt. Die Vorschrift des $ 8 Abs. 2 fiındut Anwendung. . 

$ 12. Ein Ausländer, der mindestens ein Jahr wie ein Deutscher im Heore oder 
in der Marine aktiv gedient hat, muß auf seinen Antrag von dem Bundesstaat, in dessen 
Gebiet er sich niedergelassen hat, eingebürgert werden, wenn er den Erfordernissen des 
$ 8 Abs. 1 entspricht und die Einbürgerung nicht das Wohl des Reichs oder eines 
Bundesstaats gefährden witrde. Die, Vorschriften des 3 8 Abs. 2 und d«s $ 9 Abs. 1 
finden Anwendung. R ’ 

$ 12 ist nach Vorstehendem für den Dienst in der neuerstandenen deutschen Wehr- 
macht nicht mehr praktisch geworden. Die Vorschrift bezog sich übrigens nicht auf den 
Dienst in der fruheren deutschen „Reichswehr“ (Reichsheer, Reichsmarine).“ 


$13. Ein ehemaliger Deutscher, der sich nicht im Inland niedergelassen 
hat, kann von dem Bundlesstaate, dem er früher angehört hat, auf seinen 
Antrag eingebürgert werden, wenn er den Erfordernissen des $8 Abs. 1 
Nr. 1,2 entspricht; dem ehemaligen Deutschen steht gleich, wer von einem 
solchen abstammt oder an Kindes Statt angenommen ist. Vor der Einbürgerung 
ist dem Reichskanzler Mitteilung zu nrachen. Die Einbürgerung unterbleibt, 


wenn 4er Reichskanzler Bedenken erhebt. u 
1. Eine der vornehmlich von ausländischen Autoren besonders kritisierten 
Bestimmungen, vgl. Schwartz, lö1ff. Dem früheren RAng. der seine 
dtsch. StA, verloren hat, wird, auch ohne inländische Niederlassung, die 
Möglichkeit der Wiedereinbürgerung gegeben, auch seinen Abköimmlingen (ohne 
“Beschränkung des Grades der Abstammung) und den an Kindes Statt Ange- 
nommenen (nicht auch deren Abkömmlingen,. Nach dem reinen Wortlaut konnte 
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wohl der Abkömmling und das Wahlkind eines ehemaligen Deutschen, nicht 
aber einer Person eingebürgert werden. die sich noch im Besitz der dtsch. StA. be- 
findet oder zur Zeit seines Todes befunden hat. Das kann naturgemäß nicht der 
Sinn der Bestimmung sein. In der Verwaltungspraxis wird demgemiß $ 13 auch 
zurunsten der Abkömmlinge und Wahlkinder von RAng. angewendet (zu vgl. 
RäErl. d, PrMdl. vom 15. 7. 1929 — MBliV. S. 613 —). Entsprechend dem Wort- 
laut des $ 13 geht die Verwaltungepraxis davon aus, daß als Abkömmlinge von 
ehem. RAng. im Sinne der Vorschrift nur solche Personen in Betracht kommen, 
deren Voreltern einem der Länder des heutigen Deutschen Reichs an- 
gehört haben; also nicht etwa die dem reichsdeutschen Volke stamm- 
verwandten Bewohner der deutschen Sprachgebiete des Auslandes, wie z. B. 
Schweizer. Die Abstammung muß nachgewiesen werden. Ob auch eine dtsch. 
Abstammung mütterlicherseits zur Erfüllung der Voraussetzungen des $ 13 genügt, 
kann zweifelhaft sein. 

Der Grund, aus dem die StA. verlorenging, spielt keine Rolle. Nicht nur Staat- 
lose können nach $13 wieder eingebürgert werden, sondern auch diejenigen, die 
eine ausländische StA. erworben haben, sei es freiwillig oder unfreiwillig wie 
2. B. auf Grund der Bestimmungen des VV. Auch die Witwe oder geschiedene 
Ehefrau, die vor ihrer Ehe die disch. StA. besaß, kann nach $ 13 wieder ein- 
gebürgert werden, wenn sie im Ausland wohnen bleibt, Daß der Einzubürgernde 
eiwa nebenher nach ausländischem Recht seine ausländische StA. bei- 
behält, steht der Einbürgerung nicht entgegen. Doppelstaatigkeit kann also ohne 
weiteres eintreten. Schutz des Reichs wird der Eingebürgerte gegenüber seinem 
ausländischen Heimatstaate nur insoweit genießen, als Kollisionen nicht zu be- 
u and 

oraussetzungen der Wiedereinbürgerung sind nur Goschäftsfähigkeit 

und Unbescholtenheit ($ 8 Abs. 1 Nr. 1, 2), also nicht die pe Erfor- 
dernisse des $8 Abs. 1 Nr. 3 und 4. Über die Wirkung der. Wiedereinbürgerung 
. 2 en und Kinder vgl. $16 Abs. 2. Die Einbürgerung wird wirksam mit der 
Peer Fa igung der is ($ 16), die bier durch den dtsch. Konsul 
3. Gemäß $$ 2, 3 der VO. vom 5. 2. 1934 (abgedr. unten S. 47) bürgert die 


Regierung des Landes, d i 
Kufage dee Ba ee der Antragsteller früher angehört hat, „in Namen und 


beh $ 14. Die von der Regierung oder der Zentral- oder höheren Verwaltungs- 
ehörde eines Bundesstaates vollzogene oder bestätirte Anstellung im un- 
mittelbaren oder mittelbaren Staatsdienst, im Dienste einer Gemeinde oder 

eines Gemeindeverbandes, im öffentlichen Schuldienst oder im Dienste einer 

I Im: Prnileyptaat anerkannten Religionsgesellschaft gilt für einen Deut- 

‘ = ! ufnahme, für einen Ausländer als Einbürgerung, sofern nicht in 
er Anstellungs- oder Bestätigungsurkunde ein Vorbehalt gemacht wird.‘ 
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kann der RMin.d. Inn, oder die von ihm ermächtigte Stelle für die Übergangszeit 
Ausnahmen gestatten. Der RMin.d.Ion. hat diese Befugnis nicht übertragen. 
sondern sich die Genehmigung grundsätzlich vorbehalten. Sie ist für die bis Juni 
1936 erfolgten Berufunzen von Beamten allgemein erteilt worden (vgl. RdErl. 
vom 29. 5. 1936 — RMBIIV. S, 755 —). Die spezielle Kiarstellung für die Beamten- 
anstellung enthält nun $ 26 Abs. 1 Nr. 1 des Deutschen BeamtenG. vom 
26. 1. 1937 (RGBI. I S. 39), wonach Beamter nur werden kann, wer Reichsbürger 
ist oder nur deshalb noch nicht ist, weil er infolge seines Lebensalters dir 
Voraussetzungen hierfür noch nicht erfüllt. In der AusfVO. vom 29. 6, 1937 
RGBI. TS. 669) heißt es zu $ 26: „Bis zum Erlaß weiterer Vorschriften über 
en Reichsbürgerbrief genügt es für die Ernennung, daß der Beamte das vor- 
läufige Reichsbürgerrecht besitzt oder daß keine Tatbestände vorliesen, die den 
Anwärter von dem Erwerb des vorläufigen Reichsbürgerrechts ausgeschlossen 
hätten, wenn er am 30. 9. 1935 das zwanzigste Lebensjahr vollendet hätte: als 
solcher Tatbestand gilt nicht der Besitz einer fremden StA. am 30. 9. 1935, 
wenn nachträglich die dtsch. StA erworben worden ist.“ Ausnahmen von 
dem Erfordernis des Besitzes des vorläufigen Reichsbürgerrechts als Voraus- 
setzung für die Bestellung als Beamter bedürfen nach $ 26 Abs. 2 des Deutschen 
BeamtenG. der Zustimmung des RMin. d. Inn. im Einvernehmen mit dem Leiter der 
Partei-Kanzlei oder der von ihnen bestimmten Stellen, Vermöge einer solchen Aus- 
nahmegewährung (praktisch insbesondere zu denken an Volksdeutsche mit 
fremder StA.) könnte also auch künftighin ein Ausländer deutscher Beamter 
werden, ohne vorher die deutsche StA. erwerben zu müssen; durch die An- 
stellung als Beamter (Näheres hierüber vgl, Anm. 4 u. 5 unten) würde er die 
deutsche StA. unmittelbar erlangen. Mit diesem Hinweis ist zugleich der noch 
verbliebene Anwendungsbereich der $$ 14, 15 RuStAG. umrissen. 

2. Das Deutsche BeamtenG. (zu vgl. oben Anm. 1) hat in Vollendung der 
durch das BerufsbeamtenG. vom 7. 4./22. 9. 1933 (RGBl. IS, 175, 655) begonnenen, 
durch das G. zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet des allgemeinen 
Beamten-, des Besoldungs- und des Versorgungsrechts vom 30. 6. 1933 (RGBl. I 
$. 433) 'weitergeführten Entwicklung für sämtliche Beamten des Reichs, der 
Länder, der Gemeinden (Gemeindeverbände) und der anderen Körperschaften das 
öffentlichen Rechts ein völlig einheitliches Beamtenreichsrecht geschaffen (wegen 
der Beamten der Polizei vgl. das deutsche PolizeibeamtenG. vom 24. 6. 1937 — 
RGBl. I S. 653 —). Aus $ 2 des G. ergibt sich, daß es im Öffentlichen Dienst 
nur mehr Reichsbeamte gibt, unmittelbare und mittelbare Reichsbeamte. Als 
unmittelbare Reichsbeamte gelten die Beamten, die nur das Reich zum Dienst- 
herrn haben (das sind die bisherigen Reichsbeamten gemäß dem alten Reichs- 
beamtenG.); mittelbare Reichsbeamte .sind die Beamten, die „einen anderen un- 
mittelbaren Dienstherrn haben“, bei denen also das Dienstverhältnis zum Reich 
nur mittelbar ist — zu vgl. $ 2 Abs. 2 und 3.2.0. — (das sind gemäß dem 
Aufbau der Öffentlichen Verwaltung die Beamten der Länder, Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und sonstigen öffentlich-rechtlichen Körperschaften sowie der 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts). Die Beamten der Deutschen 
Reichsbahn sind nach Art, 2 Abs. 5 des G. zur Neurogelung der Verhältnisse 
der Reichsbank und der Deutschen Reichsbahn vom 10. 2. 1937 (RGBI. II S. 47) 
unmittelbare, die der Reichsbank sind mittelbare Reichsbeamte. Für die 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften gelten die hauptsächlichen Vor- 
schriften des Deutschen BeamtenG. nicht; sie sind ermächtigt, dem G. ent- 
sprechende Vorschriften zu erlassen. 

3. Nach $ 24 des Deutschen BeamtenG. ernennt der Führer und Reichs- 
kanzler die Beamten, soweit gesetzlich nicht etwas anderes vorgeschrieben ist, 
oder er die Ausübung dieses Rechts nicht anderen Stellen überträgt. Gesetzlich 
etwas anderes vorgeschrieben ist insbesondere z.B. wegen der Kommunal- 
beamten — früber mittelbare Landesbeamte, jetzt mittelbare Reichsbeamte — 
(zu vgl. $$ 37, 41, 51 der Deutschen Gemeindeordnung vom 30. 1. 1935, RGBI, I 
8. 49: Änstellung durch die Gemeinde — Bürgermeister —, in bestimmten 
Fällen, insbesondere bei der Berufung von Bürgermeistern, Beigeordneten, Ge- 
meinderäten, Mitwirkung staatlicher Aufsichtsstellen bzw. der Beauftragten der 
NSDAP.). Hinsichtlich der Reichsbank verhält es sich «0, daß nach dem 
BankG. vom 30. 8. 1924 (RGBl. I 8. 235) in der Fassung des G. vom 10. 2. 1937 
(RGBl. ILS, 47) zwar der Präsident und die Mitglieder des Reichsbankdirektoriums 
vom Führer und Reichskanzler ernannt werden, daß aber die übrigen Beamten 
der Reichsbank vom Präsidenten ernannt werden. Durch Erlaß über die Er- 
nennung der Beamten und die Beendigung des Beamtenverhältnisses vom 10.7. 
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1937 (RGBl. I S. 769) hat. der Führer und Reichskanzler sich auf Grund von S 21 
des BeamtenG. vorbehalten, die Beamten in den Planstellen der Reichsbesoldungs- 
gruppen A2c2 und aufwärts oder der entsprechenden Länderhesoldungsgruppen 
_ früher unmittelbare Landesbeamte, jetzt mittelbare Reichsbeante — zu er- 
nennen (vgl. auch Erlaß über die Ernennung von öffentlich-rechtlichen Bedienste- 
ten im Lande Österreich vom 30. 4. 1938 — RGBl. TS. 454 —)\. Die Er- 
nennungsvorschläge werden von dem zuständigen Reichsmin. für Preußen 
vom MinPräs, deim Führer und Reichskanzler eingereicht, nachdem der 
Leiter der Partei-Kanzlei gehört worden ist. Die Ausübung des Rechts zur Er- 
nennung der übrigen Beamten hat. der Führer und Reichskanzler den Reichsmin., 
für Preußen dem MinPräs., übertragen, die ihre Befugnisse mit Zustimmung der 
RMin. d. Inn. und d. Fin. weiterübertragen können. Der RMin. d. Inn. hat durch 
Anordnung vom 19. 7. 1937 (RGBI. I S. 819) von dieser Ermächtigung in be- 
stimmtem Umfang Gebrauch gemacht: ebenso der RArbMin. durch Anordnung 
vom 13. 8. 1937 (RGBl. I S. 90%), der RWirtschMin. durch Anordnung vom 18. &, 
1937 (RGB!. IS. 008), der RWissMin. durch Anordnung von %. 8. 1937 (RGBl. I 
S. 912), der RFioMin. durch Anordnung vom 11. 9. 1937 (RGBI. I S. 1010), der 
RLaudwMin. durch Anordnung vom 10 2. 1938 (RGBl, I S. 195), der RPropMin. 
durch Anordnung vom 25. 3. 1938 (RGBl. 1 S. 369). Es ist damit zu rechnen, 
daß auch die übrigen Reichsmin. (vom Reichsminister des Auswärtigen abgesehen} 
und der Pr. MinPräs. von dem Recht der Weiterübertragung in ähnlicher Weise 
Gebrauch machen werden, wie es in Verfolg des aufzehobenen Führererlasses 
vom 1. 2. 1935 (RGBl. I S. 74) die erwähnten Reichsminister getan haben. 
Übrigens ist in Ziffer V der DurchfVorschr, vom 12. 7. 1937 (RGBl. I S. 771) 
bereits ausdrücklich gesagt, daß die Reichsstatthalter, soweit ihnen die Aus- 
übung des Rechts zur Beamtenernennung von den Reichsmin. übertragen wird, 
mit Genehmigunz des RMin. d. Inn. die Ausübung des Rechts weiterübertragen 
können {z. B. auf die Landesministerien). 

4. Das Beamtenverhältnis wird begründet durch Aushändigung einer Er- 
nennungsurkunde. in der die Worte „unter Berufung in das Beamtenverhältnis“ 
enthalten sind. Wer keine solche Urkunde erhalten hat, ist nicht ‚Beamter im 
Eine des Deutschen BeamtenG. ($ 27 2.2.0.) Nach der AusfVorschr. zu $ 24 
ui . vom 29. 6. 1937 (RGBI. I S. 669) wird die Ernennung, sofern nicht in der 
Irmennungsurkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist, mit dem Tage 
ler Aushändieung der Urkunde wirksam. Eine Ernennung auf einen rück- 
ag el Zeitpunkt jet unzulässig und insoweit unwirksam. 

Nur die Anstellung als Beamter als solche (Neuanstellung in der gehörigen 
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werden. — Im $ 14 2.2.0. ist der „öffentliche Schuldienst“ besonders 
erwähnt, weil es vielfach Schulen mit öffentlichem Charakter gibt, die nicht un- 
mittelbar vom Reich, von einem Land oder einer Gemeinde unterhalten werden 
(Schuldienst, der nicht unmittelbarer oder mittelbarer Reichsdienst ist); es handelt 
sich dabei um staatlicherseita anerkannte Schulen. Die Anstellung an solchen 
bedarf vielfach der Bestätizung durch den zuständigen OberPräs. — Hinsichtlich 
der Anstellung „im Dienst einer anerkannten Religionsgesell- 
schaft“ gibt es kaum mehr eine staatliche Bestätigung in dem hier fraglichen 
Sinne. Soweit der Staat zu der Bestellung einzelner Kirchenbeamten sein 
„Placet“ erteilt, handelt es sich nicht um eine „bestätigte“ Anstellung mit der 
Rechtsfolge des $ 14, weil ein solches Placet unter ganz anderen Gesichtspunkten 
erfolgt ala die oben erwähnte Zustimmung im rein staatlichen Bereich. Außer- 
dem ist zu beachten, daß auf die Angelegenheiten der Religionsgesellschaften 
weder die maßzebende Vorschrift des $ 3 des RBürgG. noch unmittelbar das 
Deutsche BeamtenG. Anwendung findet. 

Für die in $$ 14, 15 vorgesehene Einbürgerungsfolge („Aufnahme“ nicht mehr 
auf Grund der VO. vom 5. 2. 194 — abzedr. unten S. 47) kommt es nicht daranf 
an, ob die Anstellung als Beamter auf Lebenszeit, auf Zeit oder auf Widerruf 
— letzteres z.B. bei Beamten im Vorbereitungsdienst — (zu vgl. $ 23-830 des 
BeamtenG.) erfolgt, desgleichen nicht, ob der Berufene lediglich mit ehrenamt- 
licher Tätigkeit betraut wird (sofern ihm nur eine Urkunde ausgehändigt ist. in 
der die Worte „unter Berufung in das Beamtenverhältois als Ehrenbeamter“ 
enthalten sind, & 149 a.a.0.), endlich nicht, ob Einweisung in eine Planstelle 
erfolgt, Erst recht spielt die Art der Tätigkeit, die der Beamte ausübt (obrigkeit- 
liche — hoheitliche — Geschäfte oder solche mehr technischer Art) keine Rolle, 
ebenso nicht der Umstand, ob mit dem Amt ein Gehalt (Vergütung) verbunden 
ist oder nicht. 

6. Vor der Staateumwälzung von 1918 waren auch aktive Offiziere und 
Beamte der Heeresverwaltung eines der bundesstaatlichen Kontingente Landes- 
beamte, Seitdem gemäß Art. 79 der RVerf. von 1919 die Heeresverwaltung auf 
das Reich übergerangen ist und gemäß Art, 46 RVerf. die Oftiziere vom Reichs- 
oberhaupt ernannt werden, si Offiziere und Heeresbeamte Reichsbeamte. 
Eine Einstellung von Ausländern in die frühere „Reichswehr“ kam grundsätzlich 
nicht in Frage, da & 1 des G. über die Abschaffung der allgemeinen Wehrpflicht 
usw. vom 21. 8. 1920 (RGBl. $. 1608) bestimmt, daß alle Angehörigen der Wehr- 
macht die deutsche StA. besitzen müßten. Wer als Ausländer dennoch, was wohl 
versehentlich geschehen konnte, unter ordnungsmäßiger Aushändigung eines „Ver- 
pflichtungsscheins“ (gemäß den Heeresergänzungsbestimmungen) in die Reichs- 
b damit (öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis!) die 
deutsche StA, Für die neue deutsche Wehrmacht gilt jetzt $ 18 Ahs. 4 des 
WehrG, vom 21. 5. 1935 (RGBl. I S. 609), wonach ein Ausländer zum Eintritt in 
ein Wehrdienstverhältnis der Genehmigung dos Füfre,s und Reichskanzlers be- 
darf, der die Befugnis zur Genehmigung dem Oberkommandg der Wehrmacht 
N hat?a), = ’ B 

7. Die Anstellung im Reichsbahndienst war in der Zeit zwischen dem 
Inkrafttreten des RBahnG. vom 30. 8. 1924 (RGBl. II S. 272) und dem des G. zur 
Neuregelung der Verhältnisse der Reichsbank und der Deutschen Reichsbahn 
vom 10, 2. 1997 (RGBl. II S. 47) nicht Anstellung im Sinne von $ 15 Abs. 1 des 
RuStAG. (zu vgl. RdErl. des Pr. Min. d. Inn. vom 8. 12. 1925, MBIV. S. 1269), 
Jetzt sind die Reichsbahnbeamten unmittelbare Reichsbeaite. Ein ähnliches 
Zwischenstadium bestand für die Reichsbank auf Grund des G. vom 26. 5. 
1922 (RGBl. IE 8. 135). Gegenwärtig ist die Reichsbank eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, die Reichsbankbeamten sind mittelbare Reichebezmite, Für 
die im Sinne von 8$ 14, 15 Abs. 1 geltende Bewertung der Anstellung als 
Beamter im Reiehsbankdienst ist der Hinweis auf die Zuständigkeit zur Ernennung 
in Anm. 3 oben beachtlich. zu R 

8. Nach näherer Maßzabe der 8$ 14, 15 Abs. 1 ist mit dem ‚Hoheitsakt der 
Anstellung als Beamter die Wirkung des Erwerbs der deutschen StA. in gleicher 
Weise verknüpft wie mit dem Hoheltsakt der regelrechten Terug („die 
Anstellung gilt als Einbürgerung‘). Nicht so im Lande Österreich, wo 
freilich die maßgebenden reichsrechtlichen Beamtenrechtsvorschriften durch VO, 
vom 28. 9. 1938 (RGBl. I S. 1225) eingeführt worden sind, da das anzuwendende 
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österr. Landesrecht (vel. S$ 4, 5 der VO. vom 3. 7. 1938, unten S. 59) eine den 
$$ 14, 15 gleiche Bestimmung nicht kennt (vgl. auch Anm. 3 Schlußsatz zu 
S 4 der VO. vom 3. 7. 1938); desgl. nicht in den sudetendeutschen Gebieten. 
der Beamte kann nicht kraft seirer Willens die Wirkung des StA.-Erwerbs 
ausschließen. Allein die anstellende ; oder „bestätigende“ (bzw. zustimmende) 
Behörde kann dies, indem in der Anstellungs- oder Bestätisungs- 
urkunde ein Vorbehalt gemacht wird. Würde ausnahmsweise einmal_eine_ver- 
heiratete Ausländerin als Beamtin angestellt werden, so änderte die Eigen- 
schaft als Ehefrau nichts an dem Eintritt der besazten Wirkung: es wäre ins 
besondere in dem Umstand kein grundsätzliches Hindernis zu erblicken, daß 
damit ein Riß in der staatsbürgerlichen Einheit der Familie entstünde. Inwieweit 
durch die Anstellung im öffentlichen Dienst und einen damit gegcbenen Erwerb 
der deutschen StA. die ausländische StA. verlorengeht, beurteilt sich nach dem 
jeweils in Betracht konımenden ausländischen Heimatrecht des Angestellten. 

9. Wegen des Wirksamwerdens des StA.-Erwerbs zufolge Anstellung und 
wegen der Erstreckung der Wirkung einer solchen Aufnahme in den Staatsverband 
zu vgl. $ 16 RuStAG. Wie in Anm. 4 oben erwähnt, wird die Anstellung _als 
Beamter mit dem Taze der Aushändigung der Einennungsurkunde wirksam. Das 
ist eine bisher entbehrte beamtenrechtliche Festlegung. Bringt man sie in Zu- 
ne mit $ 16 Abs. 1 („wirksam mit der Aushändigung der Urkunde über 
die Anstellung‘), so erzibt sich Im wesentlichen eine zeitliche Übereinstimmung. 
Soweit im Einzelfall bei der Aushändigung der Ernennungsurkunde, was nach der 
AusfVorschr, zu $ 24 des Deutschen BeamtenG. möglich ist, für das Wirksam- 
mern der Ernennung ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt wird, so würde 
en an en igen Modarie des $ 16 Abs. 1 RuStAG. nichts 
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sam mit der Aushändienng der Einbürgerungs- oder Anstellunesurkunde, d. h. 
Übergabe an den Eingebürgerten bzw., wenn er nicht geschäftsfähig ist, an seinen 
gesetzlichen Vertreter. Ersatzzustellung zenüzt. nicht, Übergabe an den Bevoll- 
mächtigten ist aber möglich: vgl. Schätzel, RustA\G. 78. Lediglich durch die 
Stellung eines Antrags auf Einbürgerung verändert sich also die Rechtsstellung des 
Antragstellers in keiner Weise. Mit der Aushändigung der Urkunde tritt die Wir- 
kung auch dann ein, wenn bei der Einbürgerung irgendwelche  tatsäch- 
lichen oder rechtlichen Voraussetzungen des Gesetzes nicht beachtet sind oder 
wenn der verleihenden Behörde ein Irrtum unterlaufen ist („staatsrechtl. Hoheits- 
akt“, vel. OVG. 12, 412; 27, 416: 55, %35). Unbeschadet dessen kann aber eine 
durch unwahre Angaben des Bewerbers erschlichene Einbürgerung widerrufen 
werden. Die Ausfertigung der Urkunde erfolgt in Preußen durch die RegPräs. (in 
Berlin PolPris.). - 

2, Über die Form der Einbürgerungsurkunden vgl. BRBeschl. vom 27. 11. 1913 
(RZBL 1801): v. Keller-Trautmann %6fM. Freilich hat sich inzwischen der 
Text des Urkundenvordruckes in Anpassung an die veränderte Rechtslage (VO. 
vom 5. 2. 1934) geändert. 2 

Über die Form der Anstellungsurkunde enthält das Gesetz keine Be- 
stimmung. Diese richtet sich nach dem Beamtenrecht; zu vgl. des näheren Anm. 4 
zu SS I, 15. j . . 

, Die Einbürgerung erstreckt sich grundsätzlich auf die Ehefrau 
und die im $16 Abs. 2 bezeichneten Kinder, auch wenn sie im Aus- 
land wohnen und dem Antrag des Ehemanns bzw. Vaters nicht zustimmen; sie 
brauchen (im Gegensatz zu n Fe Ts ee ee 

e Einbü unde namentlich nic 
a en a nkarat am 27. 11. 1913 aufgestellte Formular ihre Be- 


wenngleich das vom Bundesra estelli N r 
ae vorsieht (Sollvorschrift), Die Erstreckung tritt nicht ein, wenn in der 
Urkunde ein Vorbehalt gemacht ist; dieser ist ausdrücklich in der Urkunde 


7, . Die Anregung zu dem Vorbehalt kann sowohl von dem Antrag- 
Seller ala. eh von der Behörde ausgeben. Wegen abweichender Erstreckungs- 
regelung bei Einbürgerung im Lande Österreich vgl. Anm. 1 Satz 3 e. 5 
der VO. vom 8. 7. 1938 (unten $. 60), und zwar für die Zeit bis zum 1. 7.1 39. 

Maßgebend für die Frage, ob dem Eingebü erten die gesetzliche Ver- 
tretung kraft elterlicher Gewalt zusteht, sind die Vorschriften des deutschen 
Rechts (v. Kellor-Trautmann 223). Nach diesem sind der elterlichen 
Gewalt unterstellt: eheliche, legitimierte oder an ‚Kindes Statt angenommene 
Kinder, nicht auch uneheliche. Auf diese kann sich daher die Einbürgerung 
der Mutter nicht erstrecken: auf minderjährige verheiratete oder verheiratet 
gewesene Töchter ebenfalls nicht nach dem letzten Satz des $ 16. 
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Jedoch ist im Verhältnis zu einzelnen Staaten eine solche Verpflichtung auf Gruml 
vertrazlicher Abmachunzen vorhanden. Von diesen (teilweise bei v, Keller- 
Trautmann 489fl. abzedruckten) Vtr. gelten zur Zeit folgende: a) Nieder- 
lassuneevtr. mit den Niederlanden vom 17. 12. 1904 (RGBl. 1906 S. 879). b) Nieder- 
lassungsvtr. mit der Schweiz vom 13. 11. 1909 (RGBl. 1911 S. 887) [rekündigt, aber 
stillschweigend jeweils um 6 Monate verlängert]. c) Übereink. mit Dänemark vom 
11. 12. 1873/25. 8. 1881. d) Dekl. mit Belgien vom 7. 7. 1877 — Zentralbl. f. 
Dt. Reich S. 411 — (wieder in Kraft gesetzt durch Bek. vom 3%. 6. 1920 [RGBl. 
S. 1937). e) Übereink. mit Italien vom 8. 8. 1873 — Zentralbl. f. d. Dt. Reich 
S. 281 —, wieder in Kraft gesetzt durch Bek. vom 15. 8. 1920 RGBl. S. 1573). 
f} Tschechoslowakei: Abk. mit Österreich vom 26. 7. 1875 (RZBl. S. 475). von 
der Tschechoslowakei wieder in Kraft gesetzt (vel. Bek. vom 5. 5. 1921, [RGBI. 
S. 504), und Vereinbarung vom 8. 2, i936 (RMinBl. S. 167). g) Großbritannien 
und Irland: Schriftwechsel wegen der Übernahme Geisteskranker vom Jahre 1913 
(PrMBliV. 1913 S. 185). h) Im Verhältnis zu Luxemburg gelten die Bestimmungen 
des Gothaer Vertrags vom 15. 7. 1851 (GS. S, 711). i) Bezüglich Rußlands ist das 
Übernahmeabk. vom 10. 2./29. 6. 1894 durch den Kriegsausbruch hinfällig ge- 
worden; im Schlußprotokoll zum dtsch.-russischen Abk. vom 12. 10. 1925 über 
Fig ra augen. RR aeane ist zu Art, 1 in Nr. 2 der Abschluß 
ines k, r. Übernahme ui nterstü i ürfti Y 
(ROBL 108 U 8 50 tützung Hilfsbedürftiger, vorgesehen 
3. Der Tatbestand der unter I—4 des 8 17 aufgeführten Verlustzründe 
wird in den späteren Paragraphen entwickelt. Die beiden familienrechtlichen 
Verlustgründe zu 5 und 6, Legitimation und Eheschließung, sind hier abschließen 
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10 Jahre lang im Ansland aufgehalten hat, oder wenn er durch den VV. Franzose 
geworden ist), so muß er den Antrag für dıe Frau stellen. In beiden Fällen ist 
die Zustimmung der Frau notwendig. Die Frau kann also nicht ohne den Mann, 
letzterer nicht ohne die Frau deren Entlassung beantragen. 

Ist die Ehefrau minderjährig, so bedarf der Entlassungsantrag des Ehe- 
manns außer ihrer Zustimmung noch derjenigen ihres gesetzlichen Vertreters 
($ 19); so auch v. Keller-Trautmann 246. 


$ 19. Die Entlassung einer Person, die unter elterlicher Gewalt oder 
unter Vormundschaft steht, kann nur von dem gesetzlichen Vertreter und 
nur mit Genehmigung des deutschen Vormundschaftsgerichts beantragt wer- 
den. Gegen die Entscheidung des Vormundschaftsgerichts steht auch der 
Staatsanwaltschaft die Beschwerde zu; gegen den Beschluß des Beschwerde- 
geriehts ist die weitere Beschwerde unbeschränkt zulässig. 

Die Genehmigung des Vormundschaftsgerichts ist nicht erforderlich, 
wenn der Vater oder die Mutter die Entlassung für sich und zugleich kraft 
elterlieher Gewalt für ein Kind beantragt und dem Antragsteller die Sorge 
für die Person des Kindes zusteht, Erstreckt sich der Wirkungskreis eines 
der Mutter bestellten Beistandes auf die Sorge für die Person des Kindes, 
sv bedarf die Mutter zu dem Antrag auf Entlassung des Kindes der Genehmi- 


gung des Beistandes. = EHSERERERN 
1. Die Genehmigung des Vormundschaftsgerichts muß eingeholt werden 
a) bei unter Vormundschaft stehenden Personen (SS 1773, 1896 BGB; 
b) wenn der Inhaber der elterlichen Gewalt die Entlassung nicht für sich, 
sondern für das Kind allein beantragt oder wenn er die Entlassung auch 
fir sich selbst beantragt, ihm aber neben der elterlichen Gewalt nicht auch 
die Sorge für die Person des Kindes zusteht (z. B. im Fall des $ 1666 BGB.). 
Für das Genehmigungsverfabren gelten die Vorschriften In dm S er 
FGG., nach dessen $ 59 auch dem Mündel nach vollendetem 14. er 
Beschw. zusteht. Über Anhörung des Mündels durch das Vormundschaftsgerie 
zu vgl. $ 1827 BGB, Die weitere Beschw. ist nach odigem Abs. 1 jetzige Satz we 
beschränkt“ zulässig, d. h. a auf die Rize ee Gesetzesverletzungen 
s vgl ‚Keller-Trautmann & i 
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ausläindisches Gericht, geschieden and vol. $ 97 ebenda. Ist die Ehe durch ein 2. M: h: = IE BEA LIENE zu umgehen; S E 
Vertretung des Kindes abresproch im Urteil dem Vater die gesetzliche . Mannschaften des aktiven Heeres, der aktiven Marin ler d 
da rd wohl, soweit es die Se dan a u Auer, UDSgregoR so wird aktiven Schutztruppen; ’ e oder der 
nicht aber, soweit es die el lic FAUSSDEICHESN, „in Deutschland anerkannt, 3. Mannschafter a i sN 
regelt, weil das Rechtsverhältnie 4 all weichend von dem deutschen Recht Reichsmilitärg he = eher der im 3 56 Nr. 2—4 des 
beurteilen ist (Art, 19 EG.BGB.). Wi elterlichen Gewalt nach deutschem Recht zu ; ATSESEIZES ezeichneten Art, sofern sie nicht die Genehmi- 
der Mutter mit. dieser Era u a in solchem Fall das Kind auf Antrag gung der Militärbehörte erhalten haben; 
die dtsch. StA. nicht, weil die Sram eingebürgert, so verliert es dadurch 4. sonstigen Mannschaften des Beurlaubtenstandes, nachdem sie eine 
N Kat nicht erfüllt sind. ungen des $ 25 Abs. 1 i. Vbdg. m. $ 19 Einberufung zum aktiven Dienste erhalten hoben: j 
u ; r) Ss Das Re 2 4 ° 
; tretung des Kin a kliehe Gewalt und damit die gesetzliche Ver- 5. anlen oder Offizieren mit Einschluß derer des Beurlaubtenstandes, 
Vaters wegen dessen Geschäftsunfäh 16 nur zu, wenn die elterliche Gewalt des evor sie aus dem Dienste entlassen sind. 
: BGB) oder deshalb ruht, weil er nach Kool Geschäftsbeschränktheit ($ 1676 . Aus anderen als den im Abs. 1 bezeichneten Gründen darf in Frisens- 
“ , der elterlichen Gewalt tatsächlich des Vormundschaftsgerichts an zeiten die Entlassung nieht versagt werden. Für die Zeit eines Krieges oder 
Gewalt De ls Be AUUHSFUNR der Ehe Re ie NA = re a a aegetan bleibt dem Kaiser der Erla& besonderer Anordnungen 
das Vormundachaftererich, Grund einer ausdrücklichen Übertragung durch vorbehalten. 
liche Gewalt verwike & 100 A war 1636 BGB.). Hat Er re riss h 1. Gemäß der Anm. zu $21 fehlt es stets an den eingangs der Vorschrift er- 
der Mutter zu ($ 1694 Äbs. 1 Nr. 2 Bo 1 aosn nur nach, Beheldung der Ehe BE ae Äbe8 ae Wehr ey ae Sa) 
Ve Seh so steht der Mutter die elterliche < En an gestorben oder für ot überholt, der ein Verbot der Entlassung Micht kennt und Vorschreibt, daß die 
ie ohne weiteres zu ($ 1684 Abs. 1 a und damit die gesetzliche Entlassung von Wehrpflichtigen aus der RA. und damit aus dem Wehrptlicht- 
a ruht ihre elterliche Gewalt (8$ 16 1 BGB.) Ist die Mutter noch verhältnis der Gen nieunse des Reichskriegsministers (jetzt: Oberkommanulo 
Kos ıx des Kindes ist sie nicht berechtigt & 2010, 1686, 1696 BGB.); zur Ver- der Wehrmacht) od le von ihm bezeichneten Ersatzdienststelle be- 
erheiratet sich die Mutter wieder, so Be nn Satz 1 zweiter Halbs. BGB.) darf“, Wehr ichtire unterliegen also nicht mehr einem Verbot der 
Ka e „@terliche Gewalt umfaßt das Recht ame walt ($ 1697 BGB.. Entlassung; > haben aber auch keinen Anspruch auf Entlassung. Die - 
stimmt Sa BGB.). Wenn die Ehe geschied er Sorge für die Person des Vorschrift wurde bis 1 10. 1936 gegenüber der Tschechoslowakei durch 
eines ‚ Vormundschaftsgericht, welchem Iher oder aufgehoben wird, 50 be- Artikel 13 Satz 2 des eutschtschechoslowakischen StAVtr. vom 29. 6. 1920 
ee en eenschafllichen Kindes zustehen soll Eaden die Sorge für die Person (RGBI. 8. 2284) eingeschränkt, wonach die Entlassung demjenigen nicht versagt 
werden. ie Sorge für die Person aller Kinder deı ind mehrere Kinder vorhanden, werden konnte, der nachwies, daß er seinen Wohnsitz ın das Gebiet der Tschecho- 
boten sofern nicht eine abweichende Re; Fa em gleichen Elternteil übertragen slowakei verlewt hat oder im Begriff war, ihn dorthin zu verlegen. Dabei war 
Pa mit dem Wohl des Kindes ver FL ung aus besonderen Gründen £C- aber nach deutschem Recht zu beurteilen, ob eine Wohnsitzverlegung im Sinne 
wenn di rwiegend für schuldig erklärt is Rolle ist. Einem Ehegatten, der allein dieser Bestimmung vorlag. Sie lag nicht vor, wenn der Auswanderung ein ge- 
x n dies aus besonderen Gründen dem weh die Sorge nur übertragen werden, setzliches Verbot entgegenstand, wie e% bei Personen im wehrpllichtigen Alter 
De vom 6. 7. 1938 — RGBI. I S. 807 'ohl 0 Kindes dient ($ 81 des Ehe (vom Vollendsten 18. Lebensjahr bis zu dem auf die Vollendung des 45. — in 
rechtie‘ r unehelichen Mutter steht die el ). Zu vgl. auch Abs. 1 oben. stpreußen: 55.) — Lebensjahres folgenden 31. März: $ 4 Wehrges. und VO. vom 
a dl verpflichtet, für die Person aterliche Gewalt nicht zu. Sie ist be 23.1995 — RGBL.IS. 694 —) vor Regelung dos Wehrdienstes der Fall ist (vl. 
indes ist sie aber nicht berechtigt e6 Kindes zu sorgen, zur Vertretung S3 140, 140a StGB.); denn Wehrpflichtige dürfen in das Ausland nur nach Be- 
v 8 20. Die Entlassung aus der Staat. (8 1107 BGB.) urlaubung durch die zuständige militärische Stelle eg er angeführte Arikel > 
ewi nschyaltie dia r Staatsangehöriekeit in ei isti & <ündi . 10. 1096 au raft getre . Bek. v. 
ewirkt gleichzeitig die Entlassun ngehörigkeit in einem Bundesstaatt Be Er Anden (gemäß 8 3 der firsten VO. zum Reichs- 
anderen*Bundesstaate, soweit sich a Sg, angehörigkeit in jeden Dirgorgeete = ahgede "unten 5. 19) ar vehrpeiiite nem MEE. vom 
sntlassene nicht die Staatsangehörig“ Vorschriften, wenn sie auch gem. En Se “ er Fassung d. G. vom 


keit in einem a 

h anderen Bundes 

zuständie: 3 sstaate durch eine E 96 SE RG 

indigen Behörde des entlassenden er Erklärung gegenüber der . 26. rg ee 3 Wehrges vorgesehene Genehmigung 1? 
i Nr. 1259, 85, WA. (L. Ila, 


muß in der Entlassuı Staates vorbehä i : 5 
1gsurkunde : ehält.. Dieser Vorbehalt f r 10. 9. 1985 — 
e vermerkt werden. ae Kriogminstor Aurob BERN für Offiziere und im Offiziersrang stehende 
n Befehlshabern in den berbefehlshabern der Wehrmachtteile über- 


Die Vorschrift ist zuf 
olge Schaffun, 
ru Beurlaubtenstandes den lung der Genehmigung sind Richtlinien 


die VO, vom 5. 2 1934 g einer einh 
R ! er (abgedr. unten S nheitlichen deutschen StA, durch 
&21. Die Entlass ". unten 8. 47) hinfällig ge trage i go der Erte era 
ent ran Entlasung muß jedem Staatsangehörigen auf seinen Ant nn 11. man: 1 An zu Erbsen, 
staate besitzt und si ie Staatsangehörigkeit in ei einen “0 des Geburtsjahrgangs 1913 und älterer Weburts h haffen hat oder 
sich diese gemäß & gkeit in einem anderen Bundes wenn der Antragsteller sich im and eine Lebensstellung gest haffen d 
Di zulol näß $ 20 vorbehält. Ä ( ags besteht, daß er durch die Annahnne einer ausl. StA. 
A io ung „Basiaper die deutsche StA. vom 5. 2,1934 (abged ten 8.4 ‚ a une Anıräge TOR Ve ee Alter, un 
ar ist, 80 ist ’die Vorschrift Aumın nom anderen Bu r, unten 9 hr Dionstpficht heranstehen Oder noc nie R. £ eL, y . 
R N) taat“ ni ee ion ie Antragsteller seit ihrer Ge 
822. F rift nunmehr Bo ntandalan RR ya sind in der Regel, Te Ihres Lebens im Ausland verbracht 
urt im Ausland leben oder die längs en sind, aber von Eltern abstammen, die 


e 
hılt esan den Voraussetzunge 
Treffen diese Voraussetzungen 
besonders dann, wenn die 


nicht erteilt: 
Ä en, 
in der Regel abzulehunn Mira sich der Erfüllung 


n des $ 21, so wird die E g habe i 
‚50 wird die Entlassuns en, a StA. bereits erworben haben. 


1. Wehrpflichtieen, ü 
: gen, über deren Di \ 
> ie Re Hilden 
darüber An na er sie nicht ein Denn, noch nicht endgüllif ae a ie 1er Absicht nachgesuch 
eibringen, daß nach U} ugnis der Ersatzkommissio! — , 7, 10. 1989 (RGBI. IS. 2136) 
“A Fberzeugung der K ne e liniz 4) Sonderregelung für Ostpreußen durch YO. vom #4 I BES 
gung der Kommission die Ent Pa & . Pr 


36 


Antragstelle 
urkunde mit Name 
. 


822. 
der höheren Verwaltun 
lassungsurkunde, Die U i 
verhaftet sind oder i a 
oder Polizeibehörde 


= Gesetz von 1913 $$ 2 und 23. 


der aktiven Dienstpflicht zu entziehen. 3. Wehrpflichtige mit militärisch wert 
voller Ausbildung sind nur in besonders begründeten Fällen aus dem Wehr. 
pflichtverhältnis zu entlassen. 4. Anträgen von Wehrpflichtigen, die nicht deut- 
schen oder artverwandten Blutes (zu vgl. $ 2 des Reichsbürgergesetzes — unten 
S. 191} sind, ist grundsätzlich stattzugeben, 

Das Verfahren bei Entlassungsanträgen ist in lit. A eines RdErl. des 
RMin. d Inn. vom 11. 6. 1936 — 1 A 8070/5000 (RMBIiV. 1936 5. 796-801 
gerezelt. Daraus ergibt eich folgendes: 1. Der Antrag auf Entlassung 
ist von dem Wehrpflichtigen an die für seinen Niederlassungsort zuständige Poli- 
zeibehörde zu richten, die ihn an die höhere Verwaltungsbehörde ($ 23 RuStAß.) 
weiterleitet, Diese gibt den Antrag mit eigener Stellungnahme an das für den 
Niederlassungsort des Wehrpilichtigen zuständige Wehrbezirkskommando weiter, 
das die Entschließung der zuständigen Wehrmachtdienststelle herbeiführt. Diese 
teilt ihre Entschließung unmittelbar der höheren Verwaltungsbehörde mit, die 
nunmehr endgültig über die Entlassung aus der StA. entscheidet. Die zuständige 
Wehrmachtdienststelle und das Wehrbezirkskommando erhalten eine Mitteilung 


der Antrag auf Entlass 
ihn an den Polizeipräsidenten in Berlin, 


amt Mitte), Berlin NW 7. ‚eiterlei 
Berlin ermittelt die ae Rz are ei nsnlacn 


jedem Deutschen auf Antrag a ehe Grundsatz, daß die Entlassunb 


vo, R e 2 Satz 2 e ’ ist die kaiserl 
0. vom 3. 8, 1914 (RGBI. 323). Der Erlaß Gr eures heut? 
«vel. Art. 47 RVert. i. V, m. dem 6. ar 
ichs vom 1. 8, 1934 — RGBl. I 8. 1 
„deutsche ‚StA. kennt das deutsche 2 
. und in seinem AusfAbk- 
Handelevortrags Ser e einen solchen Verzicht Art. XI Fi des frühere! 


Rica vom 18. 5, 1875 {RG i fe 
} B: BL. 1877 8. 1: h indem " 
68 ehelich geborenen Deutschen Betr IE, alfa dee auf 


Jährigkeit fol Ä 
Art. genden Jah jeren. 
nach Vollendung des 21, ne #sborenen Deutschen innerhalb eines Jahre 
zelnen Anm. 13 zur Einleitung) ’s für Bolivien optieren konnten (vgl. IM © 
Die Entlas e 
ssung wird wirksam mit der Aushändigung einer m 
des Heimatstaates ausgefertigten m 
hr oder worchändigt an Personet 1. 
vi Bangeordnet ist, 5 «er Festnahme von einer GEN“ 
ae ntlas y 4 s 
rs beziehen, 90 tragleich hr (ie Ehefrau oder die Kinde! z 
N c ir y f 3 sung ö 
n aufgeführt ae diese Personen in der EntlassU? 
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Gesetz von 1913 SS 23-2. 37 


1. In der Zwischenzeit‘ zwischen Stellung des Antrags und Aushändignng 
der Entlassungsurkunde hat der Antragsteller noch alle Rechte und Pflichten 
eines deutschen StAng. Dieser Rechte und Pflichten wird er nicht durch Verzieht 
auf die RA., sondern durch Erteilung der Entlassungsurkunde ledig (RFinanzhof 
vom 15. 10. 1920, JW. 1921, 1154). 

2. Was für die Einbürgerungsurkunde in der Anm. 1 zu $ 16 gesagt ist, gilt 
entsprechend auch für die Entlassungsurkunde. Über Verhaftung vgl. $ 114 StPO. 
über Festnahme $ 127 StPO. i. d. Fassg. der Bek. vom 22. 3. 1924 (RGBI. I 
S. 29, 32). . 

3. Wegen der Entlassung der in Abs. 2 genannten Familienanzehörizen zu 
vgl. Anm. zu $ 18. 

4. Die zur Ausfertigung von Entlassungsurkunden befugten Verwaltungsbe- 
hörden (in Preußen: Reg.Präsidenten, für Berlin der Pol.Präs.} simd in Sp. 4 der 
Anlage zum RdErl. des RMin. d. Inn. vom 15.4. 1939 (abzedr. S. 167) aufgeführt. 
Wegen der örtlichen Zuständigkeit vgl. RlErl. des RMin. d. Inn. vom 16. 9. 
1938 (RMBIIV, S. 1568; &. im einzelnen Anm. 6 zu $ 39, unten S, 47), 


$ 24. Die Entlassung gilt als nicht erfolgt, wenn der Entlassene beim 
Ablauf eines Jahres nach der Aushändigung der Entlassungsurkunde seinen 

Wohnsitz oder seinen dauernden Aufenthalt im Inland hat. Ei 
Diese Vorschrift findet keine Anwendung, wenn der Entlassene sich die 
Staatsangehörigkeit in einem anderen Bundesstaate gemäß 8 20 vor- 
behalten hat. BEIERRRIEINOREN®: s 
1. Keine Entlassung ohne Auswanderung. nach $_ ie Entlassung mi 
der Aushändigung der Entlassungsurkunde wirksam wird, ist obige Vorschrift als 
auflösende Bedingung anzuseben, d. h., der Entlassene tritt bei Erfüllung der Be- 
dinrun« mit Ablauf der einjährigen Frist, vom Tage ‚der Aushändigung der Ent- 
Jassungsurkunde ab gerechnet, kraft Gesetzes wieder in den dtsch. Staatsverband, 
und zwar auch dann, wenn er inzwischen eine ausländische StA, erworben batte, 

i Verlust nach & 25 eingetreten ist. 

ae aha der Zwischenzeit ist der Entlassene Ausländer bzw. Staatloser 
und ist nach allen dtsch. Gesetzen als solcher zu behandeln (bestritten: wie hier 
v. Keller-Trautmann ®; aM. z. B. Scehätzel, RustAG. %), Tritt 
er infolge Eintritts der auflösenden Bedingung (Ablauf des Jahres) wieder in den 
dtseh, Stantsverband zurück, so folgen ihm auch seine inzwischen angeheiratete 
Ehefrau und seine inzwischen geborenen Kinder. Bezüglich der mitentlassenen 
Ehefrau und Kinder ist die Erfüllung der Bedingung des $ 24 bei jeder einzelnen 


x e! . - s 
Fe De race ist, daß der Entlassene während der einjährigen Frist 


i land, d. h. in Deutschland oder (früher) in den Schutzgebieten 
a le aa hat; nur auf den Zustand bei Ablauf der Jahres- 
frist kommt es an, Die Entlassung gilt also auch dana als nicht erfolgt, wenn der 
Entlassene zwar zunächst ausgewandert, aber innerhalb der Jahresfrist in das 
Inland zurückgekehrt ist und rg Bea ren ig  —- FREE: 

vie re hat. Wegen des Begriffs „Inla ‚el. 2 h S®$ 
a: Verhältnis zur Tschechoslowakei wurde $ 24 Aba. 1 ‚abgeändert durch 
den am 1. 10. 1036 außer Kraft getretenen Art. 13 letzter Satz des deutsoh- 
tschechoslowakischen StAVtr. vom 29. 6. 1920 (RGBI. S. 224), wonach die 
Entlassung ala nicht erfolgt galt, wenn der Entlassene beim Ablauf von sechs 
Monaten nach der Aushändigung der ‚Entlassungsurkunde seinen Wohnsitz 
noch oder wieder im Gebiete des bisherigen Aufenthaltsstaats hatte. 
5. Abs. 2 ist heute gegenstandslos (vgl. Anm, zu SS 20 und 21). 


$ 25. Ein Deutscher, der im Inland weder seinen Wohnsitz noch seinen 
dauernden Aufenthalt hat, verliert seine Staatsangehörigkeit mit dem Er- 
werb einer ausländischen Staatsangehörigkeit, wenn dieser Erwerb auf seinen 
Antrag oder auf den Antrag des Ehemanns oder des gesetzlichen Vertreters 
erfolgt, die Ehefrau und der Vertretene jedoch nur, wenn die Voraussetzun- 
gen vorliegen, unter denen nach den $$ 18, 19 die Entlassung beantragt 
werden könnte. . , 

Die Staatsangehörigkeit verliert nicht, wer vor dem Erwerbe der aus- 
ländischen Staatsangehörigkeit auf seinen Antrag die schriftliche Genehmi 
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gung der zuständigen Behörde seines Heimatstaates zur Beibehaltung seiner 
Staatsangehörigkeit erhalten hat. Vor der Erteilung der Genehmigung ist 
der deutsche Konsul zu hören. 

Unter Zustimmung des Bundesrats kann von dem Reieliskanzler ange- 
ordnet werden, daß Personen, welche die Staatsangehörigkeit in einem 
bestimmten ausländischen Staate erwerben wollen, die im Abs. 2 vorgesehene 
Genehmigung nicht erteilt werden darf. 


1. Der Verlust nach Abs. 1 tritt ohne Zutun einer dtsch. Behörde ein. Vor- 
ausgesetzt ist: a) kein Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt in Dentschlana 
(Ausnahme in $ 27 Abs. 2 des Saarstatuts, Anlage hinter Art. 50 VV., wonach 
während der Völkerbundsverwaltung [10. 1. 1920 bis 28. 2. 1935) die [deutschen] 
Einwohner des Saargebiets eine andere [= französ.] StA. unter Verlust der deut- 
schen StA. erwerben konnten, vgl. hierzu S. 989): b) Erwerb einer fremden StA.. 
und zwar vollendeter Erwerb dieser StA.: der Antrag auf Einbürgerung in den 
ausländischen Staat genügt nicht. Verlust auch bei Erwerb einer Kolonial 
StA. ungeachtet dessen zu bejahen, daß diese u. U. an Dauerbeständigkeit 
gemindert erscheint. $ 25 hat keine rückwirkende Kraft: nur Erwerb der 
ausländischen StA. nach dem 1. 1. 1914 kommt in Betracht (JW. 1923, 31). 
Der Verlust der dtsch. StA. tritt nur ein bei Erwerb der ausländischen StA. auf 
Antrag, also nicht bei Erwerb ipso facto, z. B. wenn das im Ausland geborene 
Kind eines Deutschen kraft des nach dem ausländischen Recht geltenden jus soli 
die StA. des Geburtslandes erworben hat. Ein Deutscher, der sich z. B. in Canada 
mit seinen in Deutschland geborenen minderjährigen Kindern einbürgern läßt, 
verliert dadurch die deutsche StA. Ebenso verlieren sie die Kinder. Hat der 

« eingebürgerte Deutsche noch in Canada vor seiner Einbürgerung geborene Kin- 
der, z0 haben diese bereits durch die Geburt in Canada die brit. StA. und zugleich 
durch Abstammung die deutsche StA. erworben. Diese Kinder werden von der 
späteren Einbürgerung des Vaters nicht erfaßt, da sie schen die brit. StA. 

. besitzen. Sie verlieren daher durch die Einbürgerung des Vaters auch nicht 
die deutsche StA. im Gegensatz zu ihren in Deutschland geborenen Geschwistern. 

Ein Verlust der ‚deutschen StA. tritt auch nicht ein, wenn eine ausländische 

. StA durch Eintritt in ausländischen Staats- oder Militärdienst (vgl. $ 38) oder 

‘ durch Erwerb eines ausländischen Grundstücke (wie früher in Brasilien) erworben 
wird (so die deutsche Verwaltungspraxis), auch nicht, wenn jemandem auf seinen 

Antrag von der ausländischen Behörde der ipso facto-Erwerb der ausl. StA. 

in schriftlicher Urkunde bestätigt wird. In diesen Fällen besteht Doppel- 
staatigkeit. Dem Antrag steht Ausübung eines Optionsrechts, nicht dagegen 

Nichtausübung eines Ausschlagungsrechts gleich. Als „Antrag“ im Sinne der 

Vorschrift ist eben jede Willensbetätigung anzusehen, die in positiver Weise 

auf den Erwerb einer ausländischen StA. gerichtet ist. Diese Voraussetzung ist 

z. B. dann nicht gegeben, wenn das Gesetz eines ausländischen Staates dem 

darin ansässigen oder geborenen Deutschen die ausländische StA. ohne weiterer 
verleiht mit der Maßgabe, daß der Erwerber die neue StA, binnen bestimunter Frist 

a 3 
u 'ehrpflichtige verlieren die deutsche StA., wenn sie, o Wohnsitz 

oder dauernden Aufenthalt in Deutschland zu haben, auf Ber he aus“ 

Jändische StA. erwerben. Sie machen sich 'aber nach 8 140 StGB. in der 

Fassung des G. vom 28. 6. 1935 (RGBI. IS, 839) strafbar (Gefängnis nicht unter 

einem Monat, Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf die 

Dauer von 1-5 Jahren, daneben auch Geldstrafe zulässig), wenn aie nach dem 

3L 8. 195 (d. i. nach Inkrafttreten des G. vom 8, 6. 1835) vor Erfüllung der 
aktiven Dienstpflicht mit dem Vorsatz (auch dolus eventualis!), sich der Erfüllung 
der Wehrpilicht zu entziehen, ohne Erlaubnis entweder das Reichsgebiet verlassen 


») Z.B. Gesetz der Südafrikanischen Union vom 12,9.1924 das deni ch- 
Sudwestafrika ansässigen Deutschen das britisch-südafrikanische ee heat, 
Die damit zu Südafrikanern gewordenen Doutschen haben ihre dtsch. R/ behalten, 
a m en Bes ag ® SEunan eingehürgerten Südwestafrikaner sich 

., afrik. G. von 1926 eine Ei S 
lassen, un ihre brit. Kolonialstaatsangehöriz nina ha serungurkunde ausstellen 


geltende brit, RA. umzuwandeln? (Vpl. darüber 8. 1000) = 700 Britischen Reich 


„Ausschlagungsreeht“: z. B. ; r h 
norweg. u, ee 2. B. in Art, 2 des französ. StAG., $ 2 des schwed., des 
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oder sich nach Erreichung des wehrpflichtigen Alters außerhalb des Reichsgebiets 
aufhalten. Aus dem vorbehaltlosen Erwerb einer ausländischen StA. muß in 
solchem Falle auf den Vorsatz, sich der Erfüllung der Wehrpflicht zu ent- 
ziehen, geschlossen werden. Die Strafverfolgung tritt auch trotz Verlustes der 
deutschen Staatsangehörigkeit ein. Die Strafbarkeit der Wehrpflichtentziehung 
ist erst mit dem Inkrafttreten des Wehrgesetzes vom 21. 5. 1935 (RGBl. I 
S. 609) begründet, wenn auch nach herrschender Meinung die Wiedereinführung 
der allgemeinen Wehrpflicht bereits mit dem G. für den Aufbau der Wehrmacht 
vom 16. 3. 1935 (RGBl. I S. 375) erfolgt ist und damit an sich 3 140 StGB. in der 
damals geltenden Fassung wieder anwendbar wurde: denn die Tatbestands- 
merkmale des $ 140 StGB. wurden erst durch das Wehrgesetz vom 21. 5. 1935 
; Il = 

Br hu Erwerb einer ausl. StA. verlorene deutsche StA. lebt nicht 
wieder auf, wenn der Beteiligte die ausländische StA., sei es durch Widerruf oder 
Anfechtung der Einbürgerung, sei es durch Rückkehr nach Deutschland oder 
Übersiedlung in einen dritten Staat, wieder verliert, auch wenn der Verlust 
init rückwirkender Kraft eintritt, sofern nur die Einbürgerung zunächst rechts- 
wirksam war. Insbesondere sahen auch die Bancroft-Verträge mit den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika ein solches \Wiederaufleben nicht vor. . N 

2. Die Deutsche Regierung hat mit einzelnen ausl. Staaten (Dänemark, Italien, 
Niederlande, Canada, Mexiko, Rumänien, Ungarn, der Südafrikanischen Union) 
einen Austausch von Nachrichten über die Einbürgerung der Angehörigen in 
anderen Staates vereinbart, um davon Kenntnis zu erhalten, wenn ein Deutsc er 
sich in diesen Ländern einbürgern läßt und damit die deutsche StA. ). 
Die Vereinbarung mit Mexiko wird jedoch nicht mehr ausgeführt. Die ir an 
Jeutschen Auslandsvertretungen eingehenden Benachrichtigungen LE en n 
werb einer fremden StA, durch Deutsche werden in Preußen den Be > Pr 
dem PolPräs. in Berlin mitgeteilt (RdErl. des RMin. d. Inn. vom 29. 7. 
— RMBIiV. S. 1075 —). ö R Y . 

x ir die Ehefrau und die unter elterlicher Gewalt oder unter Vormun« 
ci ren Personen einen wider ihren Willen eintretenden Noras ar ya 
auszuschließen, ER ig Se S 2 yet e ke rar Er 
a) die Ehefrau muß dem Antrag des 2 nn esischen StA, auch für 
Deutscher, so ınuß er den Antrag auf Erwerb der = er ger 
sich stellen (vgl. $ 18) und die ausl. StA. erlangen. gi ß enden, 
ri icht ausdrücklich gestellt werden. Der Antrag a 
ne en; a "Einbe foran g genügt jedoch nicht schon aus en 
rg wä a ee | der Antrag- 
oder Vaters ohne weiteres au MT Wilenseichtäng: des Antrag- 
steller dies bei Stellung seines Antrags wußte. Die ı N Be Min 
Dielläge San WERMELE nel Blelnee he . rin. Blue Amerikanerin, die 
A an a a bung mit einem Deutschen verloren 


an De he der Ehe entsprechend dem amerikanischen 


i vi irbt, behält hiernach 
Recht i kanische StA. durch Erklärung wieder erwir h 
Er StA. sofern der Mann nicht den Einbürgerungsantrag für ae Keen 
Auch seinerseits stellt und gleichzeitig seine eigene EIRNERSTANE| n ee 
einigten Staaten von Amerika beantragt und erhält: b) bei einer unt( N ni 
Gewalt oder Vormundschaft stehenden Person tritt Verlust nur ne Re 
en ee he elnderleh (rl: 10. rg der 
mundsch e r gl. $ . W > 
minderjähriee Sohn seibständik im Ausland eingebürgert, a En 
die ausländische StA. schon vorher erworben hatte, so ei der Eis oe = Re 
leich" mit dem Vater im Ausland eingebürgert. Er verl ne ar n Ein Sie 
Einbürgerung die deutsche StA. nur, wenn das es eh Be Naeaı, 
schaftsgericht den Erwerb aer eg er ze ” eg 
2 ; 3 c 5 je zei f ” * 
Kaya die ae 2 Vortuse der dtsch. StA, tritt nicht ein, wenn ihre Deibeha! 
tung vor Erwerb der ausländischen StA. vo 


n der Heinatbehörde des Eaae; 
echriftlich genehmigt wird (wegen des Nichtverlustes zu vgl. weiter 5 > der VO, 
vom 20. 1. 1942, unten $. 144). Die 


Genchmigungsurkunde selbst muß vor dem Er- 


1 2 Zu vgl. u. a. die RdErl, vom 5; a N a an 
u 8 le EB), 1.8. 1999 (8. 510) und 20. 12.30 (8. 290). 


D 


sitz noch seinen dauernden Aufenthalt hat, verli i i 
t alt hat, verliert seine Sta: »hörigkeit 
noce Ba Are: an. eisen sofern er bis zu Freie 

serne endgültige Entscheidung über seine Di enstv i j i 
geführt hat, auch eine Zurückst In € i 5 bg ae 
ee h stellung über dies 


Gesetz von 1913 $$ 25 und 26. 


werb der ausländischen StA. in die Hände des Antragstellers oder seines Bevoll- 
mächtizten gelangt sein. Es genügt nicht, daß ihm die mündliche oder schrift- 
liche Mitteilung über die Ausstellung der Urkunde zugegangen ist. Die Erteilung 
oder Verweigerung der Genehmigung steht im freien Ermessen der zuständigen 
Behörde (in Preußen RegPräs., in Berlin Po!Präs., vgl. im übrigen das Verzeich- 
nis in der Sp. 5 der Anlage des RdErl, des RMin. d. Inn. vom 15. 4. 1939 (abgedr. 
unten S. 167); wegen der örtlichen Zuständigkeit vgl. RdErl. des RMin. d. Inn, 
vom 16. 9. 1938 — RMBIiV. S. 1568, s. im einzelnen Anm. 6 zu $ 39). Die Ge- 
nehmigung pflegt erteilt zu werden, wenn die ausländische StA. erworben werden 
muß, um wirtschaftlichen Schaden von dem betreffenden Deutschen und seiner 
Familie abzuwenden, 2. B. wenn er ausländischen Grundbesitz erwerben muß, die 
Genehmigung zu diesem Erwerb aber von dem Eintritt in den ausländischen 
Staatsverband abhängt. Vor der Erteilung der Genehmigung zur Beibehaltung der 
dtsch, StA. ist der dtsch. Konsul zu hören, in dessen Bezirk sich der Auslands- 
deutsche aufhält. Die Beibehaltungsgenehmizung kann nicht einer Frau erteilt 
werden, die einen Ausländer heiratet und dadurch gemäß $ 17 Nr. 6 RuStAG. die 
dtsch. StA. verliert, da in diesem Falle kein Erwerb der ausl. StA, auf Antrag vor- 
liert, ganz abgesehen davon, daß bisweilen überhaupt kein Erwerb der ausl StA. 
stattündet. Die Frau könnte aber selbständig wieder eingebürgert werden, 

Belgien verhindert durch Art, 14 StAG, vom 15. 10. 1932 die Einbürgerung 
von Ausländern, die von ihrer Heimatbehörde die Genehmigung zur Beibehaltung 
ihrer früheren StA, erhalten haben. > 

5. Nach Abs. 3 kann der RMin.d. Inn., der an Stelle des Reichskanzlers (RAAJ.) 
getreten ist, durch eine allgemeine Anordnung bestimmen. daß bei der Einbürgerung 
in gewissen Staaten die Beibehaltungsgenehmigung nicht erteilt wird. Eine solche 
allgemeine Anordnung ist bisher nicht ergangen. Tatsächlich wird aber die Bei- 
behaltungsgenehmigung bei der Einbürgerung in solchen Staaten nicht erteilt, 
die eine doppelte StA. ihrer Landesangehörigen nicht zulassen, indem sie ent- 
weder eine „Abschwörung der Treupflichten“ gegenüber dem bisherigen Heimat- 
staat (wie die Ver. Staaten v. Amerika, Mexiko) oder den Nachweis der Ent- 
Jassung aus der bisherigen StA. (wie Rumänien, Norwegen, Schweden, Jugo- 
slawien) oder eine ausdrückliche Erklärung des Einzubürgernden verlangen, daß 
er die Beibehaltungsgenchmigung nicht erhalten, auch nicht beantragt habe (wie 
Belgien) oder die Einbürgerung erst dann wirksam werden lassen, wenn die Ent- 
lassung aus der früheren StA. erfolgt ist (z. B. Dänemark)?). Die Vereinigten 
Staaten von Amerika berufen sich gezeniber der lex Delbrück auf Art. 278 VV., 
der in den deutsch-amerikanischen Friedensvertrag vom 25. 8. 1921 (RGBI I 
S. 1317) übernommen worden ist. Nach“hrer Auffassung schließt der Artikel eine 
Gewährung der Beibehaltungsgenchmigung an solche Deutsche aus, die die Ein- 
bürgerung in den Vereinigten Staaten anstreben. Der Artikel bilde insofern einen 
Ersatz für die durch den Eintritt der Vereinigten Staaten in den Weltkrieg hin- 
fällig ewordenen und apaten nicht wieder in Kraft gesetzen 80g. Bancroft-Verträge 
(abgedruckt in v. Keller-Trautmann 8. 407): vgl. die amerikanische Ant- 
wort auf den Fragebogen des Vorbereitenden Komitees für die Kodifikation des 
Internationalen Rechts 8, 151 unter Nr, III letzter Abs, der Völkerbundsdrucksache 
C. 73 M 28, 1929, V, Bd. I. Wegen des Artikels 278 VV. vgl. die Ausführungen in 
dem Abschnitt „Vertrag von Versailles“ 8, 848, Da nach $ 25 Abs, 2 Satz 2 vor der 
Erteilung der Genehmigung der dtsch. Konsul im Aufenthaltstaat zu hören ist, 
dieser aber seine Äußerung dem AA. vorzul en hat, so ist eine einheitliche 
Praxis Se Beschtuug außenpolitischer Gesichtspunkte gewährleistet. 

, 6. Wegen des StA.-Verlustes für eine du ie Wi DEE 

reichs mit dem Deutschen Reıch reichnangehtie eneresseinleung y ik 
Erwerbs einer fremden StA. vel, Anm. 2 zu $ 4 der VO, ee 1938 
tunten S. 59), und zwar für die Zeit bis zum 1. 7,1939 ya TEN 


5 26. Ein militärpflichtiger Deutscher, der im Inland weıer seinen Wohn- 


en Zeitpunkt hinaus nicht 


") Zu vel. hierzu die RdErl, Jes Pr. Min, 


193 (2.0.8 831), 3.7. 194 (aaO, s. er Inn. vom 29. 11. 1939 (MBIIV, S, 1055), 8,7. 


003) u. 16. 8, 1934 2.0.8 1091). 


. Gesetz von 1913 $ 26. 4 


Ein fahnenflüchtiger Deutscher, der im Inland weder seinen Wohnsitz 
noch seinen «dauernden Aufenthalt hat, verliert seine Staatsangehörigkeit 
mit dem Ablauf von zwei Jahren nach Bekanntmachung des Beschlusses, 
durch den er für fahnenflüchtig erklärt worden ist: ($360 der Militärstraf- 
gerichtsordnung). Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf en 
der Reserve, der Land- oder Seewehr und der Ersatzreserve, die für fa rn 
flüchtig erklärt worden sind, weil sie einer Einberufung zum a . 
Folge geleistet haben, es sei denn, daß die Einberufung I “ a 
machung der Kriegsbereitschaft oder nach Anordnung der Mobilmachung 


folgt ist. . en 
” Wer auf Grund der Vorschriften des Abs. 1 oder 2 seine SA HAnEELETE 
keit verloren hat, kann von einem Bundesstaate nur nach Anhörung der Militär- 


behörde eingebürgert werden. ee 
1 Warhdem die Vorschrift des Abs. 1 für die Zeit vom 2. % ke re 

treten des G, über die Bildung einer vorläufigen Reichswehr vom 6.3. an 

S. 295) bis "zum 16. 3. 1935 (Wiedereinführung der a Ar ie) 
während der das Werbesystem ($ 9 der AusfVO. vom 6. 3. 1919 ar e BR. 

alt, gegenstandslos war, ist sie nun wieder voll wirksam®). Für u Si kenn 
em’ f°3 1919 das 31. Lebensjahr vollerdet bat, kon Sm en rien 
der RA, auf Grund des Abs. 1.nicht eintreten. Abs. 2 gs ser 
mung behielt auch unter der Herrschaft des Werbesystems für er Reiche. 
an Sn e seine Bedeutung bei, da sich das Dionstyorhälinis . ee 

wer an dem in der früheren Wehrmacht zwar in ge: an ebnıe 
und Beendigung, aber nicht in seinem eigentlichen ee a 

R hied. Das Dienstverhältnis der Reichswehr (Reichsheer unc Ihsariın) DE 
rahle zwar auf einem Vertrag, aber dieser bewirkte er eben open keng 
Rechtsverhältnis, sondern ein im öffentlichen Recht wurzeln a ieht 
hältnis. Der Soldat unterwarf ng ke ee Ka u Es ne 
ee a ea in c mit besonderen disziplınaren und kriminellen 


er rg eg er hdrin Eutfernung und vor allem die Fahnenducht 


Ss eg Dienstvergehen. Die Fahnenflucht wurde im Tr 
Öffentliche & 21 Abs, 2 Nr. 2e des Wehrges, vom 23.8. 1021, RGBL, 8, 30%, 55 437 
Abs, 8,291. StPO. in 4. Fassg. der Bek. vom 5. er 15.20, 52) 
auch RdErl. . vom 7. 8, t 8.00 
m hr w ee zweijährigen Frist endigt nick en 
i 2a Erlaß einer den Beschluß über die Fahnentluchterklärung = en ni ni 
| Vorfügus oder mit ihrer Veröffentlichung, sondern schon ne en DE es 
! Falncniichtigen Een an berdie een Vorschriften im einzelnen 
ee ereucha an S. 297 fi., vgl. auch Sehätzel, RuStAG. S. 105/106. 
e r Statt des in Abs. 2 erwähnten $ 360 "Tue jetzt 
| ) dor Ms "11. 1993 (RÖBL. IS. 921). Ze 
\ \ $ a ers unter Nr. 42 der VO. zur Kulm Me: 56 SM 
des Einfuhrungsges. zu Ihr vom 5. 9. 1936 (RGBl. I S. T18) - nn ee 
1036 = $ 279 2.2.0. insoweit gestrichen, als darin uhr 
el n egenüber „Abwesenden” (im Ausland Befindlichen) = SL x a 3 
lichung {m Keichsanzeiger vorgeannen ı. Denacı ut on 3 er 
3 stAG. kein Raum mehr ge . For ıhnenilüc 
eg 2 des G. vom 4. 7. 1933 —abgedr, unten S. 5 (Ab- 


erkonnung der StA.) vorzugehen. Itkrjeges von 1916 an gemäß Erlaß des 

a Ton Fa Die Fahnenfuchterklarungen nicht mebr im 

Sinne von s 28 Abs. 2 bekanntgemacht worden. : WENN 
3. Durch etwaige Amnestie (wie in der Vorgengeehtt. se ms as a2 

vom 7. 12.1918 -- RGBL. 8. 1415 — und das G. vom 6. 6. 1920 — BGBl. S. 1113 7) 

werden lediglich ‚die Straffolgen der Fahnenflucht beseitigt; an 

; getretenen Vertudt der RA. ändert sich dadure 
-—_ 


2 ®) Jedoch inzwischen durch $ 5 der vo. vom 20, 1. 1942 (unten S. 144) außer Kraft 
gesetzt 


sn } der VO. vom 3. 8. 1914 (s. oben) zur Rückkehr verpfli 

2 n . \ | chtet. 

\ | Po TER Vo. sind mitsamt der VO., betr. die Melden der sich im Aus- 
ı aufhaltenden en en 16. 9. 1916 (RGBI. & 1065) aufgehoben 


seinen Antrag von dem Bundesstaa e En 
i ü Y un er seit dem in $24 Abs. 1 bezeichneten 
a a lat Ins alten hat und den Erfordernissen des 


punkt seinen Wohnsitz im Inland beh 


durch die VO. vom 10. 7. 
1919 (RÖBL. S. 651). halb eines Jahres nach dom 


4 \ N T— 
IH I 
u IF 42 Gesetz von 1913 $$ 27 und 8, f 5 
! I m Gesetz von 1913 SS 29-32. 43 
IF 4. Abs, 3 enthielt früher folgenden durch $ 2 d M ra " = = = 
# S ? 3 es G. vom 15. 5. 1935 £ 
1) Er, a lee en arg 2: „Weist er nach, daß ihm ei re die dtsch. StA. Gegen Deutsche. die im volljährigen Alter in die französische 
{ 1} dem: är-Hah, so darf ihm die Einbürgerung von dem Bundesstaate (nicht die spanische!) Fremdenlegion eintreten oder sich in volljährigem Alter 
f t 10 Baute ge Bee versagt werden.“ Ein Einbürgerungsanspruch ist neu für den Dienst in ihr verpflichten, wırd nenerdinrs mit der Strafe der Ab 
i H Was als "Mlltär bee Gel, Bea Sie Anm. zu $$ 10-12). SKOnNMaE der Bu | des 39.08 5 Y 14. 7. 1933 (s. 8.53) vorgegangen. 
1 „ >» i. 8, des . 3 zu gelten hat, i . Wegen zu vgl. Anm. 2 zu $ 27. 
| I} Er en Mr 1940 — Ile 5084/40 — 5000 — enter ET) ee 4. Wegen der Erstreekung auf Familierangehorige zu vgl. $29 und Anm. dazu. 
if area bonk: ; an eutscher, der sich im Ausland aufhält, kann seiner Staats- $29. Der Verlust der Staatsangehörigkeit in den Fällen des $26 Abs. 1, 
! 4 ee re a Beschluß der Zentralbehörde seines Heimatstaates ver- 2 und der 8$ 27, 28 sowie der Wiedererwerb der Stäatsangehörigkeit in den 
rl einer on Kan en, wenn er im Falle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr Fällen des 826 Abs.3 Satz2 erstreckt sich zugleich auf die Ehefrau und auf 
15I leistet aiser angeordneten Aufforderung zur Rückkehr keine Folge diejenigen Kinder, deren gesetzliche Vertretung dem Ausgeschielenen oder 
\ = S h = dem Wiedereingebürgerten kraft elterlicher Gewalt zusteht, soweit sich die 
ou di er . er mehreren Bundesstaaten an, so verliert er durch den Beschluß Ehefrau oder die Kinder mit ihm in häuslicher Gemeinschaft befinden. Aus- 
i I RE \ a len Bu ASSaRIEIE, } genommen sind Töchter, die verheiratet sind oder m ee Ei 
I ; ) ergangen folgende VO: { i as Familienhaupts aus der StA. sich nicht ohne 
h Vom 3. 8. 1914 (RGBI. S. 323), betr. die unverzügliche Rückkehr aller j a ale Kenia ae ($ 3 Abs, 2), folgen beim Ver 
H) Ausland befindlichen Angehörigen des Beurlaul [dere i | allen die Familienglieder dem Familien- 
3} und der Marine, soweit nicht befreit En PEMOLLFURSRBAER \OR TIEREN Iust der StA, in den m ee Fr auch dann, wenn in dem Beschl. auf 
Jah IN 8. IR „RGBI. 8.385), betr. die unverzügliche Rückkehr aller im 1 NE a elrau end die Kinder nicht aufgeführt sind. ‚Um ‚Härten 
u A Te De Aunekep a licher Gemeinschaft leben, 
H] 3 h oder die Kinder mit dem Ausgeschie E N 
u en S 83). betr. Aufforderung an alle im Ausland befinıl- | einerlei ob sie sich im In- oder Ausland aufhalten. : g 26. 
dauernden Aon (euch Frauen). die am 20. 6. 1914 ihren Wohnsitz oder | 3. Wezen des $ 26 Abs. 3 Satz 2 zu vgl Anm. 4 2u$ 
5 punkt das Inland a en hatten und nach diesem Zeit- $30. Ein ehemaliger Deutscher, der vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
u e Ve ee (R&Bl. S. 211), Da, Savemmlelche ee Aus die Reichsangehörigkeit durch Entlassung verloren hat, aber a en! 
i - ndlichen wehrpflichtigen Deutschen, soweit ni i h Torschrif 2%) 1 als nicht entlassen gelten würde, muB au 
re der. Voracheik, dcs SEA nn t, in essen Gebiet er sich niedergelassen 
I 
| 
! 


N $ 27 wird trotz Aufhebung der im Weltkri i Antrag inner 
iog erlassenen Rückkeh rdnun- S. tspricht, auch den Antrag mn A 
fordorung eicht Per De een ae ae ae Rückkehrauf- ee Bios "Gesetzes stellt. Die V orschrift des $S Abs.2 findet 
1’8 eb d. Di eschieht mit der Begründung, das pflicht- u 
widrige Verhalten durch die Aufhebung der Varoninungan nicht Nee a i Anwendung. FT 1915 bedeutungslos ist, 
j en on he nes ur der vwd Yr StA. nicht um eine strafrechtliche Maß \ Übergangsbestimmung, die seit dem 1. 1, 1915 a 
N ir , die nach W er Rückkehraufford ie 
! werden könnte, sondern ‚um die staatsrechtliche gr 8 31. er 935 dr. unten $. 49) außer Kraft 
Sao, 2 ist durch die VO. über die dtsch. SA. vom 6. & 103 (abgedr. unten g 31 ist durch $ 2 des G. vom 15. 5. 1985 (abgeÖt- j 
S. 47) hinfällig geworden. r | gesetzt. Er lautete: em Inkrafttreten dieses Gesetzes die 


„Ein ehemaliger Deutscher, ke? e über die Erwerbung und den Ver- 


3. Wegen der Erstreckung auf Familienangehöri 
ge vgl. $ 29 und Anm. dazu. S B 
i Reichsangehörigkeit nach $ 21 En m 1. Juli 1870 (BGBl. 8. 355) durch 


828. Ein Deutscher, der ohne Erlaubnis seine i i i 
52° r, de D) er Regierung in ausländische S ehö 
| s Staatsdienste getreten ist, kann seiner Stantsaugehörizkalt durch Beschluß | een m Ausland verloren hat, een Te enden: 
19 der Zentralbehörde seines Heimatstaats verlustig erklärt werden, wenn er . dessen Gebiet er sich niedergelassen hat 
' un A orleung zum Aust nicht Folge leistet. Staato angehört, dem ehemaligen Angehörigen eines Bundesstaates oder 
ehört er mehreren Bundesstaaten an, so verliert e ) Das gleiche Bi “on erleibien Staa Te a ber 
> r durch den Beschluß einse a lei m solchen einverleibien Staates, der ee Aufenthalt außer- 


870 nach Landesrecht seine 


die Staatsangehörigkeit in allen Bundesstaaten. 
verloren hat.“ 


S 2 3 e 1. Juni 1 
1. Ob der Eintritt in unmittelbaren oder mittelbaren, zivilen oder militä- eo Heimatstaates 


rischen ausländischen Staatsdienst erfolgt ist, ist gleichgültig. Di 7 10-12. 
i zum Austritt kann gegenüper einer Einzelperson eier BR me \ u BE ni l der zur Zeit des Inkrafttretens 
(z. B. VO. vom 15. &. 1914, RGBl. & 385) erfolgen. Eine bestimmte Frist zum $32, Ein militärpflichtiger Deutscher tz noch seinen dauernden 
k Bee Fe ee ee 2. kan) N wird in der Praxis oine ange" dieses Gesetzes im Inland weder u . a ndhrwännigBte aber noch 
: | sein (in der RKückkehrauffonde g ' : Zeitpunkt das re 

N hieß es: „unverzüglich”). Wegen des freiwilligen Eileen I dan Afonkiichen Aufenthalt hat und vor banner vollendet hat, verliert seine Staats- 
! ienst oder Miltärdienst eines fremden Staates als automatischen Ver- nicht das dreinndvierzigste 1 mi Jahre, sofern er innerhalb dieser Frist 

SWEET UT 2? igeführt 'hat. 


FE a ea ee nee 


lustgrundes für die durch die Wiedervereini Ös i N PR TE | Ablauf R 

Deutschen Reich reichsangehörig gewordeı ne. Du ort s[ohe mi. dem Dgehürigkeil u id iber seine Dienstpflicht herbe 
StA. von ihnen ableiten, vgl. Anne zu& aeg ee 1308 (unfen S Ei . keine endgültige Kussohelline = der im $ 26 Abs. 2 bezeichneten Art, 
1 Ein fahnenflüchtiger Deutscher m Inland weder seinen Wohn- 


2. Der Verlust nach $28 tritt nicht von selb i 
Ayaz ie 2 5 selbst ein, sondern nur durch . i tzes I 3 ; x 
usspruch der Ze Mralbeanrde; so verlieren z. B. RAng., die in eine Fremdenlegion der zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gese t und vor diesem Zeitpunkt das 


eintreten, nicht durch diesen Eintritt, sondern erst durch Beschluß nach 5 28 a sitz noch seinen dauernden Aufenthalt hal 


3 


) ! 


nz 


— 


44 Gesetz von 1913 $$ 32—35, 


dreiundvierzigste Lebensjahr noch nicht vollendet hat,- verliert seine Staats- 
angehörigkeit mit dem Ablaufe zweier Jahre, sofern er sich nicht innerhalb 
dieser Frist vor den Militärbehörden gestellt. 


Die Vorschriften des $ 26 Abs. 3 und des $ 29 finden entsprechende 
Anwendung. 


Übergangsvorschrift zum $ 26. Denjenigen, die zufolge der Bestimmungen 
des Abs. 1 und 2 am 1. 1. 1916 die deutsche StA. verloren hatten, steht gemäß 
Abs. 3 die Wiedereinbürgerung nach $ 26 Abs. 3 offen. Bei schuldloser Ver- 
letzung der Wehrpflicht (z. B. wegen Unmöglichkeit, während des Krieges nach 
Deutschland durchzukommen) bestand nach $ 26 Abs. 3 Satz 2 bis zum 15. 5. 1935 
ein Anspruch auf Wiedereinbürgerung. 


Dritter Abschnitt. 
Unmittelbare Reichsangehörigkeit. 
& 33. Die unmittelbare Reichsangehörigkeit kann verliehen werden 


1. einem Ausländer, der sich in einem Schutzgebiete niedergelassen hat, 
oder einem Eingeborenen in einem Schutzgebiete; 

2. einem ehemaligen Deutschen, der sich nicht im Inland niedergelassen 
hat; dem ehemaligen Deutschen steht gleich, wer von ihm abstammt 
oder an Kindes Statt angenommen ist. . 


1. Seit dem Inkrafttreten des G. tiber den Neuaufbau des Reichs vom 30. 1. 
1934 (zu vgl. VO. vom 5. 2. 1934 — abgedr. weiter unten S. 47 —) gibt es keine 
„unmittelbare RA.“ in dem hier gemeinten Sinne, d. h. zum Unterschied von der 
mittelbaren RA. (StA, in einem deutschen Lande); es besteht eben nur noch eine 
RA. (deutsche StA.) schlechthin. 

2. Übrigens ist Nr. 1 der Vorschrift zur Zeit gegenstandslos seit dem Verlust 
der Schutzgebiete (Art. 119 VV.). Nr. 2 ist als Rechtsgrundlage noch von Bedeu- 
tung hinsichtlich ehemaliger Deutscher, die keinem deutschen Lande angehört 
haben und auf die deshalb $ 13 nicht Anwendung finden kann (z. B. ehemalige 
Elsaß-Lothringer). Die Vorschrift wird auch angewendet zugunsten der Ange- 
hörigen des deutschen Volkstums im Ausland, die ihre Abstammunz von einem 
ehemaligen Deutschen nicht genau nachweisen können (2. B. Siebenbürger 

n, Deutschbalten, Deutschrussen). - 

3. Das Wirksamwerden der Einbürgerung bestimmt sich nach $ 16, auch ihre 
Erstreckung auf Familienangehörige. 

4. Auch dem Abkömmling und dem Wahlkin 


d eines RAng. (nicht ines 
ehemaligen RAng.) kann die RA. ZT da 


2 verliehen werden (vgl. Anm. 1 zu $ 13). 

5. Zuständig zur Verleihung der RA. ist bei solchen, die im Ausland ihren 
Wohnsitz oder Aufenthalt haben, der RMin. d. Auswärt. (früher RK., AA.) und bei 
solchen, die sich im Inland aufhalten, ohne dort oder im Ausland niedergelassen 
zu sein, der RMin. d. Inn. (früher RK., RAdl.). 


& 34. Einem Ausländer, der im Reichsdienst angestellt ist. und seinen 
dienstlichen Wohnsitz im Ausland hat, muß auf seinen Antrag die unmittel- 
bare Reichsangehörigkeit verliehen werden, wenn er ein Diensteinkommen 
aus der Reichskassei bezielit; sie kann älım verliehen werden, wenn er ein 
solches Einkommen nicht bezieht. 


Nach Wegfall der Unterscheidung „mittelbare“ und i u 
stimmt die Vorschrift inhaltlich mit $ 15 Abs. 2 überein. De an a vor. 
leihung der RA. ist durch 32 des G. vom 15. 5. 1935 (abgedr. unten 5. 49) beseitigt 
(vgl, Anm. zu 53 10—12 und Anm. 11 zu 58 14, 15). Der zweite Halbsatz kommt be- 
sonders für die deutschen Wallkonsula mit ausl, SA. in Betracht. Wegen. der 
Br er Ze ae ee mas $ 150 des Deutschen Beamtengesetzes 
vom » 1987 — RUBl. I S. 39 — Ehr. nte vi ) vgl. jetzt die V' 
Yom 871087 (RGBL LS To auf Widerruf) vgl. jetzt die VO. 


$ 35. Auf die unmittelbare Reichsangehörigkeit finden di ifte 
dieses Gesetzes über die Staatsangehörigkeit in einem 3 Becken rn 


Ausnahme der Vorschriften des $ 4 Abs. 2, des & 8 Abs. 2, des $ 10 Sutz 2, 


ap u 


Gesetz von 1913 SS 36:8. 45 


a3 $ 11 Satz 2, des $ 12 Satz 2 und der SS 14, 21 mit der Maßgabe ent- 
ne hndı en daß an die Stelle der Zentralbehörde des ‚Bundes- 
staates der Reichskanzler, an die Stelle der höheren Verwaltungsbehörde der 
"Keichskanzler oder die von ihm bezeichnete Behörde treten. 
Zu vgl. Anm, 1 zu $ 3, 


Vierter Abschnitt. 
Schlußbestimmungen. 
ü i i yerträg ie vi desstaaten mit 
36. Unberührt bleiben die Staatsverträge, die von Bund mie: 
sur aikiten Staaten vor dem Inkrafttreten Ze re en De 
Es si i i n. Bancroft-Verträge, d. ie im Jahre 2 

da Ei er Bayern, Württemberg, Baden und Hessen ak, da 
Ver. ae A en 8 und durch den Kriege 
von dtsch. und amerik. doppelter St zw en ae 
ausbruch zwischen Deutschland und den Ver. Staaten mil ia ee 
worden. Sie würden nach Art. 282 des VV. z. Zt. nur ge on, ns 
Art. 289 Abs. 1 VV. ihre Wiederinkraftsetzung verlangt I h 
er ist (vgl. Art, I Nr. 1 des Friedensvertr. mit den nor 
vom 25. 8. 1921, RGBl. S. 1318), Zu erwähnen ist auch der deutsch- s 

Vertrag über die Naturalisation von a a ae 

i 7 äch eiger Nr. v 1: H 
a ae ee Vereinbarungen zwischen dem Reich und fremden 
Stasten zu vgl. Anm. W zu $ &. . 

$ 37. Soweit in Reichsgesetzen oder Landesgesetzen auf en 
des Gesetzes über die Erwerbung und den Verlust der re 
aagehörigkeit vom 1. Juni 1870 oder des Gesetzes, in ie un 
sation von Ausländern, welche im Reichsdienst angestellt sin ; ne = Sn 
zember 1875 verwiesen ist, treten an deren Stelle die entsprechen 
schriften dieses Gesetzes. i . Er 
38. Die Reichsregierung erläßt mit ae & De 
schriften über die Hüchenäns ee ie ia ip er 
ss 11, 12, des 2 A 2 

NEN eier eıbehte für "die, Erteilung von Aufnahme- und Einbürgerungs 


urkunden erhoben werden. } i . m 
Das gleiche gilt für die Erteilung ie: en ei 
ee: Bo. Ne Kan a. ion. vom 27. 6. 1924 (RGBl. IS. 659) in 


j; »Bl. 18. 775). B KR 
Be ee Ge Clin und Abaten fr de Elan von anne 


ker BEE ar Biabgzpanung, 2a, BEN ISBN 
i lung‘ vielmehr den einzeln 
BE Un ARE den aaacn deten Hand, Yermaune 
i erz n N 
re. en (68. & von), 12. 6. 1985 (68. 5 8) un 
(G8. S. 84), Gobührentarif Nr. 72: RA on mu. 


a) Einbü rungsurkundn . tt I U IL. E 

BI Entlassungmirkunden » . «= 1. U U UL] » 

Jeimatscheine . + rn ® Sa n 

&) Stausangchörigkäucuimis "1.S0A. (825 Abs 2 2.2.0.) 10 „ 
e) Genehmigungen zur Beibehaltung d. * sche Stastadienste 

Genehmigungen en in ausländis ie a Ben w „ 
2 1220)... 0% Arche 

8) Dan über eingetretenen Yarlair oder 10 „ 


i StA. . ge A ee Bu ne 
von a er Bedürftigkei t oder aus eg & 
kann die Gebühr auf Antrag ermäßigt oder ga 
werden. 


a TEE 
kn 


h) Gebührenfrei sind 


1. Einbürgerungsurkunden für frühere Deutsche, die infolge des Ver- 
trags von Versailles die RA. verloren und inzwischen keine andere als 
die ihnen durch jenen Vertrag aufgezwungene fremde StA. erworben 
haben, sowie Einbürgerungsurkunden für Danziger Beamte, die die 

dtsch. RA. durch Entlassung verloren haben: r 

Einbürgerungsurkunden für staatlose Kriegsteilnehmer und ihre An- 

gehörigen ‚oder Hinterbliebenen, die zwecks Erlangung einer Rente 

ya sonstiger Versorgungsgebührnisse ihre Einbürgerung beantragt 
aben®); 

3. Staatsangehörigkeitsausweise für Personen. die in die Wehrmacht, in 
die Schutzpolizei oder in Verbände eintreten, die die militärische Vor- 
derettung für den Dienst in der Luftwaffe betreiben, sowie für Versor- 

gungsanwärter, die sich um Beamtenstellen bewerben wollen: 

4. Entlassungsurkunden für Danziger Beamte; 


5. Bescheide und Urkunden, die auf Grund des Vertrags von Versailles 


oder der zu seiner Ausführung ergangenen oder noch ergehenden Be- 
Stimmungen im Optionsverfahren erteilt werden. 


$ 39. Der. Bundesrat e 


2. 


5 rläßt Bestimmungen über die Aufnahme-, Ein- 
I bürgerungs- und Entlassungsurkunden sowie über die Urkunden, die zur 
iu Bescheinigung der Staatsangehörigkeit dienen. 


! Gesetzes als höhere Verwaltu 
IR sind. 


vom 


“ 15. 4. 1929 — MBHV. $. 345). 


Die Landeszentralbehörden bestimmen, welche Behörden im Sinne dieses 


ngsbehörden und als Militärbehörden anzusehen 


1. Zur Ausf. des Abs. 1 ist ergangen der Beschl. des BR. vom 27. 11. 1913 (ZBl. 
1201, Grotefend 1913, 963; v. Keller-Trautmann 366; Cahn 169, dort 
auch Muster für die Urkunden). Die Urkunden sind inzwischen der durch die V. 
vom 5. 2. 1934 bewirkten grundsätzlichen Neuregelung angepaßt worden. 

2. Die zur Erteilung der Urkunden zuständigen Behörden werden in Sp. 3 
der Anlage des RdErl. des RMin. d. Inn. vom 15. 4. 1939 (abgedr. unten $. 167) 
aufgeführt. Vgl. weiter Anm. 6 unten, 


3. Zur Bescheinigung der StA. dienen der StA.-Ausweis“ für den Gebrauch 


haben, erhalten einen Heimat- 

schein nur für die Zeit bis zum 1. 1. des Jahres, in dem sie das 18. Lebensjahr. 
Erg elahena der aktiven 

r eitpunkt hinaus nur nach Ei . 
ständniserklärung des zuständigen Wehrbezirkskommanden- Für ee 


i sland habeı, erteilt die Ein- 
Wohnsitz oder Aufenthaltsort des Antrag: 
flichtige Personen vom 


Wehrpflichtige, die ihren 
Ausland Ye irks- 
kommando Ausland, Berlin W 35, Herkulesufer 11. zununj se (ae Wehrbezirks 


° In all diesen Fällen ist die Gebühr ohne has 
5. 10. 1927 — MBHV. 8.979 —, vom 2, en trag zu a: 


121 — und vom 


Verordnung von 193. 47 
% ‚ürdigkei & licht 
gemäß $ 13 Wehrges, wegen Wehrunwürdigkeit von der Erfüllung der Wehrpt 
en sind, sowie für solche Wehrpflichtige, die gem. $ 14 Wehrges. zum 
Wehrdienst nicht herangezogen werden dürfen (weil körperlich untauglich oder 
mit Subdiakonatsweihe versehene Wehrpflichtige röm.-kath. Bekenntnisses). i 
4. Wegen der Zufertigung von Heimatscheinen an im Ausland lebende dtsch. 
StAng. (grundsätzlich nur durch Vermittlung der für den Aufenthaltsort zustän- 
digen deutschen Konsularbehörden) zu vgl. RdErl. des RMin. d. Inn. vom 
b. 1937 S. 166). \ 
R rer Gebühr für StA.-Ausweise und Heimatscheine zu vgl. Anm. ® 
und 3 zu 8 8. a DER ERREE 
6. Die Bestimmungen der Landesbehörden gemäß ‚Abs. 2 sind abgedruc e 
v.K ener-Treutm ann 374f. Sie sind in der Kriegs- und er 
teilweise abgeändert worden. Durch RdErl. des RMin. d. Inn. vom gr 2 938 
(unten S. 163) ist die behördliche Zuständigkeit in StA.-Sachen wie a ge 
regelt worden: Im allgemeinen ist die Verw.-Behörde örtlich zuständig, in en 
Amtsbereich der Antragsteller seine Niederlassung hat, oder, wenn es ge = 
Ausland aufhält, in deren Bezirk er oder seine für die Ableitung der men 
zebenden Vorfahren die letzte Niederlassung im Inland gehabt haben. ür ar 
Ausfertieunz von EDRN a ya rn 
Genehmigung zur Beibehaltung der StA. (5 25 Abs, 2 i S Lu) Bere zur 
örteilung Heimatscheinen und StA.-Ausweisen ist daher — ohn i 
a frühere BE she er N a E 
‚om 5. 2. 1934, unten 8. 47) — die Verw.- 2 Andig, i ı 
Kris iaagsieler seine“ ED U ur aa ee ie 
. Hat der Antragsteller Niec sung 
nu ie ans Behörde zuständig, in deren Bezirk er EeO ST han 
eltern ihre Niederlassung haben oder gehabt haben, oder 4 = ger 
Antragsteller oder seinem MOrHROTEn, un a ee are = ar Er 
i Ehefrauen richtet sic 8 
er Be Be name, bei minderjährigen Kindern Bach ‚üeneni ‚ ae le 
Be ’. des letztlebenden Elternteils, bei unehelichen minderjährigen Kin ne 
za gie Mutter. Bei nichtselbständigen Animasielern: ESRIETOHIE h en 
Beam ? usw.) die von den Eltern usw. unter! n „Til | 
die Zuständigkait Sr nach den Verhältnissen des maßgebenden Elternteils. 
g 


$ 40. Gegen die Ablehnung des Antrages auf na a 3 ai 
Einbürgerung in den Fällen der $$ 10, 11, 12, des $ ‚m I a N 
des $ 32 Abs. 3 oder des Antrags auf Entlassung in den $3 21, 
i A a H P 
st u ee der Behörden und das Verfahren DE van 
den Landesgesetzen und, soweit landesgesetzliche Vorschri 
handen sind, nach den $$ 20, 21 der Gewerbeordnung. 


ie Ei üche 

Nael itut der „Aufnahme“ und die Einbürgerungsanspri c 

Ga ea Li Em Vorschrift när noch von Bedeutung hinsichtlich der Ent 

ln Sinne des Abs.2 haben die meisten Länder bestimmt, daß der Rekurs 

im, Verwaltungsvertahren durchrulihren Ion In N Yo 18. 6. 1814 (68. 

S N ne Klee a Foststellung der dtsch. StA. ist in Bayern, Württemberg 
und Baden sowie in den Hansestädten gegeben. 


$41. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1914 gaaunpihe N a ra 
zur Abänderung des Reichsmilitärgesetzes sowie des Ges: n 


üderungen der Wehrpflicht, vom 11. Februar 1888 in Kraft. 


2. Die Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. Februrr 1934 
2 (RGBL. 15. 8). 
$ 1. (1) Die Staatsangehörigkeit in den deutschen Ländern fällt fort. 


(2) Es &ibt nur noch eine deutsche Staatsangehörigkeit (Reichsange- 
hörigkeit), x 


a 


30 Widerruf und Aberkennung 1933. 


4. Das Gesetz über den Widerruf von Einhürgerungen und die Aberkennung der 
deutschen Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933 (RGBl. I 3. 480) nebst Aus- 
führungsverordnung vom 26. Juli 1933 (RGBi. I S. 538}}), 


$ 1. Einbürgerungen, die in der Zeit zwischen dem 9. November 1918 
und dem 30. Januar 1933 vorgenommen worden sind, können widerrufen 
werden, falls die Einbürgerung nicht als erwünscht anzusehen ist. 

Durch den Widerruf verlieren außer dem Eingebürgerten selbst auch 
diejenigen Personen die deutsche Staatsangehörigrkeit, die sie ohne die Ein- 
bürgerung nicht erworben hätten. 

Der Widerruf wird wirksam mit der Zustellung der Widerrufsverfügung 
‘oder mit dem Zeitpunkt seiner Veröffentlichung im Reichsanzeiger. 

Der Widerruf liegt den Landesbehörden, bei unmittelbaren Reichs- 
angehörigen dem zuständigen Reichsminister ob. 

Diese Vorschrift tritt mit dem Ablauf von 2 Jahren seit ihrer Verkün- 
dung außer Kraft. 


Ausführungsbestimmungen zu $ 1: 


1. Ob eine Einbürgerung als nicht erwünscht anzusehen ist, beurteilt sich 
nach völkisch-nationalen Grundsätzen. Im Vorlergrunde stehen die rassischen, 
Staatebürgerlichen und kulturellen Gesichtspunkte fur eine den Belangen von 
Reich und Volk zuträgliche Vermehrung der deutschen Bevölkerung durch Ein- 
bürgerung. Dabei sind außer Tatsachen aus der Zeit vor der Einbürgerung vor 
allem auch Umstände zu berücksichtigen, die in die Zeit nach der Einbürze- 
rung fallen. f 
re kommen für den Widerruf der Einbürgerung insbesondere in 

a) Ostjuden, cs sei denn, daß sie auf deutscher Seite im Weltkriege an der 
Front gekämpft oder sich um die deutschen Belange besonders verdient 
gemacht haben; e 

b) Personen, die sich eines schweren Vergehens oder eines Verbrechens schuldig 
remacht oder sich sonstwie in einer dem Wohle von Staat und Volk 
träglichen Weise verhalten haben, 

U. Der Widerruf soll, soweit nicht besond t ihn angezeigt er- 

scheinen lassen, nicht ausgesprochen werden a Er 

a) Eingebürgerten, die vor dem 9. 11. 1918 die deutsche StA. besessen und 
sie auf Grund der Bestimmungen des Versailler Vertrags und seiner Aus- 
führungsabkommen ohne ihr Zutun verloren haben; = 

b) Personen, die zufolge eines Einbürgerungsanspruchs gemäß den Bostim- 

Be des RuStAG. vom 22. 7. 1913 (RGBIL, S. 583) eingebürgert worden 

IL Ist der Eingebürgerte verstorben oder für to 1 hat er die 
dtsch, StA. inzwischen wieder verloren, so kann der "Widorrat elbstandig für 

e = B: en en Peisonen ausgesprochen werden. 
. Der Widerruf bewirkt den Ve iner inzwischen 
durch Aufnahme hinzuerworbenen Black rd Dan alu ac eis Ani 

V. Die Gründe für den Widerruf werd: ü i i 

In der Widerrufsverfü Bear. SICH. ImINGEHBN. i ur 
führen, auf die sich dr WR, 0 AISFENn Personen namentlich aufz 


Soweit von dem Widerruf mitbetr ff. jahr 
vollend: + : offene Personen das 16. Lebensjt 
w Kenn haben, soll ihnen eine besondere Widerrufsverfüguug zugestel 


') Vgl. zu diesem Gesetz Georges Scelle, „A jui 
i Ar y uillet 
He Be een la nationalit&“ in er an nal N 
wat, 5. 8, = ie Erwiderungen hierauf von Wolfgang Metigenberg „Das deutsche 
re ee ‚in Volkerbund und Völkerrecht, 1934, $ 155 ff, und von Bert 
yon Stauffenberg „Die Entziehung le Staatsangehörigkeit und d 


Jölkerrecht“ in der Zeitschri n 
u a eitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrechb 
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Personen im Inland soll die Widerrufsverfügung durch die zuständige Be- 
hörde gegen Empfangsbescheinigung ausgehändigt oder durch die Post zugestellt 
worden (Postzustellungsurkunde); Personen im Ausland soll die Widerrufsver- 
fürunz dureh Vermittlung der zuständigen diplomatischen oder konsularischen 
Vertretung des Reichs ausgehändigt werden. Soweit die Zustellung oder Re 
händigung nicht erfolgt, mıß der Widerruf, um wirksam zu werden, im Reichs- 


anzeiger veröffentlicht werden. j i 
Der Widerruf kann nicht mit Rechtsmitteln angefochten werden. 


Anmerkungenzusi: . ‚ j 
1. Das G. vom 14. 7. 1933 befaßt sich mit zwei Angelegenheiten. am 
ersten schafft es die Möglichkeit, unerwünschte a NE 
zwischen, dem Novemberumsturs Kin un he Bedürfnis hierfür ergibt 
i srhe y ıfen. 1 
ee ice Zeie „vielfach den völkisch-nationalen Grundsätzen 


2 e| 7), Im Sinne einer gesunden 
zuwider verfahren wurde“ (amtliche Begründung). u Auer ein 


. iti sich 
Rassen- und Beyölkerunzspolitik urn wieder zu beseitigen. 


olkskö ine: srfroulichen Neuzuwac e RR 
u ondhrt das Gesetz eine Handhabe, Reichsangehörigen im 


5 sriyrkei kennen, die sich dadurch als 
i tsche Staatsungehörigkeit abzuerken as 
a allge no kean haben, daß sie durch ein treuloges Verha 


deutschen Belange geschädigt haben. a ana 

Abs. 2a) soll nicht solche en schützen, um BU einer groben 

2:8 eg ; e i 

Verl Ben gen ge ae Kg Staat abträzliches Verhalten 
. Die Fassung „ei 


Sri in der N e- 
4. Gegenüber Angehörigen der Yar Widerruf nur ausnahmsweise ausg 
ichneter gruppe De ac igt erscheinen 
Spa ahnlich besondere Umstände ihn neh eschädigenden 
aproehen- werden; Wenn, nEN" es besonders ehrlosen oder volksschä 


lassen (etwa beim Vorliegen ein . i 
Verhaltens). \ geschrieben, e ee 
ide ist nie) ; a we a 
püichngenüßen Ermensen der en Widerruf „insbesondere, in Be- 
ie ‚A ae „Os ; 
Kacke Ken: a Bedeutung ist a a Stummendo 
ren. ft Ri R ‚erden N- 
solche sind aus den östlichen \ kommen anzusehen. Andererseits der Wider- 
H d deren Nachko) iber in der Rege] h 
udısche Elemente un bezeichnet, denen zezeni Vorschriften sind so 
alls zwei Personengruppen Derek” Die gr genden Bebörden nach 
ruf nicht ausgesprochen werden $ sen der entscheidenden 
gofaßt, daß sie das pflichtmäßige Erm en 
keiner Riehtung einengen. i 
6. Der Widerruf erstreckt SUR b 
angehörigen, die ohne die ee: sei es, daß die 
dtsch. StA, nicht erworben > des RustAG. auf sie ie (Abstammung vom 
hauptes sich gemäß $ ne “derivativen a e@une ihm, SS 4, 5 
aß sie auf Grund eines der SO 1 diesen, Familienangehörigen 
LE SLAng, eoworden sind. ar 7. 1933 voraus, daß 
IR RA ‚r dtsch. StA. 3 
Eee Pur der Bgebliche Einbürgerunz 
= ; iglieh für hat, ist dei ingig- 
ko disch. StA. wioder VerlotEN, Manangebörigen Wilerruf gerenüber 
gegenüber den in Betracht kommenden "ilianbauptes 7 wepn diese für ihre 
rechterhaltung der EinbürgenuN®. dern nicht möglich. © ist beim Widerruf der 
miteiugebürgerten Familienmit@ I sind. Andererst® qurch Erstreckung mit- 
Person als unerwünscht any tes ein AUSCNT rockung des Widerrufs auch 
Einbürgerung des Familien ur der ip Aue urden durch spätere Wieder- 
eingebürgerten Anz de Bat tes RuStAG 
nicht möglich. Hierdurch ei 17 zitt. 6 des re 
einbürgerung zu besoitigen SC. .ahörige gemäß 'h. StA. verloren, diese aber 
Hat eine frühere Re ee Ausländer ihre d durch Erstreekung gemäß $ 16 
ga Eheschließun Ber gerung ihres Ehemann 4* 
r infolge der 


aan Knaktire 
h automatisch PO. Familienhanptes die 
% Ein gerung des Hamilien- 


Bei Auf- 


| 
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Abs. 2 aa.O. wiedererlangt, so verliert sie durch den Wid: i 
e n t erruf der Einbü 
4 an gleichfalls die dtsch. StA. In den Fällen jedoch, in denn ae 
a y Be Die Dale Ta EC, eines chemalıren Ausländers mit 
esem ri ss ri ie Erstreckung des Widerrufs nicht ei 
da die Ehefrau, im Besitz der dtsch. SLA. bereits vı Einbürgerung dei 
späteren Ehemanns, nicht zu den Personen en ee 
J Ins, 2 gehört, die ohne di i £, 
vn en Une werden eo die dtsch. StA. Han, ee 
BR en di ıs einer solchen Ehe ohne weiteres v. "ider. 
nn Fr Hi Fe Srrarben ei wenn cr Ihr Vater 
i len . Hat ein durch Erstreckung ($ 16 Abs. 2 a.a.O.) einge- 
iger Sch ei danach eine dtsch. StAng. Eeaiie Fi sr der 
=> N en ee ürgerung das Familienhaupts nur auf den Sohn, nicht aber 
en ee sie bereits vor der Eheschließung die dtsch. StA. besaß, 
a pe ( en Personen, die diese ohne die Einbürgerung (des Schwie- 
Sc en: zen en hätten. Wenn eine durch Erstreckung eingebürgerte 
Fa en re ‚StAng. geheiratet hat, so erstreckt sich der Widerruf 
zwar mit Rücksicht auf ia en : 
frau Si Cinch StAng. gleichfalls die disch. 7 
ki ae ha ist auch zulässig in den Fällen, wo die Einbürgerung nicht 
oder Gemeindedienst Hole ET sondern durch Anstellung im Staate- 
ed g‘ (RdErl. des RMin. d. Inn. vom 16, 5. 1934 — IV 
8D i irk i 
a ii ne Pries lediglich ex nunc; die in Betracht kommenden Per- 
le ae r die Zeit vom Erwerb der dtsch. StA. bis zum Wirksam- 
ex tune re er Pe; ng er Wirkeamwerden 
ia _— begründeten Er ERRDEIE LOREREINEE 
diedb rege Erlaß der Widerrufsverfügung ist die Landesbebörde, 
Zach" der Brite rich 
teligien sositndige Eiobürgerungsbehörde, 5 .e Kur den Wohnsitz des Be 
n den F: N 5 
IE ol wo Bun en Mr 1 der Ausfuhrungsvorschrift ist gemäß An 
De . iderruf an die Zustimmung der obersten Landes- 
10. Ein Rechtsmittel i 
lässig ist jedoch die Pi gegen die Widerrufsverfürung ist nj a 
‘ Di ba zung ist nicht gegeben. Zu 
gemeine Dienstaufsichtsbeschwerde, die A keine Frist 


gebunden ist und ; f 
Zendnnen a bei deren Einlegung eine Nachprüfung der Verfügung vor- 


11. Nach der amtlichen B 
h. egründung i 
dauer der Widerrufsvorschrift Gut pe re eg Deenäigung dos 


Übrigens ist durch N nigung des Wid er 
des & 1 bis zum Fer en en OL. 1 & 1oio, ee 
” u getreten, gert worden. Mit diesen Tageistder 
ne zwischenstaatlich k x 
schriften der j iche Abkommen s undlı For- 
stellen, daß Reichsanzelme#gebung unberührt, bieitrerändlich ne DE 
slimmungen des deutsch-peini Kt Wostoberschlesien, die in Aus, an kein Be- 
19° (RÜBL. II 8. 237) die dtsch. Sch Dkommens über Oberschlesien vom 13. D. 


G. vom 14. 7. 193% N 
Westobe R : „108 1. 7. 1933 getroffen wurden. 
waren ns ealon ansässigen Personen SH Chl--Abk. gilt das gleiche für die !a 
mit dem 15. 7 com 16, 7. 1922 emgebürgert worden, 922 daselbst anslssif 
geändert, Zwar I a ia der fünfzehnjähriven 
Gem 31.12.1935 außer Knut von Einbürgerungen ermöezli ’ G 
ci er Maßnahmen im e li #etreten (zu vel. oben An ermöglichende & 1.des 
ENT {RGBL I S. 717) en alizen oberschlesisehen Km 11), doch gibt $ 16 des 
e Finbürgerungen, von deren Ruckahabe, im aan des $ Lu 


wurde, zu wid W x 
Die Vorschrift des Sig \ dorrufsbehörde in keängigmachung bisher abgesehen 


F: FORENEHE 


z Widerruf und Aberkennung 193. 53 


d. h. am 2. Juli 1998, außer Kraft; bis dahin war also das Widerrufsverfahren zu 


Ende zu filhren. 5 
13, In der Ostmark Regelung durch $$ 3 ff. der VO. vom 11. 7. 1939 (unten 


$.02). 

$ 2. Reichsangehörige, die sich im Ausland aufhalten, können der deut- 
schen Staatsangehörigkeit verlustig erklärt werden, sofern sie durch ein 
Verhalten, das gegen die Pflicht zur Treue gegen Reich und Volk verstößt, 
die deutschen Belange geschädigt haben. Das gleich gilt für Reichsange- 
hörige, die einer Rückkehraufforderung nicht Folge leisten, die der Reichs- 
minister des Innern unter Hinweis auf diese Vorschrift an sir gerichtet hat. 
Bei der Einleitung des Aberkennungsverfahrens oder bei Erlaß der Rück- 
kehraufforderung kann ihr Vermögen beschlagnahmt, nach Aberkennung der 
deutschen Staatsangehörigkeit als dem Reiche verfallen erklärt werden. Die 
Beschlagnahme des Vermögens endigt spätestens mit dem Ablauf von zwei 
Jahren, falls es nicht vorher als dem Reiche verfallen erklärt wird. 

Diese Maßnahmen können auch gegenüber Reichsangehörigen im Saar- 
gebiet getroffen werden, die in der Zeit nach dem 30. Januar 1933 ihren 
Aufenthalt dorthin verlegt haben. 

Die Entscheidung trifft der Rei 
mit dem Reichsminister des Auswär 


chsminister des Innern im Einvernehmen 
tigen in der Regel nach Anhörung der 


Regierungen der beteiligten Länder; als beteiligt gelten das Land, dem der 
Reichsangehörige angehört, und diejenigen Länder, in denen er innerhalb 
der letzten Jahre seine dauernde Niederlassung gehabt hat. 

Der Reichsminister des Innern im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
des Auswärtigen beschließt im einzelnen Falle, inwieweit sich der Verlust 
der deutschen Staatsangehörigkeit auf den Ehegatten, auf die ehelichen oder 
an Kindesstatt angenommenen Kinder, bei Frauen auf die unehelichen Kinder 


erstreckt. i s 
Die Aberkennung der Staatsangehörigkeit wird mit der Verkündung der 


Entscheidung im Reichsanzeiger wirksam. 


Ausführungsbestimmungen zu $ ®: 

1. Ein der Treupflicht gegen Reich und Volk widersprechendes Verbalten 
ist insbesondere gegeben, wenn ein Deutscher der feindseligen Propaganda gegen 
Deutschland Vorschub geleistet oder das deutsche Anschen oder die Maßnahmen 
der nationalen Regierung herabzuwürdigen gesucht bat. j 

- U. Die Vermögensbeschlagnabme und die Verfallerklärung werden im 
Reichsanzeiger veröffentlicht. Sie werden mit dem Zeitpunkt der Veröffent- 


% lichung wirksam. 

Die Durchführung der auf Grund der Vermögensbeschlagnahme und der 
Verfallerklärung erforderlichen Maßnahmen liegt demjenigen Finanzamt ob, das 
der Reichsminister der Finanzen hierzu bestimmt. 3 

Für die Vermögensbeschlagnahme gelten im übrigen die Bestimmungen ins 
$ 380 Abs. 2, 3 und 4 der Reichsabgabenordnung vom 22. 5. 1931 (RGBLI 5. 161). 

Grundstücke, die dem Reich verfallen sind, werden auf Antrag des Finanı- 
amts im Grundbuch auf den Namen des Reichs umgeschrieben. Entsprechendes 

Reichsschuldbuch oder im Schuldbuch eines deut- 


gilt für Forderungen, die im t e 6 
schen Landes, einer deutschen Gemeinde oder eines deutschen Gemeindever- 
bandes eingetragen sind. Für die Umschreibungen werden weder Gebilhren 


noch Auslagen erhoben. 


Anmerkungen zu $ 2% h i Fa 

1. Im Absatz 1 des $ 2 findet sich der Begriff der Troupflicht, die in der 

Tat den Hauptinhalt der StA. bedeutet. Geht man hiervon aus, so erscheint 

ftir Fälle der Verletzung der Treupflicht dio Aberkennung der StA. durchaus 

gereohtfertigt. Die Möglichkeit einer Aberkennung ist zwar bereits in RuSt.\G, 

vorgesehen, aber auf wenige Einzeltatbestände beschränkt, Durch $ 2 wird aiso 

— ganz unabhängig von dem gegenwärtigen Bedürfnis — eine recht fühibare 
Lücko des deutschen Staatsangehörigkeitsrechtes geschlossen. 
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Dieses augenblickliche Bedürfnis, aus dem he i i 
. { d 8, e raus die Vorschrift 
Ei; Nr, Saese daß Jr nationalsozialistische Staat sich der ins ee 
u schaden 8 ren muß, die ihm durch verantwortungsloses Treiben 
ie Vorschrift will die politischen Schädlinge treffen, die si 
] il Ss fi ‚die sich besond 
en Id Bee NErEanaen und ihren Einfluß und ihren ee 
aben, in de ei i -h W. Schri 
an Deutschland he a dee ntlichkeit durch Wort und Schrift gegen das 
ie Fassung der Vorschrift gestattet eine wei i 
ae 5 de e Ki tzehende Anw g 
en AED olkgeung pr re Ehrensirafe, die ge drape 
£ unäc urde in der Praxis von ihr ein sparsamer Gebrauch ; 
Dr Kae 2 der Ächtung, möglichst solche Volksfeinde. die einer roonen Oüene 
annt waren, nicht dagezen die in weiteren Kreisen unbekannten Übel- 


täter. Später hat si ie N iekei Be ‘ h 
ziehen. i ich die Notwendigkeit ergeben, den Kreis wesentlich weiter zu 


2. Auf den Zeitpunkt, zu dem der Aufenthalt i 
alt im Ausland z . 
u ar Bad dem Inkrafttreten des Gesetzes, kommt = le 
Rückeli Fr ee ar eg Fi I a Zeit Ir ul etnndsvernaltupg: seit der 
indenr d j K 1.3. 1985 gegenstandslos — ist dies anders geregelt. 
nk ei (Tag der Machtübernahme durch Adolf Hitler) als Stich 
3. Erst recht kommt es auch darauf nich i i i 
r t an, ob sich das der Tı Dicht 
along, " deutschen Belange schädizende Verhalten = Ser ai 
sins-leger ; eten des Gesetzes abgespielt hat; für den Grundsatz „nulla poena 
ine eg. ni A: also kein Raum, = 
. „DB erster inie sollen Handlungen, die sich en di i 0 
ee Ausbürzerung gestraft werden. Frieder allen ae 
SL ur zurückliegendes Verhalten im Wege der Ausbürgerung geahndet. 
Rain. d. Inn, zuretatbestand ist noch die Nichtbefolgung der Aufforderung des 
erinnert an die Torsckei gr’ y an Heimat aufgestellt. Dieser Tatbestand 
Torderung im Kriegfalle) eg N RuStAG. (Nichtrückkehr trotz Auf 
sg. in y a nelkehE der deutschen StAng. im Ausland vom 8. 2. 1938 (RGBI. 
Weise verletzt, die u. rg ale FeUREEEN Uni De 
Reich darstellt, kann „nach den bestehenden gesetzlichen gen“ (des 


sofern der Eintritt oder die Neu i 
Grund zn FREUDE der RA, ae aan 

5. Die Beschlagnahme des Vermögen; i 

{ } 1 zens u) ind zur 
Verschärfung der Wirkung der Aberkennung 2 A an sn 
we.‘ n ‚über die G h " unt 
ma, en & 5 Einziehun g u ee Über zanf 
Erkänzungsverordnünten 12. 1937 (RGBL. I S. 1333) — Durchführungs- UN 
8. 240, 317, 110 u. 1825) = sind ann Un ee er 
ge; we Vermögen Ausgebürgert yet) oder Varta 
e. a Kennen eines Auszebürrerten (Gesoiz übe den Widerruf 
a agen Sr die Aberkennung der deutschen Staatsan rohe igkeit vom 
für verfallen ee ae Inschlarmahmt Ser dem -n 
ae eu st, su haftet das Reich nicht für Forderunge® 

$& 19. (1) Rechte, di G 
Reich für verlale o Gbe an Gegenständen solcher V. n, die dei 
Fe a a kları worden sind, gelten I dar een ee ns er. 
EN gilt für an solchen Gegenständen bestehendes "Sicherung®" 
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(2) Abe. 1 findet keine Anwendung, wenn die Gegenstände von dem Reich 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits weiterveräußert sind. 


$ 20. Wenn jemand infolge der Beschlagnahme oder Verfallerklärung ($ 18 
oder in Auswirkung dieses (resetzes einen Vermögensnachteil erlitten hat, so 
kann ihm aus Mitteln des Reichs eine Entschädigung gewährt werden. Ge- 
schädigter im Sinne dieser Bestimmung ist nicht, wer durch die Beschlagnahm» 
oder Verfallerklärung unmittelbar betroffen worden ist. 

$ 21. Die Vorschriften der $$ 6 bis 17 finden nach Maßgabe der $$ 22 und 
23 entsprechende Anwendung. 

& 22. Über den Antrag entscheidet die Reichsfeststellungsbehörde (3 16). 


8 23. Eine Entschädigung wird auch dann nicht gewährt ($ 6 Abs. 2), went. 
der Geschädigte den Ausgebürgerten bei der Schädigung der deutschen be- 
lange wissentlich unterstützt hat. u 

Das G. ist am 23. 12. 1937 in Kraft getreten. Es ist auch ‚anwendbar in den 
Fällen der Vermögenseinziehung bei Ausbürgerung gemäß $ 5 des G. über die 


Meldepflicht der deutschen Staatsangehörigen im Ausland, vom 8. 2. 1938 (vgl. 


ıntbetrag der Entschädigungen durch den Um- 
begrenzt ist, anderseits das einzelne Vermögen in volle \ 
Umfang für die anerkannte Entschädigungsforderung zur Verfügung steht 
(Regelung nach Art des Konkurs gen um 

‚hädig äubi; eneinander s N 
Entschädigungerliunieer, Ehen der Entschädigungen wird grundsätzlich 


:h der in der Konkursordnung für die Befriedigung 
Reihenfolge verfahren: Abweichung davon, wenn Bill 
x. B. bei Gefährdung des Lebensunterhalts oder 


n 5 S nistische Bestr z 
ng a Dane er andere nach Feststellung des RMin. d. Inn. 


fahrlässig, sonstige marxıs 1 ee Seas vorllz- 
volks- und etaatsfeindliche Bestrebungen rn u Be scan u 
oder Anweisungsgewalt des Staates unterstand; avon 
ü i tzteren Fällen eine Entschädizung gewährt 
ig eg ge ale oder "Ans wirtschaftliche Fortkommen des 
r einer Entschädigung zur Ernllung der en 
i überwiegendo 
ag obliegenden Unterhaltspfliobten. bedarf oder wenn { ge 

Dileptepunkte des Öffentlichen Interesses für die Gewilhrung ee 
pn ehen IE 12 Yorbar. zul. 9 5 ag 2 Bund DE AIR En bleibt unberührt 
Da 0 eg mit etwa neu € > Kenne fe n n un ih ini 
” dem RMi Reichsfeststellungsbehörde zu stellen; ein 
An ee er Katar ist & Io eg er je- 
i e si setzlicher Vertreter oder sın 
doch der Geschädigte nach, daß er ee Kom ne en Dal 
sofern er innerhalb einer Frist 
hgeholt Mn ar a som 
i hr gestellt werden ($$ 21, 22 i. Verbin. 
31. März 1939 können Anträge nıcht mehr { I er leise endgültiz 
mit SS 7, m. ge der Reichstos Ye Geltung een Vorsshrliten 
en code, Fichenden EntschädigungsG. in dem AT, D, He, 4 
ihm betroffenen Fällen re Be Ge Kr Bere E aeg: 

ji y en Gerichten, ji Ansf d at 
ee wird, der auter das EntschädigungsQ. füllt, müssen vom Gericht 


ausgesetzt werden. 
Die Rechtsfolgen einer nac h 
oder erfolgenden Beschlagnabme ode 


krafttreten des EntschädigungsC. erfolgten 
N erlallerklärung sind in $39 a...0. geregelt. 
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Das Reich haftet für Forderungen, die gegen den früheren Vermögenstr! 
standen, mit dem Bestand des für verfallen erklärten Vermögens (Sollen, Be 
Rechte an für verfallen erklärten Vermögensstücken, seien es bewegliche Sachen 
nu Grundstücke, bleiben bestehen. Im Falle, daß das für verfallen erklärte 
ermögen überschuldet ist, findet auf Antrag des Reichs oder eines Gläubirers 
das Konkursverfahren gemäß den Vorschriften der Konkursordnung statt. Der 


Dina acwaller wird im Einvernehmen mit der mittleren Verwaltungsbehörde 


6. Im Hinblick auf die Beschlagnahmemögli 2 i ichti, 

glichkeit wäre es nich lg 
ze ausgebürgerte Personen aus dem Vermögen dtsch. StAne. En Tee 
a Saren SelnokunE unter Lebenden etwas erwerben könnten. Darum bestimmt, 
e a mans der Verstärkung der abschreckenden Wirkung des Ausstoßes 
re er Vo) gemeinschaft, $1des G.über erbrechtliche Beschrän- 
kungen wegen gemeinschaftswidrigen Verhaltens vom 
3. rn ar I er 1161) folgendes: 

5 ine Person, die auf Grund des $ 2 des Gesetzes vom 14. Juli 1933 
See 420) der deutschen Staatsangehörigkeit für verlustig erklärt 
Ing einem deutschen Staatsangehörigen nichts von Todes wegen 

(2) Dasselbe gilt für den Ehegatte d die Ki i 
Personen, auf die” sich gemäß $ 2 Fire ee Dee 
2 4 y i 1% 

Verlust der Suatsangehörigkeit erstreckt. des Gesetzes vom 14. Juli 1933 der 

nkungen deutscher Staatsangehöriger an die in den Absätzen 1, 2 
ae Teenpaeg Sind verboten. Wer dem Verbot Zuntder eine Behenkung 
ve Fern er verspricht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geld- 

rafe oder mit einer dieser Strafen bestraft, 


Das erwähnte G. i i i i 
kündung folgenden Tarc, ann santp Schlußparagraphen mit dem auf die Ver 


Billigung des staatsfeindlichen Treibens des Ausgebürgerten anderweit erwiesen 
sein. Die minderjährigen Kinder werden dem Elternteil gleichgestellt, bei dem 
sie leben. Bei einer verheirateten oder verheiratet gewesenen Tochter wird von 
der Erstreckung abgesehen. 

8. Eine Vermögensbeschlagnahme kann bei den im Wege der Erstreckung 
ausgebürgerten Personen nicht vorgenommen werden. Einmal ist diese Möglich- 
keit im $ 2 Abs. 4 d. G. nicht ausdrücklich festgelegt; es entspräche auch nicht 
dem Sinne des Gesetzes, da die schwere Strafe der Vermögensbeschlagnahme eine 
eigene schwerwiegende staatsfeindliche Betätigung voraussetzt, während die 
Familienangehörigen nur mittelbar aus dem Gesichtspunkt der Gesamtverant- 
wortlichkeit der Familie zur Verantwortung gezogen werden. 

9. Nach $ 3 des G. über die Verantwortlichkeit von Mitgliedern ehemaliger 
österreichischer Bundes- und Landesregierungen und ihrer Helfer vom 
17. 8. 1938 (RGBl. I S. 1045) kann der RMin. d. Inn. den nach der Feststellung des 
Staatsgorichts Schuldigen die dtsch. StA. aberkennen (auch Vermögenseinziebung 
zulässig). e 

15. Auf Grund der Strafregisterverordnung ($ 10 Abs. 2) hat der Reichs- 
führer 44 und Chef der Deutschen Polizei bestimmt, daß die Ausbürgerung auch 
in das Strafregister einzutragen ist. Die Eintragung über die Ausbürgerung 
wird in jede Auskunft aus dem Strafregister aufgenommen. Das Gesetz über be- 
schränkte Auskunft aus dem Strafregister und die Tilgung von Strafvermerken 
findet auf sie keine Anwendung. . 3 . £ 

11.$ 2 gilt auch in den seit 1998 in das Deutsche Reich eingegliederten Ge- 
bieten. 

$ 3. Der Reichsminister des Innern kann im Einvernehmen mit den 
Reichsministern des Auswärtigen und der Finanzen Rechts- und Verwal- 


tungsvorschriften zur Ausführung dieses Gesetzes erlassen. 


5, Die Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit im Lande Österreich 
vom 3, Juli 1938 (RGBl. I S. 790)!). 


$ 1. (1) Die bisherige Österreichische Bundesbürgerschaft und die Landes- 

\ bürgerschaft in den ehemaligen Österreichischen Bundesländern fallen fort. 
(2) Es gibt nur die deutsche Staatsangehörigkeit (Reichsangehörigkeit). 

(8) Soweit nach geltendem österreichischen Landesrecht der Besitz der 
österreichischen Bundesbürgerschaft rechtserheblich ist, ist für die Rechts- 
anwendung maßgebend, ob der deutsche Staatsangehörige bei der Wieder- 
vereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich die österreichische Bundes- 
bürgerschaft besaß oder von einem solchen seine deutsche Staatsangehörigkeit 


ableitet. > 
1. Die VO, regelt die in Sachen der StA. aus der Wiedervereinigung Öster- 
reichs mit dem Deutschen Reich sich ergebenden Folgen mit dem Ziel der An- 
wendbarkeit des bisherigen österr. StA.-Rechts (zu vgl. $5 4, 5 Abs. 2); das ist um 
x so bemerkenswerter, als in Anbetracht des gänzlichen Erlöschens der österr. 
StA, die Auffassung nicht von der Hand zu weisen ist, daß mit dem 13. 3. 1938 
das StA.-Recht Österreichs völlig obsolet wurde. Wie aus dem Schluß- 
paragraphen ($ 8) ersichtlich, ist die VO. rüekwirkend mit dem Wieder- 
vereinigungstage (18. 3. 1938) in Kraft getreten; einschlägige Fülle aus der Zeit 
zwischen dem 13. $. 1938 und der Verkündung sind also nach den Bestimmungen 

der VO. zu beurteilen. in 
2. Am 18. 3. 1938 ist Österreich ein „Land des Deutschen Reiches“ geworden 
vgl, Art, I des G. über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen 
eich vom 13. 3, 1938 — RGBl. I S, 237 —) und hat damit den Oharakter der 
Uigenstaatlichkeit verloren. Zugkich mit defa Untergang des selbständigen 
österr, Staatswesens ist die österr, StA. („Landesbürgerschaft“, „Bundesbürger- 
schaft“; vgl. $$ 2, 13 des Bundost. vom 30. 7. 1925 über don Erwerb und Ver- 
lust der Landes- und Bundesbitrgerschaft, abgedr, 8, 293) erloschen: die- 
jenigen Personen, die am 13, 3, 1938 die österr. StA, besaßen, sind kraft Völker- 

ir re . 

1) Zu vel. nun auch die Zweite VO. über die StA. im Lande Österreich vom 30. 6. 


) 
1939 (unten S. 61). 


eg ‚Hargentallt sei — nicht in den Fällen des Widerrufs der Einbürge- 
ung Bemiß. es G. vom 14. 7. 1933. Für die Anwendbarkeit ist es aber gleich- 
B er Ausgestoßene staatlos ist oder ei 


Dabe: v z h 
(ei 'ersteht sich von selbst, daß die Anwendbarkeit nicht gegeben wäre gegen- 


‚ über einer Person, bei der die Aberk 
u a Züraec, rkennung der SLA. etwa durch Wiedereinbürge- 
ER ngig gemacht wurde. Im Einzelfall ist die Anwendbarkeit des 133 


gegebenen Befugnis Gebrauch gemacht or Er Be Dane 


1% 

ah va En usschlaß ausgob ürgerter Personen vom Erwerb von Todes wegen 

im Inland oder im Atand bennalne De De ne ae 

Frese bezieht sich der Ausschluß Per sowas 9 rege Ofodes wegen: 
© ausgeschlossenen Personen können also ge ie 


StAng. weder gesetzlicher noch testamentarischer Erbe, 


Kieler ‚oder \ 7 Begünstigter aus einer Auflage sein; aut 
Das Verbat de ae (8 2301 BGB.) zu ihren Gunsten ed unzuliss. 
D r Fe kungen, die nicht unter den Begriff der Schenkungen von 
Schenkungsversprechen: 8 518 B ;B.) wire der aebenden gr mi 
dem Hinweis darauf erläut r 
Erwerb von Tod, 


RuStAG so i f 
erfolgen, s0 muß A;no lure auf die Fannlienangehöri S i D5 
de, as Nach er I zu Fall von den mungen. Soll die Eratrockl 
hezatten u, : 
nach außen hin ce ist son Kindern, wenn au ih Verhalten 
Belgerien billigen. Dies wird g ee die deutschfeindliche Tätigkeit des Aus 
"Angeln Ru anckn Zmenme. nn den Wolf, 


58 StA. der ehem. Österreicher, 


rechts an diesem Tare ohne weiteres dtsch. StAng. (RAng.) zeword: i 
h sch. StAng. g) 2 en. H 
hg pay zei vr a 1 u 8 der Vorsehr. lediglich elarntornther Set 
Abs. 2 vgl. die entsprechen i i Y\ ie 
a N ie en e z F ran in $ 1 Abs. 2 der VO. über die 
3. Zwar ist die österr, StA. mit dem 13. 3, 1938 wezgefall i 
N 5 terr. S nit dem 13. 3. 19 serefallen, abe k 
. Bu „weiteres für die durch die Wiedervereinigung be Alle some 
ed ara Österreicher als Merkmal für die Anwendung von fortgeltendem 
dste % ndesrecht (innerstaatliches österr. Landesrecht, frühere Verträge Öster- 
re s ur fremden Staaten) noch „rechtserheblich“ sein (Abs. 3 der Vorschr.). 
. Di rechtserhebliche Bedeutung der österr. StA. wırd in dem Maße an Raum 
=: I; Frey: und nach das reichsdeutsche Recht auf Österreich erstreckt 
a He ri ie Rechtsangleichung vollständig bewirkt sein wird, wird schließ- 
en Pen Se ur Een dtsch. StA. ableitet“: z. B. ein 
3. ren Xi i i i 
ae Kerne Fire iches Kind eines an diesem Tage reichs- 


$ 2. (1) Bescheide, mit denen österreichische Bundesbü 

‚s2 s his esbürger deutschen oder 

en nn en auf we der Verordnung der österreichischen Bundes- 
“ g . August 19: N gebü 4 

Br g 3 (BGBl. Nr. 369) ausgebürgert wurden, gelten 


(2) Deutsche Staatsangehöri ie di R tigen 
7 / a ge, die die deutsche Staatsangehörigkeit seit 
dem 7, März 1933 durch Einbürgerung oder Anstellung im öffentlichen Dienst 
sind en A eg Bundesbürgerschaft verloren haben, 

3 so zu behandeln,,als ob der Verl “ht 5 
bürgerschaft nicht eingetreten Bar. erlust der österreichischen Bundes 


1. Die VO. der österr. Bundesregi i l 

2 gierung vom 16. 8, 1933 ermöglichte die 
a a ee der StA.) namentlich solcher Personen, die „im 
ae Pr a auf welche Weise immer, Österreich feindliche Handlungen 
ee ge a4 oder an derartigen Unternehmungen teilgenommen oder 
Rt Ss zu u Zweck ins Ausland bezeben haben“ (Wortlaut der VO. 
listischer Gesi ). ‚Diese Maßnahme kam vornehmlich in Fällen nationalsozia- 
innung oder Betätigung zur Anwendung; indesses beschränkt sich 
1m Bängigmachung der Ausbürgerung nicht auf diese Anwendungsfälle: 
en a. vielmehr aus Gründen der Einfachheit und Rechtsklarheit 
eprnen rd sämtlichen einschlägigen Ausbürgerungen, auch soweit also 
er ern e gesetzgeberische Motiv für die Rückgängigmachung (Zusammenhang 

k ee Re em oder Betätigung) nicht gegeben ist, 

2, zen der Umschreibung „deutschen oder artverwandten Blutes“ YEl 
g> Eye Ha IhTBerG. (unten S. 191). Von der Regelung des Fr ind also 
als Jude ha ichen ausgenommen Personen, die entweder Juden sind oder 

i en ern Gel. & ; a Ersten VO. zum ReichsbürgerG.; unten $. 19). 

; mer nicht erlassen“: Wirkung ox tunc: bedeutet. ein? 
Re ung der Folgen der Ausbürgerung ler Vermögen® 
Beschluens a und. Vermögenseinziehungen), Soweit iın Einzelfall der Verlust 
En ne elek auf oine derartige Ausbürgerung zurückzuführen ist, 
an le en erson am Tage der Wiedervereinigung Österreichs mit dem 
a (13. 3. 1938) die österr, StA, besessen und daher im genannten 
a matisch die RAng. erworben. Letzteres gilt grundsätzlich unbe 
2. ee a ehe in der Zeit zwischen der Ausbürgerung und 
ausländischen SA er sche StA. erworben hatte; inwieweit der Bestand diese! 
m Di urch den automatischen Erwerb der disch, StA. bert 
Rechtserfolg (ips ur dem betreffenden ausländischen Recht, Der genannt 
ei der in der Den zuurwerb der dtsch. StA.) kommt aber nicht einer Person zu: 
gegeben war. der an schen der Ausbürgerung und dem 13. 3. 1938 ein Tatbestand 
noch besessen hälıs (z m der österr. SLA. geführt hätte, wonn sie diese dam 
durch kheschließune ana ner ausgebürgerten weiblichen Person, die nachhel 
ge ng mit einem ausländischen Manne dessen StA. erwarb) pr 
Zeit nach dem Be en auf diejeniren ehemaligen Österreicher, denen in def 
(2. 3. 1945) aus Österreich dio dtach Sch Gründen beruhenden Abwanderungen 
gegen Dienst ($$ 14, 15 Ruy AG.) Ban ‚Einbürgerung oder Anstellun® 
- >IA. gemäß 5 lu Abs. 1 Zul 1 ag chen wurde (dadurch Verlust d 
. des österr. BundesG, vom 


Fininetittiunte nie hehe 
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1925 eingetreten). Die Vorschr. zielt eigentlich mit der Zeitbegrenzung „seit 
dem 7. März 1938“ auf den ursächlichen Zusammenhang des Erwerbs der dtsch. 
StA. mit den bekannten politischen Ereignissen ab, wenngleich aus praktischen 
Gründen der Einfachheit halber kein Unterschied im äußeren Anlaß fur den 
StA.-Erwerb gemacht ist (d. h. auch jemand einbegriffen ist, der seit vielen Jahren 
bereits in Deutschland ansässig war und erst nach dem 7. 3, 1938 mit Erfolg um 
die Einbürgerung einkam). Da nur die Erwerbsgründe „Einbürgerung“ und 
„Anstellung im öffentlichen Dienst“ genannt sind, gehört nicht zu dem fraglichen 
Personenkreis z. B. eine ebemalige Österreicherin, die durch Eheschließung die 
dtsch. StA. nach dem 7. 3. 1933 erworben hat. — Die in Betracht kommenden 
Personen werden so angesehen, als ob sie am 13. 3. 1938 die österr. StA. noch 
besessen hätten; auf sie ist also die Vorschrift des $ 1 Abs. 3 (Maßgeblichkeit 
für dıe Behandlung nach österr. Landesrecht) anwendbar, wiewohl sie nicht erst 
zufo!ge der Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich die dtsch. 


StA, erworben haben. 

$ 3. (1) Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit durch Widerruf 
der Einbürgerung oder Aberkennung der Staatsangehörigkeit auf Grund des 
Gesetzes vom 14. Juli 1933 (RGBI. I S. 480) verloren und später die öster- 
reichische Bundesbürgerschaft erworben haben, haben durch die Wieder- 
vereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich die deutsche Staatsange- 


hörigkeit nicht erworben. z en 
(2) Das gleiche gilt für Personen, die den Besitz der österreichischen 


Bundesbürgerschaft von ihnen ableiten. ö 
mmten Kreis unerwünschter 


{. Die Vorschrift schließt einen bestin ] - 
Personen von dem durch die Wiedervereinigung eingetretenen automatischen 
Erwerb der dtsch. StA. (vgl. Anm. 2 zu $ 2 am ge Baralı 

i i Zeit zwischen dem 9. 11. u em 30. 1. 5 
Te en oder ihnen die dtsch. StA, wegen Ver- 


vollz Einbürgerung widerrufen 
ge re "Zemäß dem Gesetz vom 14. 7. 1933 (abgedr. u. 


F Treuptlicht & { 
ee len. I aberkannt worden war. Es fällt darunter nicht etwa auch 
eine Person, die auf Grund einer anderen Vorschrift (z. B. 3 28 des RustAG.: 
ungenehmigter Eintritt in ausländische Staatsdienste: abgedr. oben S. 42) aus- 
gebürgert worden ist, Darüber hinaus vermag $ 3 nicht eine Person zu be- 
treffen, die im Zeitpunkt der Ausbürgerung die deutsche und die österr. StA. 
zugleich besaß; denn sie hat die österr. StA. nach Ber Ausbürgerung weiter be- 


en, 8i icht „später erworben . 
” I red a In den Ausschluß von ipso iure-Erwerb der dtsch. StA. 


f jeni r österr. StA. vom Haupt 
einbesogen dielaieen P ep nr et y Abstammung (de 

urt), Legitimation, Heirat, I 
8 4. (1) Bis auf weiteres regelt sich der Verlust der Staatsangehörigkeit yon 
deutschen Staatsangehörigen, die durch die Wiedervereinigung Österreichs 
mit dem Deutsehen Reich die deutsche Staatsangehörigkeit erworben haben, 
nach den Vorschriften des Bakery LE nBR Landesrechts, soweit sich aus 

ibt. 


dieser Verordnung nichts anderes erg ER 
(2) Das gleiche gilt für den Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit 
von Personen, die ihre Staatsangehörigkeit von solchen deutschen Staats- 
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erkensw orechi ezenüber dem dtsch, Ru I } 
7 a N en Erwerb einer ausländischen StA, (einerlei ob 


; Betroffenen, einerlei auch, ob Wohnsitz bzw, Auf- 
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Militärdi eines freinden Staates“ ist ein automatischer Verl 

ine Mia Em bchördlicher Ausspruch erforderlich}; bei Legitimation 
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Gern Ehe der Mutter mit dem ausländischen Erzeuger verliert nur 
ea 
onst hs € i ann den StA.-Verlust zu Y 5 
An an ie. Binder oder volljährig, durch die ae SER Tale 
Rn ae 3 en verliert durch Eheschließung mit einem Ausländer 
Se replies StA. nur dann, wenn sie zufolge der Heirat die ausländische StA. 
wordäne: De es ee eine durch die Wiedervereinigung reichsangehörig ge- 
ge usa heran dr An dtsch. StA. entlassen werden (SS 181. 
Felge . 32), s österr, Landesrecht das Institut der Entlassung 
a a ee EEE durch Personen, die ihre StA. 
Iten“ Klaroh a EROERITIE, gewordenen Personen „ab- 
alls die Normen des österr, ect 


ist übrigens nicht eben. 
= mer StA. bei Genienirn, als die StA. 
2 ichsangehörig ‚gewordenen Personen ableiten, 
rege uf Anm. 2 oben sei verwiesen. 

aus dieser Verordnung nichts anderes ergibt“; österr. 


Bestimmungen insoweit . 
Bundesbürgerschaft re wi als sie den Erwerb und Verlust der 


Land Wege über E 
der Vert. ge Kreta rel Imas War das Primäre. die Abe 1 4 Dan kreis 
Kraft getreten) betreffen. mkehrung hierin bewirken sollten, sind nicht in 


dem ie deutsche Staatsangeh 

m SER 

reichischen Eee . zugestimmt hat. Die Verordnung der öster- 
aufgehoben. g vom 24. November 1933 (BGBl. Nr. 523) wird 

2) Di i 

Landeerechtn ma net "ab an yorschriften des üsterreichischen 
jährigen Wohnsitzes entfällt und daß = Eee zliche Erfordernis des vier- 
esteht. spruch auf Einbürgerung nicht. 


(3) Auf Personen, d n 
verlichen wird, finden et pi Staatsan 


von durch die Wiederverei 
gilt das österr, Tendesrächte 


örigkeit darf erst verliehen werden, nach- 


. gehörigkeit nach Abs. 1 
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n des Bewerbers da dann verliehen worden, 
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krete Schranke hat. Für die Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens, für die 
Frage also, ob eine an sich gesetzlich zulässige Einbürgerung dem Wohle von 
Volk und Staat entspricht, werden die deutschen Einbürgerungsgrundsätze (vgl. 
oben S. 10) maßgebend sein müssen. 

Die auf Grund des kriegswirtschaftlichen ErmächtigungsG. vom 24. 7. 1917 
erlassene österr. VO, vom 24. 11. 1933, die durch Abs. 1 aufzehoben ist, be- 
stimmte, daß die StA. an Ausländer bis auf weiteres nicht mehr zu verleihen 
sei, es sei denn, daß die Bundesregierung im Einzelfall die Verleihung als im 
Bundesinteresse gelegen bezeichnete (vgl. 3. 288). 

Zu dem Erfordernis der jedesmaligen Zustimmung des RMin. d. Inn. vel. 
$ 3 der VO. über die dtsch. St. vom 5. 2. 1934 iabzedr. u. erläutert oben S. 48). 

2, Abs. 3 der Vorschrift ist wie folgt aufzufassen: Die gem4ß Abs. 1 Ein- 
gebürgerten sind denjenigen Personen gleichzuachten, die am 13. 3. 193 die 
österr. Bundesbürgerschaft besaßen: das in $ 1 Abs. 3 enthaltene Merkmal für die 
Anwendung österr. Landesrechts ist bei ihnen als gegeben anzuschen: Jder Verlust 
der StA. regelt sich bei ihnen nach Österr. Landesrecht, ebemo der Erwerb der 
StA, bei Personen, die die StA. von ihnen „ableiten. 


$ 6. (1) Zuständige Behörde in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten ist 


der Landeshauptmann (Bürgermeister von Wien). . 
(2) Eine Anrufung des Bundesgerichtshofs gegen Bescheide auf Grund 
dieser Verordnung findet nicht statt. & 


In Abs. 2 handelt es sich nur um Bescheide, die auf Grund der durch die 
vorliegende VO. geschaffenen Rechtslage ergeben. 

$ 7. (1) Der Reichsminister des Innern erläßt Bestimmungen über die Ein- 
bürgerungsurkunden und die Urkunden, die zur Bescheinigung des Besitzes 
der Staatsangehörigkeit und des Ausscheidens aus der Staatsangehörigkeit 
dienen. 

(2) Die Vorschriften des österreichischen Landesrechts über Gebühren 
und Abzaben in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten bleiben bis auf weiteres 
unberührt. 

1. Zu Abs. 1 vgl. die entsprechende Vorschrift in $ 39 Abs. 1 des RuStAG. 


oben S. 46). 

2. Auch im: Reichsgebiet außerhalb Österreichs sind die Gebilbren und Ab- 
gaben in Staatsıngehörirkeitsangelegenheiten im wesentlichen nicht reichsrecht- 
lich, sondern landesrechtlich geregelt; zu vgl, Anm. 2% und 3 zu $ 38 des KuStAG. 


$ 8. Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 13. März 1938 in Kraft. 
Zu vgl. Anm. 1 zug. 


6. Die Zweite Verorduung über die deutsche Staatsangehörigkeit im Lande 
Österreich vom 30. Juni 1939 (RGBI. I S. 1072). 


Artikel I. 


$ 1. In der Ostmark gelten: 

Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913 (RGBl. 
S. 583), ferner $ 3 Satz 2, $ 4 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 und 4, Abs. 3 der Ver- 
ordnung über die deutsche Stantsangehörigkeit vom 5. Februar 1934 (RGBI. I 
S. 85) und das Gesetz zur Änderung des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 


gesetzes vom 15. Mai 1935 (RGBl. 15. 593). . 
1. Nach der VO. über die deutsche StA. im Lande Österreich vom 8. 7. 1988 
(oben S. 57) waren in Österreich (Ostmark) seit seiner Wiedervereinizung mit dem 
Dentchen Reich bisher Erwerb und Verlust dor StA. nach Maßxabe des öster- 
reichischen Landesrechts zu beurteilen (zu vgl. die Anm. zu den Ö 4 und 5 
2.2.0.) Seit dem 1. 7. 1939 (zu vgl. Art. III der Vo, gilt in, der tmark das 
StA-Recht des Altreichs. Der Satz 1 des $ 3 der VO. vom 5. ?. 1934 ist im vor- 
stehenden $ 1 nicht miteinbezogen, weil das Erfordernis der Zustimmung des 
; RNin. d. Inn. zur Verleihung der StA. in der Ostmark bereits kraft dee $ 5 


re 
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durch nachfolgende Ehe der Mutter mit dem ausländischen Erzeuger verliert nur 
das minderjäbrige uneheliche Kind ohne weiteres die inländische StA 
sonst hat dıe Legitimation nur dann den StA.-Verlust zur Folge, wenn das 
Kind, einerlei, ob minder- oder volljährig, durch die Legitimation eine fremde 
SA. erwirbt; die Frau verliert durch Eheschließun g mit einem Ausländer 
die inländische StA. nur dann, wenn sie zufolge der Heirat die ausländische StA, 
des Ehemannes erwirbt: eine durch die Wiedervereinigung reichsangehörig pr- 
wordene Person kann nicht aus der dtsch. StA. entlassen werden (SS 188. 
des RuStAG.; oben 8. 32), da das österr. Landesrecht das Institut der Entlassung 
nicht kennt, & 
3. Für die Fragen des StA.-Erwerbs durch Personen, die ihre St. 
von durch die Wiedervereinizung reichsangehörig ae Personen = 
leiten ‚(durch Abstammung, rt, Legitimation. Eheschließung), sind gleich- 
falls die Normen des österr. Tardeeschıe (vgl. SS 3ff. des Österr. BundesG. 


einen StA.-Erwerbszrund,. und dies auch nur für das minderjährige unehe 


BundesverfassunesG. vom 3%. 7. 1935 — StA.-Erwerb durch Antritt eines öffent- 
lichen Hochschullehramtes — (abgedr. $. 299) ist übrigens nicht gegeben. 

Br Fed ae Verlust Sr üleok, StA, bei denjenigen, die die StA. 
c i ervereinigung reichsangehörig gew. ’ers bleite 
gilt das österr. Landesrecht; auf Anm. 2 ee FREE DIESEN 
er S. m. soweit sich aus dieser Verordnung nichts anderes ergibt“: österr. 
estimmungen insoweit gegenstandelos, als sie den Erwerb und Verlust der 
Bundesbürgerschaft auf dem Wege über Erwerb und Verlust der 
dee Verl war haua okaft delziera war das Primäre: die Abs. 1 und 2 des Art. 13 
5 . von 1934, die eine Umk ieri Yirk ind nicht in 

Ku, Vekate) Ike. ehrung hierin bewirken sollten, sind nie 


$ 5. (1) Die deutsche Staatsangehörigkeit darf erst verliehen werden, nach- 
dem der Reichsminister des Innern zugestimmt hat. Die Verordnung der öster- 
reichischen Bundesregierung vom 24. November 1933 (BGBl. Nr. 523) wird 
aufgehoben. 

(2) Die Verleihung <rfolet nach den Vorschriften des österreichischer 
Landesrechts mit der Maßgabe, daß das gesetzliche Erfordernis des vier 
Karen Wohnsitzes entfällt und daß ein Anspruch auf Einbürgerung nicht 

esteht. 

(8) Auf Personen, denen die deutsche Staatsangehörigkei h Abs. I 

\ x N gehörigkeit nac 
verlieben wird, finden $ 1 Abs. 3 und 4 sinngemäß Aenduak: 

1. Im Lande Österreich darf die dtsch. StA. nur dann verliehen we 
österr. BundesG. vom 30, 7. 1925 erfüllt ei " i Erfordernis 
des mindestens 4jährigen Iniandswohnsitzes entäl uf es gr Vorschrift): 


weises des im Fall der Verleihung der St ülens aus d°T 
bisherigen StA.; wegen des österr. Heimaterechtan von aa alubatarr Heimat 


R on ] ER 
und 1928 (letztere abgedr. S. 900). Keine pno ure-Eratrockung der Ei, 
ameerung des Vaters auf die minderjährigen Kinder (anders nach 3 16 Abe 
das RuStAG, oben S. 30); vielmehr bedarf es nach 8 5 Abs. 2 des kan 
undesG. vom 30. 7. 1925 jeweils eines besonderen die Erstreckung verfüge" 

I i i RuS .. 
10 bene an en öüd G, Fur Änerung des RusınG, vor Tu 
4 N 
Einbürzerumrsansprüche (für Personen, vor- 
nderjährigkeit. für geschiedene 


a 
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krete Schranke hat. Für die Ausübung des pflichtzemäßen Ermessens, für die 
Frage also, ob eine an sich gesetzlich zulässize Einbürgerung dem Wohle von 
Volk und Staat entspricht, werden die deutschen Einburgerungsgrundsätze (vzl. 
oben S$. 10) maßgebend sein müssen. 

Die auf Grund des kriegswirtschaftlichen ErmächtigungsG. vom 21. 7. 1917 
erlassene österr. VO, vom 24. 11. 1933, die durch Abs. 1 aufgehoben ist, be- 
stimmte, daß die StA. an Ausländer bis auf weiteres nicht mehr zu verleihen 
sei, es sei denn, daß die Bundesregierung im Einzelfall die Verleihung als im 
Bundesinteresse gelegen bezeichnete (vgl. 3. 288), 

Zu dem Erfordern:s der jedesmaligen Zustimmung des RMin. d. Inn. vol. 
$ 3 der VO, über die dtsch. StÄA. vom 5. 2. 1934 (abgedr. u. erläutert oben S. 48). 

2. Abs. 3 der Vorschrift ist wie folgt aufzufassen: Die gemäß Abs. 1 Ein 
gebürgerten sind denjenigen Personen gleichzuachten, die am 13. 3. 1938 die 
österr. Bundesbürgerschaft besaßen; das in $ 1 Abs. 3 enthaltene Merkmal für die 
Anwendung österr. Landesrechts ist bei ihnen als gegeben anzuschen; der Verlust 
der StA, regelt sich bei ihnen nach Österr. Landesrecht, ebemso der Erwerb der 
StA. bei Personen, die die StA. von ihnen „ableiten*. 


$ 6. (1) Zuständige Behörde in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten ist 

der Landeshauptmann (Bürgermeister von Wien). , 
(2) Eine Anrufung des Bundesgerichtshofs gegen Bescheide auf Grund 
dieser Verordnung findet nicht statt. . j 
In Abs. 2 handelt es sich nur um Beschelde, die auf Grund der durch die 

vorliegende VO. geschaffenen Rechtslage ergeben. Ä 

8 7. (1) Der Reichsminister des Innern erläßt Bestimmungen über die Ein- 
bürgerungsurkunden und die Urkunden, die zur Bescheinigung des Baus 
der Staatsangehörigkeit und des Ausscheidens aus der Staatsangehörigkei 
Die Vorschriften des österreichischen Landesrechts über Gebühren 
und Abgaben in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten bleiben bis auf weiteres 


WERNE, Zu Abs. 1 vgl. die entsprechende Vorschrift in $ 39 Abs. 1 des RuStAG. 


sie . ge im: Reichsgebiet außerhalb Österreichs sind die BAUTEN Set Er 
ie rehörizkeitsangelegenheiten im wesentlichen nicht reichsrecht- 
gaben In, SEAntsanEN ht srelt: zu vgl, Ann. 2 und 3 zu $ 38 des RuStAG. 
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lieb, sondern landesrechtlich geregelt: Ka a 
g tritt mit Wirkung v 13. Mö 1938 in Kraft. 

S 8. Diese Verordnung itt mi Wirkung vom 3. März 


Zu vgl. Anm. 1 zu$ 1. 


6. Die Zweite Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit im Lande 
Österreich vom 30. Juni 1939 (RGBl. LS. 1072). 


Artikel I. 
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Abs. 1 Satz 1 der VO. vom 8. 7. 1938 i 

A r 3 . 7. 1938 gegeben ist. Wegen der Aberk 

a en ge SL IE (vel. für 6 das A ae Et 

. 7. 1933 un - vom 26. 7. 1933; oben S. 50) wi io Ost 

auf die ar abgedr. VO. vom 11. 7. 1939 Bibi mark 
FR. ar 2 ortlauts der durch $ 1 eingeführten Vorschriften zu vgl. 
$ 2. $S 4 und $ 5 Abs. 2 der V Ü i 
52.54 .2 erordnung über die deuts 

angehörigkeit im Lande Österreich v. i1c ne 

eh eich vom 3. Juli 1938 (RGBl. I S. 790) werden 

Durch $ 2 sind mit Wirkung v. jenig: 

1 x vom 1. 7, 1939 Y tejeni; 
er at u vo. vom 3, 7. 1938 (oben S. 57) ee A Erw eh 
en ei er StA. österreichisches Landesrecht gelten” ließen Diese Aal. 
ae ce Er Sei aus der durch $ 1 bewirkten Einführung 
ee ar us) en StA.-Rechts des Altreichs in der Ostmark (zu vgl. 


Artikel II. 


$ 3. Das Gesetz vom 3. Deze 
J . Dezember 1863 (Österr. RGBl. N: 5 2 
Se nge die Regelung der Heimatverhältnisse, De seine en ah ben 
u mit Ablauf des 30. Juni 1939 außer Kraft. — IrNesgest 


$ 4. Die Gemeinden sind verpflich i 
i tet, a vom : i 
1939 abgeschlossenen Heinktrollen A eg N 


5. Is Y Rn ; 
Rechts Sr Bin Baia RN der Besitz, der Genuß oder die Ausübung eines 
I er iemeinde 2 > Heimatrechts in einer bestimmten Gemeinde oder 
Voraussetzu Fig estimmten Bereichs abhängig gemacht, so gilt diese 

setzung als erfüllt, wenn der Betreffende in dieser Gemeinde am 


30. Juni 1939 das Hei r 
Beitheruicht a a besaß und die deutsche Staatsangehörigkeit 


EN ES „ie helm Inkıafttreian dieser Verordnung anhängigen Verfahren 
däraufein.an 53 . eimatrechts sind einzustellen, es sei denn, daß sich 
Feststellung ee ee Fall ist das Verfahren zur 
heimatrechtlichen Vorschriften zu "Ende a BAER: MEN Dillerie 


Nach dem Recht Deutsch 
tums Österreich ein sehr enge 


Ber dem Heimatrechtsgesetz vom 3. 1? 
abgedr. S. 300 ff.). 


j m Artikel III. 
Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1939 in Kraft 


7. Die Vi Fr i 
ie Aberkennung der Staatsangehörigkeit und den 
ngehörigkeitserwerbs in der Ostmark ie Juli 1939 
(RGBI. 1 S. 1235). ® 

Lichter: N ’ Schrifttum: 

$ ds, 008 über die StA. in der Ostmark, Zeitschr, für Standesamtswesen' 1939 
Aberkennun i 

g der Staz $ 2 
$1. 82 Abs. 1, Abs. 3 bis 5 es ehärigkeit. 


von Einbürgerungen und die Aberkenn ern = Gesetzes über den widerruf 
8 der deutschen Staatsangehörig” 


. abzuberufen. 


Widerruf der StA. in den Alpen- u. Donaureichsgauen, 63 


keit vom 14. Juli 1933 (RGBl. I $. 480) sowie die Bestimmungen unter Nr. I 
und I zu $ 2 der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den 
Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutschen Staats- 
angehörigkeit vom 26. Juli 1933 (RGBl. I $.538) gelten auch in der Ostmark. 

1. Das G. vom 14. 7. 1993 ist nebst der DurchführungsVO. vom 26. 7. 1933 
abgedr. und erläutert oben S. 50 ff. 

2. In der Ostmark war seinerzeit im $ 10 Abs. 2 des G. über den Erwerb 
und Verlust der Landes- und Bundesbürgerschaft i. d. Fassg. der VO. der Bundes- 
regierung vom 16. 8. 1933 ((abredr. S 904) die Möglichkeit zur Aberkennung 
der StA. wegen österreichfeindlicher Handlungen gegeben (zu vgl. hierzu auch 
Anm, 1 zu $ 2 der VO. über die deutsche StA. im Lande Österreich vom 3. 7. 
1938: oben $. 58); diese Vorschrift war nach der Wiedervereinigung Österreichs 
mit dem Deutschen Reich gemäß $ 4 der VO. vom 3. 7. 1938 (oben $. 59) als 
Bestimmung über den Verlust der StA. anwendbar geblieben gegenüber „deut- 
schen StAng., die durch die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen 
Reich die deutsche StA. erworben haben“, sowie gegenüber denjenizen, „die 
ihre StA. von solchen deutschen StAng. ableiten“. Seit dem 1. 7. 1939 ist die 
Vorschrift indessen aufgehoben (gemäß Art. I S 2 der Zweiten VO. über die 
deutsche StA. im Lande Österreich vom 30. 6. 1939; oben S. 6l). 

3. Eine Einführung auch des Abs. 2 des $ 2 des G. vom 14. 7. 1933 in der 
Ostmark kam nicht in Frage, da es sich hierbei um eine auf das Saargebiet be- 
zügliche Spezialbestimmung handelt, die zudem Jurch die Entwicklung über- 


holt ist. 

4. Es ist denkbar, daß jemand gemäß $ 1 ausgebürgert wird, dessen öster- 
reichischerseits auf Grund der VO. vom 16. 8. 1933 (val. Anm. 2 oben) vorgeuom- 
mene Ausbürgerung zufolge $ 2 Abs. 1 der VO. vom 3. 7. 1938 (oben $. 57, als 


nicht geschehen anzusehen ist. 

82. (1) Ist das Vermögen eines Ausgebürgerten dem Reich für ver- 
fallen erklärt, so haftet das Reich für Schulden, die zu den für verfallen er- 
klärten Sachen und Rechten gehören, bis zur Höhe des Verkaufswerts der 
eingezogenen Sachen und Rechte. 

(2) Rechte an Gegenständen eines für ve 


bleiben bestehen. . j 

(3) Im Falle der Überschuldung findet auf Antrag des Reichs oder eines 
Gläubigers über das Vermögen ein Konkursverfahren nach Maßgabe der 
Vorschriften der Konkursordnung statt. Der Masseverwalter ‚ist im Ein- 
vernehmen mit dem für den Bezirk des Konkursgerichts zuständigen Landes- 
hauptmann (Bürgermeister von Wien) zu bestellen and auf dessen Verlangen 


rfallen erklärten Vermögens 


i 2 entspricht inhaltlich derjenigen im $ 39 des G. über 
die ee u lioungen bei der Einziehung oder dem Übergang von 
Vermögen vom 9. 12. 1937 (REBL. IS. 133); zu vgl dieeerhalb den Schluß. - Ba 
der Anm. 5 zu $ 2 des G. vom 14. 7. 1933 (oben S. HA). Auch sei auf die gleich- 
artige Vorschrift des $ 6 der VO. über die Einziehung volks- und, stastsleind- 
lichen Vermögens im Lande Österreich vom 18. 11. 1938 (RGBl. I S. 1620) hin- 
gewiesen. 


widerruf des Staatsangehörigkeitserwerbes. 


inbürgerungen, die in der Zeit vom 30. Oktober 1918 bis zum 

13, u en worden sind, können ohne weiteres Verfahren 
widerrufen werden, wenn die Einbürgerung als nicht erwünscht rn 
ist. Das gleiche gilt für den Erwerb der Staatsangehdrigkeit ang Er- 
klärung gemäß $ 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 1918 (St@Bl. Nr. 91). 
(2) Bescheide, mit welchen Optionserklärungen as zu Recht bestehend 
anerkannt wurden, die von Juden für Österreich auf Grund 1 ne 80 
des Staatsvertrags von St. Germain abgegeben worden sind, können ohne 
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weiteres Verfahren für ungültir erklärt werden. Wer Jude ist, bestimmt 85 
der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14. November 1935 
(RGBl. I S. 1333). 


1. Die Regelung in Satz 1 des Abs. 1 entspricht derjenigen im $1 Abs. 1 
des G. über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der dent- 
schen StA. vom 14. 7. 1933 (oben S. 50): dieser letzere $ 1, der nur für das 
Altreich galt, ist seit dem 31. 12. 1935 außer Kraft getreten (zu vel. Anm. 11 zu 
& 1.des G. vom 14. 7. 1933, oben S. 52). Satz 1 des vorstehenden $ 3 bezieht 
sich schlechthin auf alle die unerwünschten Einbürzerungen, die österreichischer. 
seits in der Zeit von der Entstehung des Staates Deutsch-Österreich (30. 10. 1918) 
bıs zur Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich.(13, 3. 1938) vor- 
renommen wurden. Der Widerruf ist nicht zwingend vorgeschrieben, er }iezt 
vielmehr im pflichtgemäßen Ermessen der entscheidenden Behörden. 

2. Gemäß Satz 2 des Abs. 1 kann nach der gleichen Maßgabe. mit der ein 
Einbürgerungswiderruf zulässiz ist (d. h. also bei Unerwünschtheit des seiner- 
zeitigen StA.-Erwerbs), der Erwerb der StA. zufolge $ 2 des österr, G. vom 
5. 12. 1918 rückgängig gemacht werden; dieser letztere & 2 ermöglichte einem 
bestimmten Personenkreis den Erwerb der österr. StA. durch die bloße Erklärung, 
„der deutsch-sterreichischen Republik als getreuer Staatsbürger angehören zu 
wollen“ (zu vgl. Näheres $. 280), 

3. Soweit Personen. die früher der Österreichisch-Ungarischen Monarchie an- 
urskeig vor dem Inkrafttreten des Vertrags von St, Germain die StA. Deutsch- 

sterreichs durch Einbürgerung oder Erklärung erworben haben, wird von dem 
Widerruf abzusehen sein, wenn sie nach den Bestimmungen des Vertrags von 
Rechtswegen deutsch-österreichische StAng. geworden wären; denn sie hätten 
alsdann auch ohne die Einbürgerung oder Erklärung die Inländereigenschaft er- 
langt. Im übrigen hat der RMin. d. Inn. die entscheidenden Behörden mit Richt- 
linien zur Beurteilung der Fraze der Unerwünschtheit in den Fällen des Abs. I 
(vgl. ‚vorstehende Anm. 1 und 2) versehen; dabei werden ähnliche Gesichtspunkte 
im Vordergrunde stehen, wie sie in Nr. I der AusfBest. zu $ 1 des G. vom 
14. 7. 1933 (oben S. 50) verankert sind. 


“4. „Ohne weiteres Verfahren“: d. h. insbesondere ohne daß es einer vor- 
berigen Anhörung der Betroffenen bedarf. 


‚9 Während Abs. 1 nicht nach der rassischen Zugehörigkeit unterscheidet, 
richtet sich Abs. 2 nur gegen Juden. Es handelt sich dabei um dıe nachträr- 
liche Korrektur einer fehlerhaften Handhabung, die darin bestand, daß 
seinerzeit die zuständige Österreichische Behörde von Juden gemäß Art, &0 des 
Vertrags von St, Germain erklärte Optionen für die österreichische StA. un- 
geachtet dessep als zu Recht bestehend anerkannte, daß Art. 80 nur Personen 
deutscher Rasse und Sprache, die im Gebiet der altösterreichischen No- 
narchie außerhalb Deutsch-Österreichs heimatberechtigt waren, die Möglichkeit 
solcher Option eröffnet hat. Diese Behandlung der Optionen war vertragswidrik‘ 
die zuständigen österreichischen Behörden hätten also solche Optionen nicht an- 
zunehmen brauchen. Indem nun die Opuionsbescheide für ungültig erklärt werden, 
verlieren die Optionen selbst ihre Gülterkeit. Besonders bemerkenswert ist, daß 
auch in diesen Fällen des Abs, 2 der Vorschr., wiewohl es sich dabei um, die 
Nichtigerklärung, also die Austileun® von behördlichen Bescheiden 
handelt, der Verluse der StA. gemäß $ 6 der VO. erst mit der Zustellung. der 
bene ellaverfügung r . ame) eintritt, — Die Erste VO. zum Bet 
wert, eingefuhrt ın der Ostmark dure 938 " 
S. 594), ist abgedr. unten 8. 192, Pas dba: VON mom BR 
6. Nach $ 6 Abs. 1 Satz 1 dritt in allen Fyl Verlust der 
StA, nicht rückwirkend, sondern ex nune ein a De Anm. 2 zu 


ibrigens auch Satz 


a m 
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$ 4. (1) Der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit gemäß & 3 "er. 
streckt sich auf diejenigen Personen, die sic ohne die Einbürgerung, Er- 
klärung oder Option nicht erworben hätten. Die Erstreckung des Verlustes 
der Staatsangehörigkeit kann im Einzelfall durch besonderen Bescheid aus- 
geschlossen werden. 


(2) Gegen die im Abs. 1 genannten Personen kann auf Grund des $ 3 
selbständig vorgegangen werden, wenn derjenige, von dem sie die Staats- 
angehörigkeit ableiten, verstorben oder für tot erklärt ist oder die deutsche 
Staatsangehörigkeit inzwischen wieder verloren hat. 


Die Wirkung des Widerrufs oder der Ungültigerklärung (Verlust der StA.) 
erstreckt sich automatisch auf die Personen, die ohne die Einbürgerung, Er- 
klärung oder Option ($ 8 der VO.) die deutsche StA. nicht erworben hätten, indem 
sie ohne einen derartigen Rechtsvorgang in der Person desjenigen, von dem sie 
ihre StA. „ableiten“ (vgl. Abs. 2 der Vorschr.), mangels Besitzes der Österr. StA. 
am Tage der Wiedervereinigung Österreichs mit dent Deutschen Reiche (13. 3. 
1938) nicht die Voraussetzung für den ipso iure-Erwerb der deutschen StA. er- 
füllt hätten. Es handelt sich hierbei um 2 Personengruppen: 1. um diejenigen. 
auf die seinerzeit die Einbürgerung, Erklärung oder Option des Familienhauptes 
bzw. der unehelichen Mutter ihre Wirkung automatisch erstreckt hatie, 2 um 
eolche, die auf Grund eines der sog. derivativen Erwerbsgründe (Abstammung von 
dem Eingebürgerten, Erklärenden oder Optanten, Legitimation durch diesen, Ehe 
schließung mit diesem) nachher österreichische bzw. deutsche StAne. geworden 
sind. Zu 1: Wesen der Einbürgerungserstreckung ist zu verweisen 
auf $5 Abs. 2 des österr. BundesG. vom 30. 7. 1925 über den Erwerb nnd Verlust 
der Landes- und Bundesbürgerschaft (S. 293) — nur diejenigen Kinder eines 
Vaters oder einer unehelichen. Mutter, auf die die Verleihung der St, aus- 
drücklich erstreckt wurde —, wegen der Erstreckung der Wirkuns 
der Erklärung auf & 2 der Vollaugsanw. des Staatsamts des Innern vom 
30. 12. 1918 (österr. Staatsgesetzbl, Nr. 1/1919) — Geltung der Erklärung eines 
Ehemannes oder eines Vaters oder einer unehelichen Mutter für die Ehefrau und 
die Kinder, soweit diese nach dom HeimatG. vom 3. 12. 1863 ($5 11, 12) dem 
Ehemann bzw. dem Vater oder der unchelichen Mutter im Heimatre cht folg- 
ten und sofern sie nicht selbst eine Erklärung gemäß $ 1 abgaben. was für 
vor dem 1. 1. 1899 geborene und nicht entmündigte Personen sowie für jüngere 
eigenberechtigte Personen ohne Unterschied des Gusohlechtn und es alle 

'h v2 ionserstreckung auf S er 
standes statihaft war — wegen der SD (oeterr, Stastepctoishl, Nr. 597) 


Vollzugsanw, der Staatsregie . ee 
— die Option des Ehemannes erstreckte ihre Wirkung. ie Ehofrau, we 
Ehe nicht gerichtlich geschieden oder getrennt war, die des Vaters auf die ehe 


i tim ci 18 Jahren, es sei denn, daß ihm Jie elter- 
a 1 Wegen der derivativen m 
hi en f 2”; Abs. 1, $ 6 des österr. G. vom 80. 7. 193 es um 
Säle dr VO. über Jie deutsche StA. im Lande Österreich vom 3. 7. 19 


ne ilienangchörigen setzt der Ver- 

i hi tracht kommenden Familienang ; rigen etz - 
lust » ei en Karaın : $ ee daß die für ihre StA. ga 
I Pentlinon tes oder dessen Erwerb der StA. dh 1 Bu) 
des Familienhaup ür ungultig erklärt wird. Lediglich für den Fall, 
oder für tot erklärt ist oder die deutsche StA. 
StA.) inzwischen est) ee Are nis 

j ständige Ungültigerklärung 

selbständige Widerruf oder die selbständige Vog N N an. Ark 
das Familienhaupt einzelne Fa- 


rerseits können bei einem orfiorstreckung aus irgendwelchen Gründen aus- 


il; rehöri von der Verlus escheids bedarf; «diese der 
miljenangehörige v os jeweils eines bewonderen De ee i6ee Kelt ge: 


A noninien ine wozu 
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Das in Abs. 2 der Anm. 6 zu N | ds G. tiber den Widerruf i 
hürgerungen und die Aberkennung der StA. vom 14. 7. 1933 toben 8. 50) Pr 


sichtlich besonders gelagerter Fälle Gesagte gilt entsprechend auch im vor 


liegenden Zusammenhang. 


Ss. (1) Der Widerruf liegt dem Landeshauptmann (Bürgermeister von 
Wien) ob, in dessen Bereich die Einbürgerung vorgenommen oder die Be- 
scheinigung über die abgegebene Erklärung ($ 3 des Gesetzes vom 5. De- 
Ei > — StGBl. Nr. 91) ausgestellt worden ist. 

(2) Die Ungültigkeitserklärun der Optionsbeschei j e 
Bürgermeister von Wien ausgesprochen. PORNRAOHEAR sent ao lem 

(5) In Zweifelsfällen 
ständize Behörde, 


Daß abweichend von der Zuständirkeits ie N 
5 h sregelunz für die Nachprüfung der 
fernen prä Im ar Aa ahgen für die Ungültigkeitserklärung der 
nächst wohl der Reichsstatthalter des Rardımra ne KerMeister von Wien, dem- 


h A ichsga Y orzesehen i i 
daran, daß seinerzeit auch für die Ausstellung der Opt we) ro > Um Der 


Dienststelle (Staatsamt für Inneres und Unterricht) zentral bestimmt war, 


N 7 t R 
eng Pr er a 2 aätsangchörigkeit wird wirksam mit der ae 
Deutschen Reichsarr® er mit dem Zeitpunkt der Veröffentlichung im 
lande soll die Verfäe ec reußischen Staatsanzeiger. Personen im In- 
besch: inigung erügung durch die zuständige Behörde gegen Empfangs- 
. ausgehändigt oder durch die Post zugestellt werden (Post- 


schen Staatsangehöriekei sonen, auf die sich der Verlust der deut- 
die Verfügung ne Fe S 4 Abs. 1), bekannt sind, sollen sie in 


‘) Die Grü ; ; 

mitgeteilt. Die Velen ie Verlust der Staatsangehörigkeit werden nicht 
i a zung kann nicht mit Rechtsmitteln angefochten werden. 
in den Nr. I 5 6 vel die analoge Regelung im 
!t vorliegend bestimm agt 7 
Tg Widerrufsverfügung je ersönen, auf die sich der StA.-Verlust erstreckt, 
Braten Soll-Vorschrift, deren Nichtbeacht, : n; es handelt 
ke Br Richt beeinträchtigt, ung die Rechtswirksamkeit der 

. Daß d erlus 
der Bechissichionen ur "Reh nX une (nicht ex tune) eintritt, ist aus Gründen 
ee bis zum Wirksamwerden der rast, 7 Die betroffenen Personen 

fa Vi 3 
rien ge 


bestimmt der Reichsminister des Innern die zu- 


ionsbescheide eine einzige 


87. Die 88 3 bis 6 1 i 

e reten mit dem Ablauf d i 1945 x 

2 ee der VO, vom 9. 7. 1942 er = a ar. 

nic - 7. 1945 sind Wide Ungültigkei 
on vornheren af. I si Gesetzgeber ann, Vene neisiterklirmess 
Anm. 11 zu $ 1 des G & „chaffenen Schwebezust ee ee 

2 °8 G. vom 14. 7, 1933. Ss and zu befristen (zu vgl. auch 
$ 8. Diese Verordn r 


hörigkeit vom 1 
81. Forderungen g 


Personen, di egen das fü 
sind, sind a hanCutschen Staatsangehg, allen erk 
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fallerklärung im Reiehsanzeiger beim Finanzamt Berlin-Moabit-West in Berlin 
anzumelden. Die Befriedigung von Forderungen, die nach Ablauf der Frist 
geltend gemacht werden, kann ohne Angabe von Gründen abgelehnt werden. 

1. Das Gesetz über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung 
der deutschen StA. vom 14. 7. 1933 ist nebst der (Ersten) DurchfVO. vom 26. 7. 
1933 abgedr. und erläutert oben $. 50 ff. 

2. Durch die fristgebundene Anmeldepflicht und den Gläu- 
birerausschluß „wird einmal eine ordnungsmäßige Verteilung der vor- 
handenen Vermögenswerte auf die sich rechtzeitig meldenden Gläubiger sicher- 
gestellt und außerdem die verwaltungsmäßige Abwicklung des Verfahrens wesent- 
lich erleichtert“ (Duckart, Vorbemerkung zu der VO. vom 16, 1. 1941, in 
Pfundtner-Neubert, Das neue deutsche Reichsrecht, Ib Nr. 10). 

3. Die Vorschr. des $ 1 gilt auch hinsichtlich der vor dem Inkrafttreten der 
VO. für verfallen erklärten Vermögen; jedoch hierfür besondere Fristregelung 
in$2 

A 4. Das hier als Anmeldestelle bestimmte Finanzamt. Berlin-Moabit-West ist 
die allgemein mit der Durchführung der auf Grund der Vermögensbeschlagnahme 
und Verfallerklärung erforderlichen Maßnahmen beauftragte Behörde. 


$ 2. Bei Forderungen gegen Personen, deren Vermögen bereits für ver- 

fallen erklärt worden ist, läuft die Frist vom Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Verordnung an. . 
Zu vgl. Anm. 8 zu $ 1. 


9. Der Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und der Tschechoslowakischen 
Republik über Staatsangehörigkeits- und Optionsfragen 
vom 20. November 1938 (RGBi. II S. 896). 
(Urtext deutsch und tschechisch.) 
Schrifttum: 


Feaux de la Croix: Dentsch-tschechoslowatischer StA.- und Optionsvertrag. 


De iz 1938, S. 1940. a i 
Glob Ku: Derlech uhocheallerekischer StA.- und Optionsvertrag. Reichsverwaltungs 


bl: 939, 8. 47. 
lo bk De Kaelung der StA.-Verhiltnisse und der Schutz der Volksgru pen nach 
den deutsch-tschechoslowakischen Vereinbarungen vom 20. 11. 1933. Ztschr. für 


i techt, 5. Jahrg., S. 473. 
Glo ee art Pfundtner-Neubert, Das neue deutsche 


Reichsrecht, Ib Nr. 10. 
Lei . ionev . Sudetendeutsches Anwaltsblatt, Dez. 1938. . 
Lo ee ne Tabs kalte sudetendeutschen Gebieten. Zeitschr. für 


Sta N IN. R 
Line ” TU oa StA. durch frühere tschechoslowakische StAng. 


Zeitschr. für Standesamtswesen 1939, 8. 239. . j 
Önwalde Der’ doeh unhschoslonrakinibs Staatsvertrag über StA.- und Options- 


t £ henschr. 1939, S. 473. 2 
Shweah: nem zum StA.- und EP ORERE Prager Archiv für Gesetzg. 


u Rechtapr. Jahrg. XX, Nr.-21, S. 1441 R m 
Schw : Ergi Erläuterungen zum StA.- und Optionsvertrag und zum RdEnl. 
Se Ve nsanden vom 12, 12. 1938. Prager Archiv für Gosetzg. u. 


tspr., Jahrg. XXI, Nr. 1, 8. 10. DEREN ie 
1. Diejenigen tschechoslowakischen Staatsangehörigen, die am 10. Ok- 
toben ar ya Wohnsitz in einer mit dem Deutschen Reich vereinigten 
emeinde gehabt haben, erwerben unter Verlust der tschechoslowakischen 
taatsangehörigkeit mit Wirkung vom 10. Oktober 1938 die deutsche Staats- 

Angehörigkeit, wenn sie . ‚ m 
&) vor dem 1. Januar 1910 in dem mit dem Deutschen Reich vereinigten 

Gebiet geboren sind 
oder en 


nn zu er eh 
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nenn 


b) die deutsche Staatsangehörigkeit mi 2 
) on g Üörigkelt mit dem 10. Januar 1920 verloren 
oder 
ec) Kinder oder Enkelkinder einer Person sind ie die V 
k 5 ‚ auf die die aus 
RN der Buchstaben a oder b zutreffen, DR 
oder 
d) Ehefrauen von Personen sind, a i ie V 
auf die die Vorauss » 
Buchstaben a, b oder c zutreffen. EN 
Tschechoslowakische Staatsangehöri 
echoslowakische Staatsangehörige deutscher Volkszugehörigkeit, die 
au 10. raue: 1938 ihren Wohnsitz außerhalb des früheren Gechechodiakk 
ne gehabt haben, erwerben unter Verlust der tschecho- 
Er ee cn Staatsangehörigkeit mit Wirkung vom 10. Oktober 1938 die 
Bar he a wenn sie am 10. Oktober 1938 das Heimat- 
A e Es en dem Deutschen Reich vereinigten Gemeinde besessen haben. 
ER: e Ehefrau erwirbt die deutsche Staatsangehörigkeit nicht, wenn sie 
r Ehemann nicht erwirbt. ” ü j 


1. Tschechoslowakischerseits war der V r 
. 3 r Vertrag in der Sammlunt 
. . und Verordnungen des Tschechoslowakischen Sean Jahrg. 193, 
dawakel Era worden; zur Durchführung des Vertrags waren in der Tschecho- 
.21. 12. 1938 über d DurchfVO. vom 25. 11. 1938 (a. a. O. 8, 1041), VO, vom 
schriien aut Optionae Nachweis der Identität bei der Beglaubigung von Unter 
schen eg KBC ANISEeN (a. a 0.8. 1177), RdErl. des Tschechoslowakl- 
Jahrg. XXL S ige In 12. 1938 (Prager Archiv f. Gesetzgebg. und Rechtspr. 
Nr. 1-20 der AusfAnw. ne beziehen sich auf den Vertrag & 
abgedr, unten 3.8. . in. d. Inn. vom 25. 5. 1939 (RMBEV. S. 123) 


Er 
vom a ge Ancienm Viermächt«abkommen vom 29. 9. 1938 (vgl. Bek- 
gebiete der Tschechoslow. 1. II S. 853) sind die volksdeutschen Rand- 
Serleibt- worden. z oslowakei (Sudetenländer) dem Deutschen Reicb ein 
die bie zum Ausrang de LEER IeR ade Teile handelt es sich dabei um Gebiek, 
Unrarischen Dopnein es Weltkrieges zur österreichischen Hälfte der Österreich" 
gegründeten Tec Be nOnarchie gehörten und aladann der am 28. 10. 1918 nel 
sich darunter E Er oslowakischen Republik zugeteilt wurden; außerdem befindet 
Engerau und heben anti von den slowakischen (ehemals ungar.) Gemeinden 
(Preußen) gehörte und ; echlase Ländchen, das früher zum Deutschen Reich 
mit Wirkung vom 16 emäß Art. 83 VV. infelge nachträglicher Grenzfestsetzun® 
der StA. anläßlich der 1922 der ‘Tschechoslowakei zufiel (wegen der Regelun? 
$. 239). Nach erlolgie damaligen Gebietsveränderungen vgl. die Übersic 

Wiedervereinieung d gier endgültiger Grenzfestsetzung ist in dem G. ber di 
Syredervereinizung, der sudetendeutschen Gebiete mit dem Deutschen Reich "a 
Deutschen Reiches sind, ) verkündet, daß diese Gebiete Bestandteil des 


3. In as ( r 
der Kreis a Sr ie ‚(gemäß $ 14 in Kraft getreten am 26. 11. 1 
zelezt (zu vgl. auch ra iure-StA-Wechsel betroffenen Personen feat: 
ln Übereinstimmung re ae AURALN. vom 25. 5. 1938, unten S- a 
7 n in 2 y rs. zereD" 

am. 2 oben erwihnten Wiedervefiien 


Gebiete dtsch. S 2. e) 

Volksteile ertaft dei Zn Maßyabe näherer Bestimmung sınd“, sind diejenlfe; 

verwurzelt sind. Sie teilen ee mit den sudetendeutsehen Gebieten 1 
ei Gruppen «Abs. 1 und 2): bei der eDeR 


Geburt, 


iginität) abgestellt, bei der anderen, 

Prinzip), Als Sti gehörizkeit (kumula AR achnisch®* 
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Deutsche Reich gelangten und im späteren Grenzfestsetzungsverfahren. Die vom 
StA.-Wechsel betroffenen Personen haben bis zum 10. 10. 1938 die tschecho- 
slowakische StA. besessen; zugleich stellt sich dieser Besitz als allgemeine Vor- 
aussetzung für den Ipso iure-Erwerb der deutschen StA. dar (insbesondere also 
Staatlose nicht einbezogen, wohl aber Personen, die neben der tschechoslowa- 
kischen eine andere StA. besaßen). Wer zwar am 10. 10. 1938, aber nicht mehr 
am 26. 11. 1938 (Inkrafttreten des Vertrages) die tschechosl. StA. besaß, befand 
sich damit außerhalb des Personenkreisos der vom StA.-Wechsel Betroffenen. 

Zu Abs. 1 (ve). dazu auch Nr. 1—9 der AusfAnw.'’vom 25. 5. 1938, unten 
S. 80): Was als Wohnsitz im Sinne des Vertrags anzusehen ist, ist in & 11 
gesagt: Niederlassung an einem Orte mit der Absicht, sich dort dauernd auf- 
zuhalten (vgl. des näheren Anm. zu $ 11). Personen, die vor dem 10. 10. 1938 an- 
gesichts des Binmarsches deutscher T ruppon das mit dem Deutschen Reich ver- 
einigte Gebiet verlassen haben, haben damit ihren Wohnsitz daselbst insofern 
aufgegeben, als sie regelmäßig nicht die Absicht der Rückkehr hatten. Sudeten- 
deutsche Flüchtlinge dagezen, die Hals über Kopf ihro Wohnstätten verließen, 
haben grundsätzlich den Wohnsitz im Sudetenland behalten, da sie in ihre 
Heimat zurückzukehren beabsichtigten (vel. auch Nr. 8 der AusfAnw. vom 25. 5. 
1939, unten S. 80), Dieser Wohnsitz ist auch bei Sudetendeutschen gegeben, die 
zum tschechoslowakischen Militärdienst eingezogen waren und sich am 10. 10. 
1938 noch in ihren Garnisonen befanden (übereinstimmend Feaux de la 


Croix,a a0.) 


Fir die Geltung der Voraussetzung unter lit. a ist es ohne Belang, ob zur 


Zeit der Geburt der betroffenen Person deren Eltern ihren Wohnsitz im 
sudetendeutschen Gebiet gohabt haben oder aber sich nur vorübergehend dort 


anfhielten. Ist eine am 10. 10. 1938 in den sudetendeutschen Gebieten wohnhafte 
Person außerhalb dieser Gebiete geboren, so hat sie mäß lit. a die deutscho 
StA. selbst dann nicht erworben, wenn sie in den sudetendentschen Gebieten 


das Heimatrecht besaß. 

Bei der Voraussetzung unter lit. b ist an die Bewohner des Hultschiner Länd- 
chens (vgl. Anm. 2 oben) gedacht, die gemäß Art. 84 VV. }. Vbdg. mit Art. 3 des 
deutsch-tschechoslowakischen StA-Vertrags vom 29. 6. 1920 (RGBI. S. 2234) mut 
dem 10. 1. 1920 unter Verlust der deutschen die tschechosl. StA. erworben 
hatten; hier jet also in gewissem Umfang (soweit Wohnsitz am 10. 10. 1938 im 
sudetendeutschen Gebiet) ein Wiedererwerb der deutschen StA. gegeben 
(ähnlich der „röintögration“ im Falle Elsaß-Lothringens gemäß $ 1 der Anlage 
hinter Art. 79 VV., vgl 5 884). Wenngleich dies das Hauptinotiv für lit. b 
ist, so fallen darunter doch auch Personen, die aus anderem Anlaß am 10.10. 
1920 die deutsche StA. verloren haben, sofern sie nur am 10. 10, 1938 die 
tschechoslowakische StA. besaßen. 

In Hit. e sind entferntere Nachkommen als Kinder und Enkel- 
kinder nicht einbezogen; das dient, soweit es sich um Nachkommen der 
in lit. a genannten Personen handelt, der Ausräumung von Beweis- 

rwähnten Personen (Angehörige 


sch:vierigkeiten; soweit Nachkommen der in lit. b erw 6 
in Betracht kommen, ist nach Lage der Dinge dio 


elkinder“ praktisch erschöpfend. Es macht übrigens 
keinen Unterschied, ob die Abstammung von einem vor dem 1. 1. 1910 im sudeten- 
- oder Großelternteil väterlicher- oder 
mütterlicherseits gegeben ist. Es genügt ferner, wenn nur ein Eltemn- 
oder ein Gtoßelternteil zu dem bezeichneten Personenkreis gehört, wobei es 
gleichgültig ist, ob er am 10. 10. 1038 noch am Leben war (u vgl. auch Nr. 4 
der AusfAnw. vom 25, 5. 1939, unten S. 80) Ein Adoptivkind ist nicht als 
en, desgl. nicht ein uneheliches 
sondern nur im Verhältnis 
zur außerehelichen Mutter. Der Auffassung Schwelbs a a. OÖ, es sei eine 
„gewiß nicht gewollte Konsequenz”, S to Kinder als 
selbständige Subjekte des automatischen StA.-Erwerbes in Erscheinung 
täten, kann nicht zugestimmt werden. Ebenso verhält es sich mit 
der Auffassung des gleichen Verfassers, hinsichtlich lit. ce könne es nicht 
dio Absicht der Vertragschließenden gewesen, BPIN, die Konsequenz, daß 
außerhalb der sudetendeutschen Gebiete geborene Personen 
automatisch deutsche StAng. werden, unbegrenzt eintreten zu lassen. 
Schließlich ist für die Annahme, Hit. € beziehe sich nur auf nach dem 1. 1. 1910 
geborene Personen, kein Raum gegeben. 


Vertrag it der Tochechoslowäkei von 1938, 


In lit, d sind im Interesse der Familieneinheit di 
de 5 E P die Ehe e} 
nen y in ‚Ihrer Person die maßrebenden AP ini ertuin aaa 
u LAD RR SS nckeng einbezogen, sofern nur ihre Ehemä t sind, 
en 9 ns atezorien unter & b und c gehören (vgl. er) ch 
A Oh. Aus Nr. 5 der AusfAnw. vom 25. 5. 1939 a 
ae sich, daß es auf den rechtlichen Bestand der Ehe am 10.10 
eg: a am 26. 11. 1938 (Inkrafttreten des Vertrags) rg 
nn . { eband (Bestand der Ehe) als solches nicht berührende 
gegen De Ei. ei und Bett (gerichtliche Aufhebung der ehelichen Gemr.u. 
nfluß, erst recht natürlich der Umstand, ob die Eheleute = 


10. 10. 1933 auch tatsächlich zusammenlobten. Wenn es in dem oben Nr. 1 ziver- 


ER tschechosl. Innenmin, vom 12. 12. 1938 heißt, die deutsche StA 
re Euch die Witwe einer Person erworben, die zu einem der m 
nahme, daß Wilesd Autor Sonneihne Een wen ed ar 
StA. erworben haben, in dem Wortlaut des ae en RUE 


Zu Abs. 2 (zu vgl. auch Z 
& / vol. Ziff. 10—19 der AusfAnw. v 3.8 
ee eeinwäklsche StAng. deutscher Volkendı T oiekert 
. 10. 1938 den Wohnsitz in dem nit dem Deuaenee B eh 


run 2er dr heat Ca are as 
ist für den Erwerb der deutschen StA. der Spa 1010 yes reger 


d 

a En Tschechosl. Innennuin. vom 12. 12. 1938 geäußerte Auf- 

Gang, daß ale früheres tschechosl, Staatsgebiet im Sinne dee“ Vertrags nur 

ee ud angeschlossene Gebiet anzusehen sei, ist nach Sinn und 
- 2 des Vertrags nicht zutreffend. Wenn eine Person am 


Staatsgebiet hatte, Wegen d 7 n . 
Nr. 8 der AusfAnw, vom: 3. 5 100 and 0) zu vgl. $ 11 des Vertrags und 


Wegen des Begriffs „deutse 
RMin, . a he Volkszugehörigkeit“ wi ie RdErl. des 
in. d. Inn. vom 29. 3. 1939 und ®, 6. 1939 ( Fade ee, %) Serwiere 


Das Inst i 
Heimatgesetz En se Neimstrechte äst geregelt im altösterreichiechen 
(gl. S. 265). In Nr. 8 zu > und in der Heimatrechtsnovelle vom 5. 12. 18% 
vom 12. 12. 1938 heißt es hieraber. Raahfl. des früheren tschechosl, Innenmil. 
des & 1 Abs. 2 des Vert asp, Heawreit, bei der Durchführung der Bestimmun: 
nach den entsprechenden Beatieme Heimstzuständigkeit in Betracht kommt, MUB 
gegangen werden. Das Hemarmnungen des (essizes über dag Heimatrecht YO 
oder festgestellte Heimatrech ee 3st hier nicht nur das ordentlich erworbeu‘ 
das Heimatrecht zugeteil Hemondern auch das nach $ 19 08 Gesetzes Uber 
recht nicht gesprochen ee eh: dagegen kann dort ee km Heimat“ 
Ba De der Novelle über De Fi aut die Erteilung des Heimat 
essen und geltend ge ‘ C 1. Nr. 222/1896 vor dem 10.7" 
spruchsgesuchs zemacht worden war, ann an = AD“ 
vor dem 10. 10. 1938 nicht Bine ri error 


Verträg mit der Tschechoslowakei von 1938. 7 


- 


über das Heimatrecht ist auch vorzugehen, wenn das Gebiet der Gemeinde, in 
welcher die betreffende Person das Heimatrecht hatte, durch die neue Staats- > 
grenze geteilt wurde; hier ist anzunehmen, daß eine solche Person in der Regel 
das Heimatrecbt in dem Staatsgebiet hat, in welchem sie im Zeitpunkt der 
Teilung wohnte oder in welchem sie selbst oder ihre Vorfahren zuletzt wohnten. 
In Fraxen des Heımatrechts auf dem an Deutschland angeschlossenen Gebiet ent- 
scheiden selbstverständlich die deutschen Behörden.“ 

Was die Geltung des Abs. 2 hinsichtlich einer Familie angeht, so unter- 
liegt jedes einzelne Familienmitglied der Prüfung wegen des Vorhandenseins 
der in Frage stehenden Voraussetzungen. Es hat daher eine Ehefrau, die 
einem fremden Volkstum angehört, nicht die deutsche StA. zufolge deseen er 
worben, daß ihr dem deutschen Volkstum ar Fe Ehemann sie erlangt hat 
(also Abweichung von der Regelung in Abs. 1). S ist es also auch möglich, 
daß die Kinder aus einer gemischten Ehe als deutsche Volkszuzehörige die 
deutsche StA. erworben haben, während die Mutter, wenn sio nicht als deutsche 


Volkszugehörige angesehen werden kann, sie nicht erlangt hat. 

4. Nach Abs. 3 erwirbt eine verheiratete Frau (einerlei ob die tatsächliche 
eheliche Lebensgemeinschaft besteht oder nicht), auch wenn sie für ihre Person 
die erforderlichen Voraussetzungen für den ipso iure-StA.-Wechsel erfüllt, dıe 

Ehemann sie nicht erwirbt. Dieser Satz 


deutsche StA. dann nicht, wenn ihr 
gilt sowohl hinsichtlich des StA-Wechsels der Wohnbevölkerung (Abs. 1) als 
auch hinsichtlich des StA.-Wechsels der heimatberechtigten Bevölkerung (Abe. 21. 
Er trägt dem Grundsatz der staatsbürgerlichen Familieneinheit Rechnung, wie 
dieser im umgekehrten Falle (wenn nämlich der Ehemann die deutsche StA. er- 
worben hat) Tediglıch im Anwendungsbereich des Abs. 1 verwirklicht ist (vgl. 


oben Abs. 5 der Anm. 3 „zu Abs. 1). 

& 2. Die Deutsche Regierung kann bis zum 10. Juli 1939 das Verlangen 
stellen, daß Personen nicht deutscher Volkszugehörigkeit, die nach 
den Bestimmungen dieses Vertrages tschechoslowakische Staatsangehörige 
bleiben und seit dem 1. Januar 1910 in das mit dem Deutschen Reich ver- 
einigte Gebiet zugezogen sind, sowie ihre die tschechoslowakische Staats- 
angehörigkeit besitzenden Abkömmlinge das Deutsche Reich innerhalb einer 

sen. Dig Tschechoslowakische Regierung wird 


. Frist von drei Monaten verlas 


diese Personen in ihr Gebiet aufnehmen. . j 
Die Tschechoslowakische Regierung kann bis zum 10. ‚Juli 1939 das 
Verlangen stellen, daß Personen deutscher Volkszugehörigkeit, die zur Zeit 
des Inkrafttretens dieses Vertrages tschechoslowakische Staatsangehörige 
sind und seit dem 1. Januar 1910 in das jetzige Gebiet der Tschechoslowaki- 
schen Republik zugezogen sind, sowie ihre Abkömmlinge die Tschech»- 
slowakische Republik innerhalb einer Frist von drei Monaten verlassen. 
Diese Personen verlieren damit die se gern ne il lei 
i > i i ie in ihr Gebiet aufnehmen. ch 
an Staatsangehörigkeit nach dem 


für Personen, welche die tschechoslowakische gke 
30. ze 1933 erworben haben und bis zu dem genannten Zeitpunkt deut- 


2.0: 3 ind. 

sche oder österreichische Staatsangehörige gewesen sin I 

Diese Vorschrift, die in bestimmten Umfang die Möglichkeit für einen 

beiderseitigen Abschub, d. h. also gewissermaßen für einen Bevölkerungs- 

aus tausch, enthält, erscheint durch die Ereignisse vom März 1939 (Auflösung 

der Tschechoslowakei unter Schaffung des Protektorats Böhmen und Mähren) 

gegenstandslos roaworden. Übrigens war noch am 4. 3. 1939 zwischen der Reichs 

jerung und der damaligen chechoslowakısohen Regierung zusätzlich verein 

vet worden, daß — unter Vorbehalt einer anderweitigen Verständigung - 
beiderseits der $ 2 vorläufig nicht angewendet werde. 

Yolk hörigkeit, die nach Jen Be- 

3. Personen nichtdeutscher Volkszugehörigk 1“ \ 

en des $ 1 die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben, können bis 

zum 29. März 1039 für die tschechoslowakische Staatsangehörigkeit optieren. 

er; i it & ntsprechend der zift. 7 des Münchener Vıer- 

BR Ve a on wird ein Optionsrecht für den Cbertritt in 


Vertrag mit der Tschechoslowakei von 1938, 


=) 
mo) 


die abgetretenen Gebiete und für den Austri i 
bretrei { Austritt aus ih org “ i 
ne iure-StA.-Wechsel betroffenen Personen A Yoıkıe 
si örigkeit die Mözlichkeit vorgesehen, bis zum 29. 3. 1939 — durch di gr 
n Aarareie vom 4. 3. 1939 verlängert bis zum 30. 6. 1938 einschließlich = 
A ges Re - om en Datum des Viermächte- 
‚akische StA. zu optieren (sog. ion“ 
ge ge z ” a r Mn ern ann also Eee der ea 
r . Anc schränkte sie sich keineswegs auf P. f i 
ee Volkeurehörickait ae F- 
rd gen 1 -hoslowakei). Auch im Rahme 8 ißt si i 
ES RNLEREN nach der deutschen mn De en 
a ee Volkszugehörigkeit, für die tschechosl. StA opdieren 
re Knkrsr, chwelb.a. a. OÖ. widersprechend Verner in der Schrift 
a E onen ‚v dusledku pfipojeni sudetsk&ho üzemi k Nemecku“), 
dit dem Eingang der Öptionserklärung bei der Optionshehörde (vel S 8 Abs. 4) 
Susan ine Tr error Aachen SON iz de man 
i n . ein. Weg i 
und on Optionsrechts zu vgl. im einzelnen die Ss nn De 
On 2; En vor der Auflösung der Tschechoslowakei viele Tausende von 
a de a Terinseniige StA. abgegeben worden. Diese Optanten 
ee AN uflösung des Tschechosl. Staates) zunächst staatlos 
ne a ‚zu erwartenden StA.-Regelung der Regierung des 
An 2; fähren wird ihnen voraussichtlich rückwirkend zum 
ER er toratsstaatsangehörigkeit zukommen (zu vgl. Art. B Abs.2 
A ate Tom IE 3. 183%. unten S. 70). Vom 16. 3, 1130 at \waren selbstver- 
si d vakische S i 
gänrig, da es seitdem eine tschechoslowakische Firs Ei. Fa ie En 


4, fee e 
Each et Volkszugehörige, die tschechoslowakische Staats- 
angehörigkeit ee, Dia ze er iR R a 1939 für die deutsche Staats 
slowakische $ Dies gilt nicht für Personen . 

Owakische Staatsangehörigkeit nach dem 30. Januar pe en 


und bis zu dem genannt i 
© BEN 
angehörige on sind. n Zeitpunkt deutsche dder österreichische Staats- 


In $ 4 ist den deutsch 
StA. die ni . en Volkszugehöri yaki 
Su. BE heben Se Ber LEENETIES» scale 
ee ‚amd, alleeraein, die Möglichkeit eröffnet worden, durch einseitige 
SE aan ACH ion) in den Besitz der deutschen StA. zu gelangen. Durch 
schließlich verlängert worden. Ohne 36 Opionstrist bis zum 0. 6. 1939 ein- 
Be 7 an Übrigens hatten die deutschen Volkszugehörigen 
an. a gelangten früher tschechoslowakischen Gebieten 
en ie ae polnische StA. erwarben, solange kein Op- 
geh ba 5. als nicht fesistand, daß sie tschechosl. StAng- 
Indessen hat eine wirks i 
PER: same Option für di N i i 
die ie eg 2, da deutscherseits die re ge dbnen 
sind. In Nr. 20 der AuslAnw, nmose 5 Iusm Müssen, nicht bestin nt worden 
soweit in Verkennunr el vom 25. 5, 1939 (unten S, 80) ist Ford et daß 
sind, (diese wied 7 dieser Rechtslage Optionsurkun sgestellt worden 
er einzuzichen sind, PIARE AUREORBLR "WARE 
& 5. Die Option wird erklärt 


a) zur 2 
unsten der tschechoslowakischen Staatsangehörigkeit in der 


Tsehechoslowaki z N 
Prag, " ischen Republik bei dem Ministerium des Innern in 


außerhalb der Tschechosl i 
o ” . H 
tschechoslowakischen eg le 
’ 


en 


a 


Vertrag mit der Tschechoslowakei von 18. 73 


1. Für die deutsche StA. sollte also nur bei deutschen. für die tschecho- 
slowakische StA. nur bei tschechosiowakischen Behörden optiert werden können 
(Optionsbehörden), 

2. Wegen der örtlichen Zuständigkeit vgl. 56 


$ 6. Die örtliche Zuständigkeit der in $ 5 genannten Stellen wird durch 
den Wohnsitz und in Ermangelung eines Wohnsitzes durch den Aufenthalt 


des Optanten bestimmt. 

Wird die Optionserklärung vor 
$ 5 bezeichneten Art abgegeben, so is 
Stelle weiterzuleiten. Sie gilt als in de 
bei der ersten Stelle eingegangen ist. " R 

1. Wegen des Wohnsitzbegriffs vgl. $ 11 Abs. 1 und Anm. dazu, sowie 


Nr. 8 der AusfAnw. vom 25. 5. 1939, unten S. 80, . 

2. Eine vor Ablauf der Optionsfrist bei einer örtlich unzuständigen Options- 
behörde abgegebene Optionserklärung wäre also selbst dann als fristgerecht ab- 
gegeben anzusehen, wenn sie erst nach Ablauf der Frist an die örtlich zu- 
ständige Stelle weitergeleitet worden wäre. Die bei einer Dienststelle, die über- 
haupt nicht Optionsbehörde ist, eingegangene Optionserklärung könnte nur dann, 
wenn sie innerhalb der O tionsfrist an die örtlich zuständige Optionsbehürde 
weitergeleitet wurde und noch vor dem linde der Optionsfrist dort einging, als 
fristgerecht abgegeben gelten. 


einer örtlich unzuständigen Stelle der in 
t sie von dieser an die örtlich zuständige 
m Zeitpunkt abgegeben, in dem sie 


$ 7. Die Optionserklärung ist bei der in $ 5 genannten Behörde zu Pro- 


tokoll oder schriftlich abzugeben. Die Unterschrift unter der schriftlich ab- 
amtlichen Vertretung des Staates, für 


gegebenen Erklärung muß von einer j : tes, 
den optiert wird, von einem Gericht oder einem Notar beglaubigt sein. 

Die Optionserklärung kann auch durch einen bevollmächtigten Vertreter 
abgegeben werden. Die Unterschrift unter der Vollmacht muß von einer der 
in Absatz 1 bezeichneten Stellen beglaubigt sein. n 

Für die Beglaubigung werden Gebühren, Abgaben, Stempel und sonstige 


Kosten nicht erhoben. e 
0! die hier vo eschriebene Boglaubigung der Unterschrift unter einer 
schriftlich ie egebenen Optionserklä (Abs. 1 oder der Vollmacht KnDe I) 

jst eine derartige Option u nwirksam. Die Beglaubigung mußte innerha 
d. h. der Mangel konnte nicht dureh Nachholen der Be- 


En i Andi N des Staates 
En DR zuständige, Behönte "In der Tschechoslowakischen 


ob die Voraussetzungen der Option vorliegen. » 
Republik bleibt diese Prüfung dem Ministerium des Innern in Prag vor- 


behalten. BE 

i ie tzungen für die Option erfüllt, so händigt die Be- 

hörde asien a rorstiglich eine Optionsurkunde aus und gibt der von 
der anderen Regierung bestimmten Behörde hiervon Nachricht. j 

In der Optionsurkunde sind auch die Familienmitglieder anzuführen, auf 

die sich die Wirkungen der Option erstrecken. 

Die Wirkungen der Option treten mit dem Eingang der Optionserklärung 


bei der Optionsbehörde ein. 
Das Optionsverfahren ist frei von Gebühren, Abgaben, Stempeln und 
ee = Willengerklä des Optionsberechtig- 
ist di tion eine einseitige iengerklärung de ionsberechtig- 
ten a Voraussetzungen der Option eg ere der 
behördlichen Nachprüfung (z. B. ob der für die Tschechoslowakei Optierende 
nichtdeutscher Volkszugehörigkeit ist). 


74 Vertrag mit der Tschechoslowakei von 1938, 


——— 


>. Zu Abs. 2: Doch treten die Wirkungen der Q) 
a ; } 1% Ipt 
Zucht ae mit der Aushändigung der Optionsurkunde. a er en) 
ee Deren kung Rei der Optionsbehörde ein. Aneenig per 
ch keine rückwirkende K len Stie 
10, = a (el. $ 1). sondern sie wirkt 5x a Bi 
. Zu Abs. 3: Wegen der Erstreckung der Wirk a 
b n der E Fr ungen der Opti She- 
re DRTEHR vgl. $9 Abs.2, Wird versehentlich a 
unde für den Ehemann namentlich vermerkt, so schließt Jas n 


dessen die Erstreckung ni Eine i i y 
nach Abs. 3 des $ 9 en an Eine ipso iure-Erstreckung auf Kinder finkt 


9. Zu Abgz 5 i <lä : R 
jahr s ollender un der Optionserklärung ist berechtigt, wer das 18. Leben«- 


ee Free en nat selbständig optieren; die Option des Ehe- 
ee den a ies gilt nicht, wenn die eheliche Gemein- 


Für Personen unter 18 Jahren, für Minderjährige von mehr als 18 Jahren, 


bei denen die V Taussetzu S 
Vo s Fra . f 
ngen für ihre Entmündigung vorliegen, sowie für 


N 2 fe: 

a rg kr, entmündigt oder nuter vorläufige Vormundschaft (Ob- 

ame en sind, wird die Yption durch ihren gesetzlichen Ver- 

s ausgeübt, auch wenn dieser selbst nıcht o: 

Bourelung der Voraussetzungen einer U 
aragraphen ist der Zeitpunkt des Einca 

Optionsbehörde maßgebend. 


1. In Ab. 1 i i n 
dete 18. Do der Beginn der Optionsmündigkeit auf das vollen 


e fest N 
nationalen Optonersiiuns Dies entspricht der Regelung in den neueren inter 


2. Der. Satz, daß die Opti 
abhängig davon,’ob die Ehelrau 0 hemmen für die Ehefrau wirkt, et ur 


vo i f rerei i i 
Taussetzungen für die Option erfüllt. Sind die N re 
meinchaf ir lan, wenn die eheliche G* 
re ng von Tisch und Bett —: das lediglich Kr Ben ie ee 
ne Einfluß), In diesem Falle der gerichtlichen Aufhebung €" 
des Ehomannes nicht auf die Ehefrst 
e Option der Eltern (des Vaters) nicht 
Sud ders I Sn opkeren. wchel a Joerhä &2 

er } ment optieren, i j 

nd | n Zune ve ei möglich ist, daß tür einen Te der Kinder optier', 
»iles aber die Option unterlassen wird. Wegen der 
gewordene Personen vgl. & 10 Abs. 2 or Ablauf der Optionsfrist optionsmünd's 


$ 10. Eine Option kann ni 
> n nicht zurück ;e 
IN ee jedoch Personen, für die der Ser 2 a nee 
ne t ausgeübt hat, vor Ablauf der O) 
aben oder wenn vor Ablauf dieser Frist de 


1. Für di 
gelten die allgemeinen GRADE einer Option (wegen Zwang, Willensmänge)) 
2. Wegen der Fälle, in a über die Anfechtung von Willenserklärunge?- 
ausübt, vel. $ 9 Abs. 3, Eine Ehen der gesetzliche Vertreter das OptionsreC 
ist (8 9 Abs. 2), hat in dem Fa grau, für die die Option des En 4 wirks@® 
gelöst wird, dennoch u daß die Ehe vor Ablauf der Optionsfrist auf 
getretenen Wirkungen der Oi ae ee Rückgängigmachung der für sie 9" 


Vertrag mit der Tschechoslowakei von 1933. 


> 


& 11. Im Sinne dieses Vertrages gilt als Wohnsitz einer Person der Ort, 
an dem sie sich in der Absicht niedergelassen hat, sich dort dauernd aufzu- 
halten. 

. Hat eine Person mehr als einen Wohnsitz, so ist der Ort maßgebend, den 
sie als ihren Wohnsitz bezeichnet. 

1. Für den Begriff „Wohnsitz“ im Sinne des Vertrags ist nicht auf den 
gesetzlichen Wohnsitzbegriff des BGB. ($$ 7 ff.) verwiesen, sondera er basiert auf 
tatsächlichen Merkmalen (völkerrechtlicher Domizilberriff). Das hier gr- 
forderte Dauerverhältnis der Niederlassung (Innehaben einer Wohnuns 
oder eines Unterkommens an einem Orte) wird sich im Einzelfall im allzemeinen 
aus den gesamten Umständen unschwer ergeben. Lediglich wegen vorüber- 
gehender Abwesenheit ist die Erfüllung des Wohnsitzbegriffs nicht zu ver 
neinen. Zu vgl. weiterhin Abs. 1 der Anm. 3 „zu Abs. 1* des $ 1 und Nr.8 Abs. 13 
der AusfAnw. vom 25, 5. 1939 (unten S, 80), woselbst Näheres über den Wohnsitz 
der Ehefrau und der Kinder gesagt ist 

2, Zu Abs, 2; Wenn eine Person am 10. 10. 1938 einen Wohnsitz in einer 
mit dem Deutschen Reich vereinizten Gemeinde, einen zweiten Wohnsitz außer- 
halb des mit dem Deutschen Reich vereinigten Gebiets hatte, s0 kommt es für 
den ipso iure-Erwerb der deutschen StA. & 1 Abs, 1) darauf an, daß sie den 
ersteren Wohnsitz als den maßgebenden bezeichnet. Über die Zuständigkeit für 
die Entgegennahme der Wohnsitzerklärung und über die stillschweigende Wohn- 
sitzwahl zu vgl. Nr. 8 Abs. 4 der AusfAnw. vom 25. 5. 1939 (unten S, 80). 

8 12. Personen, die das Gebiet des Deutschen Reiches oder der Tschecho- 
slowakischen Republik verlassen müssen, weil dieses Verlangen auf Grund 
des $ 2 gestellt worden ist, sowie Optanten, die bis zum 31. März 1940 ihren 
Wohnsitz in denjenigen Staat verlegen, für den sie optiert haben, dürfen das 
gesamte bewegliche Gut, das sie am Tage der Unterzeichnung dieses Ver- 
trages besessen haben, mitnehmen und brauchen keine Abgaben hierfür zu 
entrichten. Ausgenommen hiervon sind bares Geld, Wertpapiere und Samm- 
lungen, die für das Ausfubrland von besonderer historischer oder kultureller 
Bedeutung sind. Die Behandlung dieser Sachen bleibt einer besonderen Ver- 
«inbarung vorbehalten. . 

1. Abweichend von den meisten internationalen Optionsverträgen ist vor- 
liegend für Optanten kein Abwanderungszwang vorgesehen. Nur bei 
Verlezung des Wohnsitzes in Jen Staat, für den optiert wurde 

’ (0 tion für die Tschechoslowakei, Option für Deutschland), sind die hier frag- 
lichen Abwanderungsgarantien gegeben. Indessen hat die Bestimmung zufolge 
der eingetretenen Entwicklung (vgl. Anm, zu den $3 3, 4) keine praktische Be- 


deutuug mehr erlangt. j 
2, Bemerkenswert ist, daß hinsichtlich der Beibehaltung des unbeweg- 


lichen Gutes (Grundstücke) eine Garantie nicht gewährt ist. 
8 13. Zur Prüfung und Behandlung aller Fragen, die sich bei der Durch- 
führung dieses Vertrages ergeben, wird ein gemischter Ausschuß gebildet, in 
den jede der beiden Regierungen die gleiche Zahl von Vertretern entsendet. 
Diesem Ausschuß obliegt insbesondere: 
1. die Ausarbeitung von Vorschlägen für d 
tausches der Bevölkerung, sowie die Kl 
Fragen, die sich aus diesem Austausch ergeben; 

2, die Prüfung von Zweifeln über Staatsangehörigkeitsfragen. 

Der Ausschuß kann nach Bedarf Unterausschüsse für bestimmte Be- 


reiche bestellen. 


ie Erleichterung des Aus- 
ärung der grundsätzlichen 


. is its in Z Satz 3 des Münchener Vier- 

Ein solcher Ausschuß ist bereits in Zim. 7 S les 1 
. 29. 9. 1938 vorgesehen. Für die Tätigkeit eines der- 

mächteabkommens vom ® un kein Raum mehr en, 


; 

| artigen Ausschusses ist abe er 
| 8 14. Dieser Vertrag tritt am 26. November 1938 in Kraft. 
Gy 
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10. Die Verordnung über die deutsche Staat igkei 
t sangehörigkeit i 
deutschen Gebieten vom 12. Februar 1999 (REBL. 1 S. en 


$ 1. In den sudetend: i it Wi 
a ndeutschen Gebieten treten mit Wirkung vom 10. Ok- 


a) das: Reichs- und Staatsangehörigkei 
i Staats: ekeitsgesetz vom 22. i 
S. er) ferner 8 3, $ 4 Als. 1, Abs, 2 Nr. 2 een 3 
Su Er nung über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. Fe- 
3 (RGBI. I S. 85) und das Gesetz zur Änderung des 


Reichs- und Staatsangehörigkeits 5 
S 500, nd Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 15. Mai 1935 (RGBI.I 


b) ia N S a 1, Abs. 3 bis 5 und $ 3 des Gesetzes 
i derr n Einbürgerungen ünd die Aberk 
deutschen Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933 a Teen 


und unter Nr. I und II zu$ 2 
e $ 2 der V: € i 
genannten Gesetzes vom 2%, Jun 1098 ReBh 1S. 7) Ir 


1. Der deutsch-tschechoslowakische StA.- und Optionsvertraz vom %. 11 


1938 (oben S. 67) regelt lediglich die S 
ie en n/a die StA.-Aenderung aus Anlaß der Vereinigung 


biete mit d 5 i 
a irige en ebie it dem Deutschen R 14 
NT = e ed er en Verlauf stets een Ca für EN 
regelt nun die vorkesende ta. in den sudetendeutschen Gebieten. Di Di ge 
StA.-Rechts, Damit set e VO.. und zwar im Sinne der Anwendung de Be tachen 
stimmungen im Sud. ist die Weitergeltung der tschechoelowahte en st sie 
Ta En ala, Baskerdunt, die andernfalls gemäß sd dcs 
BE acer di eichskanzlers *om 1. 10. 1938 (RGBI, I S. 1331) zu 
2. Div Geltung des deutschen 8 
zum. 10: 1 ee de en StA.-Rechts ist ause kwirk 
Ehe En de I Ra mi Ed 
eit der deutse) % vertrags. Es i ir di ve 
Vereinirung it. a ae n in den ee een Pe ver 
wer weae eg eine zeitliche Lücke nicht mehr isn: 
oben 8. 17,547, 40° 50. urch $ 1 eingeführten Vorschriften zu vgl. 


& 2. Gebühren und Ab i 
a h gaben in Angelegenhei 3 i 
Bi Kin = an. A tenlechen Gebieten, die In Er Ldoder Preuben 
Niederösterreich en rg österreichischen Länder Oberösten - en 
en ae d ar tert werden, nach Maßgabe des Land en w 
er een N . jeten, die den Reichsgau Sudetenland bilder = ch 
eg mer 72 der preußischen Verwaltungsgebüh a 
er a a a seem. S. 261) in der nee der ll. ve : 
x ass . T- 
(Preuß. Gesetzsamml. S. 84) er RM. mr 
. Die Regelung des $ 2 be f 
Te zelung S ruh a i i 
Fer Angelogenheiten noch nicht een a. et 
a n den Gebietsteilen, die dem Land: Ber 
zueh „Ppreußischem Landesrecht verfahren 12 ri 
Da au eingegtiedert wurden, nach bayerisch 
en 1 n an Oberösterreich und Niede, ör e 
ren > esrecht. Wogen der Gebühronsätze 
gsgebührenordnung zu vgl. Anm. 3 zu & 38 des RuS 
11. Der Erlaß des Führers und Reichsk: a... 


ä anzlers ü 
An u ao ed IB März BB an Te a er lkmen 
Landesteile der an staat Truppen im > . n 
jetzt ab zum Gebiet schecho-Slowakischen Rey Bit 939 besetzten 
Böhmen und M roßdeutsche publik gehören von 


: a n Reiche 
ähren“ unter dessen en 1es und treten als „Protektorat 


und Abgaben in 
ganze Reichsgebiet geordnet 
a wurden, soll 
nigen, die dem Lande 

Sun RBSSTRRL, schließlich in den- 
cn ‚Relangten, nach österreichi- 
Miinummer 72 der preußischen 


x 
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(2) Soweit die Verteidigung des Reiches es erfordert, trifft der Führer 
und Reichskanzler für einzelne Teile dieser Gebiete eine hiervon ab- 
weichende Regelung. 


Art. 2. (1) Die volksdeutschen Bewohner des Protektorates werden 
deutsche Staatsangehörige und nach den Vorschriften des Reichsbürger- 
gesetzes vom 15. September 1935 (RGBI. 1 S. 1146) Reichsbürger. Für sie 
gelten daher auch die Bestimmungen zum Schutze des deutschen Blutes 
und der deutschen Ehre. Sie unterstehen deutscher Gerichtsbarkeit. 

(2) Die übrigen Bewohner von Böhmen und Mähren werden Staats- 
angehörige des Protektorates Böhmen und Mähren. 

1. Es wird auf die nachstehende VO. vom 20. 4. 1939 nebst Anm. dazu und 
auf die RdErl. des RMin. d. Inn. vom 29.3. 1939, 25. 5. 1939 und 22. 6. 1939 (unten 

S. 80 f., 96) verwiesen, 

2, Das Reichsbürger@. ist abgedr. unten S. 191. 


12. Die Verordnung über den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
durch frühere tschechoslowakische Staatsangehörige "deutscher Volks- 
zugehörigkeit vom 20. April 1939 (RGBI. IS. 815). 


$ 1. Die früheren tschechoslowakischen Staatsangehörigen deutscher 
Volkszugehörigkeit, die am 10. Oktober 1938 das Heimatrecht in einer 
Gemeinde der ehemaligen tschechoslowakischen Länder Böhmen und 
Mähren/Schlesien besessen haben, erwerben mit Wirkung vom 16. März 1939 
die deutsche Staatsangehörigkeit, sofern sie diese nicht bereits auf Grund 
des $ 1 des deutseh-tschechoslowakischen Stantsangehöriekeits- und Options- 
vertrags vom 20. November 1938 (RGBl. II S. 895) mit Wirkung vom 10. Ok- 
tober 1938 erworben haben, 

& 2. (1) Die deutsche Staatsangehörigkeit erwirbt auf Grund des $ 1 
nicht, wer nach dem Verlust der tschechoslowakischen Staatsangehörigkeit 
eine andere Stantsangehdrigkeit erworben hat oder wer am 16. März 1939 
seinen Wohnsitz in den ehemaligen tschechoslowakischen Ländern Slowakei 
oder Karpatho-Ukraine hatte. vw 

(2) Eine Ehefrau erwirbt die deutsche Staatsangehörigkeit auf Grund 


1.A 
vom 25. 5. 1939 (RMBIIV. 3. 1333), abgedr. unten S. &). 

2, Mit der Errichtung des Protektorates Böhmen und Mähren als eines 
Bestandteile des Großdeutschen Reiches am 16. 3. 1939 hat der Tschecho- 
slowakische Staat zu bestehen aufgehört, Nach Art, 2 des Erlasses des Führers 
und Reichskanzlers über das Protektorat Böhmen und Mähren vom 16. 3. 1999 
(RGBI. I S. 485) sind die „volksdeutschen Bewohner“ des Protoktorates deutsche 
StÄng. geworden. Die vorstehenden 83 1, 2 der YO. vom 20. 4. 1939 bringen nun 
die nähere Ausgestaltung dieser Bestimmung des Führererlasses; sie gehen teil- 
weise über deren Rahmen hinaus, indem sie Anhaltspunkte für den Erwerb der 


a 


slowakischen StA.- und Optionsvertrags (oben 3. 67) "zu betrachten, wie sich 
ja schon aus den Worten „sofern sie diese“ (näunlich die deutsche StA.) „nicht 


8. Gemäß $ 1 des StA.- und Optionsvertrags hatten in bestimmiem Umfanz 
die Angehörigen der Wohnb evölkerung der im Herbst 1938 mit dem 
Deutschen Reich vereinigten Gebiete — diese gehören mit Ausnahme des Ge- 
biets von Enzerau und 'Theben zu den ehemaliren tschechoslowakischen Ländern 
Böhmen und Mahren/Schlesien — und die vo Iksdeutschen Angehörigen der 
heimatberechtigten Bevölkerung jener Gebiete mit Wirkung vom 


- 
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10. 10. 1938 die deutsche StA. erworben; auf die Anm. 3 und 4 zu % 
trags (oben S. 68) wird dieserhalb verwiesen. Soweit frühere a ne 
Staatsangehorige deutscher Volkszurehörigkeit also nicht schon am 10 10 1938 
die deutsche StA. erlangt haben, haben sie sie, ohne Rücksicht auf ihren Wohn. 
sitz, mit Wirkung vom 16. 8. 1939 erworben, wenn sie am 10. 10. 1038 das 
Heimatrecht in einer Gemeinde der ehemaligen tschechoslowakischen Län- 
es und Mähren/Schlesien besessen haben, auszenommen diejenigen, die 
m. u zwischen dem Verlust der tschechoslowakischen StA. und dem 26. 4 
I (Inkrafttreten der VO.) eine andere StA. erworben haben oder die am 16 3. 
Bien En Keen em ru rap eier age Ländern Slowakei 
[ atho-Ukr: ‚hatten. Zu den ehemaligen tschechoslow. 
al Böhmen und Mähren/Schlesien gehören das Gebiet des er 
une und Mähren, die sudetendeutschen Gebiete außer Theben und Engerau 
h ” reits oben, erwähnt) sowie das an Polen gefallene Olsagebiet. Zu 
zei. 2 Nr. 21—23, 27 der AusfAnw. vom 25. 5. 1939 (unten $. 80 M.). Diese 
Barum besteht grundsätzlich ohne Rücksicht auf den Woh nsitz der 
. > an. ke sind also die früheren tschechoslowakischen Staatsangehörigen 
ee Olkszuzehörirkeit in aller Welt erfaßt, mit Ausnahme ehen_ der- 
ee e’ am 16 3, 1929 ähren Wohnsitz in den ehemaligen tschechostowaki- 
uns n N lowakei oder Karpatho-Ukraine hatten: wie es in Nr. 23 der vor- 
Bade ee Taler > Rute ie deutschen Volkszugehön- 
Böhmen oder Mähren/Schlesien en beia, lei en ee 
u un B 1 andelt wie die volksdeutschen Be- 
sans der Slowakei oder der Karpatho-Ukraine, die dort ihr Heimatrecht be- 
4. Hinsichtlich der Volksdeutschen in den an Pole 

. n & y 

re RE yalomakkechen Gebieten und in der ES; abe afch 
re e Pol n. Regierung hat durch Dekretgesetz vom 19. 10. 1938 
9) den Erwerb der polnischen StA. für Personen nichtpolnischer 
ren 5 o szurehörigkeit) daran geknüpft, daß sie „ihren Wohnsitz und das 
Pros en in einer der Gemeinden der wiedererlangten Gebiete des Teschener 
ren u ‚ die vorher ein Teilgebiet der Tschechoslowakei bildeten, haben, sofern 
di ersonen (oder ihr Vater, bei unchelichen Kindern die Mutter) dieses Recht 
nunterbrochen vom 1. 11. 1918 besaßen und wenn sıe 


a m leäilen Ahrer Ehefrauen und Abkömmhnge unter 24 Jahren, die die 
aukarische Std, auf Grund des Vertrags von Trianon von Rechts wegen (micht 
AR Om: I yerlanen haben und mindestens seit dem 2. 11 1928 2 fosten 
En a Seertschäigien Gebieten haben; Bofugnis zur Rücko tion zu- 
oder ruthenischen (also rl a ie (schechischen, sowakischen 
en in diesem Gebiet Bee eh Be 2 rare se: 
Ba Te ea dp each SAL ar ei, dl ic, dr 
3 ‚ n aus en od Schlesien 7 

ee es. in einer ee nen Zugewanderten ME r 
mein der: aachen StA, zufolge $ 2 Abe, 1 der vo reinen (das 1 

ungarischerseits erworbene Gebiet gehörte früher zur Slo- 


rat Bölımen und Mähren haben, besitzen die £ 
angehörigen des Protektorats 


dieser Verordnung erworben haben, 
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nahme des ipso iurc-Erwerbs der deutschen StA. aus; nach dem Grundsatz, daß 
die Bewohner eines abzetretenen Gebietsstreifens ohne weiteres die StA. des 
Erwerberstaates erhalten, muß bis zu anderweitiger Rezelunz anzenommen 
werden, daß sie die ungarische StA, erworben haben, zumal sie durchweg boden- 
ständig sind. — Sofern die Slowakei den Erwerb der slowakischen St.\. 
auf deı Grundlage des Heimatrechts in einer slowakischen Gemeinde regelt, 
würden die dort wohnhaften deutschen Volkszugehörigen mit Heimatrecht in 
Böhmen oder Mähren/Schlesien nicht einbegriffen sein. Wegen ihres Wohnsitzes 
in der Slowakei konnten sie zufolge $ 2 Abs. 1 der VO. die deutsche StA. nicht 


ipso iure erwerben. 

5. Wegen des Begriffs „deutsche Volkszuzehörigkeit“ wird auf die RdErl. 
des RMin. d. Inn. vom 29. 3. 1939 und 22. 6. 1939 (abzgedr. unten S. 96) und auf 
den drittletzten Abs. der Anm. 3 zu $ 1 des dentsch-tschechoslowakischen SA. 
und Optionsvertrags (oben S 67) verwiesen. Vgl. auch RdErl. des RMin. d. Inn. 
vom 22. 6. 1939 (RMBIV. 8.1337) und wegen der Zuständigkeit zur Feststellung 

d. Inn. vom 31. 3. 1939 


der „deutschen Volkszugehörigkeit“ RdErl. des RMin. 
den erwähnten RdErl. vom 22. 6. 1939. 


(RMBHV. S. 786), abgeändert durch 1 
6. Wegen des Heimatrechts zu vgl. den zweitletzten Abs. der Ann. 3 

zu & 1 des deutsch-tschechoslowakischen StA.- und Optionsvertrags (oben 8. 67). 
7. Wenn eine Ehefrau nicht in ihrer eigenen erson die Voraussetzunzen 

des & 1 für den Erwerb der deutschen StA. erfüllt, z. B. einem fremden Volks- 
tum angehört, so hat sie ungeachtet dessen nicht die deutsche StA. erworben, daß 
ihr Ehemann die Voraussetzungen erfullt und daher deutscher StAng. geworden 
»st: hierin verhält es sich 'ebenso wie im Anwendungsbereich des 5 1 Abs 2 des 
(oben S. 67). Anderer- 


deutsch-tschechoslowakischen StA.- und Optionsvertrags T 
seits hat eine Ehefrau, die in ihrer Person die Voraussetzungen erfüllt, gleich- 


wohl die deutsche StÄ. nicht erlangt, wenn sie der Ehemann nicht erworben 
hat (S 3 Abe, 2 der VO). Zu vgl. “auch Nr. 24 der AusfAnw. vom 25. 5. 1939 


(unten S, &0). R A 
Erwi deutschen StA. durch den Vater oder die verwitwete oder 
De ee N h nicht ohne weiteres auf die minderjährigen 


uncheliche Mut erstreckt sic 3 
Kindern Es ie bei jeder einzelnen dieser „abhängigen“ Personen zu prüfen, 
ob sie die Voraussetzungen fir den Erwerb erfüllt (zu vgl. auch Nr. 25 der 
AuslAnw. vom 25, 5. 1%9, unten S. 80). Der Hinweis im Schlußsatz der Anm 3 
zu $ 1 des deutsch-tschechoslowakischen StA.- und Optionsvertrags (oben S. 67) 
each en RdErl. des RMin. d. Ion. vom 27. 7. 1999 (RMBIY. S. 1685) 
werden die Personen, die die deutsche StA. auf Grund der vo. erworben haben, 
einerlei wo sie wohnen, besonders erfaßt; sie werden mit, ee bzw. 
Heimatscheinen (vgl. Anm. 3 zu $ 39 RuStAtt; oben S. 46) versehen. 

die ihren Wohnsitz im Protekto- 


$ i SC Staatsangehörigen, ‚im Prot 
a RZ ı : leichen Rechte wie die Staats- 


öhmen und Mähren. 
rg f sämtliche deutschen StÄng. mit, Wohn- 


schr. bezieht sich au! lich i 
sitz Ma EN nicht etwa nur auf diejenigen, die auf er ey ; 
tschechostowakischen StA.- und Optionsvertrags oder der VO. vom 20. 4. 1939 die 

ihrleistung der „gleichen Rechte“ er- 


deutsche StA. erworben haben. Die Gewä 0g de er i 
reokt ic) ffentlicher wie privatrechtlicher Natur; so 
streokt eich ebenso auf die ee Protektorat z. B. zum aktiven und 


sind die deutschen StAng. mit W n 
Set Gehlvecht daselbst zugelassen, ebenso zu ‚den öffentlichen Ämtern 


daselbst usw. . 
n a M 
i die die deutsche Staatsangehörigkeit auf Grun 
8 4. Auf die Personen, die eg leer . 
igkei 5 22. Juli 191: 
a) das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 
REBL. 8. 583), ferner 8 3, $ 4 Abs. 1, Abs, 2 Nr. 2 und 4, Ale. 8 
der Verordnung tiber die deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. Fe DM 
1924 (RGBl. IS. 85) und das Gesetz zur Änderung des Be un 
Staatsangehörigkeitsgesetzes voM 15. Mai 1935 (RGBl. I = ) 
b) die Bestimmungen in $ 2 Abs. 1, Abs. 3 bis s an ee Hr = 
über den Widerruf von Einbürgerungen un a Ran Ba 


deutschen Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 


ee 
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und unter Nr. und JI zu $ 2 der Verordnung zur Durchführung des 
genannten Gesetzes vom 26. Juli 1933 (RGBI. I S. 538). N 
Mit dieser Vorschrift ist die Geltung des StA.-Rechts des Altrei 
gesprochen: so bestimmt sich z. B. der Erwerb der deutschen StA. ag ar 
die ihre StA. von auf Grund der VO. reichsangehörig gewordener Persofen ab- 
Kun ri de ee an Resten ebenso der Verlust der StA. Die Ver- 
schen St} ichs ige i x 
EanE ee Rn, Sem ichtreichsangehörige im Protektorat bedarf der 


Ww y : A 
a in Yu der unter a und b aufgeführten Bestimmungen zu vgl. 


Een Der RdErl. d. RMin. d. Inn. vom 25. Mai 1939, betr. Erwerb der deutschen 
taatsangehörigkeit durch frühere tschechosiowakische Staatsangehörige 
(RMBIIV. S. 1233). 


(1) Im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung der sudetendeutschen 
ne mit dem Deutschen Reich und mit der Schaffung des Protektorats 
Bohnen und Mähren als Bestandteil des Großdeutschen Reichs hat ein Teil 

er früheren tschechoslowakischen Staatsangehörigen die deutsche Staats- 
AUS IELR: erworben. Soweit der Staatsangehörigkeitswechsel auf Grund 
ee ee ea tren Staatsangehörigkeits- und Optionsvertrags 
nn I 1938 (RGBI. II S. 895) — im folgenden Vertrag genannt — in 
a N mit Art. II des G. über die Wiedervereinigung der sudeten- 

a ee en Gebiete mit dem Reich vom 21. 11. 1938 (RGBl. I S. 1641) statt- 
en len hat, ist der Erwerb der deutschen StA. mit Wirkung vom 10. 10 
ne en soweit sich der StA.-Wechsel aus der VO. über den Erwerb 
Yale ss: a durch frühere tschechoslowakische StAng. deutscher 
vo u tigkeit vom 20. 4. 1939 (RGBl. I S. 815) — im folgenden 
ER ae — ergibt, die auf Grund des Art. 2 des Erlasses über das 
Protektorat Böhmen und Mähren vom 16. 3. 1939 (RGBI. I S. 485) ergangen 
ist, ist die deutsche StA. mit Wirkung vom 16. 3. 1939 erworben worden. 

(2) Ich bemerke hierzu im einzelnen folgendes: 


L Erwerb a deutschen Staatsangehörigkeit mit 
u irkung vom 10. Oktober 1938. 
) Staatsangehörigkeitswechsel der Wohnbevölkerun® 


1. Tschechoslowakische StAng., die i u” 
4 t StAng., die am 10. 10. 1938 ihren Wohnsitz 
Br Ve nie Reich vereinigten sudetendeutschen Gemeinde Fe 
kung vom 10 M unter Verlust der tschechoslowakischen StA. mit WIR 
a yon En 1938 die deutsche StA. erworben, wenn sie zur altelk" 

a) En (vgl. Nrn. 2 bis 5) gehören ($ 1 Abs. 1 des Vertrags) 
dem mit Be Den Ra gehört, wer vor dem 1. 1. 1919 U 
More BE ae ar an ee sudetendeutschen Gebiet 5" 


3. Dazu rechnet ferner, w: i IS 
loren hat ($ 1 Abs. Ibdeı wer die deutsche StA. mit dem 10. 1. 1920 ve 


Vertrags). Dies : ae - 
dere a ‘ ara ags). Diese Vors Be nsbeson 
a a sogenannten an die au 
schen StA.- und Optionsve in Verbindung mit dem deutsch.tschechoslowäkt 
kung vom 10. 1. 1920 un vom 29. 6. 1920 (RGBI. S. 2284) mit wir 
schen StA. een n tschechoslowakische StA. unter Verlust der deut- 
die Personen, die die de en. Die Vorschrift findet aber auch Anwendung au 
loren haben, utsche StA. aus anderem Anlaß an diesem Tage x 


ı 


F 
’ 
' 


| 
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4: Als alteingesessen sind ferner die Kinder und Enkel (nicht auch Ur- 
enkel und entferntere Abkömmlinge) einer Person anzusehen, auf die die 
Voraussetzungen der Nrn. 2 oder 3 zutreffen ($ 1 Abs. 1c des Vertrags). Das 
ist schon der Fall, wenn nur ein Elternteil oder ein Großelternteil (väter- 
licher- oder müitterlicherseits) zu dem bezeichneten Personenkreis gehört. Die 
Tatsache, daß die Eltern oder Großeltern selbst nicht die deutsche StA. 
erworben haben, steht dem Erwerb durch die Kinder oder Enkelkinder nicht 
entgegen. 

5. Schließlich werden als alteingesessen die Ehefrauen von Personen 
angeschen, die eine der in den Nrn. 2 bis 4 genannten Voraussetzungen eT- 
füllen ($ 1 Abs. 1d des Vertrags). Eine Ehefrau hat die deutsche StA. aber 
nicht erworben, wenn ihr Ehemann sie nicht erworben hat, auch wenn in 
ihrer Person die Voraussetzungen für den Erwerb erfüllt wären ($ 1 Abs. 3 
des Vertrags). Die Ehe muß am 10. 10. 1938 rechtlich noch bestanden haben; 
der Bestand der Ehe wird durch eine Scheidung von Tisch und Bett nicht 
berührt, es sei denn, daß nachträglich die Auflösung des Ehebandes aus- 
gesprochen worden ist; wesentlich ist aber nicht, ob die Eheleute an diesem 
Tage auch tatsächlich zusammenlebten. 

6. Wer zwar am 10. 10. 1938 die tschechoslowakische StA. noch besessen, 
sie aber vor dem Inkrafttreten des Vertrags am 26. 11. 1938 verloren hat, hat 
die deutsche StA. nicht erworben. Hier kommt 2. B. der Erwerb einer 
fremden StA. durch Eheschließung oder infolge der Vereinigung tschecho- 
slowakischen Gebiets mit Polen und Ungarn in Frage. 

7. Der StA.-Wechsel der Wohnbevölkerung ist von der Zugehörigkeit zu 
einem bestimmten Volk oder einer bestimmten Rasse nicht abhängig. Sind 
die in den Nrn. 1 bis 5 genannten Voraussetzungen erfüllt, haben nicht nur 
Deutsche, sondern z. B. auch Tschechen von Rechts wegen die deutsche 
StA. erworben. 

8. (1) Als Wohnsitz einer Person gilt der Ort, an dem sie sich in der 
Absicht niedergelassen hat, sich dort dauernd aufzuhalten ($ 11 des Vertrags). 
Wird dieser Ort ohne die Absicht, dorthin dauernd zurückzukehren, ver- 
lassen, so ist darin die Aufgabe des Wohnsitzes zu erblicken; keine Aufgabe 
liegt dagegen vor, wenn die Rückkehrabsicht beim Verlassen des Ortes be- 
standen hat. Demnach haben z. B. die in den sudetendeutschen Gebieten 
wohnhaften Juden, die vor dem 10. 10. 1938 diese Gebiete im Hinblick auf 
die deutsche Besetzung verlassen haben, ihren Wohnsitz aufgegeben, 
während die ins Reich geflüchteten Sudetendeutschen, die in ihre Heimat 
zurückzukehren beabsichtigten, dort ihren Wohnsitz in der Regel beibehalten 
haben. 

(2) Der Wohnsitz einer Ehefrau ist nach dem des Ehemannes zu be- 
urteilen, auch wenn sie sich tatsächlich anderswo aufhält. Waren die Ehe- 
leute am 10. 10. 1938 von Tisch und Bett geschieden, so ist der Wohnsitz der 
Ehefrau selbständig zu beurteilen. Minderjährige ebeliche Kinder teilen den 
Wohnsitz des Vaters, uneheliche den der Mutter. h 

(8) Ist eine Gemeinde durch die bei der Wiedervereinigung der sudeten- 
deutschen Gebiete mit dem Deutschen Reich festgesetzte deutsch-tschecho- 
slowakische Grenze durchschnitten worden, so kommt es für den StA.- 
Wechsel der Bewohner darauf an, ob sie ihren Wohnsitz in dem deutschen 
oder dem tschechoslowakischen Teil dieser Gemeinde haben. ; 

(4) Hat jemand mehr als einen Wohnsitz, so ist der Ort maßgebend, den 
er als seinen Wohnsitz bezeichnet. Die Erklärung, daß ein in a sudeten- 
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16. Zum früheren tschechoslowakischen Staatsgebiet gehören das jetzige 
Gebiet des Protektorats Böhmen und Mähren, die Slowakei sowie die an das 
Deutsche Reich, Polen und Ungarn abgetretenen Gebiete. 

17. Jeder tschechoslowakische StAng. besaß an einem bestimmten 
tschechoslowakischen Orte das Heimatrecht (vgl. das altösterreichische Gesetz 
Nr. 222/1896 und das tschechosiowakische Verfassungsgesetz Nr. 236/1920). 
Dieser Ort ist regelmäßig aus dem Heimatschein oder dem Reisepaß er- 
sichtlich. 

18. Hat jemand das Heimatrecht am 10. 10. 1938 in einer Gemeinde ge- 
habt, die bei der Grenzziehung durchschnitten worden ist. so kann zu seinen 
Gunsten unterstellt werden, daß er das Heimatrecht in einer mit dem 
Deutschen Reich vereinigten sudetendentschen Gemeinde gehabt hat, wenn 
er die deutsche StA. auf Grund des $ 1 Abs. 2 des Vertrages in Anspruch 
nimmt. 

19. Welches Gebiet im Sinne des $ 1 des Vertrags als mit dem Deutschen 
Reich vereinigt anzusehen ist, ist in Nr. 9 dargestellt. 


ec) Optionsgrecht. 


20. In $ 4 des Vertrags war deutschen Volkszugehörigen, die tschecho- 
slowakische StAng. geblieben waren, ein Optionsrecht für die deutsche StA. 
zugebilligt worden. Eine Ausführungsanweisung, die erst die Ausübung des 
Optionsrechts ermöglicht hätte, ist. jedoch im Deutschen Reich nicht er- 
lassen worden; insbesondere sind auch die unteren Verw.-Behörden, vor 
denen die Optionserklärung hätte abgegeben werden müssen, nicht be- 
stimmt worden. Infolgedessen hat eine wirksame Option für die deutsche 
StA. in keinem Falle stattfinden können. Soweit in Verkennung dieser 
Rechtslage Optionsurkunden ausgestellt sind, sind diese wieder einzuziehen. 


IL. Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit mit 
Wirkung vom 16. März 1939. 


21. Die früheren tschechöslowakischen StAng. deutscher Volkszugehörig- 
keit, die am 10. 10. 1938 das Heimatrecht in einer Gemeinde der ehemaligen 
tschechoslowakischen Länder Böhmen oder Mähren/Schlesien besessen 
haben, haben ohne Rücksicht auf ihren Wohnsitz mit Wirkung vom 16. 3. 
1939 die deutsche StA. erworben, sofern sie nicht bereits auf Grund des $ 1 
des Vertrags mit Wirkung vom 10. 10. 1938 deutsche StAng. geworden 
sind (vgl. Abschn. I) oder sofern nicht die in den Nrn. 22 bis 24 vor- 
geschenen Ausnahmen vorliegen. 

22. Ausgenommen von dem Erwerb der deutschen StA. sind diejenigen 
deutschen Volkszugehörigen, die nach dem Verlust der tschechoslowakischen 
StA., aber vor dem Inkrafttreten der VO. — 26. 4. 1939 — eine andere 
StA. erworben haben, z, B. auf Grund des polnischen Dekretgesetzes vom 
19. 10. 1938, durch Eheschließung usw. ($ 2 Abs. 1 der VO.) 

23. Ferner sind diejenigen deutschen Volkszugehörigen von dem Er- 
werb der deutschen StA. ausgenommen, die am 16. 3. 1939 ihren Wohnsitz 
(vgl. Nr. 8) in den ehemaligen tschechoslowakischen Ländern Slowakei oder 
Karpatbo-Ukraine hatten ($ 2 Abs. 1 der VO). Diese deutschen Volks- 
zugehörigen werden also hinsichtlich des Erwerbs der deutschen StA. trotz 
ihres Heimatrechts in Böhmen oder Mähren/Schlesien ebenso behandelt wie 
die volksdeutschen Bewohner der Slowakei oder der Karpatho-Ukraine, die 
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1. Die VO. ist nach $ 8 am 18. 1. 1940 (Tag der Veröffentlichung) in Kraft 
getreten. 


2, Schon in Art. 2 Abs. 2 des Erl. des Führers und Reichskanzlers über das 
Protektorat Böhmen und Mähren vom 16. 3. 1939 (oben S. 76) heißt es, daß „die 
übrigen Bewohner von Böhmen und Mähren“ (nämlich diejemgen, die, weil nicht 
volksdeutsch, nicht dtsch. StAng. geworden sind) StÄng. des Protektorats 
werden. Wenn hierin nur von einer einzigen Bindung an das Protektorat, nämlich 
dem Wohnsitz daselbst, die Rede ist, s0 geht die vorliegende VO. darüber ‚binaus, 
indem sie in $ 1 noch Beziehungen anderer Art für den kollektiven Erwerb der 
Protektoratsangehörigkeit genügen läßt. 


3. Der RMin. d. Inn. hat im RdErl. vom 7. 6. 1940 (abgedr. weiter unten) Er- 
läuterungen zu der VO. herausgegeben, auf die verwiesen wird. 

4. Über Wesen und Inhalt der Protektoratsangehörigkeit führt Globke 
2.2.0. aus: „Die Protektoratsangehörigkeit kann allein aus den z. Zt. bestehen- 
den Beziehungen zwischen Reich und Protektorat erklärt werden. Im Verhältnis 
zum Ausland werden danach die Protektoratsangehörigen so behandelt, als ob 
sie dem Schutzverband des Deutschen Reiches angehörten. Das Deutsche Reich 
nimmt daher auch nach Art. 6 des Führererlasses vom 16, 3. 1989 den Schutz der 
Protektoratsangehörigen im Ausland wahr. Gleichwohl sind die Protektorats- 
angehörigen keine deutschen Staatsangehörigen, Insbesondere besitzen sie nicht 
etwa eine Art mittelbarer Reichsgngehörigkeit, wie sie früher die Staatsange- 
hörigen der einzelnen deutschen Länder besessen haben. Sie genießen jer auch 
im Großdeutschen Reich außerhalb des Protektorats nicht immer Inländer- 
behandlung.“ ee a 

5. Wie eich aus $ 1 der VO. ergibt, ist die Protektoratsangehörigkeit nicht 
in der Weise einfach eine Fortsetzung der tschechoslowakischen StA., daß alle 
ehemaligen tschechoslowakischen StAng., die bei der Auflösung der Tschecho- 
elowakei keiner anderen StA. teilhaftig geworden sind, die Protektoratsange- 
hörigkeit erlangt hätten; hierfür werden vielmehr gemäß lit. a—c des $ 1 ganz 
bestimmte Beziehungen zum Protektorat verlangt. Der Erwerb ist rückwirkend 
zum Zeitpunkt der Errichtung des Protektorats Böhmen und Mähren (16. 3. 1939) 
eingetreten. 

” Zu lit. a): Auf bestimmte Volks- und Rassenzugehörigkeit kommt es hierbei 
nicht an. Im Einzelfall ist es für den Erwerb der Protektoratsangehörigkeit 
unschädlich, wenn neben dem Wohnsitz im Protektorat ein weiterer Wohnsitz 
außerhalb desselben vorhanden. Die Heimatberechtigung und der Anspruch auf 
Bestimmung der Heimatzuständigkeit regeln sich nach den fortgeltenden ($ 6 
Abe 3 der VO.) Vorsohriften der alten tschechoslowakisohen Heimatrechtsgesetz- 
gebung (Heimatrechtsgesetz vom 3. 12. 1863, Heimatrechtsnovelle vom 5. 12. 1896). 

Zu lit, b): Zum Verständnis dieser Vorschr. sind die Bestimmungen der 
88 1 und 3 des deutsch-tschechoslowakischen StA,- und Optionsvertrags vom 
20, 11. 1938 (abgedr. oben S. 67) heranzuziehen (ipso iure-Erwerb der dtsch. StA. 
durch die alteingesessenen Bewohner der sudotendeutschen Gebiete, für 
Personen nichtdeutscher Volkszugehörigkeit Befugnis zur Rückoption für die 
tschechoslowakische StA.), auf die ausführlichen Anm. zu diesen orschr. wird 
verwiesen. Da Wohnsitz in den ehemaligen tschechoslowakischen Ländern 
Böhmen und Mähren/Schlesien verlangt ist, reichte zum Erwerb der 
Protektoratsangehörigkeit ein Wohnsitz in dem gleichfalls mit dem Deutschen 
Reich vereinigten Gebiet von Engerau nicht hin, da dieses zum <hemaligen 
tschechoslowakischen Land Slowakei gehörte, Unter den Ländern Böhmen 
und Mähren/Schlesien versteht sich das Gebiet dieser Länder in dem Umfang, den 
&s vor der Abtretung von Teilen an das Deutsche Reich und Polen gehabt hat 
(zu vgl, Globke a.2.0.) z 

u lit. c): Nur tschechische Volkszugehdörige, zu denen im- 
besondere nicht Personen artfremden Blutes (z. B. Juden, Zigeuner) rechnen. 
Heimatrecht in der Slowakei. oder der Karpato-Ukraıne: Anspruch auf 
Bestimmung der Heimatzuständigkeit in einer slowakischen oder karpato-ukrai- 
nischen Gemeinde reicht also nicht aus. NEN 

Wegen der Ausnahme von dem in $ 1 ‚geregelten kollektiven ipso jure- 
Erwerb der Protektoratsangehörigkeit zu vgl. $ 3 der VO. und die Anm. dazu. 


$ 2. Der Erwerb der Protektoratsangehörigkeit durch die im & 1 ge- 
nannten Personen erstreckt sich auf jene Personen, die ihnen nach den 
geltenden Bestimmungen im Ieimatrecht folgen. 
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wurde die Heimatzuständigkeit einer solchen 
die Landesbehörde in Prag zuständig. 

(2) Jeder Protektoratsangehörige hat Anspruch. daß ihm die im Abs. I 
angeführte Behörde einen Ausweis über die Protektoratsangehörigkeit auf 
einer vom Mdl. aufgelegten amtlichen Drucksorte ausstellt. 

8 6. (1) Die bisherigen Bestimmungen über den Erwerb und Verlust des 
tschecho-slowakischen Staatsbürgerschaft finden ab 16. März 1939 für den 
Erwerb und Verlust der Protektoratsangehörigkeit entsprechend Anwendung, 
soweit sie mit dieser VO. nicht im Widerspruch stehen. 

(2) Die Vorschriften der VO. über die Aberkennung der Staatsangehörig- 
keit des Protektorats Böhmen und Mähren vom 3. Oktober 1939 (RGBl. I 
S. 1997) werden hierdurch nicht berührt. 

(3) Die bisherigen Bestimmungen über den Erwerb und Verlust des 
Heimatrechtes und die Bestimmung der Heimatzuständigkeit bleiben, soweit 
sie durch diese VO. nicht abgeändert werden, in Kraft. Die Bestimmung des 
$ 14 des VerfassungsG. vom 9. April 1920 (Sig. Nr. 236) im Zusammenhang 
mit dem $ 2 desselben G. bleibt unberührt. 

1. Es gelten also ab 16. 3. 1939 weiter die StA.-Bestimmungen ‚des G. vom 

9, 4, 1920, betr. den Erwerb und den Verlust der tschecho-slowakischen ‚StA. 

der DurchfVO, vom 30. 10. 1920 und des G. vom 1. 7. 1926, betr. die Verleihung 

der tschecho-slowakischen StA. an gewisse Personen. Die hiernach für den Erwerb 

der Protektoratsangehörigkeit entsprechend anwendbaren früheren tschecho- 

slowakischen Vorschr. kommen jedoch nicht insoweit zum Zuge, als 08 sich um 

’orsonen deutscher Volkszugehödrigkeit handelt, die nach $ 1 Abs. I 

der VO. zur Regelung von MA.-Fragen gegenüber dem Protektorat Bühmen und 

Mähren vom 6. 6. 1941 (abgedr. unten S. M) nicht Protektoratsangehörige sein 

können; zu vgl. insbesondere auch $ 2 Abs. 2 (betr. Eheschließung), $_3 

(betr. Geburt, Abstammung) und $ 4 (betr. Lezitimation) der letztgenannten vo. 

Die VO. über die Aberkennung der StA. des Protektorats Böhmen und 
Mähren vom 3, 10. 199 ist abgedr. unten $. 8. z ö 

9. Die fortgeltenden heimatrechtlichen Bestimmungen sind enthalten im 

Helmatrechtsgesetz vom 3. 12. 1863 und in der Heimatrechtsnovelle vom 5. 12. 18%. 

8 7. Enthalten die nach dem 16. März 1939 mit Geltung für das Protel 
torat Böhmen und Mähren vereinbarten und verlautbarten internationalen 
Verträge über die durch diese VO. geregelten Angelegenheiten abweichende 
Bestimmungen, so gelten während der Dauer der internationalen Wirksamkeit 


dieser Verträge ihre Bestimmungen. 
8 8. Diese VO. tritt mit dem Tage der 
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geführt. 
am 18. 1. 1940 in Kraft getreten. 
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15. Protektoratsangehörigkeit. 
RdErl. d. RMdl. vom 7. Juni 1940 (RMBIV. S. 1117). 


(1) Die Regierung des Protektorats Böhmen und Mähren hat mit Zu- 
stimmung des Reichsprotektors durch die als Anl. abgedruckte Regierungs- 
VO. Nr. 19 vom 11. Januar 1990 auf der Grundlage des Erlasses über das 
Protektorat Bühnen und Mähren vom 16. März 1939 (RGBI. 1 S. 485) Vo- 
schriften über die Protektoratsangehörigkeit erlassen. Danach sind die 
früheren tschecho-slowakischen Staatsangehörigen mit Wirkung vom 16. März 
1939 Protektoratsangehörige geworden, went sie eine der in den Abs. > 
bis 5 dargelegten Voraussetzungen erfüllen. Ausge 


nommen von dem Erweib 
sind jedoch die in Abs. 6 bezeichneten früheren tschecho-slowakischen 
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Staatsangehörigen, zu denen re elmäßig die deutschen Vol i 
ks 
g io) zugehörigen 


(2) Protektoratsangehöriger ist geworden, wer am 16. Mä i 
Wohnsitz, das Heimatrecht oder den Anspruch auf einen 2 
Heimatzuständigkeit in einer Gemeinde im Gebiet des Protektorats hatte 
a ae Bewohnern des Protektorats sind danach auch diejenigen früheren 
ar ec o-lowakischen Staatsangehörigen Protektoratsangehörige geworden, 
- a. un 1939 ihren Wohnsitz außerhalb des Protektorats im Groß- 
aen ich oder im Ausland hatten, sofern sie nur durch den Besitz 
x: s Heimatrechts oder den Anspruch auf Bestimmung der Heimatzuständig- 

eit mit einer Gemeinde des Protektorats verbunden waren. ü 


(#) Protektoratsangehöriger ist ferner Y 
: tsangehi geworden, wer am 10. Oktob 
a nee Wohnsitz in einer damals mit dem Deutschen Reiche rm 
sen e der ehemaligen tschecho-slowakischen Länder Böhmen und Mähren- 
= an en bei der Vereinigung aber die tschecho-slowakische Staats- 
he Eee beibehalten oder sie durch Option auf Grund des deutsch- 
ke ne en Vertrags vom 20. November 1938 (RGBl. II S. 895) 
pr 2 en hatte. Hierbei handelt es sich einmal um diejenigen Bewohner 
ee nn eutschen Gebiete (mit Ausnahme des Gebiets von Engerau), 
re = DI Ingensesonen Bevölkerung gehörten und dementsprechend 
(rel Raen u En a ee ne nicht teilgenommen hahen 
vgl. I v0 ? } iV. 8. 1233); es rechnen hierzu weiter 
Geiger Bewohner der sudetendeutschen Gehichh, die zwar als Angehörige 
e ae Bevölkerung die deutsche Staatsangehörigkeit erworben, 
a os . ihrer durch den Vertrag vom 20. November 1938 zuge- 
ee 2 en nz die tschecho-slowakische Staatsangehörigkeit wieder 
and: mu = = größerer Teil dieser Personen wird auf Grund der 
ri akischen RegierungsVO. Nr. 301/1938 einen Anspruch auf 
ung der Heimatzuständigkeit in einer Gemeinde des Protektorats 


erlangt und it di 2 ee 
worben a die Protektoratsangehörigkeit auch nach Abs. 2 er- 


erfüllt sind. . 


6) Der Erwerb der Protek 

£ toratsan, 
bis 4 genannten Personen hat sich au 
die ihnen im Heimatrecht folgen, 


gehörigkeit durch die in den Abs. 2 
d we nr jene Personen orstrockb 
jähri, s . A re ef ä dar 
Sn kangene acn nen Mt Here, da nur check 
besitzen konnten. Ki eimatrecht in einer tschecho-slowakischen Gemeinde 
oder der VO. on ng: .. nach dem Vertrag vom 20. November 1938 
haben (vgl. RäErl. vom a 1939 die deutsche Staatsangehörigkeit erlangt 
eg Staatsangehörige RMBIIV. S. 1233), deren Eltern aber 
dem Erwerb der deutschen TE eng waren, folgten daher seit 
nicht mehr, sie sind daher auch nicht et i 


(s) Trotz des Vorlie: en: 
tektoratsangehörigkeit er = = \oraussetzungen für den Erwerb der Pr“ 


. 
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tschecho-slowakischen Staatsangehörigen die Protektoratsangehörigkeit 
nicht erworben, die vor dem 18. Januar 1940, dem Tage des Inkrafttretens 
der VO. der Protektoratsregierung, eine andere Staatsangehörigkeit, ins- 
besondere die deutsche, polnische, slowakische oder ungarische Staatsange- 
hörigkeit, erworben haben. Diese Ausnahme gilt aber nicht für die Personen, 
die erst nach dem 15. März 1939 ihren Wohnsitz im Protektorat aufgegeben 
haben; demgemäß sind insbesondere die tschechischen Emigranten, die nach 
der Errichtung des Protektorats in das Ausland geflüchtet sind, auch dann 
Protektoratsangehörige geworden, wenn sie sich vor dem 18. Januar 1940 
etwa in einem anderen Lande haben einbürgern lassen. Trotz der Verlegung 
ihres Wohnsitzes aus dem Protektorat nach dem 15. März 1939 haben aber 
diejenigen früheren tschecho-slowakischen Staatsangehörigen die Protek- 
toratsangehörigkeit nicht erworben, die deutsche, slowakische oder unga- 
rische Staatsangehörige geworden sind. 

(7) Über den Besitz der Protektoratsangehörigkeit entscheiden die zu- 
ständigen Behörden des Protektorats. Nimmt jemand einer deutschen Be- 
hörde gegenüber die Protektoratsangehörigkeit in Anspruch, so ist ihm in 
Zweifelsfällen die Vorlage eines Ausweises über die Protektoratsangehörig- 
keit aufzugeben. Im übrigen ist in Zweifelsfällen auf dem Dienstwege durch 
Vermittlung des Reichsprotektors die Entscheidung der zuständigen Pro- 

tektoratsbehörde einzuholen. 


16. Die Verordnung über die Aberkennung der Staatsangehörigkeit des 
Protektorats Böhmen und Mähren vom 3. Oktober 1939 (RGBI. 1S. 1997). 


$& 1. (1) Protektoratsangehörige, die sich im Ausland aufhalten, können 
der Protektoratsangehörigkeit für verlustig erklärt werden, wenn sie Hand- 
lungen begangen haben, die geeignet sind, die Belange des Reichs zu 
schädigen oder das Ansehen, des Reichs herabzuwürdigen. Das gleiche gilt 
für Protektoratsangehörige, die einer Rückkehraufforderung nicht Folge 
leisten, die der Reichsminister des Innern unter Hinweis auf diese Vorschrift 
an sie gerichtet hat. . i 

(2) Die Entscheidung trifft der Reichsminister des Innern im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminister des Auswärtigen und dem Reichsprotektor 
in Böhmen und Mähren. Sie beschließen im einzelnen Falle, inwieweit sich der 
Verlust der Protektoratsangehörigkeit auf die Ehefrau, auf die ehelichen 
oder an Kindes Statt angenommenen Kinder, bei Frauen auf die unehelichen 


Kinder erstreckt. Zr 

(8) Die Aberkennung der Protektoratsangehörigkeit wird mit der Ver- 

kündung der Entscheidung im Deutschen Reichsanzeiger und Preußischen 
Staatsanzeiger wirksam. PIERRE. EEE 

5 i ine für das Protektora! men un ren dem 

g2 ee Sr aa Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung 

der deutschen Staatsangehörigkeit vom 11. 7. 1933 (abgedr. oben S. 50 ff.) ent 


lung. . a 
ne vo. vom 19. 9. 1942 (RGBI, 18. 558 werden die dem RMin. d. 
Inn. zustehenden Befugnisse bis auf weiteres vom Reichsprotektor ın Böhmen und 


Mithren ausgeübt. j 
8 2. (1) Bei der Einleitung des Aberkennungsverfahrens oder bei Erlaß 
der Rückkehraufforderung kann das Vermögen beschlagnahmt, nach Ab- 
erkennung der Protektoratsangehörigkeit als dem Reich verfallen ‚erklärt 
werden. Die Beschlagnahme des Vermögens endigt spätestens mit dem 
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an ee zwei Jahren, falls es nicht vorher als dem Reich verfallen 
(2) Die Vermögensbeschlagnahme und die Verfallerklärung we i 
e s rde 
Deutschen Reichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger ER 
Sie en an DE Urlare der Veröffentlichung wirksam. i 
3) Die Dure ührung der auf Grund der Vermögensbeschlaxnal 
der Verfallerklärung erforderlichen Maßnahmen liegt dem in 
a Im Be; ihm bestimmten Dienststelle ob. Der Reichsprotektor verfügt 
ie ee dem Reichsminister der Finanzen über das für verfallen 
$ 3. (1) Durch die Beschlagnahme verliert der Ei i 
nahmten Vermögens die Befugnis, ü i a 
Sachen und Rechte a rene En s, Ar die zu dem Vermögen gehörenden 
2) Bei Liegenschaften und bücherlichen Rechten i 
ä r ist auf Antrag der 
ae ($ e Abs. 3) die Beschlagnahme im öffentlichen Buch Knaumerken. 
an Auen ung hat die Wirkung, daß Eintragungen, durch die ein be- 
ar Ep a Recht abgetreten, belastet, beschränkt oder aufgehoben 
er mit Zustimmung der Behörde ($ 2 Abs. 3) bewilligt werden dürfen. 
RN ne das Vermögen eines Ausgebürgerten dem Reich für verfallen 
Se rn m a. für Schulden, die zu den für verfallen erklärten 
gehören, bis zur Höhe des Verkaufswerts der einge- 


zogenen Sachen i fi 
aulihen her Rechte. In gleicher Weise haftet der Übernehmer eines 


.(@) Rechte an 
bleiben bestehen. 
RIM kn en der Überschuldung findet auf Antrag des Reichsprotektors 

Igers über das Vermögen ein Konkursverfahren nach Maß- 


Gegenständen eines für verfallen erklärten Vermögens 


abe / i r 
8 der Vorschriften der im Protektorat Böhmen und Mähren geltenden : 


Konk 5 : 

ee . Zuständig für das Konkursverfahren ist die deutsche 
mit dem für eg en a lar er ge ang 
bestellen und auf dessen Verlangen a digen RE 


17. Die V, 
a rneaE zur Regelung von Staatsangehörigkeitsfragen gegen 
rotektorat Böhmen und Mähren vom 6. Juni 10 
(RGBL. I. S. 308). \ 
Schrifttum: 


Globke, Erlä 
brläuterungen Aa VO. in Pfundtner-Neube rt, Neues deutsches 


Reichsrecht, Abschn. Ib 


& 1. (1) Deuts ; 

höre u utsche Volkszugehörige können nicht Protektoratsange- 
.® 8 3 der Verordnung üb 

hörigkeit durch frühere Pe Sitzen: BURSBEAnEN 


V olkszugehör igkeit vom 20. April 1999 ? 8 e' unberüb 
ın 2 


2. Wegen der Motive. di 
2 der AusfAnw. vom RE VO. zugrunde liegen, zu vgl. die Abs. 1 und 
I miß $ 5 au " 
. Zu amd. 7.14 ink 
sw Fr Abs. I zu vgl, im eingeinen die Ann" 


5. Die in s 
oben 8, 770, > _ Abe. 


aft getreten, 
3 und 4 der AusfAnw. voM 


2 
= genannte F 
VO. vom 20. 4, 1939 ist abgedr. und erläutert 
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& 2. (1) Eine deutsche Volkszugehörige, die mit einem Protektorats- 
angehörigen verheiratet ist oder am 16. März 1939 verheiratet war, erwirbt 
die deutsche Staatsangehörigkeit, sofern der Ehemann nicht nach $ 1 die 
Protektoratsangehörigkeit verliert. 

(2) Eine deutsche Staatgangehörige deutscher Volkszugehörigkeit, die 
eine Ehe mit einem Protektoratsangehörigen schließt, verliert die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht, es sei denn, daß die höhere Verwaltungsbehörde, 
im Protektorat Böhmen und Mähren der Oberlandrat, vor der Eheschließung 
eine gegenteilige Entscheidung trifft. 

1. Der $ 2 Abs. 1 bedeutet zugunsten der Ehefrau deutscher Volkszuge- 
hörigkeit eino Ausnahme von der aus 3 1 Abs. 1 der VO. sich ergebenden Schluß- 
folgerung des Eintritts der Staatenlosigkeit. Zu vgl. im übrigen Jie Abs. 5 und 
6 der AusfAnw. vom 15, 10. 1941 

2. Der 16. 3, 1939 ist der Zeitpunkt der Auflösung des ehem. Tschecho- 
slowakischen Staates und der Errichtung des Protektorates Böhmen und Mähren 
als eines Bestandteiles des Großdeutschen Reiches (zu vgl. Führererlaß vom 
16, 3. 1959, abgedr. oben 3. 76). 

8. Zu $ 2 Abe. 2 zu vgl die Abs. 7 und 8 der AusfAnw. vom 15. 10. 1941. 


$ 3. (1) Ein Kind, das einer Ehe zwischen einer deutschen Volkszuge- 
hörigen und einem Protektoratsangehörigen entstammt, erwirbt die 
deutsche Staatsangehörigkeit durch die Geburt. Die deutsche Staatsange- 
hörigkeit wird nicht erworben, wenn die Mutter nach $ 2 Abs. 2 die deutsche 
Staatsangehörigkeit durch Eheschließung mit einem Protektoratsangehörigen 
verloren hat. ! 

(2) Ein Kind aus einer Ehe zwischen einer: deutschen Volkszugehörigen 
und einem Protektoratsangehörigen, das in der Zeit nach dem 16. März 1933 
bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung geboren ist, hat die deutsche 
Staatsangehörigkeit mit der Geburt erworben. Ein Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit hat nicht stattgefunden, wenn das Kind einer vor dem 
16. März 1939 geschlossenen Ehe entstammt und die vor diesem Zeitpunkt 
geborenen Kinder aus dieser Ehe die deutsche Staatsangehörigkeit nicht 


erworben haben. 
1. Zu $ 3 Abs. 1 zu vgl Abs. 9 der AusfAnw. vom 15. 10. 191. 
2. Der $ 3 Abs. 2 Saw 1 bedeutet zugunsten des in der Zeit zwischen dem 
17. 3. 1939 und 3%. 6. 1941 geborenen ehelichen Kindes einer mit einem Protek- 
toratsangehörigen verheirateten Frau deutscher Volkszugehörigkeit eine Aus- 
nahme von der aus $ 1 Abs. 1 der VO. sich ergebenden Folgerung dos Eintritte 
der Staatenlosigkeit, Zu vgl. im übrigen Abs. 10 der AusfAnw. vom 15. 10. 1941. 
$ 4. Legitimiert ein Protektoratsangehöriger ein uneheliches Kind 
deutscher Volkszugehörigkeit, das die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, 
so verliert das Kind durch die Legitimation die deutscho Staatsangehörig- 
keit nicht, es sei denn, daß die höhere Verwaltungsbehörde, im Protektorat 
Böhmen und Mähren der Oberlandrat, vor der Ehelichkeitserklärung oder 
der Eheschließung der Eltern eine gegenteilige Entscheidung trifit. 
1. Die Vorschrift des $ 4 bezieht sich nur auf die seit dem Inkrafttreten 
der VÖ, (1. 7. 1941) eingetretenen oder noch eintretenden Legitimationsfülle. Zu 
vgl im übrigen die Abs. 11 und 12 der AusfAnw. von 15. 10. 1941, 
2, Hinsichtlich der vor dem 1. 7. 1941 liegenden Legitimationsfälle der hier 
fraglichen Art zu vgl. Abs, 13 der AusfAnw. vom 15. 10. 1941, 


$ 5. Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1941 in’Kraft, 


EEE 
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18. Regelung von Staatsangehörigkei ü 
gkeitsfragen gege 
Protektorat Böhmen und Mähren shi 


RdErl. d. RMdI. vom 15. Oktober 1941 (RMBIiV. S. 1837). 


(1) Die im Zusammenhang mit der A 
uflösung der Tschecho-Slowakei 
ee En Kesängehörigkeitsverhältnisse der he 
I 10-silc aatsangehörigen, die teils durch zwi - 
Polens ereinberangen, teils durch innerstaatliche Vorschriften = "Nak 
e - ee, a on ne hat auf einzelnen Gebieten zu Un- 
vn u t, e dure ie am 1. Juli 1941 in Kraft 
be ee ei Staatsangehörigkeitsfragen gegenüber Er Protck 
Bari u. m 6. Juni 1941 (RGBl. I S. 308) ausgeräumt 
Protektoratenngehöricieit ne der deutschen Staatsangehörigkeit zur 

(©) Soweit deutscherseits bei 

2 5 ei der R 
verhältnisse der ehemaligen en 
£ewirkt wurde, ist dabei u. a. das 
deutschen Volk: 
eine Ausnahme 


die Rechte der Protektoratsange 


(8) Die Prot iekei 
RR e me ro ektoratsangehörigkeit hatten nach de 


Een gen insbesondere folgende G nam mafe chen 


ruppen deutscher Volkszugehöriger 


atten, sofern sie die 


keit nicht erfüllten; — verb der ungarischen Staatsangehörig- 


4) ehemalige tsch 


echo-slowakisch 
1939 das Hei Ische Staatsangehöri . fürz 
Ländern Böh atrecht gehörige, die am 16. N 


en an dieS]owakei gefallenen 
"slowakischen Länder S 5 wakei 
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oder Karpato-Ukraine hatten, sofern sie die Voraussetzun- 
gen für den Erwerb der slowakischen Staatsangehörigkeit nach der 
innerstaatlichen slowakischen Gesetzgebung nicht erfüllten, die 
slowakische Staatsangehörigkeit aber auch auf Grund des deutsch- 
slowakischen Vertrags vom 27. Dezember 1939 (vgl. RdErl. vom 
8. Juli 1940, RMBIiV. S. 1479) nicht geltend gemacht haebn. 
(4) Die Angehörigen der in Abs. 3 bezeichneten Gruppen sind staatenlos 
geworden, soweit sich nicht aus Abs. 5 und Abs. 10 ergibt, daß sie die 
deutsche Staatsangehörigkeit erlangt haben. Es besteht aber grundsätzlich 
kein Anlaß, den Angehörigen dieser Gruppen die deutsche Staatsangehörig- 
keit vorzuenthalten; sie sind vielmehr auf Antrag in einem beschleunigten 
Verfahren einzubürgern; dabei ist von der Anstellung nicht unbedingt not- 
wendiger Ermittlungen abzusehen. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz 
muß allerdings für diejenigen deutschen Volkszugehörigen gemacht werden, 
für die ein Erwerb der ungarischen oder slowakischen Staatsangehörigkeit 
in Frage kommt. Danach ergibt sich folgendes: 

a) Von den in Abs, 3e genannten deutschen Volkszugehörigen mit 

Beziehungen zu Ungarn können diejenigen eingebürgert werden, 
die die Voraussetzungen für den Erwerb der ungarischen Staats- 
angehörigkeit auf Grund der in Ungarn geltenden Bestimmungen 
(ungarisch-tschecho-slowakischer Vertrag vom 18. Februar 1939, 
ung. Gesetzart. VI/1939 und ung. VO. Nr. 3850/41) nicht erfüllt 
haben, weil sie am 16. März 1939 zwar ihren Wohnsitz, nicht aber 
auch das Heimatrecht in den an Ungarn gefallenen ehemaligen 
tschecho-slowakischen Gebieten besessen haben, sowie diejenigen, 
die beim Inkrafttreten des Vertrags von Trianon am 26. Juli 1921 
keine ungarischen Staatsangehörigen waren. 
Soweit es sich um den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
durch die in Abs. 3d bezeichneten deutschen Volkszugehörigen 
handelt, die auf die slowakische Staatsangehörigkeit Anspruch er- 
heben können, ist eine nähere Regelung in dem RdErl. vom 4. Juni 
1941 (RMBIV. S. 1039) Abs. 6 und Abs. 7 enthalten. 

() Nach dem Staatsvertrag vom 20. November 1938 (RGBl. I S. 895) 
und der VO. vom 20. April 1939 (RGBI. I S. 815) hat eine Ehefrau, die die 
Voraussetzungen für den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit (deutsche 
Volkszugehörigkeit, Heimatrecht in Böhmen oder Mähren [Schle- 
sien am 10. Oktober 1938) erfüllte, rl a erworben, 
wenn ihr Ehemann sie nicht erworben hat, d. h. regelmäßig, wenn sie In 
völkischer Mischehe lebte (vgl. RdErl. vom 25. Mai 1939, RAMBIIV. S. 1233). 
Solche Ehefrauen folsten vielmehr ihren Ehemännern nach der VO. Nr. 19/ 
1940 der Protektoratsregierung vom 11. Januar 1940 (vgl. RdErl. vom 7. Juni 
1940, RMBIiV. S. 1117) im Erwerb der Protektoratsangehörigkeit. Diese Ehe- 
frauen sind mit Wirkung vom 1. Juli 1941 von Rechts wegen deutsche 
Staatsangehörige geworden, und zwar auch dann, wenn die Ehe an diesem 
Tage nicht mehr bestanden hat ($ 2 Abs. 1 der VO.) Dies gilt nicht in den 
Fällen, in denen der Mann zu einem der in Abs. 3e und d bezeichneten 
Personenkreise gehört; in diesem Falle werden die Ehefrauen mit ihren 
Männern staatenlos, können aber gegebenenfalls mit diesen eingebürgert 
werden (vgl. Abs. 4). : nad Bala 

(6) Die Ehefrauen die die deutsche Staatsangehdrigkeit mit Wirkung 
vom 1. Juli 1041 erlangt haben, sind mittels des als Anl. abgedruckten 


b 


— 
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| 
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Fragebogens zu erfassen. Zuständi 
rens ssen. Zuständig zur Ausgabe der Fragebo a 
Drachakung den zuständigen Dienststellen überlassen Meibt ist a. 
di (im Protektorat Böhmen und Mähren der Oberlandrat) h 
gassan k ezirk die Ehefrau am 1. Juli 1941 ihren Wohnsitz hatte. Fra e- 
au a nadeıe er Pe zuzustellen, die schon früher Hin 
ennung als deutsche Volkszugehörige oder einen Einbü 
neh gestellt haben. Ein öffentlicher Aufruf zur en 
ie j > Fe are vom Protektorat Böhme n und 
{5 im S etengau und in den Reichsg: "i 
Niederdonau in Frage komme i ee 
2 n. Im übrigen gelt ür di ch- 
führung der Erfassung die RdErl vom 27. Juli 1939 RMIRIV. S. 1o65) ung 


® en Be nn) Prem, ‚Ist die Protektoratsangehörig- 
außerhsib des Pak Bor = en B Staatsangehörigkeitsbehörde 


aländigen-Oberlandrat d Mähren hierüber den zu- 
Dee Eier ui an a dessen Feststellung maßgebend ist. Wegen 


\ 941 im Ausl 5 ji 
das Auswärtige Amt das Erforderliche N En N 


a naeier Volkszugehörigkeit, die seit dem 1. Juli 1941 eine 
oder schließen ge u einem Protektoratsangehörigen geschlossen haben 
nicht. Ein Verl ee grundsätzlich die deutsche Staatsangehörigkeit 
wenn die höhere V . geben Staatsangehörigkeit tritt nur dann ein, 
en nee AN debabe Ha 
jedem Fall eg ee (der Oberlandrat) wird bereits heute mit 
tektoratsangehörigen eine Ehe“ deutsche Staatsangehörige mit einem Pro- 
von einer Protektor: tebeh Ehe eingehen will; denn sie muß entweder das 
oder aber die Genehmi vehörde ausgestellte Ehefähigkeitszeugnis bestätigen 
zeugnisses erteilen Die En zur Ausstellung eines deutschen Ehefähigkeits- 
lust der deutschen ao ntscheidung, daß mit der Eheschließung der Ver- 
der das Ehefähinkenunsangehörigkeit verbunden ist, ist gleichzeitig mit 
höhere Verw.-Behörde ar a aerlen Entscheidung zu treffen. Die 
scheinigung folgenden Inhalts elandrat) stellt in diesem Falle eine Be 


e aus: 

„Frau 

er (Vorname, Name und Geburtsname) ur 

And > R are m ın B AR hat 
die Eheschließung mit dem Protektoratsangehörigen“ Er 


. die deutsche 


e a = 
5; nuastsangehörigkeit kamen Face 

esce Bescheini N ı 
Ehefrau ee ge Standesbeamte nach der Eheschließung der 
keit hat er der für den Wohnsitz der naust der deutschen Staatsangehörig- 
im Protektorat Böhmen und 2 der Eheleute zuständigen Meldepol.-Behörd®, 


 Arsae na Mähre 
mannes, Mitteilung zu machen. ähren auch der Heimatgemeinde des Ehe 


(v) Aus einer Ehe zwi N 
Protektorat Iran sschen einer deut i 
Yorden Kr m stammendeKinder A he und SEE 
Staatsangehörigkeit ($3 Abs. 1 Saw aumagen durch ie Geburt die Kutsche 
die Mutter nicht die are Sarz 1 der VO, Dies ist ee n 
los oder fremde Staatsan Ih © Staatsangehörigkeit rn ee er 
gehörige ist. Eine ER 
es für 


nr ne 
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gemacht worden, daß die Mutter nach der Entscheidung der höhren Verw.- 
Behörde (des Oberlandrats) durch die Eheschließung mit einem Protektorats- 
angehörigen die deutsche Staatsangehörigkeit verloren hat ($ 3 Abs. 2 
Satz 2 der VO.). In diesem Falle erlangen die Kinder nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit, sondern nach ihrem Vater die Protektoratsange- 
hörigkeit. 

(10) Bei Kindern aus der Ehe zwischen einer deutschen Volkszugehörigen 
und einem Protektoratsangehörigen, die bis zum 16. März 1939 geboren 
worden sind, war die Volkszugehörigkeit unabhängig von der Einordnung 
ihrer Eltern zu prüfen (vgl. RdErl. vom 25. Mai 1939, RMBIiV. S. 1233. 
Nr. 25 und Nr. 12). Kinder aus einer solchen Mischehe, die nach diesem 
Zeitpunkt — bis zum 30. Juni 1941 einschl. — geboren worden sind, erlangten 
dagegen stets nach ihrem Vater die Protektoratsangehörigkeit, auch wenn 
die Voraussetzungen für die Anerkennung als deutscher Volkszugehöriger 
im Einzelfall gegeben waren. Diesem unbefriedigenden Ergebnis wird durch 
$ 3 Abs. 2 der VO. abgeholfen. Darin ist bestimmt, daß diese Kinder grund- 
sätzlich die deutsche Staatsangehörigkeit erworben haben, und zwar vom 
Zeitpunkt ihrer Geburt an ($ 3 Abs. 2 Satz 1 der VO.). Eine Ausnahme von 
diesem Grundsatz ist jedoch für den Fall gemacht worden, daß die aus der 
Ehe stammenden Kinder, die bis zum 16. März 1939 geboren worden sind, nicht 
als deutsche Volkszugehörige eingeordnet worden sind und demgemäß auch 
die deutsche Staatsangehörigkeit nicht erworben haben ($ 3 Abs. 2 der VO.); 
in diesem Falle behalten auch die nach dem 16. März 1939 geborenen Kinder 
die Protektoratsangehörigkeit. Sind nur einzelne Kinder nicht als deutsche 
Volkszugehörige anerkannt worden, andere aber doch, so haben auch die 
nach dem 16. März 1939 geborenen Kinder (lie deutsche Staatsangehörigkeit 
erlangt. 

6) Ein unehelicbes Kind deutscher Volkszugehörigkeit, das aus der 
Verbindung einer deutschen Staatsangehörigen mit einem Protektorats- 
angehörigen hervorgegangen ist, verlor bisher seine deutsche Staatsange- 
hörigkeit bei der Legitimation durch seinen protektoratsangehörigen Vater. 
Ein solcher Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit tritt bei einer seit 
dem 1. Juli 1941 durchgeführten Legitimation grundsätzlich nicht mehr 
ein; eine Ausnahme gilt nur für den Fall, daß die höhere Verw.-Behörde (der 
Oberlandrat) vor der Ehelichkeitserklärung oder der EheschlieBung der 
Eltern eine gegenteilige Entscheidung trifft ($ 4 der VO.). Wird eine solche 
Entscheidung getroffen, so wird das Kind staatenlos. Zu beachten ist, daß 
der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit nur bei Kindern deutscher 
Volkszugehörigkeit ausgeschlossen wird; das uncheliche Kind einer deutschen 
Staatsangehörigen tschechischer Volkszugehörigkeit, das von einem Pro- 
tektoratsangehödrigen legitimiert wird, verliert daher z. B. seine deutsche 
Staatsangehörigkeit und erwirbt die Protektoratsangehörigkeit. 

(12) In den Fällen, in denen ein Kind auf Grund der Entscheidung der 
höheren Verw.-Behörde (des Oberlandrats) mit der Legitimation die deutsche 
Staatsangehörigkeit verliert, hat die höhere Verw.-Behörde (der Oberland- 
rat) eine Bescheinigung folgenden Inhalts auszustellen: 

a re % Bu re y „ geboren am 
(Vorname, Namtı 

hat auf Grund der Legitimation durch den Protektoratsangehörigen 

: er Be aa. TE DE die deutsche 
(Name, Vorname) 

Staatsangehörigkeit verloren.“ 
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ee eh 


‚iese Bescheinigung ist demjenigen Stand n 
se Bescheit esbeamten zu übersenden i 
EEE im Geburtenbuch zu vermerken hat. Nach der Beischreilene 
ee En Dre. hat der Standesbeamte die Bescheini. 
g rmitteln und der für dessen Wohnsi ständigen 
Meldepol.-Behörde Mitteilun 5 Benackeeigirane dd Hi 
f „B A g zu machen. Die Benachrichti sher 
a ge gen hrichtigung der höheren 
e autonomen Behörden d ’ro 
en \ des Protektorat 
na d nl en von der beabsichtigten Ehelichkeitserklärung 
hörizer ist auch a deren Vater Protektoratsange- 
g “ ie Protektoratsregierung angeordnet werde i 
PAR. ee N den legitimierter Kinder, die der Verbindung 
ag ange a einem Protektoratsangehörigen entstammen, ist 
ge Ne ke m 1. Juli 1941 eingetretenen Legitimationsfälle geregelt 
Eh ng einen Regelung der Staatsangehörigkeit in den früher 
mn € gi ee men ist dagegen abgesehen worden, da die Ver- 
u Sr h @ liegen. Soweit die früher legitimierten Kinder 
Ferch ee örige zu betrachten sind, haben sie die inzwischen 
Re Fe RUNDEIDe Protektoratsangehörigkeit, verloren und sind 
a eg en en Fällen wird ihnen aber auf An- 
bewilligen sein. Abs 48 n ehörigkeit im Wege der Einbürgerung zu 
. 4 Satz 2, 2. und 3. Halbsatz, gilt entsprechend. 


RdErl.d. RMi 19. Deutsche Volkszugehörigkeit. 
..d. in. d. Inn. vom 29. März 1939 (RMBIiV. S. 785). 


1) Der i 
ee vom SO IL. BE ünutsch-tschechoslowakischen StA.- und Options- 
Volkszugehöriger“ und d (RGBI. II S. 895) gebrauchte Ausdruck „deutscher 
kanzlers über das P: er in Art. 2 des Erlasses des Führers und Reichs- 
(RGBI. I 5. 485) ie hr Böhmen und Mähren vom 16. 3. 1939 
mäßig die Zugehörigkei e Ausdruck „Volksdeutscher“ bezeichnen gleich- 
durch, daß der Er deutschen Volke; sie unterscheiden ich da- 
wie fremde StAng. Smtaßt a Volkszugehöriger“ sowohl deutsche 
Meng fremder StA. ea „rolkadeniischen nur deutsche 
deutschen Volkes Lolkszugehöriger ist, wer sich selbst als Angehöriger des 
sachen, wie Eptache, Eraie) sofern dieses Bekenntnis peele bes = "Tat- 
fremden Blutes, a nlar usw., bestätigt wird nee art- 
auch wenn sie sich bisher als solche bean haetiadbe Volkszugehörige, 


RdErl.d.RMin 
ie .d.Inn.vom31 R 
Zur Festst „n.vom31.März1939 dar j 
a) im a Yin Volker ee wi 
u Staatsangchörigkeitsunmel anne: der Oberlandrat, den zügleieh 
h) in Ahnkeen Frotekvorat ee eiten der deutschen Volkszug® 
zen Reichsgebiet: i ZEN 

der staatl. Pol.-Ver : in Gemeinden mi . r 
elite Ih Fe Verwalter, sonst in Stndtkn staatlicher Pol.-VerW- 
.r ndkreisen der Landrat reisen der Oberbürger 

Erl.d. RMin.d e : i 
(1) Der en een m 22. Juni19 39 (RMBIIV. 8,133: 
Feststellung der ee Staatsangehörigkeit ” => der 
werden außerhalb des P olkszugehörigkeit abhängig Tafel Eleusen 
gig. olgedess 


rotektor: 2 
ats Böhmen und Mähren die zur Erteilunf 


n 


Tr thusene| 
Te — 


PERSE. ..; 


StA. der Memelländer. 


ausweisen und Heimatscheinen berufenen Behörden 
(vgl. RdErl. vom 15. April 1939, RMBIIV. S. 888) hiermit auch zur Fest- 
stellung der deutschen Volkszugehörigkeit für zuständig erklärt. Soweit der 


RdErl. vom 31. März 1939 (RMBIIV. S. 786) dem entgegensteht, wird er auf- 


gehoben. 
(2) Nimmt eine Person auf Grund des deutsch-tschecho-slowakischen 
Staatsangehörigkeits- und Optionsvertrags vom 20. November 1938 (RGBl. 11 
S. 895) oder der Verordnung über den Erwerb der deutschen Staatsange- 
höriekeit durch frühere tschecho-slowakische Staatsangehörige deutscher 
Volkszugehörigkeit vom 20. April 19389 (RGBl. 1 S. 815) die deutsche Staats 
angehörigkeit in Anspruch und erscheint die deutsche Volkszugehörigkeit 
zweifelhaft, so ist bei der Klärung in jedem’ Falle der zuständige Kreisleiter 
der Partei zu beteiligen. Hatte der Bewerber im Zusammenhang mit den 
politischen Umwälzungen seinen früheren Wohnort in den sudetendeutschen 
Gebieten oder dem Protektorat Böhmen und Mähren in einen außerhall 
dieser Gebiete liegenden Ort des Reichsgebiets verlegt. so ist die zur Er- 
teilung von Staatsangehörigkeitsausweisen und Heimatscheinen zuständige 
Behörde des gegenwärtigen Wohnsitzes gehalten, vor der Feststellunz der 
deutschen Volkszugehörigkeit die für den früheren Wohnsitz oder Nieder- 
lassungsort des Bewerbers zuständige Behörde, d. i. im Protektorat Böhmen 
m Falle ist nicht 


und Mähren der zuständige Oberlandrat, zu hören. In diese 
igen Wohnortes, sondern der für den früheren 


der Kreisleiter des gegenwärti ortes er 
Wohnsitz des Bewerbeys zuständige Kreisleiter zu beteiligen. 


(3) Wird bei Personen, die ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
im Auslande haben, der Besitz der deutschen Volkszugehörigkeit zw eifelhaft, 
so wenden sich die deutschen Auslandsvertretungen an die für die Erteilung 
von Staatsangehörigkeitsausweisen und Heimatscheinen zuständigen Be- 
hörden. Derartige Ersuchen der deutschen Auslandsvertretungen sind unter 
entsprechender Änwendung der im Abs. 2 gegebenen Vorschriften mit größter 


Beschleunigung zu erledigen. 

(4) Die Gesichtspunkte, die nach dem RdErl. vom 29. März 1939 (RMBIIV. 
S. 783) für die Feststellung der deutschen Volkszugehörigkeit maßgebend 
sind, finden entsprechende Anwendung in den Fällen, in denen es sich um 
die Feststellung einer nichtdeutschen Volkszugehörigkeit handelt. 
vereinigung des Memellandes mit dem 
März 1939 (RGBl. I S. 559). 
dteil des Deutschen Reiches. 


von Staatsangehörigkeits 


20. Das Gesetz über die Wieder 
Deutschen Reich vom 23. 


& 1. Das Memelgebiet ist wieder Bestan 
82 „use Hr i 
& 3. Memelländer, die durch die Wegnahme des Memellandes mit dem 
30. Juli 1924 die deutsche Staatsangehörigkeit verloren haben, sind mit In- 
krafttreten dieses Gesetzes wieder deutsche Staatsangehörige, wenn sie am 
22. März 1939 ihren Wohnsitz im Memelland oder im Deutschen Reich hatten. 
Das gleiche gilt für diejenigen, die ihre Staatsangehörigkeit von einem 


solchen Memelländer ableiten. 
u 1. Das year m. P i 
abgzetrennte Mem jet, über d e Me 

1924 die Souveränität erhielt, ist durch den deutsch-litauischen Vertrag vom 22. 

1939 (RGBI. II S. 608) mit. dem Deutschen Reich wiedervereinigt worden, und zwar 

mit Wirkung vom 22. 3. 1939. In Art. 2 Abs. 2 des Vertrags ist die Regelung der 

sich aus dem Wechsel der Staatshoheit ergebenden Fragen, 80 insbesondere anch 
der StA.-Fragen. besonderer Vereinbarung vorbehalten {zu vol. auch 3. Sn. 

4 
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Inzwischen ist eine solche Vereinbarung durch den deutsch-litauischen Vertrag 


über die StA. der Memelländer vom 8, 7. 1939 (abzedr. und erläutert anschließend 
unten) eustande gekommen. 


2. Seinerzeit war der StA.-Wechsel (Verlust der deutschen, Erwerb der 
litauischen StA.) im Memelgebiet nieht schon mit der Abtrennunz dieses Ge- 
biets vom Deutschen Reich (10. 1. 1920) eingetreten, eondern erst, mit dem 30.7, 
1924. Bis zu diesem Zeitpunkt besaß die Bevölkerung die deutsche StA., also 
in der Zeit des Kondominiums der Ententehauptmächte und auch noch über den 


10. 1. 1923 hinaus, nachdem sich Litauen des Gebiets durch Handstreich be- 
mächtigt hatte (zu vgl. auch S. 902), 


‚Nach Art. 8 Abs. 1 der Memelkonvention vom 8. 5. 1924 (RMBI. S. 122) in 
Verbindung mit Ziff. I Abs. 1—3 des deutsch - litauischen Optionsvertrags vom 
10. 2. 1925 (RGBI. II S. 59) hatten die am 30. 7. 1924 im Memelgebiet wohnhaften 
über 18 Jahre alten Reichsangehörigen, die den Wolnsitz daselbst seit mindestens 
dem 10. 1. 1920 gehabt haben (Wohnsitzunterbrechungen unter bestimmten Be- 

zungen — zu vgl. Ziff. I Abs.7 des Optionsvertrazs 
vom 30.7.1924 ipso iure unter Verlust der deutschen die litauısche StA. er- 
worben. Nach Art. 10 der Memelkonvention in Verbindung mit Ziff. III des 
Optionsvertrags stellte sich für die Ehefrau und Kinder die Lage wie 
folrt dar: Die Ehefrau folgte der StA. des Ehemannes, Eheliche Kinder 

. huter 18 Jahren folgten der StA. des Vaters: lebte der Vater nicht mehr. 
so folgten sie der StA. der Mutier: war die Ehe geschieden, so folzten sie 
der SA, desjenigen Elternteils, dem die Sorge für die Person des Kindes zu- 
stand. Uneheliche Kinder unter 18 Jahren folgten der StA. der Mutter. Waren 
bside Elternteile — bei unehelichen Kindern die Mutter — verstorben, so warea 
Kinder unter 18 Jahren wie Erwachsene, also selbständig zu beurteilen. 

Abgesehen von diesem ipso iure-StA.-Wechsel waren bestimmte Personen- 

gruppen zur Option für die litauısche StA, zugelassen (remäß Art. 8 Abs. ? 

der Memelkonvention und Zif, 1 Abs. 10 des Optionsvertrags), 

. Die hiernach litauische StAng. wordenen früheren deutschen StAng. haben 
übrigens aun 30. 7. 1924 daneben das sr das Memelstatut geschaffene B Grge rn 
an im Memelgebiet (Eigenschaft als Bürger des Memelgebiets) er- 
halten, dessen Erwerb und Verlust durch das memelländische G. vom 5. 12. 19% 
in der Fassg, vom 7. 3. 1929 geregelt worden ist (zu vgl. S, 89). 

N 3. Der im vorstehenden $ 3 bezeichnete Personenkreis, der aus Anlaß der 
jedervereinigung des Memellandes mit dem Deutschen Reich die deutsche StA. 

ne erh rs den deutsch-litauischen Vertrag vom 8, 7. 1939 (abzedr. 
‚schlie n) bedeutsam erweitert worden: inzelnen 

Bestimmungen des Vertrags wird et ER BEER 

4. Auf Grund von $ 4 des G. über die Wiedervereini des Memellandes 
mit dem Deutschen Reich ist das StA.. a ao un Memel- 
gebiet in Kraft getreten. Nahe WA.-Recht des Altreichs am 1. 5. 1939 im Men 

” B7 En Erwer! 
“m \Wiedervereinizungstage (22, 3, 1938 

Recht (vgl. S. 111 fd.) r M en 


— unschädlich), mit Wirkung 


21. Der Vertrag zwischen dem Deutsch 
über die Staatsangehörigkeit der Me 


au Reich und der Republik an 
i melländer vom 8. Juli 1939 (RGBl. 
S. 999); Vyr. Zinios Nr. 676 S. 695, Ifde. Nr. 5000. 
Zu dem Vertrag sind litauische Ausführun i r 
Sind. gröbesti 2. 199 
. (#20. Nr. öl vom 9.12. 1989, ide No ee . 

Pre Zostach und litauisch. Ratifziert am 9, 11. 1990. V 1 : Globke: Der 

-litauische Vertrag über die StA. ı I 


der Memellä ac Gaurop- 
Recht 1939 S, 105, änder. Zeitschr. f. 08 


Art. 1. Ein litauischer Staatsangchöriger, der 


1. die deutsche Staatsangehörigkeit mit dem 30. Juli 1924 oder-auf Grund 


seiner Option für die litauische S 
Staatsangehörickei at, oder 
2. deutscher Volkszugeböriger ist und Are 


keit durch Option erworlen hat, oder die litauische Staatsangeböns" 
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.— 


3, seine Staatsangehörigkeit von einer unter Nr. 1 oder Nr. 2 bezeich- 
neten Person durch Geburt, Legitimation oder Eheschließung ableitet, 


hat mit Wirkung vom 22. März 1939 die deutsche Staatsangehörigkeit er- 
worben. 


Dies gilt nicht für einen litauischen Volkszugehörigen, der vor der Unter- 
zeichnung dieses Vertrages seinen Wohnsitz aus dem Memelland nach ng re 
verlegt hat. Eine Verlegung des Wohnsitzes wird angenommen, wenn | = 
Beteiligte den Ort der ständigen Niederlassung mit der Absicht, nicht zurück- 
zukehren, verlassen hat. 


1. Zu dem Vertrag hat der RMin. d. Inn. in dem nachstehend abgedr. RdErl. 
, 5 39 sfBest. erlassen. R erde ae R 
au De Re Tier Vertrages ist die Rexehinz in $3 I er ve der 
vereinigung des Memellandes mit dem Dentschen Reich vom 23. 3. 2 ne 
in doppelter Richtung erweitert: es haben auch nenn r 
seinerzeit gemäß Art, 8 Abs. 2 der Memelkonvention au 1 Pe io ainche 
Abs. 10 des deutsch-litauischen Optionsvertrages vom 10. 2. 195 Is Beschränknng 
StA.optiert hatten, die dtsch. StA. zurückerworben, ferner - r re 
auf Ben die am 22. 3.1939 den Wohnsitz im Memelland 0 lee Den 
schen Reich hatten, weggefallen (Wohnsitz in Be oder im 
für sich allein nunmehr kein linderungsgrund Sur auitar giehehaelähgenn 
3. Der hier vorgesehene Wiedererwerb der deutschen St: a achte 
Verlust der Jitauischen StA. (Art. 3 des Vertrages) ist ein solcher von ma cuL 
wegen,er vollzoz sich ohne Zutun der Betroffenen. Als Zeitp! igung des Memel- 
Wechsel‘ ist rückwirkend der 22. 3. 1939 (Tag der eg ee u nicht 
landes mit dem Deutschen Reich) bestimmt. Berajaun, a asauge- 
Bohr dio übautnche SA, a ne Gem Sach Wochsl keinestals teil 
,„ Da a . R 2 sei 
a ana, & DR in Litauen ‚oder En een Sa 
geweseno Personen und seinerzeitige Optanten für \ierenden Vertrages besaßen. 
nicht mehr im Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorlieg ans üantsche 
ZÄff. A: Hier handelt es sich in orstor Linie A KT 9 02] und dem 
St Ne die gemäß Art. 8 und 10 der Memelkonvention a 2 zu $ 3 des ©. 
deutsch.Itauischen Optionsvertrag vom 10. 2. 1925 (zu 2 Option die litauische 
vom 33. 3 1939) entweder von Rechts wegen oder Aa Sina aber auch solche 
StA. erworben hatten. Nach dem an 37.1924 de itauische ee 
en 3 far ine Roicheang. durch Eischichung 
onvention und Ziff, I Abs. 10 


2, 5 konnten gegebenenfalls 
1. dı N eyne Ins tA. besaßen, für 
Dah I haben, soweit sie de Bere! 
Fe Wirkung vom 22. 3. 1939 die deutsche St 


if „deutsche Volkszugehörigkeit" 
2 sen wiedererworben. Der Bezrilt ANSSP 2 Tas (oben S. 96). 
ben rg Abet de der RdErl. vom 2. en 2. deutschen Volke 
eurteilt sich nacı die Entscheidung über die Zuschörisheh En Verhandlungs- 
ar Kan hobörden zu (dureh BE asklich festgelegt). 
ul, a ee vertragschließenden Teile aucr e Kinder eines Vaters, der 
zit % Litauische eheliche oder Ye haben gleichfalls die deutsche 
\ N Fuss en der Ziff. 1 und 2 ertuin, rechend im Verbaältnis 
Sta Sa ae "wiedererlangt; dusschn il enter, ir ob der 
iner weibli 3 J ua 5 t es nicht daraı 
©iner weiblichen Person 21 deren uneh elebt hat, Auch kommt See 
i 22.3. 1939 noch &° > sei tieren Erwerb der 
ater bzw. die Mutter ei Elternteil nach a ge nd in dlösen 
Htaun we ER Ass wieder verloren hatte, hartes in Zi. 1 und 2 genanuten Per- 
ann ine a war, — Bei Frauen deutschen StA. unerheblich, daß 
yerlust mit as jure-Wiederorwert der a Ebestickiung tan.) 
a en ar LESER ‚löst war (T "N dor deutschen StA., wie er 
etwa die Ehe am 22. 3. 1939 aufgelöst War Ur erb der deutschen StA., 
i ipso Ur ren Personen litauischer 
. „4. Nach Abs. 2 sind von dem men diejenigen Per 8.7 1939 
en Ale. ı gern. a ae Su irgendeinem Zeitpunkt vor um, 
Olkszugehörig ’ 


Volkszugehörigkeib sind, 
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(Unterzeichnung des Vertrags) ih 
verlegt haben: einer Wohnsitzve 


einem ausländischen Staat nach Litauen ko 
nicht zu. Für die Beurteil 


vorliegt, sind nicht schle 
Habe, de 
„Absicht“ 


n oh nigen der F rar, die im Z D- 
hang mit den politischen Ereignissen das & eh ZN rg rei 
bieten 
h, bis 


h. ist das Familien- 
ee 1 Seen keben. 80 haben seine Ehefrau und unter 18 Jahre alten 
& j utschen StA. teil, daß sie nach 
Art.2, Wer gemäß Art. 1.di sche Staatsangehörigkei 

kann, wenn er Kehuschee Vol erh  eeeiet zeriber (08h 
durch Erklärung vor dem litauischen Ge 
N auehe Staatsangehöri, 
aa S: . Er - . * “ i 
ja a A ai der Aushändigung einer Bescheinigung über die 
, Die Anspruchserhebung 
die des Vaters auf die ehelicl 
die unehelichen Kinder unter 18 Jahre 
Die Litauische Regierun 
1940 ein Verzeichnis 
gesehenen Wege die 


erstreckt sich auf die Ehefrau, 
r 18 Jahren, die der Mutter auf 


digung einer B 
Abgabe bis 


Sowie für sonsti j 
Vertreter den Anspruch, 


een Bestimmungen eingetretene Erwerb 

deren Staates we ei @leichzeitigen ‚Verlust der 

In Art. 3 ist k 2 Ww Oige. 

StAng. geworden i Be rei: Wer gemäß Art. 1 von Rechts wegen deutsche? 

verloren; wer als Kae „al Wirkung vom 22. 3, 1939 die litauische St4- 
® Sehöriger die isp 3 w N“ 

Die lit R Re 8 litauische StA. zufolge 7 


die Nir. Sta, erworben habmzı 303 Personen hamhaft gemacht, die gemäß Art. 1 Abm! 
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spruchserhobung gemäß Art. 2 wiedererwirbt, verliert mit dem Zeitpunkt der Aus- 
händigung einer Beschoinigung über die Annahme der Anspruchserklärung (Art. 2 
Abs. 1 Satz 2) wioder die deutsche StA. 
Art. 4. Dieser Vertrag soll ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden 
sollen möglichst bald in Berlin ausgetauscht werden. 
Der Vertrag tritt am Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden 
in Kraft. 


Die Ratifikation hat am 9. 11. 1939-statteefunden. Nach einem im Schluß- 
rotokoll durch die litauische Verhandlungsdelegation bei Unterzeichnung des 
'ertrags zum Ausdruck gebrachten Wunsche werden dem von dem Vertrage er- 

faßten Personenkreise besondere Erleichterumzen vermözensrechtlicher Art ge- 


währt (2. B. betr. Ausfuhr beweglicher Güter, Sicherung des unbeweglichen 
Eigentums). 


22. Staatsangehörigkeit der Memelländer. 
RdErl, d. RMdI. vom 15. November 1939 (RMBIIiV. S. 2349). 


(1) Im Art. 2 des deutsch-litauischen Vertrags über die Wiedervereini- 
zung des Memelgebiets mit dem Deutschen Reich vom 22. März 1939 (RGBl. U 
S. 608) war die Regelung der aus der Wiedervereinigung entstehenden Staats- 
angehörigkeitsfragen einer besonderen Vereinbarung vorbehalten worden. 
Der in Ausführung dieser Bestimmung abgeschlossene deutsch-litauische 
Vertrag über die Staatsangehörigkeit der Memelländer vom 8. Juli 1939 
(RGBI. IL S. 999) — im folgenden Vertrag genannt — ist am 9. November 
1939 in in Kraft getreten. Dadurch ist der in $ 3 des Ges. vom 23. März 
1939 (RGBl. IS. 559) bezeichnete Personenkreis, der aus Anlaß der Wieder- 
vereinizung des Memellandes mit dem Deutschen Reich die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben hat, nicht unerheblich erweitert worden. 


1. Erwerb der deutschen Staatsangehdörigkeit von 
Rechts wegen. 

(2) Litauische Staatsangehörige haben mit Wirkung vom 22. März 1939 
von Rechts wegen die deutsche Staatsangehörigkeit erlangt, wenn sie eine 
der in den Abs. 3 bis 6 aufgeführten Voraussetzungen erfüllen. Personen, 
die die litauische Staatsangehörigkeit nicht bis zu diesem Zeitpunkt besessen 
haben, sondern am 22. März 1939 fremde Staatsangehörige oder staatenlos 
waren, haben auch bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen ‚an dem 
Staatsangehörigkeitswechsel nicht teilgenommen. Dasselbe gilt für litauische 
Staatsangehörige, die nach diesem Zeitpunkt, aber vor dem Inkrafttreten des 
Vertrags am 9. November 1939 die litauische Staatsangehörigkeit verloroh 
haben. Daß die litauischen Staatsangehörigen am 22. März 1939 Bürger des 
Memelgebiets waren, ist nicht erforderlich. EUR , 

(2) Die deutsche Staatsangehörigkeit haben diejenigen litauischen Stauts- 
Angehörigen zurückerworben, die sie am 30. Juli 1924 oder auf Grund ihrer 
Option für die litauische Staatsangehörigkeit verloren hatten (Art. 1 Abs. 1a 
des Vertrags). Das sind in erster Linie diejenigen früheren deutschen Staats- 
Angehörigen, die auf Grund der Art. 8 und 10 der Memelkonvention vom 
8. Mai 1924 (RMBI. 1925 S. 122) in Verbindung mit dem deutsch-litauischen 

Ptionsvertrag vom 10. Februar 1925 (RGBI. 11 S. 59) litauische Staats- 
angehörige geworden, waren. Nach dem Wortlaut der Bestimmung fallen 
aber auch diejenigen früheren deutschen Staatsangehörigen darunter, die 

ie litauische Staatsangehörigkeit am 30. Juli 1924 aus anderem Anlaß, 
2. B. durch Eheschließung erworben hatten. Nach $ 3 des Ges. vom 23. März 
1939 hatten nur diejenigen Memelländer, die früher deutsche Staatsange- 
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höri R 
deutsche Stastsangehörigkeft am 30, Sun Tasc zuruckerworben, die die 
sen ı ‚am 30. Juli 1924 verloren ha 
Ru en en Wohnsitz im Memelland oder im De ich 
Hansen = s si ersonenkreis ist demnach durch den Vertrag nach zwei Rich. 
a N a einmal haben auch die Optanten für die litauische 
ee n ie deutsche Staatsangehörigkeit zurückerworben di 
a a ne am 22, März 1939 ihren Wohnsitz nicht 
Here R > Auer 
en le gen Deutschen Reich, sondern in Litauen oder im 
$ , R A 
BL Be En 5: Abs. 3 bezeichneten Personen, die früher. die deutsche 
a nn v en und sie jetzt wiedererlangt haben, sind die- 
I. a en a o szugehörigen deutsche Staatsangehörige eworden 
Fol en a che Staatsangehörigkeit zu besitzen, "von demsls Art s 
en een und in I Abs. 10 des deutsch-litauischen Options- 
ii ruar 1925 vorgesehenen Optionsrecht Gebrauch ge- 


macht und dadurch die litauis srigkei 
pen rende uische Staatsangehörigkeit erlangt hatten (Art. Ib 


5) Wei es ve 
(5) Weiter haben diejenigen Personen die deutsche Staatsangehörigkeit 


erlan i i . R 
hier are = ne Besitz der litauischen Staatsangehörigkeit von 
timation oder Eioschilien Pa wog durch Geburt, 5: 
nach sin i er le r (Ar s. 1c des Vertrags). Da- 
Kinder en a legitimierte Kinder eines Vaters ein 
Mutter die in den Ahr un Staatsangehörige geworden, wenn Vater oder 
ob der Vater oder die M oder 4 genannten Voraussetzungen erfüllen. Darauf, 
nicht an. Ebenso Sr Pe am 22. März 1939 noch gelebt haben, kommt es 
Erwerb der litauisch “ eichgültig, ob der Vater oder die Mutter nach dem 
und des detseh Macı taatsangehörigkeit auf Grund der Memelkonvention 
Staatsangehörigkeit schen Vertrags vom 10. Februar 1925 später diese 
lust auch auf die Kinder verloren haben, es sei denn, daß sich der Ver- 
genannten Persone ab erstreckt hat. Frauen der in den Abs. 3 oder 4 
erlangt, wenn die Eh aben die deutsche Staatsangehörirkeit auch dann 
Ehescheidung oder he am 22. März 1939 bereits durch Tod des Mannes, durch 
Person die Voratigekzu anderem Grunde aufgelöst war. Frauen, die in ihrer 
keit erfüllen haben en für den Erwerb der deutschen Staatsangehörig- 
auf dem Gebiet d g° gleichwohl nach dem Grundsatz der Familieneinheit 
nicht erworben an taattangehörigkeit, von dem der Vertrag ausgeht, 
blieben ist. 5 n ihr Ehemann litauischer Staatsangehöriger 8% 
(6) We, = 
Ben. ae ne die gemäß den Bestimmungen der Memelkon- 
von Rechts wegen pe Peine Optionsvertrags vom 10. Februar 1925 
hörigkeit erlangt hatten, v Grund ihrer Option die litauische Staatsange" 
Optionsvertrag vom Pu vol. im einzelnen die Preuß Ausf.-Anw. zu dem 
re Ay März 1925 (MBliV. S. 209) und die RdErl. de 
8. 555), ferner die Bek. des RMuL 5, 36% und 11. Mai 1925 (MBIT; 
ebruar 1925 (RMBI. S. 91) UL 


4. März 1925 3.193 Sons = 
> (RMBI. S. 122) sowie die Bek. des RMdA. vom 23. Februar 197? 


(RABI. S. 92), 

@) Der Erwe A a er 
Abs. 3 und 5 en enlächen, Staatsangehörigkeit ist in den in dın 
stimmten Volke oder eine jr en nicht von der Zugehörigkeit zu einem D* 
im Falle des Abs. 4 die den bestiminten Rasse abhängi "Dase setzt ef 
Volkszugehöriger ist. ri eutsche Volkszugehörigkeit v g. Dagegen cher 

r ist, richtet sich nach dem RaErl, vom 29. Marz 193 
. vom 29. Mi 
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(RMBIIV. S. 783); die Entscheidung hierüber steht nur den deutschen Be- 
hörden zu. 

(s) Wer gem. Abs. 3 bis 5 die deutsche Staatsangehörigkeit erworben 
hat, hat damit gleichzeitig die litauische Staatsangehörigkeit verloren (Art. 3 
des Vertrags). 

(0) Von dem Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit sind auch bei 
Erfüllung der in den Abs. 3 und 5 bezeichneten Voraussetzungen diejenigen 
litauischen Volkszugehörigen ausgenommen, die vor der Unterzeichnung 
des Vertrags, also vor dem 8. Juli 1939, ihren Wohnsitz nach Litauen ver- 
legt haben (Art. 1 Ahs. 2 des Vertrags). In welchem Zeitpunkt die Wohn- 
sitzverlezung stattgefunden hat, ist — von dem Endtermin abgesehen — 
gleichzültig. In der Praxis kommen hier aber vor allem diejenigen Personen 
in Frage, die im Zusammerhang mit den politischen Ereignissen nach Litauen 
abgewandert sind. Um von vornherein Zweifel auszuschließen, unter welchen 
Voraussetzungen eine Verlegung des Wohnsitzes stattgefunden hat, ist in 
dem Vertrag besonders bestimmt, daß eine Verlegung schon dann ange- 
nommen wird, wenn der Beteiligte den Ort seiner ständigen Niederlassung 
mit der Absicht nieht zurückzukehren verlassen hat. Liegt diese Voraus- 
setzung vor, so kany die Wohnsitzverlegung auch nicht etwa mit dem Hin- 
weis bestritten werden, daß der Abwanderer Angehörige, seine Wohnungs- 
einrichtung oder dgl. zurückgelassen hat. 

(10) In dem Vertrag ist nicht ausdrücklich ausgesprochen, daß auch‘ die 
Familienangehörigen eines litauischen Volkszugehörigen, der infolge der 
rechtzeitigen Verlegung seines Wohnsitzes nach Litauen die deutsche Staats- 
angehörigkeit nicht erworben hat, die litauische Staatsangehörigkeit bei- 
behalten. Da der Vertrag aber auch sonst den Grundsatz der Familienein- 


heit auf dem Gebiet der Staatsangehörigkeit zugrunde legt, ist davon aus- 


zucehen, daß er auch für den Fall der Abwanderung keine andere Regelung 
? bgewandert, so behalten 


beabsichtigt hat. Ist daher ein Mann nach Litauen a ı c 
außer ihm auch seine Frau und Kinder unter 18 Jahren, die noch im Memel- 
land zurückgeblieben sind, die litauische Staatsangehörigkeit. Ist umge- 
kehrt der Mann zurückgeblieben und deutscher Staatsangehöriger geworden, 
so nehmen seine Frau und seine Kinder unter 18 Jahren an dem Staats- 
angehörigkeitswechsel auch dann teil, wenn sie nach Litauen abgewandert 
sein sollten. Uneheliche Kinder unter 18 Jahren folgen der Staatsangehörig- 
keit der Mutter entsprechend. . 5 g . 
(11) Die Entscheidung darüber, wer litauischer Volkszugehöriger ist, 
steht nur den litauischen Behörden zu. 
II. Anspruch auf die litauische Ar a ne 
itaui k i i 3 oder 5 die deutsche 
(12) Litauische Yolkszugehörige, die nach den Abs. 3 0dı : 
Santa eenDrieket erworben haben, können auf die litauische Staatsange- 
hörigkeit Anspruch erheben (Art. 2 Abs. 1 des Vertrags). 


) 4 ie ch nicht erheben. 
(13) Ehefrauen können selbstverständlich den Anspruc! 
Die Anspruchserhebung des Mannes erstreckt sich auf seine ae (Art. 2 


Abs. 2 des Vertrags). 
(14) Minderjährige, 3 
Anspruch selbst erheben. Im übrig 
des Vaters auf seine ebelichen Kinder unte 
ihre unehelichen Kinder unter 18 Jahren (Ar 
vaterlose cheliche Kinder unter 18 Jahren, für mutterl 


die das 18. Lebensjahr vollendet haben, können den 
en erstreckt sich die Anspruchserhebung 
r 18 Jahren, die der Mutter auf 
t 2 Ahs. 2 des Vertrags). Für 
ose uneheliche Rinder 


erlernen Beruf when 
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unter 18 Jahren sowie für sonstige nicht voll ges. i 
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der er Vertreter den Anspruch een, ONE ANNE N 

15) Der Anspruch kann nur durch Erkläru i 

a : ng vor dem litauis 
: ba ee in Memel erhoben werden. Wird der en 
r tse hen Behörde geltend gemacht, so ist der Antragsteller unverzügli 
hierauf hinzuweisen. ge 
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TI Erin der litauischen Staatsangehörigkeit tritt mit der Aus- 
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eg dl er deutschen Staatsangehörigkeit zur Folge 

;. Rx De nel ‚Regierung wird der Deutschen Regierung bis zum 
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Mutter den dauernden Wohnsitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig nehmen 
($ 4 Abs. 2 des vorerwähnten G. vom 30. 5, 1922), und daß eine Inländerin durch 
Eheschließung mit einem Ausländer die inländische StA. nur unter der Voraus- 
setzung verliert, daß sie durch die Heirat eine andere StA. erwirbt ($ 14 Abs. 1 
a.a.0.). — Jedenfalls aber gilt gemäß $ 4 Aba, 1 des vorstehenden G. ab 1. 1. 
1940 im Danziger Gebiet das StA.-Recht des Altreichs. 

3. Zu $ 2 („nach Maßgabe näherer Vorschriften“): zu vgl. wegen der vor- 
läufigen HKegelung den nachstehend abgedr. RdErl, d. RMin. d. Inn. vom 
25,-1. 1939, wegen der endgültigen Regelung die nachstehend S. 106 abgedr. 
VO. über die Deutsche Volksliste und die deutsche StA. in den eingegliederten 
Ostgebieten vom 4. 3. 191. 


24. Erlaß des Führers und Reichskanzlers über Gliederung und Verwaltung 
der Ostgebiete 
vom 8, Oktober 1939 (RGBl. I S. 2042). 
$ 1. (1) Im Zuge der Neuordnung der Ostgebiete werden im Verbande 
des Deutschen Reichs die Reichsgaue Westpreußen und Posen gebildet. 


näherer Vorschriften. a 

(2) Die Volksdeutschen dieser Gebiete werden Reichsbürger nach Maß- 
gabe des Reichsbürgergesetzes. . 

Wegen der vorläufigen Regelung des StA.-Wechsels zu vgl. den nach- 

stehend abgedr. RdErl. des RMin. d. Inn. vom 25. 11. 1939, wegen der end- 

ültigen Regelung zu vgl. die unten S, 106 abgedr. VO. über die Deutsche 

Golksiicg und die deutsche StA. in den eingegliederten Ostzebieten vom 


4. 3. 1941. 


25. Runderlaß des Reichsministers des Innern vom 25. November 1939 
— le 5501/39 — 5000 Ost —, betreffend Erwerb der deutschen Staats- 


angehörigkeit in den in das Deutsche Reich eingegliederten Ostgebieten 
(RMBIIV. $. 2385). 
(Auszug.) 

(1) Nach $ 2 des am 1. 9. 1939 in Kraft getretenen G. über die Wieder- 
vereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutschen Reich vom 1. 9. 1939 
(RGBI. I S. 1547) sind die Staatsangehörigen der bisherigen Freien Stadt 
Danzig deutsche Staatsangehörige nach Ma ßBgabe näherer Vor- 
schriften. Ferner bestimmt $ 6 des am 26. 10. 1939 in Kraft getretenen 
Erlasses des Führers und Reichskanzlers über Gliederung und Verwaltung 
der Ostgebiete vom 8. 10. 1939 (RGBI. 1. 2042), daß die Bewohner deutschen 
oder artverwandten Blutes der eingegliederten Gebiete nach Maßgabe 
näherer Vorschriften deutsche Staatsangehörige werden. End- 
gültige Vorschriften, durch die der Erwerb der deutschen Staatsangehörig- 
keit aus Anlaß der Vereinigung der Ostgebiete mit dem Deutschen Reich 
geregelt werden, können z. Z. noch nicht erlassen werden. Ich bestimme daher 
vorbehaltlich einer abschließenden gesetzlichen Regelung vorläufig folgendes: 

(2) Deutsche Staatsangehörige sind diejenigen deutschen Volkszuge- 

‚ börigen, die . 
1. bis zum 1. 9. 1939 die Danziger Staatsangehörigkeit besessen haben, 
oder ’ 
2. bis zum 26. 10. 1939 die polnische Staatsangehörigkeit besessen 
und an diesem Zeitpunkt zu den Bewohnern des Großdeutschen 
Reichs einschl. der eingegliederten Ostgebiete gehört haben, oder 
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3. nach Verlust der polnischen Staatsangehörigkeit bis zum 26, 10 
nn ee En ind an diesem Zeitpunkt zu den Bewohnern 

es Großdeutschen Reichs einschl. der eingegliederte bie 
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En { } 3). ‚Der Erwerl der deutschen 
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3) Eingetragen werden nur ehemalige polnische und ehemalige Danziger 


Staatsangehörige. Im Sinne dieser Verordnung sind: 


a) ehemalige polnische Staatsangehörige Personen, die am 26. Oktober 
1939 polnische Staatsangehörige waren oder die an diesem Tage 
staatenlos waren, zuletzt aber die polnische Staatsangehörigkeit be- 
sessen hatten oder am 26. Oktober 1939 ihren Wohnsitz in den ein- 
gegliederten ehemals polnischen Ostgebieten hatten, 

b) ehemalige Danziger Staatsangehörige Personen, die am 1. September 
1939 Danziger Staatsangehörige waren oder die an diesem Tage 
staatenlos waren, zuletzt aber die Danziger Staatsangehörigkeit 
besessen hatten oder am 1. September 1939 ihren Wohnsitz im ehe- 
maligen Freistaat Danzig hatten. . 

(4) Nicht in die Deutsche Volksliste eingetragen werden: 

a) die ehemaligen polnischen oder Danziger Staatsangehörigen, die 
am Tage des Inkrafttretens dieser Verordnung ihren Wohnsitz im 
Generalgouvernement hatten, es sei denn, daß sie ihn erst nach dem 
1. Dezember 1939 dorthin verlegt haben, 

b) die ehemaligen polnischen oder Danziger Staatsangehörigen, die bis 
zum Tage des Inkrafttretens dieser Verordnung eine fremde Staats- 
angehörigkeit erworben haben, 

c) die ehemaligen Danziger Staatsangehörigen, die die Voraussetzungen 
für die Aufnahme in die Abteilungen 1 oder 2 der Deutschen Volks- 

liste erfüllen, 

d) die ehemaligen polnischen oder Danziger Staatsangehörigen, sofern 
sie ihren Wohnsitz vor dem 1. Januar 1937 außerhalb der einge- 
gliederten Ostgebiete (einschließlich der ehemaligen Freien Stadt 
Danzig) im Altreich oder in einem vor dem 1. September 1939 
mit dem Deutschen Reich wiedervereinigten Gebiete (Ostmark. 
Sudetenland, Memelland) oder im Gebiet des heutizen Protektorats 
Böhmen und Mähren hatten und ihn danach nicht in die eingeglie- 
derten Ostgebiete oder in das Ausland verlegt haben, ' 

e) die Umsiedler. 

1. Im $ 6 des Erlasses des Filhrers uml Reichskanzlers über Gliederung und 
Verwaltung der Ostgebiete vom 8. 10. 1939 (abzedr. oben S. 105) sowie im 8 ? 
des G. über die Wiedervereingung der Freien Stadt Danzig wit dem Deutschen 
Reich vom 1. 9 1939 (abgedr, oben S. 104) sind auch Vorschriften über die StA. 
enthalten. Nachdem zunächst eine im RdlErl. des RMin. d. Inn. vom 25. 11, 1999 
(RMBIV. S. 2385, auszuzsweise abgedr. oben S. 105, verankerte Regelung vor- 
läufiger Art gegolten hatte, entbält nunmehr die vorlieeende VO. die ab- 
schließende Rezelung der StA. der Bewohner der eingeglielerten Ostgebiete 
(ehemals polnische (iebiete und ehemalige Freie Stadt Danzig). 

° Die VO, ist am 7. 3. 1941 in Kraft getreten. 

Der RMin. d. Inn. hat unterm 13. 3. 31. 7. 1941 und 4. 5. 1942 zu der VO. 
niehtveröff. DurchfBest. erlassen (gemäß & 1 Abs. 2). 

2. „Der wesentliche Sinn und Zweck der Verordnung ist: e& muß dafür zgesorzt 
werden, daß kein Tropfen deutschen Blutes dem deutschen Volk verloren geht“ 
(Gawleiter und Reichsstatthalter A. Forster im „Völk. Beobachter“, Berliner 
Ausgabe, vom 24. Mai 1941). Das Verfahren der Eintragung in die einzelnen Abtei- 
lungen der Deutschen Volksliste dient u. a. der zuverlässigen Überprüfung der 
Bevölkerung mit dem Ziel der Feststellung, wer für die Aufnahme in die deutsche 
Volksgemeinschaft (Erwerb der dtsch. StA.) geeiznet ist, Es ist Vorsorge zetroflen, 
daß hierbei im Einzelfall die Gesamtpersönlichkeit gewertet wird, ins- 
besondere hinsichtlieh ihrer Einstellung zum Deutschtum (zumal in der Zeit 
der polnischen Fremdherrschaft), ihrer Abstammung (deutschstimmig, fromd- 
stämınig) sowie ihrer rassischen Beschaffenheit. „Wer sich als aktiver Volkstums- 
kämpfer für das Deutschtum eingesetzt hatte oder sich — auch ohne aktive 
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Betätigung im Volkstumskampf — doch sein Deutschtum unstreitig bewahrt 
hatte, konnte eine unterschiedliche Behandlung gegenuber dem erwarten, der 
mehr oder weniger enge Bindungen zu einem fremden Volkstum, insbes. dem 
Polentum, eingegangen oder sogar als Renegat in das fremdvölkische Lager uber- 
gangen war“ (Stuckart a.a.O.) An die Erfüllung der Voraussetzungen für 
die Aufnahme in die Volksliste knüpft sich, jeweils abgestuft nach den einzelnen 
Abteilunzen, die Regelung des Erwerbs der dtsch StA. ($$ 3—6 der VO.); an die 
Nichterfüllung knüpft sich in gewissem Umfang automatisch der Status der 
Schutzangehörigkeit ($ 7 der VO.) 
3. In den Abs. 3 und 4 des $ 1 ist der Kreis der für die Eintr. gung in die 
Volksliste in Betracht kommenden Personen näher wnschrieben. Engsassen 
werden nur solche Personen, die am 26. 10. 1939 (Inkrafttreten des Führererlasses 
vom 8. 10. 1939; zu vgl. Anm. { oben) polnische StAng. oder am 1. 9. 1939 (Zeit- 
ee der Wiedervereinizung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutschen Reich) 
Danziger StAng. waren. Den polnischen StAng. im Sinne der VO. sind diejenigen 
staatenlosen Personen gleichgestellt, die zuletzt die polnische StA. besessen haben 
oder, ohne polnischeStAng. gewesen zu sein, am 26. 10. 1939 ihren 
Wohnsitz in den eingegliederten ehemals polnischen Ostgebieten gehabt haben; 
den Danziger StAng. im Sinne der VO. sind diejenigen staatenlosen Personen 
rleichgestellt, die zuletzt die Danziger StA. besessen haben oder, ohne Dan- 
ziger StAng. gewesen zu sein, am 1. 9. 1939 ihren Wohnsitz im ehe- 
maligen FI reistaat Danzig gehabt haben. Hinsichtlich des Ausschlusses bestimmter 
Personenkategorien von der Eintragung (Abs. 4) ist besonders bemerkenswert, 
daß diejenigen ehemaligen polnischen oder Danziger StAng. nicht eingetragen 
werden, die am 7. 3, 1941 (zu vgl. Anm. 1 Abs, 2 oben) ihren Wohnsitz im 
Generalgouvernement hatten: haben &ie ibn aber erst nach dem 1. 12. 
1939 dorthin verlegt, so ist die Möglichkeit der Aufnahme in die Volksliste g0- 
geben. Daß von der Aufnahme der ehemaligen Danz iger StAng., die die Vor- 
aussetzungen für die Eintragung in die Abteilungen 1 oder 2 der Volksliste er- 
füllen, abgesehen wird (Abs. 4 Buchst, e,. erklärt sich daraus, daß der über wiegende 
Teil der ehemaligen Danziger StAng. jene Voraussetzungen erfüllt; hiermit steht 
in Zusammenhang die in $ 4 der VO, enthaltene Regelung der StA. ohne Auf- 
nahme in die Volksliste. Die Buchst. d und e sınd durch die Zweite VO. über 
die Deutsche Volksliste usw. vom 31. 1. I42 (RGBI. I 8. 51) angefügt. Zu 
Buchst. d ist hervorzuheben, daß diejenigen ehemaligen polnischen oder Danziger 
StAng,, auf die Buchst. d Anwendung findet, nunmehr durch die für die Ausferti- 
zung von Einbürgerungsurkunden zuständigen Behörden außerhalb der einge- 
zliederten Ostgebiete (StA.-Behörden; zu vgl. unten $. 167) daraufhin zu über- 
prüfen sind, ob sie die Voraussetzungen für die Aufnahme in die Deutsche Volks- 
liste erfüllen. Der RMin.d. Inn. hat im Rd&rl. vom 4, 5, 142 — I Ost 629/42 — 
4160 u. a. folgende Einzelheiten über das Verfahren vor den StA.-Behörden be- 
stimmt: Örtlich zuständig ist diejenige StA.-Behörde, in deren Bezirk der elıe- 
malige olnische oder Danziger StAng. am 1. 12, 1039 seinen Wohnsitz batte. 
In Zweifelsfällen ist vor der Entscheidung die Zweigstelle der Deutschen Volks- 
liste des letzten Wohnsitzes oder diejenige Zweigstelle zu hören, in deren Bezirk 
der ehemalige polnische oder Danziger StAng. noch nähere. Beziehungen irgend- 
welcher Art hat. Denjenigen, die die Voraussetzungen für dio Aufnalıme in die 
Abteilungen 1 oder 2 der Volksliste erfüllen, wird, sofern nicht bereits auf Grund 
des RdErl, vom 25. 11. 1939 (oben $. 105) geschehen, ein StA.-Ausweis ausgestellt, 
der hinter den Worten „deutsche StA. (RA.)“ den Zusatz „auf Grund des $ 3 
der VO. über die Deutsche Volksliste und die deutsche StA. in den eingegrliederten 
Ostgebieten vom 4. 3. 1941“ erhält. Wer die Voraussetzungen für die Aufnahme 
in Abt. 3 der Volksliste erfüllt, erhält einen StA.-Ausweis, auf dem zu vermerken 
‚st, daß „der Inhaber die StA. auf Widerruf auf Grund von & 5... besitzt“. 
Die StA.-Behörde hat eine Feststellung nach $ 4 der VO, (daß nämlich ein ehe- 
maliger Danziger StAng. die Voraussetzungen für die Aufnahme in die Abtei- 
lungen 1 oder 2 der Deutschen Volksliste nicht erfüllt) der beim RegPr. in Danzig 
eingerichteten Bezirksstelle der Volksliste mitzuteilen. Wenn in den Fällen des 
$ 1 Abs. 4 Buchst. d eine StA.-Behorde außerhalb der eingegliederten Ostzebiet® 
darüber entschieden ve daß die Voraussetzungen für die Aufnahıne "in dio 
Deutsche Volksliste und damit für den Erwerb der deutschen StA. oder der StA- 
auf Widerruf gemäß S$ 3 und 5 der VO, nicht vorliegen, so kann der Betroffen® 
hiergegen binnen einer Ausschlußfrist von 2 Wochen B eschwerde einlegen; 
das gleiche gilt, wenn die Entscheidung dahin lautet, daß er die StA, auf Wider- 
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ruf besitzt, oder wenn festgestellt wird, daß er zemäß $ 4 die dtsch. StA. nicht 
besitzt. Beschwerdeinstanz: Landesregierung (Min. d. Inn.) bzw. Reichsstatthalter 
{im Protektorat der Reichsprotektor, in Bremen der Regierende Bürgermeister): 
in Fällen, in denen diese Stellen bereits in 1. Instanz entschieden haben, und in 
Preußen der RMin.d. Inn. Die Beschwerde ist bei der Behörde 1. Instanz einzu 
lezen. — Ohne die Bestimmung unter Buchst. e des $ 1 Abs. 4 würden dıe ehe- 
maligen polnischen StAng., die als „Umsiedler* aus Ostpolen {zu vgl. den RdErl. 
des RMin. d, Inn. vom 15, 4. 1990 — RMBIIV. S. 803 — und unten S. 154) ins Reich 
kamen, unter das Volkslistenverfahren fallen. Sie werden aber nun nach wie vor 
von den besonders beauftragten Stellen bzw. wenn sie einen Verweisungsbescheid 
erhalten haben, von den zuständiren Einbürgerungsbehörden eingebürgert (zu 
vgl. auch unten S. 151). Wegen des Umsiedierbegriffs zu vgl. unten S. 151; einerlei 
ist, ob die Umsiedlung auf Grumdl vertrazlicher Abmachungen oder_ohne solche 
erfolgt ist. Im übrigen findet auf Flüchtlinge oder sonstige „Personen aus Ost- 
polen, die nicht unter den Umsiedlerbegriff fallen, das Volkslistenverfahren 
re die Deutsche Volksliste ist betont indi 
B erfahren der Aufnahme in di e olksliste i - 
tan L) rn ae Für eine Wahrung des (irundsatzes der staatsbürgerlichen 
Familieneinheit (einheitliche StA. ag or a). >  E 
chfBest. des in. d Inn. ist at, 5 

er Lebensjahr vollendet haben, und elterniose Kind 


leute und Kinder, die das 18. n 1 £ 
uhtab 18 Jahren für die Anfnahme in die Volksliste selbständig zu beurteilen sind. 


= & Xi r regelmäßig an die gleiche Abteilung 
Im übrigen werden Kinder unter 18 an ke Abteilung der Mutter werden-sie 


i ingetrazren wie ihr Vate a j 
Regen jr ge gestorben, wenn die Ehe sonst aufgelöst ist ne 
Eheleute” getrennt leben und die Bean ge 1 er me 

lie 3 ich um uneheliche Kinder elt, ferne 2 
ee für die Eintragung er bay air 

T: in eine andere Abteilung als ihr Vater ’ ; 
eg era Be en besondere Umstände dies angezeigt item lassen; 
dies gült insbesondere, wenn der Vater oder die Mutter in Abteilung 4 einge- 


a denten) wird eine Zentral 
2. (1) Bei den Reichsstatthaltern (Oberpräsidenten) wird ein - 
neh ber IR Regierungspräsidenten eine Bezirksstelle, S den et 
Verwaltungsbehörden eine Zweigstelle der Deutschen Volks iste erri ei; 
(2) Beim Reichsführer 44, Reichskommissar für die Festigung Sese . 2 
Volkstums, wird ein Oberster Prüfungshof für Vobsmuge rar sr 
in den eingegliederten Ostgebieten eingerichtet. Nähere ‚Rie a 
die Zusammensetzung und das Verfahren erläßt der REN fi, Re aa 
kommissar für die Festigung deutschen Volkstums, im kinvern 


dem Rei ini Innern. f 
nn altungsbehörden zu errichtenden Zweigstellen der 


i on Verw: N‘ n I h r 
Dextankas Valle Surden in Landkreisen beim Da ae & Sa Er = 
Oberbürgermeister gebildet; sie haben die Anträge auf Eintragui Ka Malers 
De hen am 135 (0 sonen Wehe 
Zweigstelle, in deren Bezirk der Antragsteller am 1. 12. li 
den eingeglieerten Ostgebieten hatte; hatte er an er en na 
daselbst, so set die Zweigstelle zuständig, in deren Bezir BET unter je 
Wohnsitz hatte; hatte er dort niemals seinen Wohnsitz, E a re Dir 
Posen zuständig. Die Bezırksstellen entscheiden über ehren: En m 
scheidungen der Zweigstellen, die Zentralstellen über Bes ieseehen, EoEen Bil: 
scheidunzen der Bozirksstellen. Die Beschwerden gegen al 
Zwelgstelten und Bezirksstellen sind nur binnen einer He a re 

” i t mi 2 24 R 

dINE barz wem. Bing Pen Ne RE rar one a 
Pd der Entscheidung, Reine N j Zweigstelle übereinstimmt (zu 
scheidung einer Bezirksstelle, wenn sie mit der A ee N 
vgl. Ralirl. des RMin. d. Inn. ne on = et ae 

d in, d. Inn. v . d. 39 Sn N ns ! 
geordnet hab ale eeatallin der Deutschen Volkslisto in den Fällen, in denen 

A 
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sie für die Entscheidung über die StA. von Personen zuständie sind, die i Ss H i ü jftli y 

7 5 \ e s x ; E StA. H It Betreffend hriftlich unter Beschwerde- 
Wohnsitz auße rhalb der eingegliederten Ostgebiete haben, die für den woran ne er a N 
zuständigen StA.-Behörden von ihrer Entscheidung zu verständigen haben. Diese 3. „Juden“: Zu vgl. $ 5 der Ersten VO. zum RBürgG. (unten $. 192); 


haben ihrerseits die We ienstste is Kroianolizerhohn ana nee q RL ; in hs7 
a lea, die Kreispolizeibehörden und Melde- „jüdische Mischlinge“: Zu vgl. $ 2 a.a.0. Da Juden und Zigeuner nach $ 7 


ü Äbs. 2 der VO. auch nicht die Schutzangehörigkeit besitzen können, sind sie als 
.__3. Der Oberste Prüfungshof für Volkszugehörigkeitsfragen ist nicht als stantanlos anzuschen. = ” 
eigentliche Verfahrensinstanz gedacht; vielmehr hat er dafür Sorge zu trazen ; x M R N : N öri di 
daß im Bereich aller Zentralstellen der Deutschen Volksliste nach einheitlichen . $ 5. (1) Die ehemaligen polnischen oder Danziger Staatsangehörigen, die 
Saure unkten gr wird. ” in die Abteilung 3 der Deutschen Volksliste aufgenommen werden, erwerben 
. Die persone 


© Zusammensetzung der Zweigstelle i *h die f ie deutsche Staats örigkeit auf Widerruf. In den 
Zentralstellen ist in den DurchfBest dia en Ilen, Bezirksstellen und durch die Aufnahme die deutsche Staatsangehörigkei 


Au . des näheren geregelt > les 8 Abs. 4 Buchst, d erwerben sie die Staatsangehörigkeit auf 
(Verwaltungsbeamte, Beauftrast. NSDAP. des Rae : gerese Fällen des $ 1 Abs. uchst, d. © een > 3 
Festigung deutschen Volkstume an. ee des Reichskommissars_ für die Widerruf mit dem gleichen Zeitpunkt, wenn die für die Ausfertigung von 

t > s, herheitspolizei und des SD sowie Anze- i öÖ i 
er der ehemaligen Deutschen Volksgruppe in Polen und von der NSDAP. Einbürgerungsurkunden zuständigen Behörden feststellen, daß sie die V or- 
eauftragie Personen). aussetzungen für die Aufnahme in die Abteilung 3 der Deutschen Volksliste 
5 ; erfüllen. . 

Erwerb Abschnitt II. (2) Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit kann nur binnen zehn 
Pr wer er deutschen Staatsan gehörigkeit. Jahreu widerrufen werden. Auf die ge u an 
> 3. Die ehemaligen polnischen St Sri ie di i >wäl bereits vorher verzichtet werden. Den Widerruf oder 

ie ehema schen Staatsangehörizen, die die Voraus- bei voller Bewährung bereits Bear k 
setzungen für die Aufnahme in die Abteilungen 1 oder 2 der Deutschen den Verzicht auf seine Geltendmachung sprechen der DeaaneE gi 
olksliste erfüllen, erwerben ohne Rücksicht auf den Tag ihrer Aufnahme Innern im Einvernehmen mit dem Reichsführer #}, en Ale Y un 
mit Wirkung vom 26. Oktober 1939 die deutsche Staatsangehörigkeit Festigung deutschen Voreesuuns PIE ar I a eehörigkeis mit de u: 

1. Der Erwerb der dtsch. StA. ist hi i & 3 x Im Falle des Widerrufs geht die deutsche Staatsang g IT 4 
n " er ol r m Falle des © vr RErT gi 7. 
= Kuna s gehen, unabhängig vom Zeitpunkt die Aufales ae stellung oder öffentlichen EORSUBENBENUER 2 W Neger: ig 5 
ufna n die Volksliste kommt als k 1 R ie G achung des Widerrufs v in. ® ” 
Bu Um sich über den Besitz der dtsch. BR ee ee Fahr h für din bi Bu Se, chen Staatsnnzehörigkeit mit der Bekanntgabe der 

nen, soweit nicht im Besitz eines Staatsungehörigkeits an & nee: gültige Erwerb der deu S 3 

a oe oder Heimatschein), eines besondaren a Ein- Verzichtverfügung ein. ei halten durch die VO. über die Deutsche 
letztere Au a Ren Moürten, Es genügt aber binwiederum Jer k I: Die Vorschr. ir 2 un: *urspennglich war für die in Abteilung 3 Aules- 
2. Wegen u zum Nachweis des Besitzes der dtsch. StA. Volksliste usw. vom = Quutschen StA. durch Einbürgerung vorgeschen. 
RR: ee ehemaligen Danziger StAng, zu vgl. die Sonderregelung en N en ei lo Abteilung 3 die „Juch SA. uf Widerruf 
ie amali . tisch erworben, ohne daß es eines weiteren } SUSE re 
ie on ehemalig eu Danziger Staatsangehörigen erwerben ohne Auf-‘ * u: Im RäErl. des R\lin. d. Inn. vom 4. 5. on EN ie 4 re | 
deutsche ee mit Wirkung vom 1. September 1939 die ae ein getragen werden können, aber Jie 

n Atsangehörigkeit, sofern nicht die bein i i der VO, nicht in die Deutse a 5 Volksliste erfüllen, die StA. 

anzeige . m Regierungspräsidenten Fan fi Zintragung in Abt. 3 der Volksliste een 
er eingerichtete Bezirksstelle der Deutschen Ve er in den ee Be ke arahen in dem ee er 
de es$1 Abs. 4 Buchst. d die für die Ausfertigung von Einbürgerungs- händigt wird (in diesem Falle also r x ohtebog 2 [1 ande Air 

Sr die ee ieen Behörden bis zum 30. September 1942 feststellen dab EAST Be AA der VO. 2... besitzt®). Weiterhin ist in dem 

raussetzungen für die Aufnahme in di ilune: 2 de StA. auf Widerruf auf Gr "bereits vor dem Inkrafttreten der VO. vom 31. 1, 

Deutschen Volksliste nicht ie e in die Abteilungen 1 oder 2 der HzL gesen Je, Paaren ee ee worden sind, die dtsch. StA. ‚auf, 

942 in Abt. 


@) Juden, Zigeuner sowie 


912 erworben haben. 
setzungen nicht, ohne daß es ei 


jüdische Mischlinge erfüllen diese Voraus- Widerruf mit Wirkung vom de r Se Ahrungsfrist von 10 Jahren ohne den Aus- 


> 5 ” PRAG . 8 im Einze > h = R Erwei h. 
Abs. 1 genannten Stelle a besonderen Feststellung bedarf. Die in 8 FR a errufs verstrichen ist, tritt der end en ee kan 
en a n Stellen können bei jüdischen Mischlingen Ausnahmen zu- Sn ohne weiteres eın. Im Falle er aan ei K aber SE mach, 

u {rückwirkend zum Zeitpunkt der Aut hen Bekanntmachung der Widerrufsver- 


1. Der auf die Fälle des $ 1 Abs. 4 Bu 


i i y er öfentliel 
4 nämlich mit der Zustellung oder 
ieser Vorechr. und der Abs. 


verloren. Der Betroffene ist fortan bei Wobnsitz im inlaud als Schutz- 


a 2 si n Eegr2e e fügung, Br SÜRRET RR: 
Volksliste und die deutsche 5 sind durch die Zweite VO, über die Deutsche & A s 7 der VO.) anzusehen. 
5 tA. in den eingegli : 31.1. angehöriger . N ire 
1942 eingefügt, Die je : ingegliederten Ostgebisten vom 31- R R ‚n oder Danziger Staatsangehörigen, 
zum 31. 12. 1941 Ber dem 30. 9. 194? endigende Frist war anfänglich Dis $ 6. (ı) Die ehemaligen yOlniaChEN DU £ e 


Folkslis ‚erden, er- 

e scheu Volksliste aufgenommen werden, 
a ee denke Staatsangehörigkeit auf W iderruf. 
keit auf Widerruf erwerben ferner dureh 


2. Die ehemals Danzirer 8 die in die Abteilung 

“ ger StAnz., bei d a ie in die Ab g 
treffen ist, werden in den din a enen eine Feststellung nach $ 4 ZU ; ch Einbürgerung 
Deihacliim Valkake, den eiogezliederten Östgebieten von den Zweigstellen der werben durch Einbürg Ss 


Außerhalb dieser Gebiete im übrigen Reich ist für () Die deutsche Staatsangehörig 


di Sig r h = ax i Stauts- 
de ey die Zuständigkeit der StA.-Behörden gegeben (zu vgl. Ann. Einbürgerung auch diejenigen chemaligen polnischen oder Be yo 
Danzig eingerichteten Ben at eine Feststellung nach $ 4 der beim RegPr. iR Srieon fremder Volkszugehörigkeit, die auf Grund von Richt 

"hat im Rdkrl. vom 1 ra, der Volksliste mitzuteilen, Der RMin. d. Inn- | angehörigen en “hskommissars für die Festigung deutschen Volkstuns, 
stellung, daß ein ehemaliger Day 1 Ost 628/12 — 4180 angeordnet, daß die Fort Reichsführers 5}, Reichs = 


maliger Danziger StAng. 


»ahme in die Abt, 1 oder 2 der Voiksliste und d. 


die Voraussetzungen für die Auf- besonders bezeichnet werden. 
amit für den Erwerb der deutscher 
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—— 


() Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit kann nur binnen 

n Jahren seit der Einbürgerung widerrufen werden. Den Widerruf sprechen 
ar ner des Innen im Einvernehmen mit dem Reichsführer # 
. skommissar für die Festigung deutschen Volkstums, oder die von ihnen 
a en aus: „a zes des Widerrufs geht die deutsche Staats- 

„s keit mit der Zustellung oder öffentlichen 2 } 
Widerrufsverfügung verloren. “ EURER: 
1. Für den Erwerb der dtsch. StA. auf Wide i 

ir den, dtsch. StA. f durch E < 

Bogen a A ea ar EMOmauREe polnischen sder Tg rl 

gen, i eilung er Volksliste eingetragen werden u 

anderen als eindeutschbar anerkannte fremdvölkische TE 

s > ‚ölkische P 2 i 

leer BEER ch vorhanden, San een flirten = 

\ ‚ht mehr fesıstellbar“ (Stuckarta.a. O.): i :n Falle is 

die Eintragung in die Volksliste Voraussetzung für die en us 


Einbürgerung si; ie i k 
ur vo) g sind die in Frage kommenden Personen Schutzangehörige ($ 7 


2. Zu Abs. 3 der Vorschr. zu v 
BER ( hr. gl. Anm. 3 zu $5 ie Wi s 
kp. Aal 86 ehe abweichend von der in $ 5 te Ei ne ee 
gen Verzichts auf die Geltendmachung des Widerrufs vor; der 


Schwebezustand wäh i S 
der wineat er er des $ 6 stets 10 Jahre, wenn nicht zuvor 


3. Die Röch £ $ i . ’ 
noch Feragalt ne der Staatsangehörigen auf Widerruf wird im einzelnen 
die nr Ieen polnischen und Danziger Staatsangehörigen, welche 
oder sie spät d tsangehörigkeit nicht auf Grund der S$ 3 bis 6 besitzen 
Reichs enkal Widerruf verlieren, sind Schutzangehörige des Deutschen 
sitz im Inlande sr den Besitz der Schutzangehörigkeit ist ein Wohn- 
Iegunerde Yrokkatke EB ke en a a ve 
As hen us R 
ist FE a im Sinne dieser isn, = Das Generalgouvernement 
e) 5 der E 5 5 
14. 2 Iadeing Ss E, 9 a ee zum Reichsbürgergesetz vom 
Schutzangehörige sein. gesetzbl. 1 S. 1333) und Zigeuner können nicht 


1. Die Schutzangehörigkeit ist ei i 
BER ee mug eine eine Zugehörigkeit zum Deutschen Reich 
een, D “4 utzangehörigen stehen beschränkte Inländerrechte zu 


zu erwarten**), er Schutzangehörigkeit sind noch nähere Bestimmungen- 


3 4 
2. Auch mit der Verlegung des Wohnsitzes in das Generalgouverne- 


ment geht die Schu! 
Be tzangehörigkeit nebst den beschrätikten Inländerrschten 


. 3. Abe. 2 der Vorschr, i 
liste usw. vom 31. 1. 1942 u 
[4 
2 ” ne ee en ı el ist abgedruckt unten S, 192 
u. ee ih emaliger polnischer StA. sind mit Wirkung vom 
n7os anzusehen, nicht etwa erst mit Wirkung von 


Inkrafttreten der VO, vom 3L. 1.1942 (1, 2 1942). 
ü Abschnitt II 
& 5 
inführung des Staatsangehörigkeitsrechts. 


$ 8. In den eingeeli . 
zember 1940 in eg jederten Ostgebieten treten mit Wirkung vom 1. De- 


a) das Reichs- und Staats 
(RGBI. S. 583), ferner N 
der Verordnung über die 


die Zweito VO, über die Deutsche Volks 


angchörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913 
Fr 2 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 und 4, Abs. 3 
*) Zu vgl, jetzt die VO. über dj \e Staatsangehörigkeit vom 5. Fehruaf 
s. 186). . ie VO. über die StA, auf Widerruf vom 25. 4 ten 
zo ) Zu vgl. jetzt die Erste YO te OREIEREALT 
zeir. unten S. 188), } 


über die Schutzangehörigkeit vom %, 4. 193 (a 


Fi ae 
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1934 (RGBl. IS. 85) und das Gesetz zur Änderung des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 15. Mai 1935 (RGBl. I S. 598), 
b) die Bestimmungen im $ 2 Abs. 1, Abs. 3 bis 5 und $ 3 des Gesetzes 
über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der 
deutschen Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933 (RGBl. I S. 480) 
und unter Nr. I und II zu $ 2 der Verordnung zur Durchführung des 
genannten Gesetzes vom 26. Juli 1933 (RGBI. I 8. 538). 
Für die Zeit von der Eingliederung bis zum 1. 12. 1940 galt in den ein- 
gegliederten ehem. polnischen Gebieten das frühere polnische StA.-Recht. 
$ 9. Gebühren und Abgaben in Angelegenheiten der Staatsangehörig- 
keit werden nach Maßgabe der Tarifnummer 72 der preußischen Ver- 
waltungsgebührenordnung vom 19. Mai 1934 (Pr.GS. S. 261) in der Fassung 
der Il. Verordnung zur Änderung der Verwaltungsgebührenordnung vom 
24. März 1936 (Pr. GS. S. 84) erhoben. 
Wegen der Gebührensätze in Tarifnummer 72 der preußischen Verwaltungs- 
gebührenordnung zu vgl. Anm. 3 zu 5 38 des RuStAG. (oben S. 45). 
Abschnitt IV. 
Schlußvorschrift. 
& 10. Der Reichsminister des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem 
Stellvertreter des Führers und dem Reichsführer 45, Reichskommissar für 
die Festigung deutschen Volkstums, die zur Durchführung und Ergänzung 


dieser Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 
Der RMin. d. L bat unterm 13. 3. 1941 eine nichtveröff. AusfAnw. erlassen. 


27. Einführung des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 
22, Juli 1913 in den eingegliederten Ostgebieten. 

RdErl. d. RdMdl. vom 11. September 1941 (RMBIV. S. 1645). & 

1) Durch $ 8 der VO. über die Deutsche Volksliste und die deutsche 
ent in den eingegliederten Ostgebieten vom 4. März 1941 
(RGBI. I S. 118) sind mit Wirkung vom 1. Dezember 1940 in den. eings- 
gliederten Ostgebieten das Reichs- und StaatsangehörigkeitsG. vom 22. Juli 
1913 (RGBI. S. 583), ferner $ 3, $ 4 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 und 4, Abs. 3 der 
VO, tiber die deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1934 (RGBI. I 
S. 85) und das G. zur Änderung des Reichs- und StaatsangehörigkeitsQ. vom 
15. Mai 1935 (RGBI. 18. 593) eingeführt worden. Im Gebiet der bisherigen 
Freien Stadt Danzig gelten diese Bestimmungen bereits seit dem 
1. Januar 1940 ($ 4 des G. über die Wiedervereinigung der Freien Stadt 
Danzig mit dem Deutschen Reich vom 1. September 1939, RGBL. IS. 1547). 

(2) Ich ordne hiermit folgendes an: 

5 „Höhere Verw.-Behörden“ im Sinne des & 39 Abs. 2 des 


Reichs- u. StaatsangehörigkeitsG. sind die Reg.-Präs., die auch für die 
Erteilung von Staatsangehörigkeitsausweisen, Heimatscheinen und Ent- 
lassungsurkunden sowie zur Genehmigung der Beibehaltung der deutschen 
ieaisangehüngkeit gemäß $ 25 Abs. 2 des Reichs- und Staatsangehörig- 
keitsG. zuständig sind. , . 

2. Als „M Fitärbehörden" im Sinne des $ 26 des Reichs- und 


Staatsanrehörigkeits@G hat das OKW. bestimmt; j 

a) für Wehrpflichtige mit Wohnsitz oder dauerndem Aufenthalt im 

Auslande: das OKW,, 

b) für Offiziere und im 
Beurlaubtenstandes: 

©) für die übrigen Fälle: di 


Offiziersrang stehende Wehrmachtbeamte des 
die Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile, 


ie Befehlshaber in den Wehrmachtkreisen. 
8 


StA. in den eingegl. Ostgebieten. 


3. Die Erhebung von Gebühren und Abgaben regelt sich nach $ 9 der 


VO. vom 4. März 1941 nach Maß Tarif-Nr. 7 

2 aßgabe der Tarif-Nr. 72 der preußischen V. 
re vom 19. Mai 1934 (GS. S. 961) in der En 
er II. VO. zur Änderung der Verwaltungsgebührenordnung vom 24 Mär 


1936 (GS. S. 84).. Daneben i S 
b j H ).. Da gelten die ergangenen Sondererlas 
gebührenfreie Einbürgerung von Kriegsfreiwilliken — Bere 


25. 


Zust. 


September 1939, RMBIiV. S. 2005 — sowie von Umsiedlern usw.) 


ZusatzfürdenReg.-PräseinP 
Se een .- osen: Ihre durch S i 
ändigkeit für die Einbürgerung ‚von Umsied jern Heike er EON 


Der RMin. d. Inn. hat im nichtv 
ION. och . Inn. veröff, RdErl. vom 26. 8. 1941 — Ie 5362/41 — 
ae A En ee en Urkunden in Bedeu ii 
Allgemeingültigkeit auszugsweise a en 


0 ternteils, ä i i ” 
erhältnissen der Mutter. bei unehelichen minder- 


ntragstellern (Studierenden, Schülern, Beamten- 


In Zweit n rhältnissen des N n 
elsfällen bestimmt der RMin.d.Inn. die Fuständiee höhere: Ver- 


Staatsangehödri 

: rin x rigkei rei 
en. Ha nur Eee tsausweise, 
Ostzebieten zu erteilı . mit Niederlassung oder W‘ i i ; 

x an A : ohnsitz rten 
nach dem RuStAG. _ gleichgültig, x in den eingegliede: 
u deutsche no 

u! en sind; letzterenf. . 
RdErl. vom 13," renfalls si 
Fe 13. 8, 1941 Satz 
„Vor der Erteil 
ihrer Niederlassung 1r den aatsangehörigkeitsausweisen an Personen, die vor 


Versagung. 


abgese angohörigkeitsuus 


Die zur Ertei 
bestim ergwid: ilung der Auswei 
Mungswidiigen Äusstellung vom zuständigen Behörden haben, um der 


v 
orzubeugen, vor der Erteilung bei den zu- 


x 
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Eltern usw. unterhalten werden, richtet sich die ' 


enutzung im Inlande bestimmt 


ständigen Strafregisterbehörden Rückfraze zu halten, ob Versagungsgründe im 
Sinne des vorstehenden Abesatzes bestehen. In einwandfreien Fällen kann von 
solchen Rückfragen abgesehen worden. 

Es bleibt den Behörden im übrigen unbenommen, sich erforderlichenfalls 
auch auf anderem Wege, z. B. durch Erhebungen bei der Polizeibehörde des 
Geburtsortes, bei der Heimatgemeinde oder der für den letzten ordentlichen 
Wohnsitz oder Aufenthaltsort des Antragstellers zuständigen Polizeibehörde, 
gegebenenfalls auch bei der zuständigen Staatspolizeistelle, darüber zu ver- 
gewissern, ob dem Antrage Bedenken entgegenstehen. 


Gebühren. 
Staatsangehörigkeitsausweise sind in folgenden Fällen ge- 
bührenfrei zu erteilen: 


a) an Personen, 
die in die Wehrmacht, 
an die 4 -Verfüzungstruppe, 
in die Schutzpolizei oder 
in Verbände eintreten wollen, die die militärische Vorbereitung für 
den Dienst in der Luftwaffe betreiben, 

b)an Versorgungsanwärter, die sich um Beamtenstellen be- 
werben wollen, 

ce) an Angehörige der Wehrmacht, wenn die Antragsteller dieso 
Ausweise auf Grund besonderer Anordnung zu dienstlichen 
Zwecken beizubringen haben, 

d) an Personen, die in den Reichsarbeitsdienst eintreten, (die 
Ausweise sind mit dem Vermerk zu versehen: „Nur gültig zur Vorlage 
bei den Dienststellen des Reichsarbeitsdienstes‘“), \ 

e)an SA-Führer, vom Sturmführer aufwärts, wenn diese Ausweise 
auf Grund besonderer Anordnung der Obersten SA-Führung fürinner- 
dienstliche Zwecke der SA gebraucht werden (diese Ans- 
weise sind mit dem Vermerk zu versehen: „Nur gültig zur Vorlage bei 
den Dienststellen der SA"). 


Gültigkeitsdanuer. 

Die Gültigkeitsdauer von Heimatscheinen ist zu befristen. Die Höchst- 
dauer beträgt 10 Jahre. Der ausfertizenden Behörde bleibt es überlassen, 
innerhalb dieses Zeitraumes erforderlichenfalls eine kürzere Gültigkeitsdauer 
zu bestimmen. Über die Ausstellung von Heimatscheinen an Emigranten und 
Fremdenlegionäre ergehen besondere Weisungen. 

Auf die durch die Wehrdienstverhältnisse der Antragsteller und gegebenen- 
falls ihrer Söhne bedingten Beschränkungen ist besonders zu achten. 


Erneuerung. 


Anträgen auf Erneuerung abgelaufener Heimatscheine ist zu entsprechen, 
falls keine der angewebenen Umstände entgegenstehen oder nicht sonstige Gründe 
die Erteilung unangebracht erscheinen lassen (z. B. bei Emigranten, Fremden- 
lerionären usw.). Eine Verlängerung der Gültigkeit früher erteilter Heimat- 
scheine darf jedoch nicht. erfolgen, vielmehr sind neue Scheine auszustelten. 

Der vorerwähnte RdErl. vom 26. 8. 1941 enthält ferner Anordnungen ilber 
Beschränkungen hinsichtlich der Ausstellung von lleimat- 
scheinen an Personen männlichen Geschlechts aus Gründen der Erfüllung der 
allgemeinen Wehrpflicht; dieserhalb wird auf einschlägigen Inhalt der 
Anm. 3 zu $ 39 des RuStAG. (oben S. 46) hingewiesen. 

Schließlich gibt der RdErl. noch die Bestimmungen über dio Beschrän- 
kung der Entlassung aus der deutschen StA. aus Gründen der Wehr- 

flicht wieder; insoweit wird auf den Anhalt von ‘Abs, 2 und 3 der Anm, 1 zu 
8 22 des RuStAG. (oben S. 35/36) verwiesen. Der RdErl. betont überdies unter 
Hinweis ‘auf die VO. über die Entlassung aus der StA, vom 1. 9. 1939 (abzedr. 
unten 8, 163} daß die Entlassung zu versagen ist, wenn von den zuständigen 
Wehrmachtdienststellen die Entlassung aus dem Wehrpflichtverhältnis nicht 
erteilt ist, Zur Ermittlung des jeweils zuständigen Wehrbezirkskommandos: Die 
Wehrbezirkseinteilung ist aus der VO. über die Wehrhezirkseinteilung für das 
Deutsche Reich vom 17. 7. 1941 (RGBI. 1 8. 391) ersichtlich. 

8* 


116 " Nichtzugehörigkeit zum polnischen Volke 
1 


28. Bescheinigungen über die Nichtzi igkei 
ugehörigkeit zum polni 
RdErl. d. RMdI. vom 14. November 1940 (RMBNV. = Mau 


urn an n enges oder Verwaltungsvorschriften besondere Vorschrif: 
air oben on! en so beziehen sich diese Vorschriften nur auf An ehb n 
polnischen Volkes; dagegen werden Angehörige anderer Bemihr Völker 


oder Stämme nur dann erf r i schri 
er aßt, wenn die Vorschriften ausdrücklich auch auf 


(2) In den Ostgebieten sind 
RR „den Ostg nd neben den Polen als Angehörige : 
a Sg on insbesondere Litauer, Großrussen Weißruthenen E 
ssen), Ukrainer und Tschechen vertreten. E ei 


(8) Nicht als polnisch ist die s 

. : eit Jahrhunderten unter s 

NS Einfluß stehende Mischbevölkerung in den en eure I 
Rn - - . . nn: en rn nur aus deutschen Bevalki: 
" s E selbe gilt für eine im Reichsgau D ig- 
he e m ( e a e N n vorhandene Bevölkerungsschicht, die zwar Unenieghad 
ee se mung ist, aber infolge von völkischen Mischehen und 
a > Een a - neigt. Die Kaschuben sind trotz 

s e ‚ischen Hauss äßig ni 

Polen zu behandeln. Dies gilt noch mehr für ee aeg 


(s) Gleichwohl ist jemand, der seiner Abstammung nach zu einem der in 


de 2 £ N 

es ich ale P De oder Stämme gehört, dann als Pole einzu- 
Sebiste bekanııt hat. ole bekennt oder vor der Eingliederung der Ost- 
ist 8 Din Angehörigen anderer fremder Völker und Stämme als der Polen 
Volkszuzehö ee wer ie auszustellen, daß sie nicht polnischer 
Behörde (Land, er Ei Zuständig zur Ausstellung ist die untere Verw.- 
en mol-Präs., Oberbürgermeister). Erscheint es zweifelhaft, 
ae FB russischer, weißruthenischer (weißrussischer) oder ukrai- 
ve ARmung Ist, so ist vor der Entscheidung der Russischen Ver- 
eg : n eutschland, Berlin-Charlottenburg, Bleibtreu 
ee ee. Tr Aenmehan, Vortranemsepeiis, bi Deutschland, Berlin 
Reich, Berlin W 30. > Bet: es Vertrauensstelle im Deutschen 
zu geben. , Bayerischer Platz 3, Gelegenheit zur Stellungnahme 


han Aus AO Sach dem RER vom 3.8104 numy. Sr und ner 
StA.-Ausweisen und Heiimatscheinen zuständigen ie A von 


RdErl. d. RMdI. vom 21. Mai 1941 (RMBIiV. S, 969). 


ee der vo. über die Deutsche Volksliste und die deutsche Staats- 
S. 118) das Ma den eingegliederten Ostgebieten vom 4. März 1941 (RGBI. I 
et S N über die Volkszugehörigkeit in erster Linie bei Jder 
bürgermeister ehrt en Eee a aeeen bei De .Ro- 
ao ich in Abänderu 2 D „No 

a er en Abs. 5 an, daß De an dur ein: 
ne 3 ür die Ausstellung von Bescheinigun en über die 
ee ei, a Poaläelerr Volke an Stelle des Pol-Pris der Ober- 
Verw.-Behörde in des a neigen des Landrats als u 
gebiet verbleibt es bei der klakericen ee Far Gas UbISSe = 
g. 


Deutsch-slow. StA.-Vertrag. 117 


29. Der Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und der Siowakischen 
Republik zur Regelung der Staatsangehörigkeit von Volkszugehörigen beider 
Staaten vom 27. Dezember 1939 (RGBl. 1940 II S. 78). N 


Art. 1. Deutsche Volkszugehörige, die bis zum 14. März 1939 tschecho- 
slowakische Staatsangehörige oder staatenlos waren und bis zum Inkraft- 
treten dieses Vertrages nicht bereits auf andere Weise die slowakische Staats- 
angehörigkeit erworben haben, erlangen rückwirkend auf den 14. März 1939 
die slowakische Staatsangehörigkeit, wenn sie in dem Gebiet des Slowa- 
kischen Staates: 

a) am 10. Oktober 1938 das Heimatrecht besaßen oder 

b) am 14. März 1939 ihren Wohnsitz hatten. 

1. Im Art. 1 kommt das deutsche Interesse an dem Vertrag zum Ausdruck. 
das darin besteht, den Volksdeutschen, die in der Slowakei heimatberechtizt sind 
oder dort ihren Wohnsitz haben, den Erwerb der slowakischen StA. sicherzu- 
stellen, Die Geltendmachung der slowakischen StA. gemäß Art. 3 des Vertrags 
ist eine völkische Pflicht der in Betracht kommenden Personen (zu vgl. 
hierzu die Abs. 6 und 7 des RdErl. vom 4. 6. 1941, unten S. 123), 

2, Durch den nachstehend S. 119 abgedruckten RdErl. des RMin, d. Inn. vom 
8. 7. 1940 ist eine ausführliche AusfAnw. zu dem Vertrag ergangen. 


3. Zum Art. 1 zu vgl. Abs. 12 ff. der AusfAnw. ß 
4. Der 10. 10. 1938 ist der Tag der Vollendung der zonenweise erfolgten 


Besetzung der sudetendeutschen Gebiete durch deutsche Truppen (zu vl. oben 

8.68). Der 14. 3. 1939 ist der Tag der Gründung der Slowakischen Republik. 

5. Wegen des Wohneitzes zu vgl. Art, 5 und Abs. 7 der AusfAnw. 

Art.2. Slowakische Volkszugehörige, die bis zum 14. März 1939 tschecho- 
slowakische Staatsangehörige oder staatenlos waren und bis zum Inkraft- 
treten dieses Vertrages nicht bereits auf andere Weise die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben haben, erlangen rückwirkend auf den 14. März 1939 
die deutsche Staatsangehörigkeit, wenn sie IN den im Jahre 1938 mit dem 
Deutschen Reich wiedervereinigten oder ihm angeschlossenen Gebieten 

a) am 10. Oktober 1938 das Heimatrecht besaßen oder 

b) am 14. März 1939 ihren Wohnsitz ee ug ie 

AU v . 4. 10 nachstehend 8, I. 

5 Zu et an nenkschen Reich wiedervereinigten oder ihm ango- 
schlossenen Gebieten“ handelt es sich gemäß Abs. 5 der AusfAnw. a 8. z.00 
lediglich um die im Jahre 1938 mit dem Deutschen Reich wiedervereinigten 
Österreichischen und sudetendeutschen Gebiete. RN: 

Art. 3. Die auf Grund des Art.1 oder 2 erworbene Staatsangehörigkeit 
muß binnen 6 Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertrages durch ‚eine re 
liche Erklärung geltend gemacht werden, und zwar a re 
Staatsangehörigen beim Slowakischen Innenninistertum, vn den = = m 
Staatsangehörigen bei der örtlich zuständigen, zur Ausste Reichs 
angehörigkeitsausweisen berechtigten Behörde des Deutsche se NL od 
sehieht dies nieht, so verliert der Beteiligte seine Staatsangc at tig a 
zwar ohne die Staatsangehörigkeit nn hot 8 rn 1A Ver- 

:in deutscher Volkszugehöriger, der au ln m 25. Sep- 
(üssan gg eigen über die slowakische Staatsungehörigheit Fa! a, 
tember 1939 die Feststellung oder auf Grund des $ 1 i et aen38 
Gesetzes die Zuerkennung der slowakischen Sn .. = = nn 
beantragt hat oder in Zukunft beantragt. braucht PER x ee Pie a 
kischen Staatsangehörigkeit nicht noch gemäß Abs. 1 Satz S 


geltend zu machen, auch wenn sein Antyag ee ee. 
1. Zu vgl, bierzu jedoch die durch den Zusä& dor beteiligten slowakischen 


(nachstehend abgedr.) bowirkten Äuderungen: ein Teil 
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Volkszugehörigen hat mit Wirkung vom 14. 5. 1941 (Inkrafttre 
geht N R ng 5. reten de Satz- 
vertrags) die slowakische StA. wiedererworben, ein anderer Teil ae sek 
eines Zeitraumes von 6 Monaten nach Inkrafttreten des Zusatzvertrags, also bis 
zum 14. 11. 1941, noch die deutsche StA. geltend machen; ferner ist der Enl- 
ee Zur zur ee Snachımg der slowakischen StA. bis zum 14. 11. 1911 
F s an worden (zu vgl. im einzel 3 in. d 
Anz A San nk I g inzelnen den RdErl. des RMin. d.Irn. 
2. Die von den deutschen StAng. bie zum Endtermin nicht bei - 
stellung von StA.-Ausweisen berechtigten Behörden des Deutachen a ae 
bei anderen Behörden eingehenden Erklärungen zur Geltendmachung der deutschen 
StA. können nicht als rechtzeitig abgegeben angesehen werden. 
äs 3. Bemerkenswert ist, daß Abs, 2 des Art. 3 dann nicht gilt, wenn der 
trag auf Feststellung oder Anerkennung der slowakischen StA. gemäß dem 
Karan StAG. vordem 21.3.1940 abzelehnt worden war (zu vgl, Abs. 18 des 
rl. vom 8. 7. 1940, abgedr. weiter unten). 5 
ee Eng 4. Über den Besitz der deutschen Volkszugehörigkeit entscheidet 
> a im heil 1 De cineien Personen das Slowakische Innenministerium 
m Einvernehmen mit dem Staatssekretär für die Belanze der deutschen 
\ olksgruppe in der Slowakei. “ 7 
r Über den Besitz der slowakischen Volkszugehörigkeit entscheiden bei 
en im Art. 2 bezeichneten Personen die Behörden des Deutschen Reichs. 
n Die in den Art. 1 und 2 bezeichneten Personen, die nachweisen, daß sie 
i we ee auf Grund des Art. 3 geltend gemacht haben, sind 
5 zur Feststellung ihrer Staatsangehörickeit den Angehöri ; be- 
teiligten Staates gleichgestellt. ö 5 ws 
Über die slowaki "olks irkeii ei , 

a ee 4 Tr Volkszugehörigkeit zu vgl. Abs, 3 der AusfAnw. vom 
Ee Ye a: Ni ann im Sinne der Art. 1 und 2 ist dort begründet, wo 
Ss e el 1a ın si . ’ ” ASc P H of 1 - 
en g er Absicht ERS hat, sich dort ständig auf- 
a Hat der Beteiligte mehr als einen Wohnsitz, so ist der Wohnsitz maß- 
gebend, wo er seine Haupttätigkeit ausübt, 

Zu vgl. Abs, 7 der AusfAnw. vom 8. 7. 1940 ( bzedr.), i 
’ { der A w. 7. nachsth .), insbesondere 

Br wegen des Wohnsitzes einer Ehefrau und ei e Kinder, ä 
et ar Bi Die Ehefrau folgt der Staatsangehörigkeit des Mannes, wenn sie 

Has reten dieses Vertrages in ehelicher Gemeinschaft mit ihm lebt. 
u -- a 18 Jahren folgen der Staatsangehörigkeit des Vaters, wenn 
er r 1 He und der Staatsangehörigkeit der Mutter, wenn sie unehelich 
dieses a er hiernach maßgzebende Elternteil den Tag des Inkrafttreten 
ie a ln we ist die uneheliche Mutter mit einem Dritten. 

er vater des Kindes ist, verheiratet, so wi s Kind in der 
DEREN NE selbständig beurteilt, ER 
2 Ir ee Au ein Kind, das erst nach dem 10. Oktober 1938 bzw. 
Ye de: ge a ist, einem Kinde gleichgeachtet, das an diesem Tag* 
bzw "Woh E er ma gebende Elternteil zur Zeit seines Todes Heimatrecht 

. gar in dem in Betracht kommenden Gebjet besaß. 

Art. 7 Wer ee > = AusfAnw. vom 8, 7. 1940 (nachstehend abgedr.) 
dien Slasten elarnı. le u . oder 6 die Stautsangehörigkeit des 
die er etwa besitzen sollte. atsangehörigkeit des anderen Staats. 

Art. 8. Dieser Vertr. atifizi 
sollen sobald als möglich m Bene und die Ratifikationsurkunden 
Tage des Austauschen der ar lache werden. Er tritt mit dem 

g atlonsurkunden in Kraft. 


Der An: 5 . E 
r Austausch der Ratifikationsurkunden hat am 21, 3, 1940 stattgefund’#- 


nern 
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30. Der Zusatzvertrag zu dem am 27. Dezember 1939 in Preßburg abge- 

schlossenen Vertrag zwischen dem Deutschen Reich und der Slowakischen 

Republik zur Regelung der Staatsangehörigkeit von Volkszugehörigen 
beider Staaten vom 14. Januar 1941 (RGBi. II S. 179). 


Schrifttum: 
Globke, Der Zusatzvertrag zum deutsch-slowakischen StA.-Vertrag. Zeitschr. f. ost- 

europ. Recht N, F. Jahrg. 1941, $, 278. 

Art. 1. Die im Art. 2 des Vertrages vom 27. Dezember 1939 bezeichneten 
slowakischen Volkszugehörigen, die bis zum 14. März 1939 tschechoslowakische 
Staatsangehörige waren und innerhalb derim Art. 3 Abs. 1 des bezeichneten 
Vertrags vorgesehenen Frist die deutsche Staatsangehörigkeit nicht gelten-l 
gemacht haben, erwerben am Tage des Inkraftiretens dieses Zusatzvertrags 
ohne weiteres wieder die slowakische Staatsangehörigkeit, sofern sie diese 
nach der innerstaatlichen slowakischen Gesetzgebung mit Wirkung vom 
14. März 1939 erworben hatten. 

Für die Ehefrau und die unter 18 Jahre alten Kinder dieser !’ersonen 
gilt Art. 6 des Vertrags vom 27. Dezember 1939 entsprechend. 

Zu vgl. die im RdErl. des RMin d. Inn. vom 4. 6. 1941 enthaltene ausführ- 
liche AusfAnw. (nachstehend S. 123). 

Art. 2. Die im Art. 2 des Vertrags vom 27. Dezember 1939 bezeichneten 
slowakischen Volkszugehörigen können, soweit sie am 14. März 193) staaten- 
los waren, die deutsche Staatsangehörigkeit noch während eines Zeitraums 
von 6 Monaten nach Inkrafttreten dieses Zusatzvertrags gemäß Art. 3 Abs. 1 


des erstbezeichneten Vertrags geltend machen. 

Art. 3. Die im Art. 3 Abs. 1 des Vertrags vom 27. Dezember 1939 vor- 
gesehene Frist zur Geltendmachung der slowakischen Staatsangehörigkeit 
endigt für deutsche Volkszugehörige erst 6 Monate nach Inkrafttreten dieses 


Zusatzvertrags. 
Also Ende der Frist am 14. 11. 1941. 

Art 4. Die beiden Staaten werden einander bis zum 31. Dezember 1941 
ein Verzeichnis der Personen übermitteln, die die Staatsangehörigkeit des 
mitteilenden Staates auf Grund des Vertrags vom 27. Dezember 1939 oder 
dieses Zusatzvertrags rechtswirksam geltend gemacht haben, sowie der Per- 
sonen, auf die sich der Erwerb der Staatsangehörigkeit gemäß Art. 6 des 
Vertraxs vom 27. Dezember 1939 oder Art. 1 Abs. 2 dieses Zusatzveftrags 
erstreckt. In dem Verzeichnis sind die beteiligten Personen mit Vor- und Zu- 
namen, Geburtstag und -ort sowie Wohnort (mit näherer Anschrift) auf- 


zuführen. j 

Art. 5. Dieser Zusatzvertrag soll ratifiziert werden. Die Ratifikations- 
urkunden sollen sobald wie möglich in Preßburg ausgetauscht ‚werden. Der 
Zusatzvertrag tritt mit dem Tage des Austauschs der Ratifikationusnrkunden 


in Kraft. „ 1941 stattgefunden. 


Der Austausch der Ratifikationsurkunden hat am 14. 5. 


31. Deutsch-slowakischer Staatsangehörigkeitsvertrag. 
RdErl. d. RMdl. vom 8. Juli 1940 (RMBIiV. S. 1479). 

(1) Am 27. Dezember 1939 ist-in Pre Bburg zwischen dem Deutschvu 
Reich und der Slowakischen Republik ein Vertrag zur Regelung der Staats- 
angehörigkeit von Volkszugehörigen beider Staaten geschlossen worden, ‚der 
mit dem Tage des Austauschs der Ratifikationsurkunden am 21. März 1040 
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ee ee Kanseh eye gewisse Gruppen von Slowaken im 
: tech die deutsche und gewisse Gruppen von Volk i 
2: en die slowakische Staatsangehörigkeit erworben. Ver ” 
re a esse er hat die slowakische, wer die slowaklachr 
angt | utsche Staatsangehörigkeit gleichzeitig verloren. sofern 
er sie bisher besessen haben sollt er Staa A ea 
‚his essen e. Der Staatsanzehörigkeitswechsel i 
Rechts wegen mit Wirkung vom 14. März 1939 ab en en 


Be Bor deutschen Staatsangehörigkeit. 
alrakiche BE Volkzugehörige, die bis zum 14. März 1939 tschecho- 
1940 nicht bereit ge; örige oder staatenlos waren und bis zum 21. März 
fe I Mn andere Weise die deutsche Staatsangehörigkeit er- 
in Tale Tr ee Staatsangehörige geworden, wenn sie in den 
1938 das Heimatrecht } a en a ee 

a a nL! er am 14. März 1939 ihren Wohnsitz hatten. 
nach en g der slowakischen Volksnpehriekeit ge 
punkte entsprechende Ar wer Junt 1939 (RMBIV. 3. 1337) die Gesichts- 
(RMBIV. S. 783) für di ep die nach dem RdErl. vom 29. März 1939 
gebend sind. Donan rn eststellung der deutschen Volkszugehörigkeit maß- 
Inge: die slowaklech Se Personen artfrenden Blutes einschl. der Misch- 
wenn sie sich er Bee ebörigkeit nicht in Anspruch nehmen, auch 
haben, istischen Erhebungen als Slowaken bezeichnet 

4 [7 nt .n -d 
ER era en dem 14. März 1939, dem Tage der Gründung der 
zugehörige, die bis an  Taza Mürz 1940 haben slowakische Volks 
DER le yon Enge Tage tschecho-slowakische Staatsangehörige 
Vorschriften des Reiche ie deutsche Staatsangchörigkeit nur auf Grund der 
anderer Vorschriften erworben. Er me morgkeitsG,, DaRE wie Sul LER 
nur wenige Fälle. . Es liandelt sich dabei um verhältnismäßig 

(5) Der Erw ; Q 
Völkscogehtige Ir deutschen Staatsangehörigkeit durch slowakische 
rechts am 10. Oktobe Son abhängig, daß sie durch den Besitz des Heimat- 
den im Jahre 1938 dem an er durch den Wohnsitz am 14. März 1939 mit 
waren. Bei diesem ent ich eingegliederten Gebieten verbunden 
sudetendeutschen Gebiete, die durch en als Deierssichlichen und de 


8.237) und 21. Nov die G. vom 13. Mi 
7) und 21. November 1938 (RGBI. 1 8. 1641) wieder m ne 


Reich vereml worden sind. Heimatr echt ode Woh an den Stic htag 
z r nsitz an ! 


Böhmen und Mähren) ch später erworbenen Gebiete Rn 

Tee r orbe ieten (z. B. Protektorat 
Stdlanechoie A Kon im Altreich vermitteln den Erwerb der deutschen 
.., 6) Der Besitz des Hei e i 

einigten Gebieten ist rg augen in den mit dem Deutschen Reich ver- 
die am 10. Oktober 1938 in 


bieten in Geltun 
ee £ waren. In der O: 
G. Nr. 22/1896, in de ne enlark kam vor allem d: ichis 
slowakische Ge lenaden Gebieten en er 
Heimatrechts ni ch Vorl, 20:1920 in Betract all - Bosi 
cht 2 etracht, F: 5 asjtz des 
durch Vorlage des Heimatscheins an ee 


nachzewiesen we 
zewiese rden kann, is i 
gemeinde einzuholen. ‚ 'st erforderlichenfalls eine Auskunft der Heinat- 


() Der Wohnsitz ist do, 


niedergelassen hat, sich 2: bekründe 


dort ständig 


t, wo sich der Beteiliete ; i 
eiligte in der Absicht 
aufzuhalten. Hat der Beteiligte mhr 
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als einen Wohnsitz, so ist der Wohnsitz maßgebend, wo er seine Haupttätig- 
keit ausübt. Die Ehefrau teilt den Wohnsitz des Mannes, auch wenn sie ge- 
trennt von ihm lebt. Der Wohnsitz der Ehefrau ist jedoch selbständig zu be- 
urteilen, wenn die Eheleute am 21. März 1940 von Tisch und Bett geschieden 
waren. Minderjährige eheliche Kinder teilen den Wohnsitz des Vaters, unehe- 
liche den der Mutter. 

() Der Erwerb der deutschen Staatsanrehörigkeit durch den Mann 
erstreckt sich auf die Ehefrau, wenn sie am 21. März 1940 mit ihm in ehe- 
licher Gemeinschaft gelebt hat. Die eheliche Gemeinschaft zwischen Ehe- 
leuten muß so lange als bestehend angesehen werden, als sie nicht durch ge- 
richtliche Scheidung von Tisch und Bett aufgehoben ist. Darauf, ob die Ebe- 
leute am 21. März 1940 tatsächlich zusammengelebt haben, kommt es im 
übrigen nicht an. Die Volkszugehörigkeit der Ehefrau, die den Erwerb der 
deutsohen Staatsangehörigkeit von ihrem Manne ableitet, ist nicht von Belang. 

() Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, werden hinsichtlich 
des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit selbständig beurteilt. Kinder 
unter 18 Jahren sind, wenu sie ehelich sind, der Staatsangehörigkeit (les 
Vaters, wenn sie unehelich sind, der Staatsangehörigkeit der Mutter gefolzt. 
Hat der hiernach maßgebende Elternteil am 21. März 1940 nicht mehr ge- 
lebt. so ist das Kind in seiner Staatsangchörigkeit selbständig zu beurteilen; 


- ist ein solches Kind erst nach dem für den Erwerb der deutschen Stauts- 


angehörigkeit maßgebenden Stichtage (10. Oktober 1938 oder 14. März 1939) 
geboren, so ist es so zu behandeln, als ob es an diesem Tage sehon gelebt 
hätte, sofern der maßgebende Elternteil zur Zeit seines Todes Wohnsitz oder 
Heimatrecht in der Ostmark oder in den sudetendeutschen Gebieten besessen 
hat. Eine selbständige Beurteilung des Kindes greift auch Platz, wenn die 
uneheliche Mutter einen Mann, der nicht der Vater des Kindes ist, geheiratet 
hat. Bei Kindern, die der Staatsangehörigkeit des Vaters oder der unehe- 
lichen Mutter folgen, kommt es nicht darauf an, welche Volkszugehörigkeit 
sie besitzen. 

(10) Wer nach Art. 2 die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hat, muß 
sie bis zum 21. September 1940 durch eine schriftliche Erklärung geltend 
machen. Die Erklärung ist an die für den Wohnsitz des Beteiligten zuständige 
zur Ausstellung von Staatsanzehörigkeitsausweisen berechtigte Behörde S gl. 
RdErl. vom 15. April 1939, RMBIIV. S. 888) zu riebten. Sie hat Namen, Vor- 
namen, Geburtsdatum, Geburtsort und Wohnung des Beteiligten sowie ge- 
gebenenfalls seiner Ehefrau und seiner minderjährigen Kinder zu enthalten. 
Ihr sind Geburts- oder Taufscheine sowie Heiratsurkunden für die Beteiligten, 
ferner ihre Heimatscheine oder Reisepässe sowie Belege über die slowakische 
Volkszugehörigkeit und über die Einkommens- und Vermögensverhältnisse 
beizufügen. Diese sind nach der beschleunigt durehzuführenden Prüfung um- 
gehend unter Anschluß eines gebührenptlichtigen Staatsangehörigkeitsaus- 
weises zurückzugeben. Wird die deutsche Staatsangehörigkeit nicht durch 
schriftliche Erklärung geltend gemacht, so verlieren die Beteiligten die 
deutsche Staatsangehörigkeit mit Ablauf des 21. September 1940, ohne die 
slowakische Staatsangehörigkeit zu erlangen. Ehefrauen und Kinder, die 
den Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit nach Abs. 8 und Abs. 9 von 
dem Ehemann oder dem Vater (der unehelichen Mutter) ableiten, brauchen 
selbst keino besondere Erklärung abzugeben. Wer die deutsche Staals- 
angehörigkeit durch schriftliche Erklärung geltend gemacht hat, ist jedun- 
falls so lange als deutscher Staatsangehöriger zu behandeln, als bei derPrüfunz 
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nicht festgestellt ist, daß die Voraussetzungen für den Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit nicht vorgelegen haben. 

(11) Diezuständigen Behörden haben mir zum.2, Januar 1941 
die Zahl der deutschen Staatsangehörigen, die auf Grund des Preßburger 


Vertrages die deutsche Staatsangehörigkeit geltend gemacht haben, ein- 
schließlich der Familienangehörigen zu berichten. 


I. Erwerb derslowakischen Staatsangehörigkeit. 


(12) Die Bestimmungen des Preßburger Vertrages über den Erwerb der 
slowakischen Staatsangehörigkeit entsprechen den Bestimmungen über den 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit. Danach sind deutsche Volks- 
zugehörige, die bis zum 14. 3. 1939 tschechoslowakische Staatsangehörige 
oder staatenlos waren und bis zum 21. 3. 1940 nicht bereits auf andere Weise 
die slowakische Staatsangehörigkeit erworben haben, slowakische Staa:s- 
angehörige geworden, wenn sie im Gebiet des Slowakischen Staates am 


10. Oktober 1938 das Heimatrecht besaßen oder am 14. März 1939 ihren 
Wohnsitz hatten. 


(13) Über den Besitz der deutschen Volkszugehörigkeit entscheidet das 
Slowakische Innenministerium im Einvernehmen mit dem Staatssekretär für 
die Belange der deutschen Volksgruppe in der Slowakei. 

(14) Die Mehrzahl der deutschen Volkszugehörigen in der Slowakei hat 
die slowakische Staatsangehörigkeit bereits auf Grund des slowakischen 
StaatsangehörigkeitsG. vom 25. September 1939 (Slow. GBl. Nr. 57 vom 
17. Oktober 1939) erworben: auf diese findet der Preßburger Vertrag keine 
Anwendung. Auf Grund des G. vom 25. September 1939 hat — abgesehen 
von den Fällen des Erwerbs der Staatsangehörigkeit durch Geburt, Legiti- 
mation, Eheschließung und Verleihung — die slowakische Staatsangehörig- 
keit mit Wirkung vom 14. März 1939 erworben, 

a) wer selbst oder wessen Ehemann oder Vorfahr beim Untergang der, 
Österr.-Ung. Monarchie am 30. Oktober 1918 auf Grund der Ab- 
stammung oder einer rechtskräftigen Entscheidung das Heimatrecht 
in der Slowakei besaß und es bis zum 17. Oktober 1939, dem Tage 
des Inkrafttretens des slowakischen StaatsangehörigkeitsG., nicht 
verloren hat; dabei wird das Heimatrecht in der Slowakei nicht als 
verloren angesehen, wenn nach dem altösterr. G. Nr, 222/1896 durch 
Übernahme eines & 


N fentlichen Amtes außerhalb der Slowakei dort 
das Heimatrecht erworben worden war; 
wer bis zum 17. Oktober 1939 von de 


staatlichen Amt, einem staatlieben U 
lichen Anstalt in ein endgültiges B 
worden ist und den Diensteid geleiste 
wer erst nach dem 30. Oktober 1 
erworben hat, nach dem Buchs 
Staatsangehöriger geworden, 
1940 gestellten A 


b 


— 


nı Slowakischen Staat, einem 
nternehmen oder einer staat- 
eamtenverhältnis übernommen 
t hat; 
918 in der Slowakei das Heimatrecht 
taben a) oder b) nicht slowakischer 
nn = Aut Grund eines bis zum 17. Apr 
Staatsanrechörirke: 58 auf Anerkennung oder Feststellung de 
ee als slowhkischer Staatsangehöriger anerkannt 
d) wer zu den Ehefraue 


Tauen und minderjährigen ehelichen Ki der in 
a ns a) bis €) genannten Ste I Kindern 

er Besitz des Heimatrechts ist nach de . 033 
gerehe ; en am 10. Oktober 1% 
(gegebenenfalls am 30. Oktober 1918) in der Slowakei een Be- 


c 


—_ 
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stimmungen zu beurteilen. Hier kommt in erster Linie der Ung. Gesetzart. 
XX11/1886 in EEE u e. 
10) Wegen des Wohnsitzes vgl. Abs. 7. en j 
ie Für den Erwerb der slowakischen ee ein LuE, Ehe 
{ Kinder gilt das in Abs. 8 und Abs. 9 Gesagte entsprechend. 
et Erwerb der slowakischen Staatsangehörigkeit muß I a 
21. September 1940 beim Slowakischen Innenministerium durch schriftliche 


Erklärung geltend gemacht werden, widrigenfalls mit diesem Tage die slowır- 


i 3 ;rigkeit wi bt. Ein deutscher Volkszuge- 
kische Staatsangehörigkeit wieder verlorenge j eb 
Firires ‚ler bereits die Feststellung oder Anerkennung seiner art 
Staatsangehörigkejt beantragt an nr er ee en 
bis d) genannten Erwerbsgründe in Anspruc amt, bra & 

i 5 igkei ch einmal geltend zu machen, 
der slowakischen Staatsangehörigkeit nicht noch e ge 

j j S Dieser Antrag wird in jedem 

auch wenn sein Antrag abgelehnt werden sollte. 4 ; Ar 
i d der Vorschriften des Pre 
Fall als ausreichende Geltendmachung auf Grund ; { 
burger Vertrages angesehen. Dies ee ns Rn sur 
Inkrafttreten des Vertrags (21. März 1 abgele h 
Falle It die Rechtslage ebenso, als wenn er keinen | gestellt hätte. Im 
übrigen gelten die Ausführungen in Abs. 10 entsprechend. 


32, Zusatzvertrag zu dem deutsch-slowakischen Staatsangehörigkeitsvertrag. 
RdErl. d. PMdI. vom 4. Juni 1941. BANN R 
ki hörigkeitsvertrag vom 
Zu dem deutsch - slowakischen Staatsangehörig ertrag 
27. en 1939 (RGBl. 1940 II S. 78) — Preßburger en al 
RuErl. vom 8. Juli 1940. RMBIiV, S. 1479) ist am 14. A u 
ein Zusatzvertrag geschlossen worden (vel. RGBI. 1941 ILS. 2 pet 
mit dem Tage des Austauschs der Ratifikationsurkunden am 1 u 3 
inK ten. . 002 
en Preßburger Vertrag haben slow ak ische er 
hörige die bis zum 14. März 1939 tschechoslowakische Staatsangehörige 5 ler 
Stantenlos waren und bis zum 21. März 1940 nicht wg ar ee 
di igkei { hatten, mi ckwirkung 
die deutsche Staatsangehörigkeit erworben hatten, : eh ee 
R ‘die deutsche Staatsangehörigkeit erworben, wenn $ 
= ren ns Kr dem Deutschen Reich vereinigten — Ken und 
sudstendentschen — Gebieten am a De GaEn. v. 8 Jul, 1940. 
14, März 1939 ihren Wohnsitz gehabt haben (vgl. v8 Seen 
i i ad keit ist alpr mit Wirkung vom 
Abs, 2 . Die deutsche Staatsangehörigkeit is \ t Win ; 
21. Saul To an wieder Sul on ER = nn Be arten = 
lies m, d gemacht worden ist (vgl. 8 . Au 
Ad iO, a eecıng ist durch den Zusatzvertrag nach zwei re 
ergänzt worden: ein Teil der beteiligten slowakischen Valkszuge Ben Bu 
mit Wirkung vom 14. Mai 1941 an die kerene Re er i 
vi "Sei eil Ki is zum 14. Nove 
erworl ‚gl. Abs. 3), ein.anderer Teil kann 1 
noch die deanehe Staatsangehörigkeit regen N 2) Ec  akaner 
Inte lowakischen Volkszuge zen, A re 
RN Gar Stantsangehörigkeit erlangt hatten, en he 
wenige, die bis zum 14. März 1939 die ieheehoalgnäkluene e re mer äng 
keit besessen hatten, mit Wirkung von diesem Tage an si ee 
Staatlichen slowakischen Gesetzgebung slowakische Staal in S a I © 
worden waren, die slowakische Staatsungehörigkeit aber an EL 
treten des Preßburger Vertrages am 21. März 0 w ei En nn 
und — gleichfalls mit Rickwirkung auf den 14. März 1 
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angehörige geworden sind. Soweit diese slowakischen Volkszugehöri 
die Seuche Staatsangehörigkeit nicht frist- und ln: a 
Bad en sind sie nach dem Preßburger Vertrag mit Wirkung vom 21 se 
ee 940 an staatenlos ‚geworden. Nach dem Zusatzvertrag haben Als 
I a Sag Volkszugehörigen mit Wirkung vom 14. Mai 1941 wieder die 
art aa ee ne erworben. An diesem Wiedererwerb der 
na r En „Staatsangehörigkeit nehmen also nur diejenigen slowakischen 
szugehörigen teil, die nach dem slowakischen StaatsangehörigkeitsG. 


Nr. 255 vom 25. September 1939 (Slow. GBl. Nr. 57 vom 17. Oktober 1939)‘ 


= hen des Preßhurger Vertrags slowakische Staatsangehörige 
= RE NEN en RdErl. vom 8. Juli 1940, Abs. 14. Der Wiedererwerb 
er u ® en erstreckt sich auf Ehefrau und Kinder, 
nen ee. vom 8. Juli 1940, Abs. 8 und 9, dargelegten Voraus- 

(4) Für einen Teil der slowakischen Volkszugehörigen, die unter den in 
a. un. Voraussetzungen bis zum 21. "September 1940 die 
—__ : Eee geltend inachen konnten, sieht der Zusatzver- 
Ho Der . deutsche Staatsangehörigkeit noch bis zum 14. November 
en pn werden kann, und zwar für diejenigen slowakischen 
i je & hörigen, die bis zum ‚1. März 1939 staatenlos waren; slowakische 
i o szugehörige, die bis zu diesem Tage: die tschecho-slowakische Staäts- 
anzehörigkeit besessen baben, können die deutsche Staatsangehörigkeit nicht 
ar geltend machen. Wird die deutsche Staatsangehörigkeit bis zum 
er erlege geltend gemacht, so sind die beteiligten slowakischen 
ke rigen als deutsche Staatsangehörige anzusehen, die die deutsche 
3 taatsanzehörigkeit mit dem 14. März 1939 erworben haben. Sehen sie von 
ae STEAM UNE ab, so werden sie mit dem 14. November 1941 wieder 
an N 14. März 1939 bis zu diesem Zeitpunkt sind sie deutsche 
Kirmes en Se De Sonn, Ba Inhalt und die Behandlung der Er- 

ärung, 2 sche Staatsangehörigkeit ge em: Yi 

gilt der RdErl. vom 8. Juli 1940, re re ee a 
i 6) De u t8 che Volkszugehörige, die bis zum 14. März 1939 tschecho- 
D owakische Staatsangchörige oder staatenlos gewesen waren und bis zum 
21. März 1940 nicht bereits auf andere Weise die slowakische Staatsange- 
hörigkeit erworben hatten, haben nach dem Preßburger Vertrag mit Rück- 
wirkung vom 14. März 1939 an die slowakische Staatsangehörigkeit erworben, 
wenn sie am 10. Oktober 1938 das Heimatrecht oder am 14. März 1939 
ihren Wohnsitz im Gebiet des slowakischen Staates gehabt haben (vgl. RadRrl. 
vom 8. Juli 1940, Abs. 12 bis 16); die slowakische Stautsangehörigkeit mußte 
aber bei Vermeidung ihres Verlustes bis zum 21. September 1940 geltend 8° 
en sun: (vgl. RdErl. vom 8. Juli 1940, Abs. 18). Der Endtermin dieser 
En 4 as: EN MER Zusatzvertrag bis zum 34. November 1941 hinausg® 


” (6) Es muß von allen deutschen Volkszugehörigen, die die slowakisch® 
N aatsanrelörigkeit auf Grund des Preßburger Vertrags in Verbindung mit 
dem Zusatzvertrag geltend machen können, erwartet werden daß sie von 
ae Fe an und formgerecht Gebrauch machen, da sie sonst regel 
a en sche 
gen, außeiha :r Slowakei > stelle 
deutschen Volkszugehörigen einen ee nk Shen 
Staatsangehörigkeit, so gilt folgendes: RN 


—— 
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(7) Haben sie die slowakische Staatsangehörigkeit ordnungsmäßig geltend 
gemacht, so ist die deutsche Gesandtschaft in Preßburg um Stellung- 
nahme zu dem Einbürgerungsantrag zu ersuchen. Stimmt sie der Einbürge- 
rung zu, so ist der Antrag beschleunigt weiter zu bearbeiten; von der An- 
stellung nicht unbedingt notwendiger Ermittlungen ist dabei abzusehen. 
Äußert die Gesandtschaft Bedenken gegen die Einbürgerung, so ist der Antrag 
im allgemeinen nicht weiter zu verfolgen. Anträge von deutschen Volkszuge- 
hörigen, die die slowakische Stautsangehörigkeit nicht geltend gemacht 
haben, unterliegen — auch im Protektorat Böhmen und Mähren — aus 
nahmslos der im RdErl. vom 25. September 1939 (RMBIV. S. 2005) ange- 
ordneten Einbürgerungssperre. 

() Die zuständigen Behörden haben mir bis zum 15. De- 
zember 1941 in doppelter Ausfertigung ein Verzeichnis vorzulegen, das die 
slowakischen Volkszugehörigen enthält, die die deutsche Staatsange- 
hörigkeit auf Grund des Preßburger Vertrags oder des Zusatzvertrags rechts- 
wirksam geltend gemacht haben, sowie ihre Familienangehörigen, auf die 
sich der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit erstreckt. In dem Ver- 


zeichnis sind die beteiligten Personen mit Familiennamen, Vornamen, Ge- 


burtstag, Geburtsort und Wohnort (mit näherer Anschrift) aufzuführen. 


33. Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Wiedervereinigung der 
Gebiete von Eupen, Malmedy und Moresnet mit dem Deutschen Reich 
vom 18. Mai 1940 (RGBl. I S. 777). 

Iler Diktat vom Deutschen Reich abgetrennten und 
Belgien einverleibten Gebiete sind wieder in deutschem Besitz. Innerlich sind 
sie Deutschland stets verbunden geblieben. Sie sollen daher auch nicht u 
tivergehend als besetztes Feindesland angesehen und behandelt Pen a 
bestimme daher schon jetzt: 2 Die an das ne he an 

j ic etretenen Gebiete von Eupen, A14 Y Sn 
en En aus Dontschen Reiches. — ID... - +. — Ill. Bestinmun- 
Erlasses behalte ich mir vor. 


Die durch das Versai 


gen über die Ausführung dieses i j 
S x S 23. 1940 (RGBl. I S. 803) 
Nach 5,2 IS Durchführung Enns Sen Mate in den genannten 


sanzehörize. Die 


& g Maßgabe des Reichsbürgergesetzes. — 
ee let nachstehend abgedr. vo. über 


geregelt. 
ü N i Bewohner von Eupen, 
34. / über die Staatsangehörigkeit der : 
i ee) ihres vom 23. September 1941 (RGBL. 1 S. 584). j 
81. (ı) Mit Wirkung vom 18. Mai 1940 erwerben von Rechts wegen die 
deutsche Staatsangehörigkeit En ee 
a) "tie rn die durch Art. 36 des Versailler Vertrags die belgische 
Staatsangehörigkeit erworben haben, 
b) die Personen, die als Bewohner von 
Staatsangehörigkeit am 10. Januar 1 ag 
c) die ehelichen Nachkommen der unter Buchst. en 
Be an ee N nach belgische Recht die 

. g den weiblichen Kers0"r t e 

\ N rent der unehelichen Mutter teilen sowie 

Sta £ 


Neutral Moresnet die belgische 
920 erworben haben, 
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d) die Ehefrauen, der unter Buchst. a bis e genannten Perso 
3 inte) st. F nen, und zw. 
auch dann, wenn die Ehe am 18. Mai 1940 nicht mehr bestanden N 


(2) Die deutsche Staatsangehörigkeit erlangt jedoch nicht, 


a) wer nach dem Erwerb der belgischen Staatsangehörigkeit ei 
} D 2 S gehörigkeit eine andere 
als die belgische Staatsangehörigkeit erworben hat 2 
a g £ at oder staatenlos 
b) Ku Frau, die nach dem Inkrafttreten des Versailler Vertrags einen 
eg geheiratet hat, der die belgische Staatsangehörigkeit nicht 
nach Art. 36 des Versailler Vertrags oder nach dem belgischen Gesetz 
vom in at 1919 erworben hatte, 
wer unchelich geboren und nach Inkrafttreten des Versai f 
BER TER € dnach 2 ersailler Vertrags 
S = en, Se = belgische Staatsangehörigkeit nicht na 
. 96 des Versailler Vertrags oder nach dem belgise 
“m 15. September 1919 erworben hat, ERS LDERS 
a on der Minderjährigkeit oder vor der Volljährigkeitserklä- 
& zung | urch nachfolgende Eheschließung ligitimiert wurde oder 
. Bi er zusammen mit der Anerkennung durch die Mutter frei- 
wer le en anerkannt worden ist 
Y ude ($ 5 der Ersten Verordnung zum Reichsbü 
J ichsbürgergesetz vom 
2 November 1935 — RGBI. 18. 1333) oder Zigeuner Be nö 
a N age mit denen Personen deutschen oder artverwandten Blutes, 
a en k‘ an eunEen des Abs. 1 zutreffen, auf Grund des belgischen 
Aus solchen Er ee eg a a ne Bean. 
Buchst. a nicht hergeleitet werden. io. ae 
1. Wegen der Grundlage für die VO. zu vgl. oben S. 125, 


2. Zu der VO. hat der RMi > 
S. 361) AusfAnw. erlassen ri ae “rn BD: IE DER ERBEN 


3. Die VO, ist am 30. 9, 1941 in Kraft getreten. 


c 


—_ 


sammen mit letzterer Feststellung die Abstamm: 


f ländischen Vater i 
Elternteil anerkannt, #0 Fe ist. Wird das Kind von keinem 


Gebiete von Eupen, Malmed 
es die belg. StA. aus ln Belleik ande eohorsn Ian 58 Abssem ERIE: NSRE 
’ 


vermöge Ableitunz von der Mu en Redl ii 
e; tter; 1. R d, 2 
i Zu Abe. 2 Buchst. eN a Dan Be te 
ur die väterliche Abstammung vo: En 
> 


h e D n eine ; h 
* ar ie a einer Feststellung der mütterlichen angestellt ne 
3.17, Abs2Buchst.d: Die Erste VO, z, Re DR ER 
ichsbürgerG. ist abgedr. unten 


ZuAbs.3: Wer auf 
war und dann als Staatenuna des beig. G. vom 30, 7. 1934 ause, ‚orden 
- die Ausschlußbestinmung des güdere ala die warn 
‚2. (1) Mit Wirkun : Mei.ia 
angehörigkeit auf Wide g vom 18. Mai 1940 erwerben die deutsche Staats- 


— 
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a) diejenigen deutschstämmigen belgischen Staatsangehörigen, die am 
18. Mai 1940 ihren Wohnsitz im Gebiet von Eupen, Malmedy und 
Moresnet hatten und die deutsche Staatsangehörigkeit nicht schon 
nach Maßgabe des $ 1 dieser Verordnung erworben haben, 
b) die deutschstämmigen Staatenlosen, die am 18. Mai 1940 ihren 
Wohnsitz im Gebiet von Eupen, Malmedy und Moresnet hatten. 
(2) Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit kann nur binnen 
10 Jahren widerrufen werden. Auf die Geltendmachung des Widerrufs 
kann bei voller Bewährung bereits vorher verzichtet werden. Den Wider- 
ruf oder den Verzicht auf seine Geltendmachung sprechen der Reichsminister 
des Innern im Einvernehmen mit dem Reichsführer$$, Reichskommissar für 
die Festigung deutschen Volkstums, oder die von ihnen bestimmten Stellen 
aus. Im Falle des Widerrufs geht die deutsche Staatsangehörigkeit mit der 
Zustellung oder öffentlichen Bekanntmachung des Widerrufs verloren. Wird 
auf die Geltendmachung des Widerrufs verzichtet, so tritt der endgültige 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit mit der Bekanntgabe der Ver- 
zichtserklärung ein. 
(s) Der Widerruf erstreckt sich, soweit dies nicht im Einzelfall ausge- 
schlossen wird, auf 
1. die Ehefrau, 
2. die minderjährigen Kinder, 
es sei denn, daß sie vor der Eheschließung oder der Legitimation 
die deutsche Staatsangehörigkeit bereits auf Grund des $ 1 besaßen. 
1. Zu vgl, zu $ 2 im einzelnen die Ziffern 8-23 der AusfAnw. 
2. Wegen der Rechtsstellung der Staatsangehörigen auf Widerruf zu vgl. 
die VO. über die StA. auf Widerruf vom 25. 4. 1443 (abgedr. unten S. 136). 
$ 3. Bei den Personen, die am 18. Mai 1940 ibren Wohnsitz außerhalb 
des Gebiets des Deutschen Reichs (einschließlich von Eupen, Malmedy und 
Moresnet) hatten, tritt der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach 
$ 1 Abs. 1 nicht ein, wenn der Regierungspräsident in Aachen bis zum 
1. Oktober 1942 feststellt, daß sie die hierfür erforderliche Eignung nicht 
besitzen, . 
1. Bei $ 3 handelt es sich lediglich um einen Ausschluß vom Erwerb der 
deutschen StA, gemäß $ 1, nicht etwa auch vom Erwerb der deutschen StA. auf 
Widerruf gemäß $ 2. Zu vgl. im einzelnen Ziff. 19 der AusfAnw. 
2. Die in. Betracht kommenden Personen erwerben fürs erste die deutsche 


Pris, in Aachen im Einzelfall feststellt, daß die „er- 


StA. nach $ 1; wenn der Reg fi r 
forderliche Eignung“ fehlt, dann wird es so angesehen, als ob der Betreffende die 
deutsche StA, Aberhauns nicht erworben hätte. Durch VO. v. 28. 9. 1942 (RGBI. I 


S, 564) ist. die Feststellungsfrist „bis auf weiteres“ verlängert. j 
3. Zum Gebiet des Deutschen Reichs gehört das Protektorat Böhmen und 


Mähren, nicht aber das Generalgouvernement. 
$ 4. Auf Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit auf Grund dieser 
Verordnung erworben haben, finden auch für die Zeit vom 18. Mai 1940 bis 
1. September 1940 Anwendung: 
a) das Reichs- und Staatsangebörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913 (RGBI. 
S. 583), ferner $ 3, $ 4 Abs. 1, Abs. 2 Nro. 2 und 4, Abs. 3 der Ver- 
ordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1934 
(RGBI. 18. 85) und das Gesetz zur Anderung des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes vom 15. Mai 1935 (RGBl. I S. 593), 
b) die Bestimmungen im $ 2 Abs. 1, Abs. 3 bis 5 und $ 3 des Gesetzes 
über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der 
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deutschen Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933 (RGBI. TS. 480) 
und unter Nr. I und II zu $ 2 der Verordnung zur Ausführung des 
genannten Gesetzes vom 26. Juli 1933 (RGBL IS. 538). j 
1. Zu vgl. hierzu Ziff. 26 der AusfAnw. 
A Fr hiernach anzuwendenden Vorschriften eind abgedr. oben S. 17 tf., 471. 
und 50 ff, 


35. Staatsangehörigkeit der Bewohner von Eupen, Malmedy und Moresnet. 
RdErl d. RMdI. vom 10. Februar 1942 (RMBIiV. S, 361). 


1. Im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung der Gebiete von 
Eupen, Malmed y und Moresnet mit dem Deutschen Reich (vgl. 
Erlaß des Führers vom 18. Mai 1940, RGBl. I S. 777) haben die Bewohner 
dieser Gebiete nach $ 2 des Führererlasses vom 23. Mai 1940 (RGBl. IS. 803) 
die deutsche Staatsangehörigkeit nach Maßgabe näherer Bestimmungen er- 
worben. Diese näheren Bestimmungen sind in der VO. vom 23. September 
1941 (RGBl. 1 S. 584) getroffen worden. Ich bestimme hierzu im einzelnen 
folgendes: 


A. Staatsangehörigkeitswechsel der Bevölkerung, 
diediebelgische Staatsangehörigkeitdurch Art.36 
des Versailler Vertrages usw. erworben hat. 

2. Grundsätzlich haben alle diejenigen Personen, die die belgische Staats- 
angchörigkeit nach Art. 36 des Versailler Vertrages erworben hatten, ein- 
Schließlich 

a) ihrer Ehefrauen, 

b) der ehelichen Nachkommen und deren Ehefrauen, 

€) der unchelichen Nachkommen weiblicher Personen (jedoch nur 30- 

weit sie nach belgischem Recht die Staatsangehörigkeit der Mutter 

teilen) und deren Ehefrauen 
die deutsche Staatsangehörigkeit mit Wirkung vom 18. Mai 1940 von Rechts 
wegen wieder erworben. Da es sich um einen Akt der Wiedergutmachung 
des Unrechts von Versailles handelt, ist der Wiedererwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit ohne Rücksicht auf den Wohnsitz und die Volkszu- 
gehörigkeit dieser Personen eingetreten. Auch Witwen und geschiedene 
Frauen haben die deutsche Staatsangehörigkeit wieder erworben, und zwät 
auch dann, wenn sie selbst vor der Eheschließung die belgische Staatsange- 
hörigkeit nicht durch den Art. 36 des Vertrages von Versailles oder das 
belgische G. vom 15. September 1919 erworben hatten oder eine andere als 
die belgische Staatsangehörickeit besaßen. Die Frage, wann uncheliche 
Kinder nach belgischem Recht die Staatsangehörigkeit der Mutter oder des 
Vaters teilen, ist in Nr. 5 unter b näher erörtert; sie haben die deutsche 
Staatsangehöriekeit nach $ 1 a.a.0. dann erworben, wenn derjenige Eltern- 
teil, von dem sie nach belgischem Recht ihre Staatsangehörixkeit ableiten 
(d, i. der uncheliche Vater, falls dieser das Kind durch nachfolgende Ehe 
legitimiert oder gerichtlich oder freiwillig anerkannt hat, andernfalls die 
Mutter — jedoch auch nur, wenn sie das Kind gerichtlich oder freiwillig 
anerkannt hat —), nach 8 1a bis d die deutsche Staatsangehörigkeit erworben 
hat. Uncheliche Kinder, die von keinem Elternteil anerkannt sind, leiten 
nach beigischem Recht ihre Staatsangehörigkeit nicht von den Eltern ab, sie 
a ar an dem Rückerwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nat 
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3. Unter den Personen, die im Zusammenhang mit der Abtrennung von 
Eupen, Malmedy und Moresnet vom Deutschen Reich belgische 
Staatsangehörige geworden sind, lassen sich 3 Gruppen unterscheiden: 

a) Nach Art..36 Abs. 1 des Versailler Vertrages hatten die deutschen 
Staatsangehörigen, die am 10. Januar 1920 in Neutral- oder Preu- 
Bisch-Moresnet ihren Wohnsitz hatten, an diesem Tage, und die 
deutschen Staatsangehörigen, die am 20. September 1920 im Gebiet von 
Eupen-Malmedy ihren Wohnsitz hatten, an diesem Tage von Rechts 
wegen die deutsche Staatsangehörigkeit verloren und die belgische Staats- 
angehörisrkeit erworben. 

b) Die erst nach dem 1. August 1914 in Eupen, Malmedy und 
Moresnet zugezogenen deutschen Staatsangehörigen hatten indessen 
nach Art. 3 Abs. 2 des Versailler Vertrages die belzische Staals- 
angehörigkeit nur erworben, wenn die Belgische Regierung auf Antrag diesen 
Staatsangehörigkeitserwerb genehmigte. ® 

€) Auf Grund innerstaatlicher belgischer Vorschriften (belgisches Staats 
angehörigkeitsG. vom 15. Mai 1922, belgisches G. vom 4. August 1926) 
hatten auch die in Eupen, Malmedy und Moresnet geborenen Per- 
sonen und ihre Abkömmlinge, die bereits vor dem 1. August 1914 und z. Z. 
des Inkrafttretens der belgischen Vorschriften ihren W ohnsitz in Beleien 
hatten, von Rechts wegen die belgische Staatsangehörigkeit erworben; hatten 
diese Personen sich erst nach dem 1. August 1914 in Belgien nieder- 
gelassen, so konnten sie die belgische Staatsangehörigkeit nur durch Rekla- 
mation mit königlicher Bewilligung erlangen. Diese Regelung RR, a 
sie den Erwerb der belgischen Staatsangehörigkeit von Rechts wesen e a r 
mit dem Versailler Vertrag in Widerspruch und ist vom Deutsc ben erh 
nicht anerkannt worden. Die davon betroffenen Personen haben daher Are e 
zeit die deutsche Staatsangehörigkeit nicht verloren. Anders er A ee 5 
lage dagegen bei den Reklamanten, bei denen der Verlust ur u M 
Staatsangehörigkeit nach & = In ern pe ee ae = 6 
g on ist. Da es sich um die Wiedergutmachun B Dana 
is Ele ist die deutsche Staatsangehörigkeit auch mr ag 
wieder erworben worden, die nach Art. 36 Abs. 2 des hi = n on 
belgische Staatsangehörigkeit auf eigenen Antrag oder durc h 


erworben hatten. , \ 
4. Die Bestimmungen des $ 1 der VO. er 23. a = 
| diejeni R - snets B ar- 

sie auf diejenigen aus Neutral-More 1 Pe 
ne neälieh En Abkömmlinge, der Ehefrauen und der Ehefrauen der 


i i i gust 1914 in Belgien wohnten 
et Sehucproickol zum deutsch-belgischen 


3 rag: 

und nach dem von deutscher Seite im S en ee 

i ag vi . Septeinber 1922 (RGBl. 1924 11 5. == Er uue 

En enanber 1919 die belgische ee ee 

dm 10 ansır 1920 erworben hatten. Die Ausführungen vn e Ines, 
geschiedenen Frauen und die unehelichen Abkömmlinge in Nr. 2 g 


hier entsprechend. N »r VO, sind ausge- 

E ca ‚höriekeitswechsel nach $ 1 der i ausg 
5. Vom Staatsangehörigkeitswechs . Ex 

N die nach dem Erwerb der belgischen a 

»rsonen > "sl.ei on habe 

eine le ae die belgische Staatsangehörigkeit DE eotche Ziirdiee 

staatenlos geworten sind ($ 1 Abs. 2a). ae ae auf Grund des 

2 5 ; aa ‚erwagrdte UeS, s 

jenigen Personen deutschen oder artverwän ni 


Lichter. Staxtsangehörigkeitwracht 
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belgischen G. vom 30. Juli 1934 ausgebürge i 

l x A P . ausg gert und damit staatenlos geworde: 
sind (S 1 Abs. 3) — vgl. hierzu Nr. 7 unten) —; sie werden so an 
wäre die Ausbürgerung nicht erfolgt. u 


b) (1) Personen, die inzwischen, ohne Rücksi i 
) en, vis h e Rücksicht auf die Bestimn > 
ne ae ‚Vertrages, die belgische Staatsangehörigkeit Surch, Kies 
is Eng er men sa SERIE erworben hätten ($ 1 Abs. 2b 
‚o) runter fallen die Frauen, die selbst oder deren Vorfal n di 
RE durch den Versailler Vertrag Bi 
? während der belgischen ‚Herrschaft einen Belgi >hei ı 
der selbst oder dessen Vater bzw. i ee 
S w. uneheliche Mutter schon vor d an: 
I hen 0 Se n vor dem 10. Januar 
bzw. 20. 20 (zu vgl. oben Nr. 3a) die belgische S 5 
angehörigkeit besaß. Da in diesen Fall Ss 17 Zieh © Reiche: aui 
ee ee s Ilen nach $ 17 Ziff. 6 des Reichs- und 
l h eutsche Staatsangehörigkei el ück 
sicht auf die Bestimmungen des Versai en Ei 
{ es Versailler Vertrages verl regangen w 
wurde dieser Personenkreis vom St N ee et 
S { m Staatsangehörigkeitserwerb nach $ 1 Abs. 1 
er ee für Or die durch die Eheschließung 
ee mit einem Belgier. der selhst oder dessen Vater 
De a ng ei belgische Staatsangehörizkeit elton “ro dein 
0. Ja 20 bzw. 20. September 1920 besaß, seit dem Inkrafttreten des 
ae Ken legitimiert worden sind und demgemäß Ed Art. 3 der 
en Ir 5 EL in der Fass. vom 14. Dezember 1932 und 
Re r ech elgische Staatsangehörigkeit auch ohne Rücksicht auf den 
nr ah en rag ‚erworben hätten, oder die von einem solchen Belgier vor 
een Ren mi der Anerkennung durch die Mutter freiwillig oder ge- 
ns r ar oe Kinder anerkannt worden sind und dadurch nach 
ehem re taatsangehörigkeitsG. die belgische Staatsangehörig- 


“ Y 1 
a; een ee Gen krass StaatsangehörigkeitsG. in der Fass. vom 
an und 30. Juli 1934 folgt ein während der Minderjährigkeit 
Sr er Volljährigkeitserklärung legitimiertes uneheliches Kind der 
atsangehörigkeit des Vaters, wenn dieser Belgier ist 


N i ; 

shit en BEN 1:1; 1927 in den früher preußischen Gebietsteilen ein- 

ag ei es code eivil können uneheliche Kinder, mit Ausnahme 

je u ae! B e oder im Ehebruch erzeugten, durch nachfolgende Fhe 

m R gitimjert werden, wenn diese sie entweder vor der Heirıt 8% 
ı anerkannten oder bei Abschließung der Ehe selbst anerkennen. 


A f } 
N IE au ei 2 & En O. folgt ein uneheliches Kind, dessen mütterliche 
Ken use er Minderjährigkeit oder vor seiner Volljährigkeits 

Ns DER ; er nn festgestellt ist, der Staatsangehörigkeit der Mutter vom 
en igen oder gerichtlichen Anerkennung oder vom Tage des die 
Amnmng esiallenden Urteils ab. Ist das Urteil erst nach dem Tode 
ee ee g. DIR das Kind der Staatsangehörigkeit, welche die 
Anne ds eg esaß. Es folgt der Staatsangehörigkeit des Vaters 

iwillige oder gerichtliche Anerkennung der väterlichen 


stammung vor oder zusam i 
a men mit der Anerkennung der mütterlichen 


c) Juden und Zigeuner ($ 1 Ab 
Erwerb 8. 2d der VO.); sie sind auf j Fall vom 
erb der deutschen Staatsangehörigkeit ech er N nablütige 


Mischlinge ersten und i i 
rn aan 2 ‚weiten Grades nehmen dagegen am Staatsangehöriß” 
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6. Wegen des Ausschlusses des Erwerbs der deutschen Staatsangehörig- 
keit bei Personen, die am 18. Mai 1940 im Auslande lebten ($ 3 der VO.), 
vgl. unten Nr. 19. x 

7. Nach $ 1 Abs. 3 der VO. gelten auf Grund des belgischen G. vom 
30. Juli 1934 gegen deutschblütige Personen erganzene Ausbürgerungs- 
bescheide als nicht erlassen. Aus diesen Ausbürgerungsbescheiden können 
Rechtsfolgen nach $ 1 Abs. 2a nicht hergeleitet werden (vgl. oben Nr. 5 


unter a). R 
B. Staatsanhörigkeitswechsel x 
der deutschstämmigen Wohnbevölkerung. 

. Nach $ 2 der VO. haben die deutschstämmigen bisherigen belgischen 
Staatsangehörigen, soweit sie nicht schon die deutsche Staatsangehörigkeit 
gemäß & 1 erworben haben, und die deutschstämmigen Staatenlosen, die am 
18. Mai 1940 ihren Wohnsitz im Gebiet von Eupen, Malmedy und 
Moresnet hatten, die deutsche Staatsangehörigkeit auf Widerruf 
von Rechts wezen ohne besonderen Einbürgerungsakt erworben. ‚ 

9. Das Gebiet von Eupen, Malmedy und Moresnet umfaßt die 
beiden Landkreise Eupen und Mälmedy. DS 

10. Als Wohnsitz einer Person gilt der Ort, an dem sie sich in der Ab- 
sicht niedergelassen hat, sich dort dauernd aufzuhalten. Wird dieser Ort 
ohne die Absicht, dorthin dauernd zurückzukehren, verlassen, so ist darin 
die Aufgabe des Wohnsitzes zu erblicken; keine Aufgabe des Wohnsitzes 
liegt dagegen vor, wenn die Rückkehrabsicht beim Verlassen des Ortes be- 
standen hat. Ein Einrücken von Wehrpflichtigen zum belgischen Heere ‚gilt 
nicht als Aufgabe des Wohnsitzes. Ebenso ist eine bei Ausbruch der Feind- 
seligkeiten zwischen Belg ien und Deutsc hland erfolgte Flucht ins 
Innere von Belgien im Hinblick auf die besonders, gelagerten Verhält- 
nisse an der deutsch-belgischen Grenze in der Regel ‚nicht als Aufgabe des 
Wohnsitzes zu werten. Der Wohnsitz einer Ehefrau ist nach dem des Ehe- 
mannes zu beurteilen, auch wenn sie sich tatsächlich anderswo aufhält. 
War am 18. Mai 1940 rechtskräftig auf Aufhebung der ehelichen Gemein- 
schaft der Eheleute erkannt, 30 ist der Wohnsitz der Ehefrau, selbständig zu 
beurteilen. Minderjährige eheliche Kinder teilen den Wohnsitz des Vaters; 
wenn der Vater gestorben ist, wenn die Ehe sonst aufgelöst ist, oder wann 
die Eheleute getrennt leben und die tatsächliche, Sorge für die ER er 
Mutter obliegt, teilen eheliche Kinder den Wohnsitz der Mutter. Unehelicho 


Ki i Yohnsitz der Mutter. Hat jemand mehr als einen 
eg eh and. den er als seinen Wobnsitz bezeichnet. 
Die Erklärung, daß ein im Gebiet von Eupen und M almedy liegender 
Ort als Wohnsitz gewählt wurde, ist im Reichsgebiet regelmäßig Br 
der zuständigen unteren Verwaltungsbehörde (d. i. der Landrat, a Stadt- 
kreisen mit staatlicher Pol.-Verwaltung der staatliche Pol.-Verwa ter, im 


i i im Protektorat Böhmen und Mähren der Ober- 
ine. der zuständigen deutschen Auslandsver- 


landra‘ i sland gegen R 
er u reren. Dep ausdrückliche Erklärung zn a Behörde 
ist jedoch nicht erforderlich. Eine stillschweigende Wahl is arin au, © 
blicken, daß die deutsche Staatsangehörigkeit in Anspruch BEROBBIEN wird, 
2. B. aus Anlaß eines Antrages auf Ausstellung Rn N f Ko 
reichend ist auch anzusehen, wenn beim Reg.-Präs. oder der sonst ın Slauts- 
angehörigkeitsangelegenheiten zuständigen 
stellung eines Staatsangehörigkeitsausweise 
antragt wird. e 


Verwaltungsbehörde die Aus- 
s oder eines Heimatscheins be- 
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ß 11. Als deutschstämmig im Sinne des $ 2 der VO. zelten alle diejenigen 
die nicht binnen drei Monaten nach Veröffentlichung dieses RdErl. an Hand 
von Urkunden oder auf andere Art nachweisen können, daß unter ihren Groß- 
eltern mehr als zwei Nichtdeutsche waren. Können nicht alle erforderlichen 
Urkunden innerhalb der Frist beigebracht werden, so ist eine nachträgliche 
Ergänzung des Nachweises statthaft, solange noch keine endgültige” Ent- 
scheidung getroffen ist. Es bestehen keine Bedenken dagegen, im Hinblick 
auf die besonderen Verhältnisse in den Gebieten von Eupen und Mal- 
me d y auch Personen. die ganz oder teilweise niederländischer (insbesondere 
flämischer) Abstammung sind, und die sogenannten preußischen Wallonen 
(d. h. die in dem früher preußischen Teil des Gebiets von Eupen und 


Ma l med y ansässigen Bewohner mit wallonischer Haussprache) als deutsch- 
stämmig anzuerkennen. 


12. a) Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach & 2 der VO. 
durch den Ehemann und durch den Vater oder die verwitwete, 'zeschiedene 
oder uneheliche Mutter erstreckt sich nicht ohne weiteres auf die Ehefrau 
und die minderjährigen Kinder. Die Ehefrau und die minderjährigen Kinder 
folgen dem Ehemann bzw. dem Vater (der Mutter) beim Erwerlı der Staats- 
angehörigkeit nur dann, wenn sie selbst in ihrer Person die Voraussetzungen 
des $ 2 a.a.0. erfüllen (d. h. wenn sie selbst deutschstämmig sind). : 


(b) Eine ‚Ehefrau, die selbst die in $ 2 der VO. bezeichneten Voraus- 
setzunzen erfüllt, hat die deutsche Staatsangehörigkeit auch dann erworben, 
wenn jhr Ehemann sie nicht erlangt hat. 


c) Gegebenenfalls kommt zur Wiederherstellung der Familieneinheit auf 
dem Gebiete des Staatsangehörigkeitsrechts die Einbürgerung desjenigen 
Ehepartners in Betracht, der die deutsche Staatsangehörigkeit nieht nach 
& 2 der VO. erworben hat. = 

d) Minderjährige Kinder erwerben nach $ 2 der VO. die deutsche Staats- 
angehörigkeit auch dann, wenn bei ihnen, nicht aber bei ihrem Vater oder 
ihrer verwitweten, geschiedenen oder unchelichen Mutter die Voraussetzungen 
für den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit erfüllt sind., Bei noch 
nicht schulpflichtigen Kindern aus einer völkischen Mischehe ist die Aner- 
kennung als deutschstämmig dann nicht zu versagen, wenn die deutsche 
Erziehung in Zukunft sichergestellt erscheint. Auch bei minderjährigen 
Kindern kommt gegebenenfalls zur Wiederherstellung der Familieneinheit 
die Einbürgerung in. Betracht. & 


13. Fremdblütige (Juden, Zigeuner, Neger) sind auf jeden Fall vom Er- 

werb ‚der deutschen Staatsangehörigkeit auf Widerruf ausgeschlossen. 
Mischlinge ersten Grades können ausnahmsweise wie Deutschstämmige im 
Sinne von & 2 behandelt werden, wenn sie sich vor dem 18. Mai 1940 zum 
Deutschtum bekannt haben und wenn sie sich nach dem Zeugnis des =U 
ständigen Kreisleiters der NSDAP. vor dem 18. Mai 1940 unter besonderen 
Opfern aktiv für die deutsche Sache eingesetzt haben. Bei Mischlinge" 
zweiten Grades kann eine mildere Beurteilung am Platze sein. 
j „4. a) Die Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit auf Widerruf 
im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung des Gebiets von Eupeh 
Malmedy und Moresnet mit dem Deutschen Reich erworben haben, 
sind von Amts wegen listenmäßig zu erfassen. 

b) (1) Sie sind in den Landkreisen Eupen und Malmedy von den 
Ortspol.-Behörden, im übrigen Reichsgebiet von den Kreispol.-Behörden 


Te es 
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(Ausländerpol.-Amt), in Orten mit staatl. Pol.-Verw. von den Staatl. Pol.- 
Verwaltern, im Protektorat Böhmen und Mähren von den Oberlandräten und 
im Ausland von den deutschen Auslandsvertretungen, in allen Fällen jedoch 
ohne öffentlichen Aufruf, zu ermitteln und in eine in zweifacher Ausfertigung 
zu erstellende Liste aufzunehmen. In diese Liste sind auch sämtliche Familien- 
angehörigen (Ehemann, Ehefrau, Kinder, soweit sie am 18. Mai 1940 bereits 
geboren waren) einzutragen. Die Liste hat zu enthalten: Familiennamen, 
sämtliche Vornamen, Geburtstag, Geburtsort, Beruf, Wohnsitz am 18. Mai 
1910 und 30. September 1941, bisherige Staatsangehörigkeit. 

(2) Die Deutschstämmigkeit der einzelnen Personen ist zu überprüfen; 
soweit Zweifel bestehen, ist von der erfassenden Pol.-Behörde auf einem 
Sonderbogen zu diesen Fällen ausführlich Stellung zu nehmen. Die Ortspol.- 
Behörden haben die Liste in zweifacher Fertigung dem zuständigen Landrat 
vorzulegen, der bei Zweifelsfällen die Stellungnahme des Kreisleiters der 
NSDAP. hinsichtlich der Deutschstämmigkeit herbeiführt; die staatl. Pol.- 
Verwalter und Oberlandräte haben in Zweifelsfällen ebenfalls die Stellung- 
nahme der Kreisleitung herbeizuführen. Bei Personen, die erst kürzere Zeit 
an ihrem jetzigen Wohnort wohnen, sind die für den früheren Wohnort zu- 
ständigen Dienststellen zu beteiligen. Nach Eingang der Stellungnahme des 
Kreisleiters ist die Liste in zweifacher Fertigung von den im ersten Satz 
dieser Ziffer genannten Erfassungsbehörden der nach Abschn. F Nr. 22 und 
Nr. 23 (s. unten) zuständigen Behörde zuzuleiten, die in allen Fällen, in denen 
nach $ 2 der VO. erfüllt sind, den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
durch einen entsprechenden Vermerk auf der Liste bestätigt. Ein mit dem 
Bestätigungsvermerk versehenes Stück der Liste geht zur Verständigung 
an die untere Verwaltungsbehörde oder an den Oberlandrat bzw. die deutsche 

3 etunz ück. . z = 
ne danen Ai Deutschstämmigkeit zweifelhaft bleibt, sind mir 
zur Entscheidung vorzulegen, damit in besonderen Zweifelsfällen bestimmter 
Art einheitlich entschieden wird. 


b) widerruf. 


15. 4) Binnen 10 Jahren. d. i. bis zum 18. Mai 1950, kann ich Im Einver- 
nehmen mit dem RF4J, Reichskomnissar für die nie Volks- 
tum irwerb der deutschen Staatsangehörigkeit widerrufen. ” 

De A eubmıe des Widerrufs und des Verzichts auf den W iderruf 
behalte i ir zunächst selbst vor’). . j Er Su 

e) et sich im Einzelfall als notwendig und zw ei erw Be 
sollte, kann alsbald nach Feststellung der Umstände, ne N “ Fa 
Staatsangehörigkeitserwerbs begründen, die a Eh Een 
werden, z. B. nach einer Verurteilung wegen Hoch- 0 . an Sn vergeN IR 
Fallen dieser Art ist mir we soweit veranlaßt — u Fe Druziwe EQ mit 
heimen Staatspol. und des Kreisleiters der NSDAP. auf de g 
eigener Stellungnahme zu berichten. BIN: Dun uge 

‚ 16 2) Der Widerruf der Staatsangehörigkeit erstreckt sich Berne 
auf die Ehetrau und die am Tage des Widerrufs Rn aakabe INNEN, en 
US En En S er: ee und Staats- 
ruf oder seit Mai 1940 nach den $5 4 DE Deren nie 
Ar 4 der-VO.) erworben baben. Der Widerruf erstreckt 
TA " a ’ x i 

1) Inzwischen ist durch RdErl. vom 28.9. 
RegPrüs, in Aachen bestimmt worden. 


92 (NBIIV, S. 1931) die Zuständigkeit des 


au en 


EEE 
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sich nur auf diejenigen minderjährigen Kinder, deren gesetzliche Vertretung 


demjenigen zusteht, dessen Staatsangehörigkeitserwerb widerrufen werden 


soll. Auf verheiratete Töchter erstreckt sich der Wi i 
e r Widerruf nicht. Wenn di 
Ehefrau und gegebenenfalls die Kinder die deutsche Staatsangehörigkeit 
vor der Eheschließung bereits selbständig nach $ 1 der VO. erworben hatten 
u erstreckt sich der Widerruf. der Staatsangehörigkeit auf sie nicht. Bei 
a die zwar am 18. Mai 1940 noch minderjährig waren, inzwischen 
sr N Een Kai ns die deutsche Staatsangehörigkeit nur 
werden, wenn in ihrer Person die V. “ ierfü 
Ständig vorlleren R n die Voraussetzungen hierfür selb- 
b) Damit durch den Widerruf der Staatsa örigkeit ni 
atsangehörigkeit nicht wertvolles 
ur Blut verlorengeht, werden gegebenenfalls die Familienangehörigen. 
insbesondere die Kinder vom Widerruf ausgenommen. ” 


17. Nach $ 2 Abs. 2 der VO. kann auf die Geltendmachung des Wider- 
a bei voller Bewährung des Staatsangehörigen bereits ee Ablauf der 
Puen Frist verzichtet werden. Für Bewohner der Landkreise Eupen 
ne ea y stellt der Reg.-Präs. in Aachen bis auf weiteres bei mir 
E . 'sprec enden Anträge. Vor der Berichterstattung ist der zuständige 
er eiter der NSDAP. zu hören. Bei Personen, die nicht in den Landkreisen 
upen und M almed y, sondern im übrigen Reichsgebiet oder im Aus- 
and wohnen, ist der Verzicht auf den Widerruf vor Ablauf der Widerrufs- 
frist ebenfalls möglich. Auch hier ist vor der abschließenden Berichterstattung 
a ee von dem Örtlich zuständigen Reg.-Präs., dem Oberlandrat im Pro- 
2 En 2 f ee = ai = = hren oder der deutschen Auslandsver- 
Br ee N > “ zw. der Hoheitsträger der Auslandsorgani- 
2 18. Wird kein Widerruf ausgesprochen oder wird auf ihn verzichtet, s0 
i wird die deutsche Staatsangehörigkeit mit dem Tage a a Aılau! "der 
10jährigen Frist, d. i. ab 18. Mai 1950, oder mit dem Tage der Bekanntgabe 
des Verzichts endgültig erworben. Alsdann sind an die bisherigen Staats- 
angehörigen auf Widerruf Staatsangehörirkeitsausweise ohne den in Nr. 24 
(s. unten) vorgeschriebenen Vermerk auszustellen. 


C. Ausschluß des Erwerbs der deutschen Staats- 
= angehörigkeit ($ 3). 


19. a) Von dem Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit gemäß $ 1 
Abs. 1 der VO. (vgl, oben Abschn. A) ausgenommen sind diejenigen am 
18. Mai 1940 im Ausland eingehließlich Belgiens wohnhaften Personen, bei 
denen der Reg.-Präs. in Aach en bis zum 1. Oktober 1942 feststellt, daß sie 
die zum Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit erforderliche Eignunf 
nicht besitzen. Zum Ausland in diesem Sinne zählt auch das General’ 
gouvernement. 

b) Die Feststellung des Reg.-Präs. in Aachen bewirkt. daß die davon 
betroffenen Personen, die nach & 1 der VO. erworbene deutsche Staats 
angehörigkeit mit Rückwirkung auf den 18. Mai 1940 wieder verlieren. 


D. Stantsangehörigkeit der übrigen Bewohner 
desGebietsvon EupenundMalmedy. 
20. Die vorliegende Regelung läßt die St igkei ei 
Ä liegend Staat a or der dur, 
den Staatsangehörigkeitswechsel auf Grund der are vo. nie 
erfaßten Bewohner von Eupen, Malmed yund Moresnet unberührt: 
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E. Staatsangehörigkeitserwerb 
nach dem Reichs- und StaatsangehörigkeitsG. 


21. Das Reichs- und StaatsangehörigkeitsG. von 1913 ist in Eupen, 
Malmedy und Moresnet nach $ 3 des Führererlasses vom 23. Mai 1940 
erst mit Wirkung vom 1. September 1940 in Kraft getreten; in $ 4 der VO. 
wurde aber bestimmt, daß die Bestimmungen des Reichs- und Staatsange- 
hörigkeitsG. auf diejenigen Personen, die nach der VO. die deutsche Staats- 
angehörigkeit mit Wirkung vom 18. Mai 1940 erworben haben, schon von 
diesem Tage ab anzuwenden sind. 


F. Zuständigkeitsvorschriften, . 
Ausstellung von Staatsangehörigkeitsausweisen. 


2, Über den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit auf Grund des 
$ 1 der VO. entscheidet die für den Wohnsitz des Antragstellers zur Aus- 
stellung von Staatsangehörigkeitsausweisen und Heimatscheinen zuständige 
Verwaltungsbehörde. 

23. Über den Erwer! \ n 
auf Grund des $ 2 der VO. entscheidet diejen 
angehörigkeitsausweisen und Heimatscheinen d £ 
behörde, in deren Amtsbereich der Staatsangehörige auf Widerruf am 
30. September 1941 seinen Wohnsitz hatte. Für Personen, die an diesem 
Tage außerhalb des Deutschen Reichs den Wohnsitz hatten, ist der Reg.-Präs. 


in Aachen zuständig. " : BR 
24. Auf Staatsangehörigkeitsausweisen, die an ersonen, die nat 

der VO. die deutsche Staatsangehörigkeit erworben, habeD, ee 

ist z aber die deutsche Staatsange k 

ist zu vermerken, daß der Inhaber di DL LS. 589) er 


Grund des $ 1 der VO. vom 23. September 1941 sitzt f 
Sn eheieknitenöneeisen für Personen, die nach $ 2 der VO. em 
angehörigkeit nur auf Widerruf erworben haben, ist zu nn . 
Inhaber die deutsche Staatsangehörigkeit auf Grund. des s2 ns OÖ. en 
23. September 1941 (RGBI. IS. 584) auf Widerruf Be eusuielbne 
i er an Staatsangehörige auf Widerru s e 
a A is ise bleiben vorbehalten. 


den Staatsangehörigkeitauswel 


b der deutschen Staatsangehörigkeit auf Widerruf 
jenige zur Ausstellung von Staats- 
zuständige Verwaltungs- 


in den befreiten 


tsangehörigkeit 
a Ra Oktober 1941 


36. Die Verordnung über den Erwerb g Mi 
tersteiermark, Kärntens und Krains vom 14, 

Gebieten der Unte ROBL 8. 619) 
& 1. (1) Die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben 


14. April 1941 . X 
die ehemaligen jugoslawischen er 
j smiekeit. die an diesem Tage ın | freiten Ä 
a emnsck, Kärntens und Krains ihren Wohnsitz hatten oder 


das Jleimatrecht besaßen: rehörigkeit, die an diesem Tage 

ie 8 n deutscher Volkszugel nie Dei Aa 
u ee Gebieten der Untersteiermark, Kärntens und Krains 
Iron Wehner führen die befreiten Gebiete Kärntens und 


1. Laut, Führerentscheidung n 
"Krains jent die Bezeichnung, Gare Kir die Reichsverteidigung er ae 

2 Die vun se hier der StA.-Wechsel Kareal! wird, noch be- 
Er nE Gebiete den Deutschen Reich förmlich einverlei R 


mit Wirkung vom 
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———___ 
3. Der RMin. d. Inn. hat im RdErl 
.d. k rl. vom 10. 2, iV. S. 353 
VO. AusfAnw. erlassen (abgedr. een er EHER EN nie 


4. Die Vorschr. des $ 1 belıandel 5 

4 1 S andelt den StA.-Wechsel der V ö 

Laser und der heim at be rechtigten Bevölkerung ai ni R 2; ac 
zkeit; zu vgl. dazu die Ziff. 3—-11 der AusfAnw. z "FERT POLAR 


5. Der Stichtag des 14. 4. 1941 (zu vgl in $ 
{ £ 14. 4. 18 u vgl. auch in $$ 2 3) ij 
Übernahme der Gebiete in deutsche Verwaltung dureh Eins a Re 
er Zivilverwaltung daselbst, . PNORSERFESB, Same 


der deutschen Volkszuzehörizkei Irw 

Jer Ausstellung von een ne a u an Di . 

5 2. (1) Die ehemaligen jugoslawise S 
oder artverwandten Blutes ne ae se 
wandten Blutes, die am 14. April 1941 Br. 
steiermark, Kärntens und Krains ihren W 
kunz von diesem Tage die deutsche 
an = in Angehörige der heimat 
‚ebiete der Untersteiermark, K 3 {rains Ri X 
die deutsche Seaalsanze höre en re 

® e ’e S 3 ie 
6 ze bes N D der Aaneebeh „Staatsangehörigkeit kann nur binnen 
a ai en. Auf die Geltendmachung des Widerrufs kann 
a Be & bereits vorher verzichtet werden. Den Widerruf oder 
a ar Geltendmachung sprechen der Reichsminister des 
Ei een te dem Reichsführer 55 — Reichskommissar für 
ans re olkstums = oder die von ihnen bestimmten Stellen 
es Be mE geht die deutsche Staatsangehörigkeit mit der 
zn nen ichen Bekanntmachung des Widerrufs verloren. Wird 
Sa Tenmschung das Widerrufs verziehtet, so tritt der endgültige 
ee sea tsangehörigkeit mit der Bekanntgabe der Ver- 

(5) Der Widerruf erstre sich — soweit diese F. 
fall ausdrücklich ee Br Dee 

1. die Ehefrau, 

2. die minderjährigen Kinder, 
es sei denn, 
haben. 


atsangehörigen deutschen 
atenlosen deutschen oder artver- 
den ‚befreiten Gebieten der Unter- 
Vohnsitz hatten, erwerben mit Wir- 
Staatsangehörigkeit auf Widerruf, 
treuen Bevölkerung der befreiten 


olge nicht im Einzel- 


2 . 
daß sie nach $ 1 die deutsche Staatsangehörigkeit erworben 


un DIR Vorschr..der $ 2 bezicht sich auf die Wohnbevölkerung deut 
u vr wandben Blutes, soweit nicht unter $ 1 fallend, 
De en. vel. die Zi. 12—15 der AusfAnw. Wer als „Angehöriget 
a R Se kerung“ anzusehen ist, ist in der AusfAnw. vorerst nur 
ee ann alelermark klargestellt. Hinsichtlich der Gebiete Ober 
Aral zu vgl. den RdErl, des RMdI. vom 19. 6. 1942 (abgedr, unten 8. 170). Wegen 
Bevölkerung und die. Fertnieilung De Een g Angehöriger der heimattreuen 
; ar i 3 Erwerbs de » 5 ıderru 
sowje wegen der Ausstellung von Ausweisen-zu a ee 


3. Zu Abs. 2 und 3 des $ 2 zu vgl. Ziff. 16—19 der AusfAnw. 

BR}. Es Re ne Staatsangehörigen, die am 14. April 
a nee eten der Untersteiermark, Ki 1 Krains 
en Mae pin hatten und die deutsche Staatsangehörigkeit nicht auf Grund 
ode 2 he oder sie später durch Widerruf verlieren, sind 
See en Reichs: Voraussetzung für den Besitz der 
“ NE Fkeit > ohnsitz im Inland. Die Ei schutz“ 
N SE . Die Eigenschaft als Scht 

öriger geht mit der Verlegung des Wohnsitzes in das Ausland verlorel- 


2 
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1. Zur Vorschr. des $ 3 zu vgl. Ziff. 21 der AnsfAnw. 

2. Während, wie in der Ausf.Anw. besonders betont, das Generalrouverne- 
ment nicht als Inland im Sinne des $ 3 gilt, ist selbstverständlich das Protektorat 
Böhmen und Mähren als Inland anzusehen. 
$ 4. Auf die Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit auf Grund 

dieser Verordnung erworben haben, finden Anwendung: 

a) das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913 
(RGBI. $. 583), ferner $ 3, $ 4 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 und 4. Abs. 3 der 
Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 
1934 (RGBl. 1'S. 85) und das G. zur Anderung des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 15. Mai 1935 (RGBI. IS. 593); 

b) die Bestimmungen im $ 2 Abs. 1, Abs. 3 bis 5 und $ 3 des Gesetzes 
über den Widerruf von Finbürgerungen und die Aberkennung der 
deutschen Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933 (RGBI. I S. 480) 
und unter Nr. I und II zu $ 2 der Verordnung zur Durchführung des 
genannten Gesetzes vom 26. Juli 1933 (RGBl. 1 S. 538). 

Die hier in Betracht kommenden Vorschr. sind abgedr. oben S. 17 fl, 47 fl. 

5. den befreiten Gebieten der Untersteiermark, Kärntens und Krains 
N Ausstellung von Urkunden und Bescheinigung über sen 
oder Nichtbesitz der deutschen Staatsangehörigkeit Besen ir l n 
nach Maßgabe näherer vom Reichsminister des Innern zu erlassen 


schriften erhoben. 
Zu vgl. Ziff. 24 der AusfAnw. 


37. Erwerb der Staatsangehörigkeit in den befreiten Gebieten der 
i Untersteiermark und Oberkrains. . 
RdErl. d. RMdI. vom 10. Februar 1942 (RMBIIV. eo )- 
1. Im Zusammenhang mit der Auflösung des Lu Sep bag 
und der Übernahme der befreiten Gebiete der a ee a 
Oberkrains in deutsche Verwaltung hat ein ze Bu Kerr > 
slawischen Staatsangehörigen sowie die in den be Aa pet Rs 
Untersteiermark und Oberkrains ansändigen Di Er 
scher Volkszugehörigkeit nach der V 0. vom 14. ei 
S. 648) die deutsche Staatsangehörigkeit erworben. Der St4 g g 


i i ae ‚eg 14. April 1941 eingetreten. 
Kemächael See Ba na die = den befreiten Gebieten der 


2. Ein Verzeichnis der Gemeinden, ins gehören, wird demnächst bei 


i k und Oberkrains®& R -heinen. 


lın einzelnen wird folgendes bemerkt: er £ 2 
hörigkeit. 
1. Erwerb der deutschen Staatsange ü : r Wohn- 


: a 21 
i R ehörigkeitswechse 
EB bevölkerung 1) u 
nd Staatenlose, die am 14. Apri 


ei k 
ieten der Untersteiermart 
aben mit Wirkung vom 14. April 
wenn sie deutscher 


3. Jugoslawische Staatsangehörige U 
1941 ihren Wohnsitz in den befreiten een 
und Oberkrains (vgl. Nr. 2) Ba en, 
1941 die deutsche Staatsangehörigkeit ’ 
ir nn ae in urrileR, ub jemand deutscher N 

. 4. Für die Entscheidung “U ie bisherigen Bestimmungen, Ins besonde 
keit ist, gelten im alscH nn Der Frage der Abstammung von 


des RdErl. vom 29. 3. 19 


zum 
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deutschen Vorfahren ist wesentliche Bedeutung beizum: 

beachten ist, daß einem nach der Rückkehr de in Nr. ee 
in ‚die deutsche Verwaltung abgegebenen Lippenbekenntnis zum Deutschtu ; 
keine Bedeutung beigemessen werden kann; dagegen ist ein vor der Rück. 
kehr dieser Gebiete in deutsche Verwaltung abgelegten Bekenntnis zum 
Deutschtum, insbesondere die vor der Befreiung bestehende Mitgliedschaft 
inm Schwäbisch-deutschen Kulturbund. stets zu berücksichtigen. j 


‚5. a) Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkei e 

vo, durch den Ehemann und durch den Vater ser ie ee er 
eLnE oder uneheliche Mutter erstreckt sich nicht ohne weiteres auf die 
shefrau und die minderjährigen Kinder. Die Ehefrau und die minderjährigen 
Kinder folgen der Staatsangehörigkeit des Ehemannes hzw. Vaters (der 
Mutter) vielmehr nur dann, wenn sie selbst in ihrer Person die Voraussetzung 
des $1 2. a.0. erfüllen (d. h., wenn sie deutsche Volkszugehörige sind). 

. b) Eine Ehefrau, die selbst die in $ 1 bezeichneten Voraussetzungen 
erfüllt, hat die deutsche Staatsangehörigkeit nach & 1 der VO. vom 
14. Oktober 1941 auch dann erworben, wenn sie ihr Ehemann nicht oder nur 
nach Maßgabe des $ 2 a.a.O. auf Widerruf erworben hat. 


ec) Bei den in einer völkischen Mischehe mit einem fremden Volkszu- 
gehörigen lebenden Personen deutscher Abstammung ist die deutsche Volks- 
er ng anzunehmen, wenn der deutsche Ehegatte sich in der Ehe 

a. gesetzt hat und wenn insbesondere die Kinder bisher deutsch erzogen 
sen Auch die ‚Kinder gelten in diesem Fall regelmäßig als deutsche 
22% Bere Wenn sich der deutschstämmige Ehegatte in der völkischen 
en e an durchgesetzt hat und wenn insbesondere die Kinder bisher im 
mn n Volkstum erzogen wurden, ist unter Umständen sein Aufgehen im 
fremden Volkstum anzunehmen. Personen nichtdeutscher Abstammung, die 
in völkischer Mischehe mit einem deutschen V olkszugehörigen leben, der sich 
in der Ehe durchgesetzt hat, und Personen deutscher Abstammung, die sich 
in einer völkischen Mischehe nicht durchgesetzt haben, werden in der Regel 
ma Er VO. vom 14. Oktober 1941 zu beurteilen sein. 

9 ei minderjährigen Kindern ist immer selbständig zu prüfen, ob sie 
er für den Erwerb der deutschen Stantsangehörigkeit 
er üllen oder nicht. Minderjährige Kinder erwerben nach $ 1 a.a.0. die 

ee ‚Staatsangehörigkeit auch dann, wenn nur bei ihnen, nicht aber 
An : r ‚Ihrem Vater oder ihrer verwitweten, geschiedenen oder unehelichen 
” e nn Voraussetzungen für den Erwerb der deutschen Staatsangehörig- 
an n ela Noch nicht schulentlassenen Kindern, die aus einer völki- 
En I x ehe stammen, ist die Anerkennung als: deutsche Volkszugehörize 

a t zu versagen, wenn die deutsche Erzichung in Zukunft sicher- 
ge en erscheint. Wenn die Kinder nicht die Staatsangehörigkeit nach $ 
erwerben, kommt gegebenenfalls ein Staatsangehörigkeitserwerb auf Wider- 
ruf ($ 2) oder eine Einbürgerung in Frage. 2 Re 

6. Fremdblütige Mischlinge ersten Grades (Halbjuden bzi w.) 

i a x albzigeuner usW-. 

un, aktgelüng nurkepnen, Si 
ee schen Volkstum bekannt haben: Sie können jedoC 
GEAR ehe Erg deutsche Volkszugehörige need wend 
Haan ander a ‚gen re Steirischhr 
Übernahme der befreiten Gebiete der u Br a a oar- 
nahme Interste f Ober 
krains in deutsche Verwaltung aktiv unter beszeuderen: Elke für die 
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deutsche Sache eingesetzt haben. Bei fremdblütigen Mischlingen zweiten 
Grades ist vielfach eine mildere Beurteilung am Platze. 

7. (1) Als Wohnsitz einer Person gilt der Ort, an dem sie sich in der Ab- 
sicht niedergelassen hat, sich dort dauernd aufzuhalten. Wird dieser Ort 
ohne die Absicht, dorthin dauernd zurückzukehren, verlassen, so ist darin 
die Aufgabe des Wohnsitzes zu erblicken. Keine Aufgabe des Wohnsitzes 
liegt dagegen vor, wenn die Absicht der Rückkehr beim Verlassen des Ortes 
bestanden hat. Das Einrücken von Wehrpflichtigen zu jugoslawischen 
Truppenteilen gilt nicht als Aufgabe des Wohnsitzes. 

(2) Der Wohnsitz einer Ehefrau ist nach dem des Ehemannes zu be- 
urteilen, auch wenn sie sich tatsächlich anderswo aufhält. Waren die Ehe- 
leute am 14. April 1941 von Tisch und Bett geschieden, so ist der Wohnsitz 
der Ehefrau selbständig zu beurteilen. Minderjährige eheliche Kinder teilen 
den Wohnsitz des Vaters; wenn der Vater gestorben ist, wenn die Ehe sonst 
aufgelöst ist oder die Eheleute getrennt leben und die tatsächliche Sorge für 
die Kinder der Mutter obliegt, teilen eheliche Kinder den W ohnsitz der Mutter: 
Uncheliehe Kinder teilen stets den Wohnsitz der Mutter. 


(3) Ist eine Gemeinde durch die zwischen dem Reich und Italien. 
Kroatien und Ungarn festgesetzte Grenze durchschnitten worden, SO 
el der Bewohner darauf an, ob 


kommt es für den Staatsangehörigkeitswechsel d« [ n 
sie ihren Wohnsitz in dem zu den befreiten Gebieten der Untersteie r- 
mark und Oberkrains oder in dem zum Ausland gehörigen Teil dieser 
Gemeinde hatten. j . 

(4) Hat jemand mehr als einen Wohnsitz, so ist der Ort maßgebend, den 
er als seinen Wohnsitz bezeichnet. Die Erklärung, daß ein in den befreiten 
Gebieten der Untersteiermark und Oberk rains liegender Ort 
gewählt wird, ist in den befreiten Gebieten der Untersteierm ark und 
Oberkrains regelmäßig gegenüber dem Landrat (bzw. Oberbürger- 
meister), im übrigen Reiehsgebiet bis zur Eingliederung der befreiten Ge- 
biete der Untersteiermark und Oberk rains in das Reich gegeu- 
über dem nach der Lage des Ortes zuständigen Chef der Zivilverwaltung, 
nach der Eingliederung der befreiten GERT en N 

ändi Y S i andrat, in Sta N 
ständigen unteren Verwaltungsbehörde (d. „). der Landrat, 1 ‘ 
mit staatl. Pol.-Verw. der staatliche Pol.-V erwalter, im UbEgeR der Ir 
bürgermeister, im Protektorat Böhmen us rer ae zu 
land gesenüber der zuständigen deutschen Aus andsvertretung abzupeben. 
Eine Ausdrückliche Erklärung gezenüber dieser Behörde ist u Ei we 
forderlich; eine stillschweigende Wahl ist darin zu BRISEN dal a Ken 
Stahtsangehörigkeit in Anspruch genommen wird, ei ame ec 
Antragesdauf Ausstellung eines ee een nn = 
sehen, wenn bei den im Staatsangehörigkeifs ragen zuständigt SUNET. 
behörden die Ausstellung eines Staatsangehörigkeitsausweisos oder ein#s 
Ueimatscheines beantragt wird. 


p) Staatsang 
der heimatberet 


höri keitswechsel 
Sekigien Bevölkerung. 


ise Staats ehörige deutscher Volkszuge- 
hö a ep ee ne Wohnsitz aNREIN Bee WI 
Gebiete der U ntersteiermar k und Ober kra ee: a 
Wirkung vom 14. April 1941 die deutsche BEERBEEN I In ekiene 
wenn sie an diesem Tage das Hejmatrecht in einer Gt P 
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Gebiete der Untersteiermark und Oberkr 


en ains (vgl. oben Nr. 2) 


9% Jeder jugoslawische Staatsangehörige besaß an einem bestimmten 
innerhalb des jugoslawischen Staatsgebiets gelegenen Ort das Heimatrecht 
(vel. $ 3 des jugoslawischen StaatsangehörigkeitsG. vom 21. September 


1928). Dieser Ort ist regelmäßig aus de ei schei i 
iR € &g aus dem Heimatschein oder dem Reisepaß 
10. Hat jemand das Heimatrecht am 14. April 1941 in einer Gemeinde 
Em, die von der Grenzziehung gegenüber Italien. Kroatien 
oder Ungarn durchschnitten wurde, so kann zu seinen Gunsten unterstellt 
Bere daß er das Heimatreeht in einer Gemeinde der befreiten Gebiete der 
a RT Ä ei Tune und Oberkrains gehabt hat, wenn er 
eutsche Staatsangebörigkeit nach $ 1 Ziff. 1 der VO. v. d K 
1941 in Anspruch nimmt. E i PERRERee 
.i 11. Die Bestimmungen in Nr. 4 (Begriff der deutschen Volkszugehörig- 
Ha und Nr. 5 “(Staatsangehörigkeitserwerb der Ehefrau und der minder- 
jJahrigen Kinder) sowie in Nr. 7 (Wohnsitzbegriff) gelten entsprechend. 


II. Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit auf Widerruf ($ 2). 
A. Bestimmungen für die Untersteiermark 

a) Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit. 
$ 12. Die ehemaligen jugoslawischen Staatsangehörigen deutschen oder 
artv erwandten Blutes sowie die Staatenlosen deutschen oder artverwandten 
Blutes, die am 14. April 1941 in den befreiten Gebieten der Untersteier- 
m ark und Oberkrains ihren Wohnsitz hatten, haben nach $ 2 der 
VO. vom 14. Oktober 1941, sofern sie als Angehörige der heimat- 
t reuen Be völkerung anerkannt werden, die deutsche Staatsangehörig- 
keit auf Widerruf von Rechts wegen ohne besonderes Einbürgerungsver- 


fahren mit Wirkung vom 14. April 1941 an erworben (soweit sie nicht . 


deutscher Volkszugehörigkeit sind und deswegen bereits nach $ 1 der Vo. 
die Staatsangehörigkeit endgültig erworben haben). Als anerkannte Ange- 
hörige der heimattreuen Bevölkerung gelten die vorläufigen Mitglieder des 
Steirischen Heimatbundes. Andere Personen können als Angehörige der 
heimattreuen Bevölkerung nur anerkannt werden, wenn besondere Gründe 
dies rechtfertigen (z. B. die Unmöglichkeit des Mitgliedschaftserwerbs durch 
eiternlose kleine Kinder, Verlegung des Wohnsitzes nach dem 14. April 1941 
aus der Un tersteiermark in das Altreich oder das Ausland, wo der 
Steirische Heimatbund keine Ortsgruppen besitzt). Im Steirischen Heimat- 
bund sollen alle in den befreiten Gebieten der Untersteigrm ark 
wohnenden deutschen Volkszugehörigen und diejenigen Bewohner der 
Untersteiermark, die auf Grund ihrer blutmäßigen Herkunft die 
Rückführung in die deutsche Volksgemeinschaft anstreben zusammengefaßt 
werden; in ihm stehen die Deutschen neben den heimattreuen Bewohnern der 
Untersteiermark, ungeachtet der sprachlichen Unterscbiede. 

13. a) Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit auf Widerruf 
nach $ 2 der VO. durch den Ehemann erstreckt sich nicht ohne weiteres AU 
die Ehefrau. Die Ehefrau hat die deutsche Staatsangehörigkeit auf Widerrü 
nach $ 2 a.a.0. vielmehr nur dann erworben, wenn sie selbst die Voraus“ 
setzungen des $ 2 in ihrer Person erfüllt (d. h. wenn sie selbst Angehörige 


der heimattreuen Bevölkerung der befrei i BEr= 
reiten Gebie S teile 
mark und Oberkrains ist). an 
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b) Eine Ehefrau, die die in $ 2 bezeichneten Voraussetzungen erfüllt, hat 
die deutsche Staatsangehörigkeit auf Widerruf nach $ 2 der VO. auch dann 
erworben, wenn sie ihr Ehemann nicht erworben hat oder wenn dieser nach 
Maßgabe des $ 1 a.a.O, deutscher Staatsangehöriger geworden ist. 


c) Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit auf Widerruf nach’ 


$ 2 der VO. vom 14. Oktober 1941 durch die Eltern oder, falls die Ehe der 
Eltern nicht mehr besteht, durch den Vater oder die verwitwete, geschiedene 
oder uneheliche Mutter erstreckt sich regelmäßig — soweit nicht im Einzelfall 
etwas Abweichendes ausdrücklich festzestellt wird — auch auf die Kinder 
unter 14 Jahren. Bei älteren minderjährigen Kindern und bei minderjährigen 
Kindern, bei denen nicht beide Eltern Staatsangehörige auf Widerruf nach 
$ 2 a.a.0. geworden sind, ist selbständig zu prüfen, ‚ob sie die Voraus- 
setzungen für den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit auf Widerruf 
erfüllen oder nicht. Minderjährige Kinder erwerben nach $ 2 2.2.0. 
die deutsche Staatsangehörigkeit auf Widerruf auch dann, wenn nur bei 
ihnen, nicht aber auch bei ihrem Vater oder ihrer Mutter die Voraussetzungen 
für den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit erfüllt sind. . 
14. Wegen des Wohnsitzes gelten die Bestimmungen in Nr. 7 auch für 
die heimattreue Bevölkerung entsprechend. an 2 
15. Die Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit auf Widerruf 
im Zusammenhang mit der Übernahme der Unters teierma rk n die 
deutsche Verwaltung erworben haben, sind von Amts megen IE ig zu 
rfassen. Hierfür genügt als Unterlage die von dem Steirischen Sys 
ee bei dem Chef der Zivilverwaltung (bzw. ‚nach ‚der Eingliederung ( es 
Gebiets bei dem Reichsstatthalter) in Graz einzureichende Liste der ® or- 
läufigen Mitglieder. 
De 1 1951, kann von mir 
i Jahren, d. i. bis zum 14. April 1951, kann von MI 
im Einen re RFS#, Reichskommissar für die er Aa 
Volkstum, oder von den Age a Stellen der 
deutse Staatsangehörigkeit widerrufen werden 2 a ei 
v) Im men mit dem RFS4, Reichskommissar Tür, Rn 
gung deutschen Volkstums, übertraze ich die er Ök en 1041 cd 
deutschen Staatsangehörigkeit nach $ 2 der VO. vom } . cken, lür 
widerrufen oder auf die Geltendmachung des W a Widerruf in die 
alle im Zeitpunkt des Widerrufs oder des Verzichts n sten En 
Untersteiermark wohnhaften Angehörigen. ei in des Deutsch 
völkerung bis zur endgültigen Eingliederung - h der Eingliederung der 
Reich dem Chef der Zivilverwaltung in Graz. NaC ner Reichsstatthalter in 
Untersteiermark in das Deutsche Reich tritt ce ar A 
Graz zugleich als Beauftragter des RF#, a ve übriren Personen 
Festigung deutschen Volkstums, An seine Se re tersteier- 
(also den im Ausland und im Reichsgeb < a des Widerrufs und die 
mark wohnenden) behalte ich mir a g 
Geltendmachung des Verzichts auf den Wi 
’ "n Der I en Kind 
auf die Ehefrs d die am 1% eu 7 »h 8 2 auf Wider- 
sofern. Fi dontsche Stautsangehörigkeit ebenfalls uch 
ruf oder seit dem 14. April 1941 nach den ss 
angehörigkeitsG. erworben haben. Der 
diejenigen minderjährigen Kinder, deren & 


142 StA. in der Untersteiermark u, Oberkrain. 


> 


zusteht, dessen Staatsangehörigkeitserwerb widerrufen werden soll. Auf 
verheiratete Töchter erstreckt sich der Widerruf nicht. Wenn die Ehefrau 
und gegebenenfalls die Kinder deutsche Volkszugehörige sind, insbesondere 
wenn sie die deutsche Staatsangehörigkeit vor der Eheschließung bereits 
selbständig nach $ 1 der VO. erworben hatten, so kann sich der Widerruf 
der Staatsangehörigkeit auf sie nicht erstrecken. Bei Personen, die zwar 
am 14. April 1941 noch minderjährig waren, inzwischen aber volljährig 
seworden sind, kann die deutsche Staatszugehörigkeit nur widerrufen 
werden, wenn die Voraussetzungen hierfür in ihrer Person selbständig 
vorliegen. 5 
‚18. (1) Nach $ 2 Abs. 2 der VO. kann auf die Geltendmachung des 
Widerrufs bei voller Bewährung des Staatsangehörigen auf Widerruf bereits 
vor Ablauf der 10jährigen Frist verzichtet werden. Die volle Bewährung 
eilt grundsätzlich als gegeben, wenn der Angehörige der heimattreuen Be- 
völkerung die endgültige Mitgliedskarte des Steirischen Heimatbundes erlangt 
hat. Der Bundesführer des Steirischen Heimathundes teilt der für den 
Widerruf oder für den Verzicht auf die Geltendmachung des Widerrufs zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde (vgl. Nr. 16b) unter Angabe von Namen, 
Geburtsort, Geburtstag, Wohnort und Wohnung mit, welche Bewohner der 
Untersteiermark die endgültige Mitgliedskarte des Steirischen 
Heimatbundes erhalten haben. Hierauf wird die förmliche Verfügung, in der 
auf den Widerruf des Erwerbs der Staatsangehörigkeit verzichtet wird, 
erlassen und dem bisherigen Staatsangehörieen auf Widerruf zugestellt. 


(2) Bei den Personen, die nicht in der Untersteiermark, sondern 


‚ Im übrigen Reichsgebiet oder im Ausland wohnen, wird der Verzicht auf die . 


Geltendmachung des Widerrufs vor Ahlauf der Widerrufsfrist nur von Fall 


zu Fall auf Antrag der Beteiligten in Betracht kommen. 

19. Wird kein Widerruf ausgesprochen oder wird auf ihn verzichteh 
so wird die deutsche Staatsangehöriekeit mit dem Tage nach Ablauf der 
10jährigen Frist, d. i. der 14. April 1951, oder mit dem Tage der Bekannt 
gabe des Verzichts endgültig erworben. Von diesem Zeitpunkt ab sind an 
die bisherigen Staatsangehörigen auf Widerruf Staatsangehörigkeitsaus- 
weise ohne den in Nr. 23b vorgeschriebenen Vermerk auszustellen. 


B. Bestimmungen für die befreiten Gebiete Oberkrains. 


20. Darüber, wer in diesen Gebieten als Angehöriger der heimattreuen 
Bevölkerung anzusehen ist, bleiben weitere Bestimmungen vorbehalten‘). 


II. Die Schutzangehörigen ($ 3). 


21. (1) Die ehemals jugoslawischen Staatsangehörigen, die am 14. April 
1941 in den befreiten Gebieten der Untersteiermark und Ober 
krains ihren Wohnsitz hatten und die deutsche Staatangehörigkeit nicht 
auf Grund der &$ 1 oder 2 der VO. vom 14. Oktober 1941 erwerben, sind 
Schutzangehörige des Deutschen Reichs geworden. Staatsangehörige auf 
Widerruf, deren Staatsangehörigkeitserwerb widerrufen wird, werden yo 
dem Tage ab, an dem der Widerruf wirksam wird, Schutzangehörige. Voraus" 
setzung für den Besitz der Schutzangehörigkeit ist ein Wohnsitz im Inland. 
Die Eigenschaft als Schutzangehöriger geht mit der Wohnsitzverlegung De 
Ausland verloren. Zum Inland im Sinne des $ 3 der VO. zählt nie d 


2) Zu vgl. jetzt RdErl. des RMdI. vom 19, 6. 1942 (abgedr. unten $. 170). 
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Generalgouvernement und die von deutschen Truppen besetzten ehemals 
jugoslawischen Gebiete außerhalb des Verwaltungsbereichs der Chefs der 


Zivilverwaltung in Graz und in Veldes. 
2) Die Schutzangehörigen besitzen beschränkte Inländerrechte. Nähere 


“ Bestimmungen hierüber und fiber die für Schutzangehörige auszustellenden 


Ausweise bleiben vorbehalten. 


IV. Zuständigkeitsvorschriften, 
Ausstellung von Staatsangehörigkeitsausweisen. 


2, a) Über den Besitz der deutschen Volkszugehörigkeit und den Erwerb 
der deutschen Staatsangehörickeit auf Grund des $ 1 der VO. vom 14. Oktober 
1941 entscheidet ohne Rücksicht auf den Wohnsitz des Beteiligten bis zur 
endgültigen/Eingliederung der befreiten Gebiete der Untersteiermark 
und Ober-Krains in das Reichsgebiet der für den Wohnort bzw. die 
Heimatgemeinde des Antragstellers örtlich zuständige Chef der Zivilver- 
waltung. Nach der Vereinigung der befreiten Gebiete mit dem ‚Reichsgebiet 
ist die zur Erteilung von Staatsangehörigkeitsausweisen und Heimatscheinen 
zuständige Behörde des jeweiligen Wohnsitzes zuständig (vl. RdErl. vom 
15. April 1939, MBliV. 8. 888, 22. April 1940. MBliV. S. 826, und 11. Sep- 
tember 1941, MBliV. S. 1645). Sie hat bei allen Personen, die am 14. April 


194 i befreiten Gebieten wohnten, den für diesen früheren Wohn- 
Eu g raz oder Klagenfurt zur Frage 


ort zuständigen Reichsstatthalter in G 
der Volkszugehörigkeit des Antragstellers zu hören. An den Ben 
über die Volkszugehörigkeit ist bei Personen, die am 14. April 1941 im Aus- 
land wohnten, regelmäßig die zuständige deutsche Autlindsesrtreiung EN 
beteiligen. Erscheint die deutsche Volkszugehörigkeit von pe Fun - 
haft, die in den befreiten Gebieten der Untersteie rmark un nn er- 
krains heimatberechtigt waren und am 14. April 1941 ihren m si = im 
Inland außerhalb dieser befreiten Gebiete Antien, so ist bei der Kl Sn 
jedem Fall der zuständige Kreisleiter der\NSDAP. zu er at g 5 
Antragsteller seinen Wohnsitz erst kurz vor dem 14. April I an 
sammenhang mit den Darwälzunget in em 2 DR H ei ne 
bieten der Untersteiermark und e 1 
vorm jugoslawischen Gebieten I ZRe er und Ar Selkschen 
förmli Feststellung der deutschen ge 1 et 
Be iesnschtriklt der für den früheren Wohnsitz in den De SR ar 
der Untersteiermark und Oberkrains SUNG. uhren 
Zivilverwaltung bzw. die zuständige deutsche Auslandsvertretung zu e 
b) Bei den in den befre 
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(0) N ässigen deutschen Volkszugehörigen, auf die 3 7 Un 
ve uk ae zu Nachweis der deutschen Staatsangehörigkeit regu- 
mäßig die endgültige Mitgliedekarte, die a igkeligan ai Dr 
Ka rolksbundes. Falls förmliche DU gke 
mn lan, ist auf ihnen zu Ve a I» une 
deutsche Staatsangehörigkeit auf Grund des $ 1 de k 
1941 (RGBI. I 8. 648) besitzt. wi \ 
a ie rn Anerkennung als Angehöriger der re Ei 
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mark iin das Reichsgebiet der Chef der Zivilverwaltung in Graz bei allen 
Personen, die am 14. April 1941 in der Untersteiermark gewohnt 
haben. An seine Stelle tritt nach der Eingliederung der Untersteier- 
mark in das Deutsche Reich der Reichsstatthalter in Graz. 

(2) Die staatliche Anerkennung als Angehöriger der heimattreuen Be- 
völkerung der Untersteiermark wird durch einen amtlichen Be- 
stätigungsvermerk auf der vom Steirischen Heimatbund bei dem Chef der 
Zivilverwaltung (bzw. dem Reichsstatthalter) in Graz einzureichenden 
Liste seiner vorläufigen Mitglieder vollzogen. Einer besonderen amtlichen 
Mitteilung an die Beteiligten bedarf es nicht. 

. b @) Die vorläufige Mitgliedskarte des Steirischen Heimatbundes ist 
ein ausreichender Nachweis für den Besitz der deutschen Staatsangehörig- 
keit auf Widerruf. ä " 

(2) Falls beide Eltern vorläufige Mitglieder des Steirischen Heimat- 
bundes sind, erstreckt sich dieser Nachweis auch auf die am Stichtag noch 
nicht 14 Jahre alten Kinder, es sei denn, daß im Einzelfall über die Staats- 
angehörigkeit dieser Kinder eine abweichende Regelung getroffen ist. 

(3) Den Angehörigen der heimattreuen Bevölkerung der Untersteier- 
mark, die die deutsche Staatsangehörigkeit auf Widerruf erworben haben, 
ist ein Staatsangehörigkeitsausweis regelmäßig nur auszustellen, wenn ein 
besonderer Grund dies erforderlich macht. Auf den Staatsangehörigkeits- 
ausweisen ist zu vermerken, daß der Inhaber die deutsche Staatsangehörig- 
keit auf Grund des $ 2 der VO. vom 14. Oktober 1941 (RGBI. IS. 648) auf 
W un besitzt. Nähere Weisungen über die Ausgestaltung der an Staais- 
ee ie auszustellenden Staatsangehörigkeitsausweise 

c) Die Zuständigkeit zur Anerkennung als Angehöriger der heimattreuen 
Bevölkerung der befreiten Gebiete Oberkrains wird noch geregelt werden. 


V. Gebührenregelung. 


24. Die nach 8 5 der VO. vom 14. Oktober 1941 zı ü 
ı vo. 5 ı erhebenden Gebühren 
werden durch einen demnächst ergehenden Sondererlaß geregelt. 


38. Die Verordnung zur Regelung von Staatsangehörigkeitsfragen 
vom 20. Januar 1942 (RGBi. I S. 40). 


& 1. (1) Ein Ausländer kann — ab 3 
N a — abgesehen von den 8$ 13, 15 Abs. 
So nd 34 des Reiche- und Staatsangehörigkeits6. vom 2. Juli 1913 
einzebürg: : 3) — auch ohne Begründung einer Niederlassung im Inlan 
zellen ei Für die Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit 
öriekost . D. 583), VO. über die d ‚he Staatsange 
hörigkeit vom 5. Februar 1934 (RGBL. 3 Te AED I 

ee i 34 1. IS. 85) und des G nderung 
des Reichs- und StaatsangehörigkeitsG. vom m Mr 1935 (RGBI. 18. 593) 


() Der Reichsminis R R 
zuständige Behörde, inister des Innern bestimmt die für die Einbürgerun® 


3 De daten el . 
in a alner des Innern kann Gruppen von Ausländern, die 
oder aus Yeinem solch ee. stehenden Gebiet ihre Niederlassung habe! 
Staatsangehörigkeit ee ges durch allgemeine end im 
Mnyalf, . - . r Kann an q A erlei £ 
Einzelfall binnen zehn Jahren widerrufen a dis "Verleluute 
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1. Die Verordnung ist von dem Ministerrat für die Reichsverteidigung mit 
Gesetzeskraft erlassen worden. 

2. In der Begr. zu der VO. ist eingangs gesagt: „Die im Gang befindliche 
europäische Neuordnung führt auch auf dem Gebiet des Staatsangehörigkeits- 
rechts dazu, die bisher maßgeblichen grundsätzlichen Gesichtspunkte einer 
Nachprüfung zu unterziehen. Eine abschließende Regelung wird erst nach dem 
Kriege getroffen werden können. Es hat sich als erforderlich erwiesen, drei 
Probleme vorweg zu regeln.“ Das erste dieser Probleme ist in den $$ 1, 2, das 
zweite in den $$ 3, 4, das dritte im $ 5 der VO. geregelt. 

3. Im Abs. 1 ist also das Niederlassungserfordernis des $ 8 RuStAG. nicht 
schlechthin abgeschafft, sondern nur dic Möglichkeit vorgesehen, von seiner Er- 
füllung abzusehen. In den Fällen, in denen dies geschieht (worüber wohl noch 
generelle Anweisungen des RMin. d. Inn. zu erwarten sind), dürften andersartige 
beachtliche Bindungen an das Reich gegeben sein. 

4. Das RuStAG. ist abgedr. oben 8. 17, die VO. vom 5. 2. 1934 oben S. 47, 
das G. vom 15, 5. 1935 oben S. 49. 

5. Zu Abs. 2: Zu vgl. S. 181 unten. R 

6. Zu Abs, 3: Es handelt sich hier um bestimmte Gruppen der Bevölkerung 
in unter deutscher lloheit stehenden, aber noch nicht förmlich eingegliederten 
Gebieten, hinsichtlich deren die vorzeitige Verleihung der deutschen St. augen- 
blicklichen politischen Notwendigkeiten entspricht. Bislang ist auf Grund von 81 
Abs. 3 die VO. über die StA. im Elsaß, in Lothringen und in Luxemburg vom 
23. 8. 1942 (unten $. 170) ergangen. Die Widerrufbarkeit der StA.-Verleihung 
wurde bisher schon in einigen Fällen von Gebietsangliederungen bestimmt: Ost- 
gebiete (oben S. 111), Eupen, Malmedy und Moresnet (oben S. 127), Südkärnten, 
Krain und Steiermark (oben S. 186). 
$ 2. Der Reichsminister des Innern kann Länder bezeichnen, deren Staats- 

angehörigkeit auf eigenen Antrag oder auf Antrag des Ehemannes oder des 
gesetzlichen Vertreters erworben werden kann, ohne daß ein Verlust der 
deutschen Staatsangehörigkeit damit verbunden ist. 

1. Nach $ 25 RuStAG. (oben S. 37) verliert ein RAng., der im Inland weder 
seinen Wohnsitz noch seinen dauernden Aufenthalt hat, die deutsche StA. mit 
dem auf seinen Antrag oder auf den Antrag des Ehemannes oder des gesetz- 
lichen Vertreters erfolgenden Erwerb einer fremden StA. Diese Verlustfolge 
vermag abzuwenden, wer sich die schriftliche Genehmigung der zuständigen 
deutschen Heimatbehörde zur Beibehaltung der deutschen StA. erwirkt. Der 
& 2 der VO. ebnet den Weg für eine auf den Erwerb der StA bestimmter 
Länder bezogene allgemeine ‘Ausnahme von der Verlustfolge. 

2, Soweit im Einzelfall dennoch beim Erwerb der StA eines solchermaßen 
bezeichneten Landes der Verlust der deutschen StA. angezeizt sein sollte, steht 
die Möglichkeit der Entlassung aus der deutschen StA. gemäß SS 18 ff. 
RuStAG. (oben 8. 32) offen. 

& 8, Ein unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundschaft stehender 
deutscher Volkszugehöriger, der auf Grund einer zwischenstaatlichen Ver- 
einbarung selbständig den Wunsch nach Umsiedlung in das Deutsche Reich 
äußern kann oder konnte, kann nach der Umsiedlung auf seinen Antrag 
eingebürgert werden, auch ohne daß der gesetzliche Vertreter für ihn den 
Antrag stellt oder der Stellung des Antrags zustimmt. Sind solche Ein- 
bürgerungen bereits vorgenommen worden, obwohl die nach den bisherigen 
Vorschriften erforderliche Beteiligung des gesetzlichen Vertreters unter- 
Blieben ist, so sind sie mit Rückwirkung vom Tage der Aushändigung der 
"inbüirgerungsurkunde an rechtswirksam. 

1. In der Begr. zu der VO. heißt es: „Die Vereinbarungen über die Umsied- 
lung deutscher Volkszugehöriger aus fremden, insbesondere osteuropäischen Län- 
dern sind nicht in Form von Staatsverträgen, sondern nur als Verwaltungsver 
einbarungen geschlossen worden. Soweit darin Bestimmungen über die StA. 
enthalten sind, haben sie daher die entgegenstehonden Bestimmungen des 


RuStAG. nicht ändern können. Es muß daher noch eine innerstaatliche Sanktio- 
nierung der Bestimmungen, die auch auf künftige Fälle dieser Art Rücksicht 


nimmt, stattfinden. Dieso ist in den 59 3 und 4 erfolgt." 


Li 
Chter, Staatsangehörigkeltsrecht . 
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2. Es handelt sich hierbei lediglich um einen auf die Umsiedlun en 


auf Grund zwischenstaatlicher V i 
1 q sch 8 ereinbaru 
n Be he ” 2 i. Vbdg. mit $ 7 RuStAG. (oben S. 22) aM Mnehtsnes En 
min ae a train Vertreters bei der Antragstellung. 
Ri v echtsfrage beurteilt, ob eine bish ili- 
gung des gesetzlichen Vertreters bereits vollzog: 2 re 
gun S ge n Einbür, ii 
im Hinblick auf die Natur der Einbir, ae ie en ar 
n ur der gerung als eines verw: i 
tr = Are Fe ist (zu vgl. hierüber Kan, er ae 
. 31), S 2 der Vorschr. itati ie fraglichen Ein 
eg an Kern stellt autoritativ fest, daß die fraglichen Ein- 


ee ‘ E © Ein deutscher Staatsangehöriger fremder Volkzugehörigkeit, der 
ae er zwischenstaatlichen Vereinbarung in ein anderes Lana 
hey . er Be T ee Staatsangehörigkeit mit dem Tage 
A ge eich im Zuge der Umsiedlung verli st in der 
ee as En ug ng verläßt. Ist 
> en ans ein anderer Zeilpunkt für den Verla 
re gehörigkeit vorgesehen, so ist dieser Zeitpunkt maß- 
(@ e s PR OR 
a un. un eine Umsiedlung deutscher Staatsangehöriger 
en eek nr durchgeführt ist, ist der Verlust der 
siedler das Deutsche Reich es FREIES BILIENN BEE RE 
1 m ze Anm. 1zu $3 der VO, 
ungen ur er Anwendungsbereich des $ 4 beschränkt sich auf Umsied- 
Y man der Ben I VO. handele ae ch bei ne enefehtlich der 
ereinbarungen über die Umsiedlung von SA 1: nn i 


zugehörigkeit aus de i ; 
eine Lücke bezüglich der SA. ae DEREN Aalen ABIT 


4. Der Zei 
tritts, itpunkt des Verlassens des Reichsgeblets ist der des Grenzüber- 


$ 5. (1) Der & 26 des Rei 
1913 (ROBI. 3. 594) tritt außer Kran angchörigkeitsG. vom 29. Jah 


(2) Sowei x z 
Pay, ae Ra der Staatsangehörigkeit auf Grund des $ 236 
allgemeinen Wehrpflicht ee nach Wiedereinführung der 
SE as ist, gilt er als miche ee ET. Mai TU (BOB 
@ r die bisherize Bedeutunz und Wirksamkeit der Vorschr. des $ 26 


Rust i i 
WStAG., insbesondere ihres Abs. 2, zu vgl. die Anm. dazu (oben S. 41). 


2. In der Begr. zu de i 
- rvV i ? 
Auffassung vom Wesen der Are es: „S 26 entspricht nicht mehr der heutigen 


Abs. 1 den Verl S den Pflichten des S: v2 
Verbindung mit nd automatisch bei Teekanne ae Wehr Acht in 
endung des 31. Lebensjahres eintreten Iußt, yird der 


durch zugleich in die Lage Kommt Aunigen Wehrpflichtigen gestellt, der d3- 


wiehen: Diese Regelung 
‚cgensatz zu den Grundsätzen des 


N & von Wehrpflichtverlet: n durch 
Gyom 14. 7, 1933 (oben 8. 3. An Slaatsverband bei Ger Handhabo des $ 2 des 
. as gegen die Pflicht zur Treue ee er StA. wegen eines Verhaltens 
$ 6. Der Reichsmini = ich und Volk verstößt“ 
Ergänzung dieser vnister des Inı f 2 : 
& dieser V nern erläßt di Ara nd 
vorschriften, erordnung erforderlichen Reck a ellLunge 
-, und waltung 
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39, Die Elfte Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 1941 
(RGBi. IS. 722). 


Schrifttum: Duckart, Anm. zu der VO. in Pfundtner- 
Neubert, Neues deutsches Reichsrecht Abschn. la. 


$ 1. Ein Jude, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, 
kann nieht deutscher Staatsangehöriger sein Der gewöhnliche Aufenthalt 
im Ausland ist dann gegeben, wenn sich ein Jude im Ausland unter Um- 
ständen aufhält, die erkennen lassen, daß er dort nicht nur vorübergehend 


verweilt. 

1. „Die VO. stellt einen weiteren Schritt zur Lösung der Judenfrage im 
Reiche dar. Dieser allgemeine Gesichtspunkt kommt in der VO. selbst zum Aus- 
druck, die im $ 3 Abs. 2 auf die Förderung aller mit der Lösung der Judenfrage 
im Zusammenhang stehenden Zwecke besonders hinweist. Die VO. zieht ın 
staatsrechtlicher Hinsicht einen Trennungsstrich zu den außerhalb der Reichs- 
grenzen lobenden Juden dadurch, daß sie diese Juden vom Besitz der deutschen 
StA. ausschließt. Entsprechend dem Grundgedanken der VO. verbindet sie die 
Maßnahmen des StA.-Verlustes mit dem Vermögensverfall sowie mit erbrecht- 
lichen Beschränkungen und hebt damit auch die wirtschaftlichen Bindungen der 
Juden zum Reichsgebiet auf“ (Duckart 2.2.0.) ’ 

9, Wer als „Jude* anzusehen ist, bestimmt sich nach $ 5 der Ersten vo. 
z. RBürgerG. (unten $. 192). 

3. Da ein bestimmter Wille beim gewöhnlichen Aufenthalt (Definition in 
Satz 2 des $ 1) keine rechtserhebliche Rolle spielt, kann auch ein Willensun- 
fähiger ihn selbständig für sich haben. Er unterscheidet sich eben grundsätzlich 
von der „Niederlassung“ (Absicht des dauernden Aufenthalts an einem be- 

- stimmten Orte) und erst recht von dem Rechtsbegriff „Wohnsitz“ (3 7 BGB.) 

4. Als „Ausland“ ist auch das Generalgouvernement („Nebenland des Deut- 

schen Reichs“) anzusehen, nicht dagegen das Protektorat Böhmen und Mähren 


(„integrierender Bestandteil des Großdeutschen Reiches“). 
esitz der deutschen StA. er- 


in $ tuierten Ausschluß vom B: 
gibt ed anelslen auch, daß ein Jude im Ausland nicht die deutsche 
S Y vermag. 
Er a ae: Folgerungen aus dem Grundsatz des $1 bringt $2 der VO. 

& 2. Ein Jude verliert die deutsche Staatsangehörigkeit 
a) wenn er beim Inkrafttreten dieser Verordnung seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt im Ausland hat, mit dem Inkrafttreten der Verordnung, 
b) wenn er seinen gewöhnlichen Aufenthalt später im Ausland nimmt, 

mit der Verlegung des gewöhnlichen Aufenthalts ins Ausland. 
ens der VO.: 27. 11. 1941. 
ben Juden deutscher StA. haben diese 
ohne daß es im Einzelfall einer beson- 


enden Juden wird demnach in der Regel 
des Grenzübertritts eintreten; auch hier 


des m der Person eines Familienhaupts ein- 
tretonden StA.-Verlustes auf die Ehefrau und die minderjährigen Kinder kennt 
die VO, nicht. Da sonach jedes einzelne Faiilienglied individnell für sich zu be- 
trachten ist, kann eine Verschiedenheit der StA. innerhalb der gleichen Familie 
vorkommen, je nachdem die einzelnen Glieder der Familie den gewöhnlichen 
Aufenthalt im Ausland haben oder nicht. . 

tache StA. lebt nieht etwa wieder auf 


5. Di ch $ 2 einmal verlorene deu e 
bei a nd des gewöhnlichen Aufenthalts im Ausland unter Rückkebr 


ins Reich. 
Juden, der die deutsche Staatsangehörigkeit 


$ 3. (1) Das Vermögen des N 
auf Erund ie Verordnung verliert, verfällt mit dem Verlust der Staats- 
angehörigkeit dem Reich. Dem Reich verfällt ferner das Vermögen der 
10* 


Ye Bir hen ee 


a nie ee et" . 


ne di inet 
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Juden, die bei dem Inkrafttreten dieser Verordnun i 

, di e s g staatenlos sind 
zuletzt die deutsche Staatsangehörigkeit besessen haben, wenn sie Pie: 
gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben oder nehmen. 


(2) Das verfallene Vermögen soll zur Förderung aller mit d 
verf er Lösung 
Judenfrage im Zusammenhang stehenden Zwecke dienen. a 
1. Übergang des Vermögens auf das Reich als unmittelbare F\ 
. 164 2 
lustes der StA. „auf Gru nd dieser VO.“, keine re 
nötig (anders im $ 2 des Ges. vom 14. 7. 1933, oben S. 53), 5 


2. Duckart a.a.0. hebt hervor, daß die Erwei Krei 
y 2 5 p terung d 
vo Vermögensverfall Betroffenen in Satz 2 des Abs. 1 sich nicht Re = 
„ 3eltungsjuden (Abs. 2 des $ 5 der Ersten VO. z. RBürgerG., unten S. 1%) be- 
eg sie den Juden nur dann gleichgestellt sind, wenn sie die deutsche StA. 
cr 84. (ı) Personen, deren Vermögen gemäß $S 3 dem Reich verfallen ist. 
ei I einem deutschen Staatsangehörigen nichts von Todes wegen 


(2) Schenkungen von deutschen St N 
N u ıts Staatsangehörigen an Personen, deren 
ee gemäß $ 3 dem Reich verfallen ist, sind verboten. Wer dem Ver- 
5 AOL: eine Schenkung vornimmt oder verspricht, wird mit Gefängnis 
u a ee en mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 
‚Im Abs. 1 und 2 sind, genauer auszedrückt, Personen eint, bei 
ee N oranssersangen fürden VORREITER 
vorhanden a acalı ab reg u 

gl. art 2a m. 2 zu $ 4). 
a ee Vorschr. des &$ 4 stimmt überein mit si des G. über erb- 
IE ende und are den mg etaläigen Verhalten vom 5 I 
a x he nm. 6 zus 2 i Fi 

Einbürgerungen und die Aberkennung der Su ct Et ae 


$ 5. (1) Das Deutsche Reich haftet fü i s$ 
BES Sage 4 i ür Schulden eines Juden, dessen 
en dem Reich verfällt, nur bis zur Höhe des Verkaufswerts der- 
Es = en und Rechte dieses Juden, die in die Verfügungsgewalt des 
ra ge angt sind. Die Haftung besteht nicht für Schulden, deren Er- 
Vi Dach das San dem Volksempfinden widersprechen würde. 
SR De en auf das Deutsche Reich übergegangenen Gegenständen 
ee Da FRI der Überschuldung findet auf Antrag des Reichsministers 
a 0 Be eines Gläubigers über das auf das Deutsche Reich über- 
DE a R en das Konkursverfahren nach der Konkursordnung statt. 
elle. erwalter (Masse-Verwalter) ist mit Zustimmung des Ober- 
pP enten Berlin zu bestellen und auf sein Verlangen abzuberufen. 


er 8 & DE ein dudE, dessen Vermögen gemäß 8 3 dem Reich verfällt. 
en a Ber orschrift oder auf Grund einer Vereinbarung ver- 
um D en Unterhalt zu gewähren, so haftet das Reich nicht 
ne pin die nach dem Verfall des Vermögens allig 
I ren een a den hichtjüdischen Unterhaltsberechtigten, 
es enthalt im Inland haben, einen Ausgleich &# 
(2) Der Ausgleich kan 

: 1 is ann durch ei a 
en darf die Höhe des Verkaufswerte di H e: 
eutschen Reichs überg u 


apitalbetrag gewährt Wer 

N s in die Verfürunesrewalt des 

(@) Der Ausgleich Kong a Yermögens nicht übersteigen. 

aus dem übernommenen Baui Überlassung von Sachen und Rechten 

erforderlichen Rechtshandl ermözen gewährt werden. Für die hierfür 
ungen werden Gerichtsgebühren nicht erhoben 


u 
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1. Duckart a.a.0.: „In Betracht kommen hauptsächlich die familien- 
rechtlichen Unterhaltsansprüche, die den Fhegatten, Abkömmlingen und sonsti- 
gen Verwandten sowie dem unehelichen Kinde und dessen Mutter zustehen.“ 


2. Zu Abs. 1 Satz 2: Hauptanwendunzsfall die deutschblütige Ehefrau und 
das aus der Mischehe hervorgegangene Kind. 

$ 7. (1) Alle Personen, die eine zu dem verfallenen Vermögen gehörige 
Sache im Besitz haben oder zu der Vermögensmasse etwas schuldig sind, 
haben den Besitz der Sache oder das Bestehen der Schuld dem Oberfinanz- 
präsidenten Berlin innerhalb von sechs Monaten nach Eintritt des Ver- 
mögensverfalls ($ 3) anzuzeigen. Wer dieser Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
fahrlässig zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Forderungen gegen das verfallene Vermögen sind innerhalb von sechs 
Monaten nach Eintritt des Vermögensverfalls ($ 3) bei dem Oberfinanzpräsi- 
denten Berlin anzumelden. Die Befriedigung von Forderungen, die nach 
Ablauf der Frist geltend gemacht werden, kann ohne Angabe von Gründen 
abgelehnt werden. 

$ 8. (1) Die Feststellung, ob die Voraussetzungen für den Vermögens- 
verfall vorliegen, trifft der Chef der Sicherheitspolizei und des SD. 

(2) Die Verwaltung und Verwertung des verfallenen Vermögens liegt 
dem Öberfinanzpräsidenten Berlin ob. 

8 9. (1) Soweit die Grundbücher durch den Verfall unrichtig geworden 
sind, sind sie auf Ersuchen des Oberfinanzpräsidenten Berlin gebührenfrei 
zu berichtigen. ß 

(2) Zur Eintragung des Verfalls einer Hypothek, über die ein Brief 
erteilt ist, sowie zur Eintragung des Ausschlusses der Erteilung des Hypo- 
thekenbriefes bedarf es der Vorlegung des Briefes nicht. Wird der Brief vor- 
gelegt, so hat das Grundbuchamt ihn dem Oberfinanzpräsidenten Berlin 
auszuhändigen, sofern er nicht nach den allgemeinen Vorschriften bei den 
Grundakten verbleibt. 

. (8) Wenn eine Hypothek, über die ein Brief erteilt ist, dem Reich verfallen 
ist, kann der Oberfinanzpräsident Berlin die Erteilung eines neuen Briefes 
an Stelle des bisherigen Briefes beantragen, wenn er erklärt, daß der bis- 
herige Brief nicht zu erlangen ist. Das Grundhbuchamt hat vor Erteilung 
des neuen Briefes geeignete Ermittlungen nach dem bisherigen Brief anzu- 
stellen, Mit Erteilung des neuen Briefes wird der alte Brief kraftlos. Das 
Kraftloswerden des alten und die Erteilung des neuen Briefes ist einmal im 
Deutschen KReichsanzeiger bekanntzumachen. Die Erteilung des neuen 
riefes ist gebührenfrei. 

(4) Das Grundbuchamt kann den Besitzer des alten Briefes zur Vor- 
legung anhalten. 

. (5) Bei Briefhypotheken, 
Brief anknüpfenden Vorschri 


die dem Reich verfallen sind, sind die an den 

ften zugunsten derjenigen, welche Rechte von 

einem Nichtberechtigten herleiten, nur anzuwenden, wenn ein Rechts- 

geschäft im Gebiet des Großdeutschen Reichs vorgenommen wird und der 
rief sich im Gebiet des Großdeutschen Reichs befindet. 

(ec) Das Reich kann nach ‚billigem Ermessen eine Entschädigung ge- 
währen, wenn jemand einen Schaden dadurch erleidet, daß er nach Ein- 
tragung des Verfalls (Abs. 2) ohne grobe Fahrlässigkeit auf den noch im 
Verkehr befindlichen unberichtigten Brief vertraut. Ansprüche auf Grund 
allgemeiner Vorschriften werden hierdurch nicht berührt. 


— 
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(7) Die Vorschriften der Abs. 2 bis 6 gelten entsprechend für Grund- 
und Rentenschulden, über die ein Brief erteilt ist. 
$ 10. (1) Versorgungsansprüche von solchen Juden. die gemäß $ 2 die 
deutsche Staatsangehörigkeit ‚verlieren, erlöschen mit dem Ablauf des 
Monats, in dem der Verlust der Staatsangehörigkeit eintritt. 
. 2) Soweit in den Versorgungsgesetzen vorgesehen ist, daß Angehörigen 
im Falle des Todes des Versorgungsberechtigten Witwengeld, Waisengeld, 
Unterhaltsbeitrag oder ähnliche Bezüge gewährt werden, kann diesen Ange- 
hörigen, solange sie sich im Inland aufhalten, vom Zeitpunkt des Wegfalls 
der Versorgungsbezüge gemäß Abs. 1 ab ein Unterhaltsbeitrag bewilligt 
werden. Der Unterhaltsbeitrag kann an nichtjüdische Angehörige bis zur 
Höhe der entsprechenden Hinterbliebenenversorgung, an jüdische Angehörige 
bis zur Hälfte dieser Bezüge bewilligt werden. Kinderzuschläge werden nur 
an nichtjüdische Versorgungsempfänger gewährt. 
1. Duckart a.a.0.: „Es fallen hierunter die Versorgung: 
"8.0: gungsansprüche des 
Bi Beamtengesetzes sowie des Reichsversorgungsgesetzes und ch= Wehr- 
me tsfürsorge- und -versorgungsmesetzes. In Betracht kommen nach dem Deut- 
eben, Beamtengesetz das Ruhegehalt und das Wartegeld (83 79 ff. DBG.ı, das 
Er . m Waisengeld ($ 97 ff. DBG.) und der Unterhaltsbeitrag (SS 102. 108 
. 3 DBG.) sowie die entsprechenden Vorschriften des Reichsversor- 
FenEmgeseizee sowie die Waisenbeihilfe nach $ 42 des Reichsversorgungsgesetzes 
Fr : ienstbeschädigten die Witwenbeihilfe nach $ 40 des Reichsversorgungszt- 
en und die Witwenrente nach $ 115 des Wehrmachtsfürsorge- und -versor- 
use sowie die Waisenbeihilfe nach $ 47 des Reichsversorgungsgesetzes 
ner aisenrente nach $ 118 des Wehmnachtsfürsorge- und -versorgung® 


2. Wegen der Höhe d iträr, v. ; 5 i 
d. Inn. vom 12. 12, 10 BNBIV S a are al SE 


$ 11. Um Härten zu vermeiden, di 

n, k ea ‚ die aus dem Vermögensverfall ent- 
En s ee Reichsminister der Finanzen eine von En Vorschriften 
in denen 35 78 9 abweichende Regelung treffen. Das gilt auch für Valle. 
Einbür; Fr ermögen auf Grund des $ 2 des G. über den Widerruf voD 
vom 1 SUN Io0s Hekı a ling der deutschen Staatsangehörigkeit 
Zukunft für verfallen erklärt u für verfallen erklärt worden ist oder 2 


Das Gesetz i 
gedr. und erläutert oben S. 00m — nebst AusführungsVO. vom 20. 7. 1938» 


$ 12. Die Verordnung ei i 
‚ . \ g gilt auch im P: 
in den eingegliederten Ostgebieten - 
W ; r 
BER. aan Bltrnach die VO. auch im Protektorat Böhmen und Mähren Bill 
hat, 80 will das nicht ba mMungen über den Vermögensverfall Bedeusund 
I sagen, daß sie sich auch auf protektoratsungehöriß® 


13. Di 
gen 2 Ed Eur Ergänzung und Durchführung erforderlichen Bestimmun" 
der Partei-Kanzlei aa, ne des Innern im Einvernehmen mit dem Leiter 
en sonst beteiligten Reichsministern. 


rotektorat Böhmen und Mähren und 


40, Umsiediungsverträge, 


In den Jah p R 
bereinigung“ it sind zum Zwecke einer „völkischen Flur- 
rußland, Rumänien und a auf der einen, Estland, Lettland, Sow" 
alien auf der anderen Seite Vereinbarungen FUN 


Zwecke der freiwilli x 
nach dem en Se u Umsiedlung von Reichs- und Volksdeutsch"? 
ich geschlossen worden (nachstehend unter ak Wr 


| 
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zeichnet). Diese sind im Zusammenhang dieses Buches insoweit von Inter- 
esse, als dabei der nach Sinn und Zweck der Umsiedlung naturnotwendig 
gegebene StA.-Wechsel (Verlust der bisherigen StA., Erwerb der deutschen 
StA.) eine Rolle spielt. 

Was den Zeitpunkt des Verlustes der bisherigen StA. angeht, so steht 
dieser insoweit ohne weiteres fest, als eine förmliche Entlassung aus der StA. 
vorgeschen ist: Verlust im Augenblick der Aushändigung der Entlassungs- 
urkunde. Diese klare Bestimmbarkeit ist auch da gegeben, wo der StA.- 
Verlust an die „Umsiedlungserklärung“ geknüpft ist. Soweit die vertrag- 
lichen Vereinbarungen nichts über die StA.-Regelung enthalten (wie in den 
mit Sowjetrußland abgeschlossenen Verträgen), ist als stillschweigendes 
Einverständnis der Vertragschließenden anzunehmen, daß die umgesiedelten 
Volksdeutschen ihrer bisherigen StA. im Zeitpunkt des Vollzugs der Umsied- 
lung (Verlassen des fremden Staatsgebiets) verlustig gegangen sind. 

Vom Augenblick des Verlustes der früheren StA. bis zum Erwerb der 
deutschen $StA. sind die in Betracht kommenden Personen als staatenlos an- 
zusehen, was insbesondere für die Beurteilung familienrechtlicher Akte be- 
deutsam ist. Es verhält sich nun etwa nicht so, daß die Umsiedier schon 
durch den äußerlichen Vorgang der Aufnahme in die deutsche Heimat ohne 
weiteres die Reichsangehörigkeit erlangt hätten. Vielmehr bedurfte es von 
Fall zu Fall einer Einbürgerung auf Antrag. Auf diese bestand kein eigent- 
licher Anspruch, auch nicht soweit die Verpflichtung zur Aufnahme der Um- 
siedler in das Deutsche Reich „mit dem Ziel der Einbürgerung“ vertraglich 
zugesagt worden ist. r 

Indessen kam den Umsiedlern — als „Umsiedler“ gilt, wer von der Ein- 
wandererzentralstelle (dem Chef der Sicherheitspolizei und der SD ange- 
gliedert) einen Umsiedlerausweis erhalten hat, zu vgl. RdErl. vom 13. 2. 1941 
(RMBIV. S. 275) — regelmäßig der Vorzug der erleichterten und kosten- 
freien Einbürgerung zu (wie nach den Grundsätzen für die Einbürgerung 
von Kriegsfreiwilligen — zu vgl. unten S. 161 —). Wegen der Berechtigung 
nicht voll handlungsfähiger Personen zur selbständigen Beantragung 
der Einbürgerung wird auf $ 3 der VO. zur Regelung von StA.-Fragen vom 
20. 1. 1942 (oben S. 144) verwiesen. Die Einbürgerungsanträge der Umsiedler 
aus Lettland, Estland, Litauen, Ostpolen, Bessarabien, der Bukowina, der 
Dobrudscha und der Provinz Laibach (Gottschee) wurden anläßlich der be- 
hördlichen Erfassung durch die Einwandererzentralstelle von dem Sonder- 
beauftragten des RMin. d. Inn. bearbeitet und entschieden. Soweit in diesem 
Verfahren aus besonderen Gründen Bedenken gegen die sofortige Einbürge- 
rung bestanden oder wegen der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit eine 
restlose Klärung nicht möglich war, erhielten die Antragsteller in der Regel 
einen sog. Verweisungsbescheid, in welchem ihnen anheimgestellt wurde, das 
Einbürgerungsverfahren vor der Einbürgerungsbehörde ihres zukünftigen 
Niederlassungsortes weiter zu betreiben. Für die Weiterbearbeitung der 
solchermaßen anhängigen, aber noch nicht erledigten Anträge von Umsiedlern 
aus den genannten Ländern ist die zentrale Zuständigkeit des RegPr. in 
Posen insoweit bestimmt‘ worden, als sich die Antragsteller in den einge- 
ßliederten Ostgebieten niedergelassen haben oder dort untergebracht worden 
Sind. Die gleiche einheitliche Erledigung durch den RegPr. in Posen in den 
genannten Gebieten ist für die Einbürgerungsanträge derjenigen Umsiedler 
angeordnet worden, die im Rahmen der Umsiedinngsverträge aus den ge- 
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nannten Ländern eingewandert sind und einen Einbürgerungsantrag vor der 
Einwandererzentralstelle oder ihren Nebenstellen nicht gestellt hatten. ‘ 


Wegen der besonderen Zuständigkeit für die Einbürgerung der Um- 
siedler aus Italien zu vgl. unten Buchst. h. 


a) Deutsch-lettischer Vertrag über die Umsied- 


b) 


lung lettischer Bürger deutscher Volkszuge- 
hörigkeitin das Deutsche Reich vom 30. 10. 1939 
(abgedr. i. d. Zeitschr. f. osteurop. Recht 1939 S. 148). 

Die ehemalige Lettische Regierung verpflichtete sich in diesem 
Vertrag, diejenigen lettischen StAng. deutscher Volkszugehörigkeit 
aus dem lettischen Staat zu entlassen, welche bis zum 15. 12. 1939 
(in Ausnahmefällen noch bis zum 1. 5. 1940) freiwillig ihren Ent- 
schluß bekundeten, für alle Zeiten aus der lettischen StA. auszu- 
scheiden und ihren ständigen Wohnsitz in Lettland zu verlassen. 
Deutschland verpflichtete sich, diese Personen nach der Entlassung 
aus der lettischen StA. mit dem Ziel der Einbürgerung in das 
Deutsche Reich aufzunehmen. Der Vertrag beschränkte sich nicht 
auf die lettischen StAng. deutscher Volkszugehörigkeit in Lettland, 
sondern galt auch für die in Deutschland oder einem dritten Staate 
Lebenden (gem. Zusatzprotokoll). Die Umsiedler mußten bis zum 
15. 12. 1939 Lettland verlassen. 


Die Entlassung aus der lettischen StA. konnte jeder deutsche 
Volkszugehörige beantragen, der das 16. Lebensjahr vollendet hatte. 
Die Urkunde über die Entlassung aus der lettischen StA. galt für 
die Umsiedler zugleich als Ausreiseausweis. 


In das Verfahren der erleichterten und kostenfreien Einbürze- 


rung waren auch die staatenlosen Volksdeutschen aus Leit- 
land einbezogen. 


Zu vgl. im übrigen den RdErl. des RMi ‚om 10. I- 
1939 (RMBIIV. 8. 2335). BR a li Ian, SIE 


Deutsch-estnisches Pro i Be, 
tokollüber die Umsie 
hung der dsutschen Voikagruppe Batlands in dat 
eich vom 15.10. gedr. i. d. Zeitschr. 
f. osteurop. Recht 1939 8. 143). ER 
Es konnten diejenie: is ie in die 
Kataster der Kult ejenigen estländischen StAng., die in 
Minderheit eingetr: 
ministerium nusgestelltes Zeurni i 2 igkelt Hr 
deutschen Volke” a Img I di 
Deutsche Reich € 
StA. ausscheiden, Die 
StAng. mit Wohnsitz i 
hat aber zugestimmt, 
die wirtschaftlichen 
Wohnsitz in Deutse! 
Unterzeichnung des 
schen StA. waren, 
inzwischen verlo 
verloren haben. TR , 
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e) 


d) Deutsch-sowjetryssische 


Zur selbständigen Beantragung der Entlassung "aus 
der estnischen StA. waren die über 18 Jahre alten Personen zuge- 
lassen; für weniger als 18 Jahre alte Personen stellten den Antrag 
ihre Eltern oder Vormünder. 

Die erleichterten Bestimmungen über Einbürgerung kamen auch 
denjenigen Volksdeutschen zugute, die die StA. eines dritten 
Staates besaßen oder staatenlos waren und in Estland oder Deutsch- 
land oder einem dritten Staate lebten. 

Zu vgl. im übrigen die RdErl. des RMin.d.Inn. vom 29. 12. 
1939 (RMBIiV. 1940 S. 13), vom 4. 1. 1940 (a. a. O. S. 59), vom 1. 2. 
1940 (a.a.0. S. 265) und vom 22. 2. 1940 (a.a.0. S. 353). 


Deutsch-sowjetrussische Vereinbarung über 
die Umsiedlung vonReichsdeutschenund Volks- 
deutschen aus den Gebieten der Lettischen und 
Estnischen Sowjetrepubliken in das Deutsche 
Reichvom10.1.1941. 

. Als umsiedlungsberechtigte Reichsdeutsche galten solche Per- 
sonen, die bis zum 21. 7. 1940 Reichsdeutsche waren. Nicht um- 


. siedlungsberechtigt waren Volksdeutsche, die die StA. dritter 


Länder besaßen. Personen über 14 Jahre konnten selbständig 
den Wunsch nach Umsiedlung äußern. 

Durch die Vereinbarung ist den Reichs- und Volksdeutschen 
im Gebiet der Lettischen und Estnischen Sowjetrepubliken erneut 
Gelegenheit zur Umsiedlung in das Deutsche Reich gegeben worden. 

Soweit die Umsiedler chedem estnische oder lettische StAng. 
waren, besaßen sie die sowjetrussische StA. vom 7. 9. 1940 ab bis 
zur Umsiedlung (zu vgl. den RdErl. des RMin.d. Inn. vom 24. 10. 
1940, RMBIiV. S. 1998). 

Die Vereinbarung enthält keine besonderen Bestimmungen über 
den StA.-Wechsel (zu vgl. Abs. 2 der Einleitung oben). 
Vereinbarung über 
die Umsiedlung derdeutschstämmigen Bevölke- 
rung ausdemzurlInteressenzone der UdSSR, und 
der ukrainischen und weißrussischen Bevölke- 
rung aus dem zur Interessenzone des Deutschen 
Reichs gehörenden Gebiet des früheren polni- 
schen Staates vom 16. 11. 1939. 

Die Vereinbarung bezieht sich auf die Umsiedlung aller deutsch- 


stämmigen Personen, welche auf dem Gebiet des früheren polni- ' 


schen Staates im seinerzeitigen Interessengebiet der UdSSR. lebten. 
Personen über 14 Jahre konnten selbständig den Wunsch 
nach Umsiedlung äußern. Die Vereinbarung enthält keine beson- 
deren Bestimmungen über den StA.-Wechsel (zu vgl. Abs. 2 der 
Einleitung oben). Fit = 
Diejenigen Glieder dieser Umsiedlergruppe, die sich schon vor 
dem 1. 9. 1939 auf dem jetzigen Gebiet des Großdeutschen Reiches 
einschließlich der eingegliederten Ostgebiete niedergelassen haben, 
haben auf Grund des RdErl. des RMin.d. Inn. vom 25. 11. 1939 
(abgedr. S. 105), als Bewohner des Großdeutschen Reiches die 
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deutsche StA. ohne weiteres erlangt, sofern sie am 26. 10. 1939 die 
polnische StA. besaßen oder bis zu diesem Tage nach Verlust der 
polnischen StA. staatenlos waren. Von dieser Gruppe sind zu 
unterscheiden die Volkszugehörigen, die während des Krieges aus 
ihrer bisherigen Heimat in der ehemaligen russischen Interessenzone 
in die eingegliederten Ostgebiete geflüchtet waren. Bei der zu- 
nächst ungeklärten Natur ihres Aufenthaltes im Großdeutschen 
Reich konnten sie am 26. 10. 1939 noch nicht zu dessen Bewohnen 
gerechnet werden. Sie haben daher nicht ohne weiteres die deutsche 
StA. erlangt und bedürfen ebenso wie die Umsiedler hierzu einer be- 
sonderen Einbürgerung. Für diese ist es unerheblich, ob der Be- 
teiligte die polnische oder eine andere StA. besitzt oder staatenlos 
ist (z. vgl. RdErl. d. RMin.d. Inn. vom 15. 4. 1940, RMBIiYV. S. 803). 
Durch $ 1 Abs. 4 Buchst. e der VO. über die Deutsche Volks- 
liste und die deutsche StA. in den eingegliederten Ostgebieten von 
4. 3. 1941 1. d. Fassg. der VO. vom 31. 1. 1942 (oben S. 106) ist klar- 
gestellt, daß die Umsiedler nicht in die Deutsche Volksliste einge- 
tragen werden können und daher die deutsche StA. nicht im 
Rahmen des Volkslisten-Verfahrens, sondern nach wie vor durch 
Einbürgerung erwerben. 


e) Deutsch-sowjetrussische Vereinbarung über 
die Umsiedlung der deutschen Reichsangehöri- 
genundderPersonendeutscherVolkszugehöri£- 
keit aus der Litauischen Sozialistischen So 
wjetrepublik in das Deutsche Reich und die Um 
siedlung der Personen litauischer, russischer 
undbelorussischer Volkszugehörigkeit ausden 
Deutschen Reich (ehem. Memelgebiet und Su- 
walkigebiet) in die Litauische Sozialistisch® 
Sowjetrepublik vom 10. 1. 1941. 

Auf Grund dieser Vereinbarung wurden auf ihren Wunsch 
Ba den in Litauen ansässigen Personen deutscher StA., die dies 
schen Yo gem 21. 7. 1940 besaßen, die in Litauen ansässigen deut 
ee s RAE Bögen umgesiedelt, sofern sie nicht die StA- eines 
ständi tes besaßen. Personen über 14 Jahre konnten selb’ 

BE den Wunsch nach Umsiedlung äußern. 

di per ie Umsiedler ehedem litauische StAng. waren, besaßen 
(zu vgl ae es StA. vom 7. 9. 1940 ab bis zur Umsiedlung 
3 12 rl. des RMin.d.Inn. vom 24. 10. 1490, RMBIV: 


Die Vereinbarung enth i ; 
h ält keine Besti X den StA- 
en Es wird auf den RdErl. d. Bein. d. Inc: vom 5. 15. 141 
ausgeführt: _) verwiesen. In diesem RdErl. ist u a. folgende* 
„Di 7 

Zeit aa tee > Volkszugehörigen aus Litauen, die sich zur 
lassen hatten agsabschlusses bereits im Deutschen Reich niederf® 
3. 6. 1940, dem quen auf Antrag eingebürgert, wenn sie Dis A" 
die litauische StA, be Em Eingliederung Litauens in die vassk- 
ehem. litauischen S peeasen! haben; ausgenommen sind diejenike) 
StAng., die sich nachweislich auf Grund der Y 


..- 
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des Präsidiums des Obersten Rates der UdSSR. vom 7. 9. 1940 bis 
zum 1. 11. 1940 als Sowjetstaatsangehörige haben registrieren 
lassen. Zu beachten ist dabei, daß auch diejenigen deutschen 
Volkszugehörigen eingebürgert werden können, die die litauische 
StA. auf Grund des litauischen G. über die Einführung der Ver- 
waltung in der Stadt und dem Gebiet von Wilna vom 27. 10. 1939 
(Litauischer Staatsanzeiger Nr. 648) erworben haben. 

Wer deutscher Volkszugehöriger ist, bestimmt sich nach dem 
RdErl. vom 29. 3. 1939 (RMBIiV. S. 783). Danach ist ein klares 
Bekenntnis zum Deutschtum vor der Verlegung des Wohnsitzes in 
das Deutsche Reich regelmäßig bedeutsam; in allen Zweifelsfällen 
ist die deutsche Abstammung entscheidend. Soweit Zweifel an der 
deutschen Volkszugehörigkeit bestehen, ist hierüber eine Stellung- 
nahme des zuständigen Höheren j}- und Pol.-Führers als Beauf- 
tragten des Rf4}, Reichskommissars für die Festigung deutschen 
Volkstums, einzuholen.“ 

Übrigens sind Einbürgerungsverfahren insoweit gegenstandslos, 
als hier in Betracht kommende Personen schon von Rechts wegen 
die deutsche StA. nach dem deutsch-litauischen Vertrag vom 8. T. 
1939 (abgedr. oben S. 98) erworben haben. 
Deutsch-sowjetrussische Vereinbarung über 
die Umsiedlung der deutschstämmigen Bevölke- 
rung aus den Gebieten von Bessarabien und der 
Nördlichen Bukowinaindas Deutsche Reichvom 
5.9.1940. : 

Im Rahmen dieser Vereinbarung handelt es sich um die Um- 
siedlung der deutschstämmigen Bewohner der Gebiete, die von 
Rumänien an die Sowjetunion abgetreten worden waren. Diese 
hatten regelmäßig in Verfolg der Eingliederung in die Sowjetunion 
mit Witkung vom 28. 6. 1940 die sowjetrussische StA. erworben 
(zu vgl. Zeitschr. für osteurop. Recht 1941, Heft 9/10 S. 514). 
Personen über 14 Jahre konnten selbständig den Wunsch 
nach Umsiedlung äußern. Die Vereinbarung enthält keine beson- 
deren Bestimmungen über den StA.-Wechsel. 

Es wird im übrigen auf den RdErl. des RMin. d. Inn. vom 
17. 11. 1941 (RMBIIV. S. 2071, abgedr. unten S. 157) hingewiesen. 


g) Deutsch - rumänische Vereinbarung über die 


Umsiedlungder deutschstämmigen Bevölkerung 
in der Südbukowina und der Dobrudscha in das 
Deutsche Reich vom 22.10. 1940. ur 

Bei deutschen Volkszugehörigen mit Wohnsitz in der Sül- 
bukowina und der Dobrudscha ist der Verlust der rumänischen StA. 
mit der Umsiedlungserklärung eingetreten. Personen über 18 Jahre 
waren zur selbständigen Erklärung des Wunsches nach Um- 
siedlung befugt. Es konnten sich mit "Zustimmung der deutschen 
Volksgruppe in Rumänien der Umsiediung anschließen die in 
Rumänien wohnhaften rumänischen st N 
höriekeit, die entweder nach Bessarabien oder der Nordbukowina 
oder nach der Südbukowina und der Dobrudscha zuständig waren; 
diese mußten zunächst in einem vereinfachten Verfahren aus der 
rumänischen StA. entlassen werden. Die im Deutschen Reich sowie 


tAng. deutscher Volkszuge- . 


a nn 


an nennen 


PR 


ng hend 
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im europäischen oder außereuropäischen Ausland 
© i . s sla außerhalb Ru- 
en wohnhaften rumänischen StAng. deutscher Volke 
a nach Bessarabien, der Bukowina oder der Dobrudscha 
oe g waren, konnten gleichfalls zur Umsiedlung zugelassen 
Im übrigen wird auf den RdErl. des RMi 
ige 1 Erl. Min. d. Inn. vom 17. 
A 1941 (RMBIIV .S 2071, abgedr. unten S. 157) hingewiesen. er 
) an € italienische Vereinbarungen über 
u. len für dieRückwanderung der Reichs- 
ER BR I Abwande rung der Volksdeut- 
a es to Adigeindas Deutsche Reich 
Die hier in Betracht kommenden d italieni 
N r en deutsch-italienischen Verein- 
u .._ sich auf folgende Pertonangranpen: ee 
. Volksdeutsche italienischer StA., die a i 
R > 2 0 StA. us dem Vertragsgebiet 
nm und in Italien, seinen Besitzungen und den Gebieten von 
talienisch-Afrika ihren Wohnsitz haben, 
2. Volksdeutsche italienischer S 
: r StA. A zebiet, di 
im Deutschen Reich ihren Wohnsitz habe PRICTREIABIBENAIRER 


3. aus dem Vertragsgebiet sta italienis 
EN Volkszugehörigkeit, die un RR 
Be a für die Anwendung der Vereinbarungen der Wohnsitz 
ee ist, galt als Stichtag der 23. 6. 1939. 
oe en nr Vereinbarungen fallenden Volksdeutschen mit 
Koks en. usw. hatten bis zum 31. 12. 1939 die Möglich- 
a a Encie Erklärung darüber abzugeben, ob sio ins 
et En abwandern und die deutsche StA. erwerben oder 
= Sr a ie: StA. beibehalten wollten. Die Nichtabgabe 
een NE > a Da der Frist galt als endgültige Willens- 
gr k italienische StA. beizubehalten. Die Abwanderung 
on 31. 12. 1942 durchgeführt sein. 
Pill on h -_ die aus dem Vertragsgebiet abwandernden Volks 
Ba Eee Be Volksdeutsche italienischer StA. mit Wohn 
Barnes ie er die Möglichkeit, unter erleichterten Bedin- 
aa re er ienischen StA. und gegebenenfalls dem Militär- 
a ein en eiden und die deutsche StA. zu erwerben. Ihre 
et ® Id die italienische StA. beibehalten oder die 
siedeln wollten rwerben und endgültig ins Deutsche Reich über- 
Rn a spätestens bis zum 30. 6. 1940 abgegeben 
ee ne Dede einer Erklärung bis zu diesem Zeitpunkt 
Schließlich k u angesehen, die italienische StA. beizubehalten- 
den italienischen StAr auch die aus dem Vertragsgebiet stamme 
ee ng. deutscher Volkszugehörigkeit, die in 
ae a unter erleichterten Bedingungen aus der 
und die deutsche 8 A aus dem Wehrpflichtverhältnis ausscheiden 
Wechsels nicht Be ‚erwerben. Sie hatten im Falle des StA- 
im Deutschen Kain ae m Vertragsgebiet wohnenden oder bereit 
zur Abwanderung ee Volksdeutschen, die Verpflichtuns 
land, sondern konnten 7 endgültigen Übersiedlung nach Deutsch" 
en in ihren Aufenthaltsstaaten wohnen bleibet- 


m 


i 
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Minderjährige im Alter von mehr als 18 Jahren, die nicht mit 
dem die väterliche Gewalt Ausübenden zusammenlebten und nicht 
von ihm erhalten wurden, entschieden selbständig über die 
Frage ihrer StA. 

Die Einbürgerung von italienischen StAng., die auf Grund der 
in Rede stehenden deutsch-italienischen Abkommen ihre Aufnahme 
in den deutschen Staatsverband nachsuchen, werden auf Grund 
einer näheren Anweisung des RMin.d. Inn. durch die Reichsstatt- 
halter in Innsbruck und Klagenfurt als Sonder-Einbürgerungsstellen 
vollzogen. Soweit in einzelnen Fällen gegen den alsbaldigen Voll- 
zug einer Einbürgerung Bedenken bestehen, werden den Antrag- 
stellern Verweisungsbescheide mit dem Anheimstellen erteilt, das 
Einbürgerungsverfahren vor den zuständigen Einbürgerungsbehör- 
den ihres künftigen Niederlassungsortes weiter zu betreiben. Wegen 
der Einbürgerung der in dritten Staaten lebenden Personen hat das 
AA. die deutschen Auslandsvertretungen mit Weisungen versehen. 
Deutsch-italienisches Abkommen über die Um- 
siedlung der deutschen StAng. und Volksdeut- 
schonausderProvinzLaibachvom 31.8.1941. 

Nach diesem Abk. konnten die in der Provinz Laibach ansässi- 
gen oder dort geborenen und zuständigen Volksdeutschen in das 
Deutsche Reich abwandern, um die deutsche StA. zu erwerben. Sie 
verloren die italienische StA. in dem Augenblick, in dem sie das 
italienische Gebiet verließen, um endgültig abzuwandern. Die ab- 
wanderungswilligen Yolksdeutschen hatten bis zum 30. 9. 1941 (in 
Ausnahmefällen bis zum 31. 12. 1941) eine Erklärung über ihre Ab- 
wanderungsabsicht abzugeben. Die vom Familienbaupt abgegebene 
Erklärung galt auch für die nicht großjährig erklärten Minder- 
jährigen und die nicht gesetzlich geschiedene Ehefrau. Außer 
diesem Fall wurde die Erklärung für Minderjährige, Entmündigte 
und beschränkt Handlungsfähige vom Vormund oder Pfleger abge- 
geben, jedoch entschieden volksdeutsche Ehefrauen und Minder- 
jährige im Alter von über 18 Jahren, 
oder dem die väterliche Gewalt Ausühenden zusammenlebten und 
nicht von ihm erhalten wurden, selbständig über die Frage 


ihrer: StA. 


Deutsch-kroatische Vereinbarung über die Um- 


siedlung von Angehörigen des deutschen Volks- 
tums aus bestimmten Gebieten Kroatiensin das 
Deutsche Reich vom 3. 9. 1942. 

Gemäß Art. 4 des Abk. verlieren die Umsiedler die kroatische 
StA. in dem Augenblick, in dem sie das Gebiet Kroatiens in Verfolx 
der Umsiedlung endgültig verlassen, und erwerben die dtsch. StA. 
mach näherer Bestimmung der zustil ndigen dtsch. Stellen. 


ehörigkeit durch deutsche Volkszuge- 


hörige aus Bessarabien, der Bukowina und der Dobrudscha. 
RdErl. d. RMdI. vom 17. 11. 1941 (RMBUV. S. 2071). 


(1) Nach der am 5. 9. 1940 getroffenen Vereinbarung sind die deutsch- 
Stämmigen Bowohner Bessarabiens und der nördlichen Bukowina 


m nn a 


die nieht mit dem Ehemann _ 


nn ET en 
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auf ihren Wunsch in das Deutsche Reich une worden. Es handelt 
sich dabei um die deutschstämmigen Bewohner der Gebiete, die von Ru- 
mänienandie Sowjetunion abgetreten worden waren. 

(2) Ferner ist zwischen der Deutschen Reichsregierung und de: 
schen Regierung am 22. 10. 1940 eine reiben über Te 
der deutschstämmigen Bevölkerung der Südbukowi ina und der Do- 
bru dscha in das Deutsche Reich getroffen. Danach wurden die deutschen 
Volkszugehörigen, die in der südlichen Bukowina und in der Do- 
brudscha wohnten, auf ihren Wunsch in das Deutsche Reich umgesiedelt. 

(3) In dem Zusatzprotokoll zu dem deutsch-rumänischen Vertrag vom 

. 10. 1940 ist weiter festgestellt worden, daß die n Rumänien wohn- 
ee rumänischen Staatsangehörigen deutscher Volkszugehörigkeit, die 
entweder nach Bessarabien oder der Nordbukowina oder nach 
der Südbukowina und der Dobrudscha zuständig waren, sich mit 
Zustimmung der Deutschen Volksgruppe in Ru mänien der Umsiedlung 
anschließen konnten. Als nach diesen Gebieten zust ändig gelten dabei die- 
jenigen Personen. von denen sich mindestens ein Elternteil, der Ehegatte 
ne Fr Umsiedlung aus diesen Gebieten angeschlossen haben. 

4) Die deutschen Volkszugehörigen, die Bessarabien örd- 
De aa südliche) Bukowina oder die Dobrudsch a y A der 
eg: ungsaktion verlassen haben, werden in einem hesonderen Verfahren 
Er der Einwandererzentralstelle eingebürgert. Dieses Einbürgerungsver- 
© + ist im Gange und teilweise bereits abgeschlossen. Bei den in Abs. 1 
br ls en ging eine besondere Entlassung aus ihrer bisherigen 
a €) ns. keit nicht voraus; die vertragschließenden Teile waren ‚sich 

R;: ae ie, h En die Umsiedler nach der Umsiedlung die Sowjetstaatsange- 
. a S esitzen sollten. Bei den in Abs. 2 bezeichneten Personen ist 
an ei er rumänischen Staatsangehörigkeit mit der Umsiedlungserklä- 
are, sr un Die’in Abs. 3 erwähnten Personen mußten zunächst au 
ri Be pi ee Volksgruppe in Rumänien in einem vereinfachten 
er i er rumänischen Staatsangehörigkeit entlassen werden. AD- 
en ed 2 zunächst bei der Volksgruppe — waren alle Personen 
en a ne as Familienoberhaupt für die Ehefrau und die unter elter- 
N r stehenden Kinder, die Erziehungsberechtigten sowie die 
I ıe volksgruppe von sich aus für alle Personen, für die ein gesetz 

cher Vertreter formell nicht anerkannt sein sollte. 


ER... Pe Bankehen Reich sowie im europäischen oder außereuropäü- 
ee au DR Rumäniens wohnhaften rumänischen Staats- 
zchörig eutscher Volkszugehörigkeit, die nach Bessarabien, der 


wohnhafte ee Volkszugeh 

> . öri 
Erforderliche veranlaßt. Im Eee 
ee mal, Dieichneten Personen, die am 22, 10. 1940 im Deut- 
eine Bescheinigung ihr ne td auf Antrag eingebürgert, sofern sie 
\öriek i Assung aus d. 2 
örigkeit vorlegen. Zu diesem Zwecke haben „der, ruminl en 


\ 


andelt, hat das Ausnirige Amt das 
ilt folgendes: 
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zuständigen rumänischen diplomatischen oder, konsularischen Behörden eine 
Erklärung abzugeben, daß sie wegen Umsiedlung ihrer Volksgruppe aus der 
rumänischen Staatsangehörigkeit entlassen werden wollen. Dem Antrag bei 
der rumänischen Behörde ist eine Bescheinigung der Volksdeutschen Mittel- 
stelle, Berlin W 62, Keithstr. 29, beizufügen, daß der Antragsteller zur 
Umsiedlung zugelassen wird. Antragsberechtigt sind alle Personen über 
18 Jahre, das Familienoberhaupt auch für die Ehefrau und die unter 18 Jahre 
alten, unter elterlicher Gewalt stehenden Kinder; ferner die Erziehungsbe- 
rechtigten für alle Personen, für die ein gesetzlicher Vertreter formell nicht 
anerkannt sein sollte. 

(7) Im Deutschen Reich am 22. 10. 1940 ansässige deutsche Volkszuge- 
hörige, die aus Bessarabien, der (nördlichen oder südlichen) Buko- 
wina oder der Dobrudscha "stammen, aber nicht als dorthin zuständig 
gelten (vgl. Abs. 3 Satz 2), können gleichfalls eingebürgert werden. Voraus- 
setzung ıst aber für die aus Bessarabien oder der nördlichen 
Bukowina stammenden Personen, daß sie sich nicht bis zum 1. 5. 1941 
als Sowjetstaatsangehörige haben registrieren lassen. Die aus der süd- 
lichen Bukowina oder der Dobrudscha stammenden Personen 
müssen vor der Einbürgerung nachweisen, daß sie auf die rumänische Staats- 
angehörigkeit verzichtet haben. Die Berechtigung zur Stellung des Antrages 
richtet sich in diesen Fällen nach $ 7 Abs. 2,8 8 Abs. 1 Nr. 1 Reichs- und 
StaatsangehörigkeitsG. 

(6) Der Antrag auf Einbürgerung ist in den Fällen der Abs. 6 und 7 bei 
der zuständigen Einbürgerungsbehörde (vel. RdErl. vom 15. 4. 1939, RMBLV. 
1939 S. 888; 1940 $. 826) zu stellen. An der Erledigung des Antrages be- 
steht ein besonderes Staatsinteresse. Für die Durchführung des Verfahrens 
gelten die Erleichterungen, die mit RdErl. vom 25. 9. 1939 (RMBIIV. S. 2005) 
für die Einbürgerung von Kriegsfreiw illigen eingeräumt sind. Die Einbürge- 
rung findet gebührenfrei statt. 

() Aus Bessarabien oder der nördlichen Bukowina 
stammende deutsche Volkszugehörige, die vor der Abtrennung dieser Ge- 
biete von Rumänien am 28. 6. 1940 bereits staatenlos waren, sowie aus 
der südlichen Bukowina oder der Dobrudscha stammende, die 
vor dem 22, 10. 1940 bereits staatenlos waren, können unbeschadet des 
RdErl. vom 25. 9. 1939 (RMBIiV. S. 2005) gleichfalls ihre Einbürgerung be- 
entragen. Auf d Einbürgerungsverfahren finden die allgemeinen Vor- 
schriften Anwendung. 

(10) Wer deutscher Volkszugehöriger ist, bestimmt sich nach dem RdErl, 
vom 29, 3. 1939 (RMBIiV. S. 783). Danach ist ein klares Bekenntnis zum 
Deutschtum vor der Verlegung des Wohnsitzes in das 
Deutsche Reich regelmäßig bedeutsam; in allen Zweifelsfällen ist die 
deutsche Abstammung entscheidend. Soweit Zweifel an der deut- 
Schen Volkszugehörigkeit bestehen, ist hierüber eine Stellungnahme des zu- 
»tändigen Höheren S$- und Pol.-Führers als Beauftragten des 
RF4g, Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums, einzuholen, 


(11) In der von den Einbürgerungsbehörden geführten Kartei sind die 
Karteikarten über die auf Grund dieses RdErl. bewirkten Einbürgerungen 
&0 zu kennzeichnen, daß jederzeit eine Zusammenstellung hierüber "gefertigt 
werden kann. Die Kennzeichnung ist verschieden zu gestalten, je nachdem 


N ernst. im 


En De 
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eb es sich um deutsche Volkszugehörige aus Bessarabien oder der 
nördlichen Bukowina oder um deutsche Volkszugehörige aus der 
südlichen Bukowina oder der Dobrudscha handelt. 


(42) Alle nach diesem RdErl. zu behandelnden Einbürgerungsanträge 
sind beschleunigt zu behandeln. j 


42. Der RdErl. d, RMin. d. Inn. vom 4. August 1939, betr. Prüfung der wirt- 
schaftlichen Voraussetzungen für die Einbürgerung (RMBIiV. S. 1641). 


(1) Die vor Einbürgerungen nach & 8 Abs. 2 des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsges. v. 22. 7. 1913 (RGBI. S. 583) erforderliche Anhörung der 
Niederlassungsgemeinden über die Erfordernisse des Abs. 1 a.a. O. bezweckt, 
den Gemeindebehörden die Geltendmachung etwaiger Bedenken gegen die 
moralische oder wirtschaftliche Eignung der Bewerber zur Einbürgerung zu 
ermöglichen. In der Zeit des wirtschaftlichen Niederganges und der starken 
Arbeitslosigkeit nach dem Kriege wurden häufig Erwerbslosigkeit oder 
geringes Arbeitseinkommen des Antragstellers als ausreichender Grund an- 
geschen, um wegen ungenügender Sicherung der wirtschaftlichen Existenz 
gezen die Einbürgerung Einwendungen zu erheben. Bereits in meinem 
RdErl. vom 7. 7. 1934 — IV 5000 b/23. 3, — für Preußen: RdErl. vom 23. 8. 
1934 — V Sta. 4835 gen. (beide nicht veröffentl.) habe ich dargelegt, daß 
beiın Vorliegen aller sonstigen Voraussetzungen auch die Einbürgerung von 
Beschäftigungslosen dann angezeigt und unbedenklich ist, wenn dem Be- 
werber durch die Einbürgerung die Erlangung eines geeigneten Arbeits- 
platzes ermöglicht und damit die Besorgnis ausgeschaltet wird, daß er weiter- 
hin der öffentlichen Fürsorge zur Last fällt. 


(2) Die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt haben sich inzwischen 50 
grundlegend geändert, daß bei dem großen Kräftebedarf ohne weiteres an- 
genommen werden kann, daß jeder rassisch und erbbiologisch geeignete ein- 
satzfähige und arbeitswillige Bewerber im Reichsgebiet ständig geeignete un 
ausreichend bezahlte Beschäftigung finden wird. Wenn bei dieser Sachlage 
heute noch manche Gemeinden nur aus Besorgnis vor fürsorgerechtlicher Be- 
lastung bei der Prüfung der wirtschaftlichen EinbürgerungsvoraussetzungeR 
einen zu strengen Maßstab anlegen, so führt das zu dem unerwünschten Er- 
gebnis, daß vielen arbeitsfähigen und arbeitswilligen Kräften durch die Ver- 
sagung der Einbürgerung die Eingliederung in den Arbeitsprozeß nur wegen 
ihrer Ausländereigenschaft erschwert oder unmöglich gemacht wird. Es bo- 
deutet im übrigen für Volksdeutsche, die in erster Linie für die Einbürgerung 
in Frage kommen, eine besondere Härte, wenn sie als „Ausländer“ arbeits 
rechtlichen Erschwerungen unterliegen und dadurch am Einsatz ihrer vollen 
Arbeitskraft gehindert und in ihrem Fortkommen beeinträchtigt werden- 


@) Hiernach sind auch die Gemeindel P fühl- 
baren Mangel an Arbeitskräften durch e a a ie 


nung tragende Beurteilung der wirtsch 
bürgerung abzuhelfen, namentlich, sow: 
für die Durchführung des Vierjahres 
kräfte handelt, bei denen auch die s 
nahme in den deutschen Staatsverb 


ine den heutigen Verhältnissen Rech" 
aftlichen Voraussetzungen für die Ein" 
eit es sich um volksdentsche oder s0D ie 
plans unbedingt erforderliche Arbeits 
onstigen Voraussetzungen für die Auf 
and erfüllt sind, 


559°; "HEHE 
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43. Die Verordnung über die Einbürgerung von Kriegsfreiwilligen 
. vom 4. September 1939 (RGBI. IS. 1741)'). 


Für die Einbürgerung von Personen, die als Kriegsfreiwillige in die 
deutsche Wehrmacht einzutreten beabsichtigen, verordnet der Ministerrat 
für die Reichsverteidigung für das Gebiet des Großdeutschen Reiches mit 
Gesetzeskraft: 


$ 1. Hat der Einbürgerungsbewerber das 18. Lebensjahr vollendet, so 
bedarf es zur Antragstellung und Einbürgerung nicht der Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters. 


1. Wer die deutsche StA. nicht besitzt, bedarf nach $ 18 Abs. 4 des Wehr- 
gesetzes vom 21. 5. 1935 (RGBl. I S. 609) zum Eintritt in ein Wehrdıenst- 
verhältnis besonderer Genehmigung (zu vgl. auch Anm. 6 zu SS 14, 15 RuStAG.; 
oben $. 29), Durch die Wehrdienstableistung als solche wird die deutsche St. 
nicht ohne weiteres erworben. Nun ist durch die vorliegende VÜ. vom 4. 9. 1939 
Personen mit nur ausländischer StA. und Staatenlosen, die als Kriegsfrei- 
willige des gegenwärtigen Krieges in die deutsche Wehrmacht einzutreten 
wünschen, der Weg hierzu generell durch die Möglichkeit erleichterter 
Einbürgerung (Wegfall einiger gesetzlicher Einbürgerungsbedingungen) ge- 
ebnet. 

2. Die Vorschr, des $ 1 bedeutet eino Abweichung von der Nr. 1 des $ 8 
RuStAG, (oben $. 22), wonach es bei nicht unbeschränkt geschäftsfähigen Per- 
sonen von mehr als 16 Jahren der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters 
(Vater, Vormund) bedarf. \Venn ein Einbürgerungsbewerber nach seinem bis- 
herigen Heimatrecht die unbeschränkte Geschäftsfähigkeit früher erlangt als 
nach dem deutschen Wecht (wie z. B. in Sowjetrußland und in der Türkei mit 
18 Jahren, so ist überhaupt nach $ 8 Nr. 1 des RuStAG. das Erfordernis der 
Zustimmung des gesetzlichen Vertreters nicht gegeben (zu vgl, auch Anm, 4 zu 
882.0. 0.; oben 8.23). 
$ 2. Hat der Antragsteller eine Niederlassung im Inlande nicht be- 


[2 


gründet, so genügt statt der Niederlassung der Aufenthalt im Inlande. 
$ 2 bedeutet eine Erleichterung gegenüber dem Niederlassungserfordernis 
des $ 8 Abs. 1 RuStAG. („... Ausländer, der sich im Inland niedergelassen 
hat...“). Wegen des Begriffs der „Niederlassung“ vgl. Anm. 3 zu $ 8 RuStAG. 
(oben 8. 23). „Aufenthalt“ im Inland bedeutet lediglich das tatsächliche Ver- 
weilen im Inland ohne die qualifizierenden Momente hinsichtlich der Art und 
Dauer. 


$ 3. Von dem Erfordernis, 

a) daß der Bewerber im Falle des Erwerbs der deutschen Staats- 
angehörigkeit aus der bisherigen Staatsangehörigkeit ‚ausscheidet, 

b) daß der Bewerber am Orte seiner Niederlassung eine eigene Wohnung 
oder ein Unterkommen gefunden hat, . 

e) daß er an diesen Orte sich und seine Angehörigen zu ernähren im- 
stande ist, " 


kann abgesehen werden. di We 4 
Zu a): Hierbei handelt es sich nicht um die Abstandnahme von einem we - 
setzl a Einbürgerungserfordernis, sondern von. der tatsächlichen Ver- 
waltungspraxis, wonach im allgemeinen, die DRERER, erg Eankaren 
rungsbewerbers aus seiner bisherigen StA. dann melorderk ee 
dossen Heimatrecht, mit, dem Erwerb der deutschen StA, nicht ohne weiteres 
der Verlust der bisherigen StA. verbunden ist (zu vgl. auch Anm. 10 zu & 8 
RuStAG,; oben 8. 24). 
Kriegsfreiwilli 1. i 
E Y Pi Ri N ie Bi: irn g von riegsireiwilizen zu vgl, im 
A 3 8 ir die Einbirgerun; „eirel n 4 
eine open a aiane Ar Inn, vom 25. 9. 1999 (RMBUV, S. 3005, nachstehend 
bzeir.), k 3 


— 


Lichte nn 
dichter, Stantsangehörtgkeitsrocht 


EEEENEIEEEEEUEEREENEEEEN 


BEE EEPEINLENEDE 
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nn 
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Zu b): Abstandnahme von dem Erfordernis in Nr. 3 des $ 8 RuStAG. (zu 
vgl. auch Anm. 8 zu $ 8 a.a.0.; oben S. 23). 


Zu ec): Wegfall des Erfordernisses in Nr. 4 des $ 8 RuStAG. (vgl. auch 
Anm. 9 zu $ 8 a.a.0.; oben S. 23). 


44. Einstellung der Behandlung von Einbürgerungsanträgen und 
Einbürgerung von Kriegsfreiwilligen. 
RdErl. d. RMdI. vom 25. September 1939 (RMBIiV. S. 2005). 


I 
(1) Die Bearbeitung von Einbürgerungsantrigen ist bis auf weiteres ein- 
zustellen. 
(2) Ausnahmen sind nur zugelassen in denjenigen Fällen, in denen 


ein besonderes Staats- oder Allgemeininteresse die Einbürgerung notwendig 
erscheinen läßt. 


Io. 


() Für eine ausnahmsweise Einbürgerung kommen in erster Linie 
Bewerber in Frage, die als Kriegsfreiwillige in die deutsche Wehr- 
macht einzutreten beabsichtigen. Auf die VO. über die Einbürgerung von 
Kriegsfreiwilligen vom 4. September 1939 (RGBl. I S. 1741), durch die einige 
Einbürgerungsvoraussetzungen im Interesse einer erleichterten Einbürgerung 
von Kriegsfreiwilligen aufgehoben werden, wird Bezug genommen. Regel 
mäßig werden nur Anträge solcher Kriegsfreiwilliger weiter zu behandeln 
sein, die ganz oder überwiegend deutschstämmig sind. Fremdstämmige Be 
werber werden nur in besonders gelagerten Einzelfällen einzubürgern sein 


(2) Dem Einbürgerungsantrage i unr E u 
age ist regelmäßig nur dann Fortgang * 

geben, wenn von dem zuständigen Wehrbezirkskommando mitgeteilt ist, da 
er Bewerber tauglich für den Wehrdienst ist und daß er für den Eintritt IN 


ai der Wehrmacht in Aussicht genommen ist. Ergeben die 
rınittlungen im Einbi er ah : ken 
bestchen, so teilt die Einb nbürgerungsverfahren, daß keine Beden 


Mate ürgerungsbehörde dies dem Wehrbezirkskommando 
freiieilie ‚Einbürgerungsurkunde wird erst nach der Einstellung des Krier“ 
igen in einen Truppenteil ausgehändigt. Sie ist zu diesem Zweck dem 


Wehrbezirkskommando mit ei F uns zu 
übersenden mit der Bitte, einer vorbereiteten Empfangsbescheinigung 


die Urkunde unter Anbrin ineg Vermerk 

y ei s eines en 
ne In 2 punk: der Aushändigung und unter Beidrückung eines Dienst 
sung der Einbürgerunghune Deu und die vollzogene Empfangshescheit” 
R g rde zurückzureiche fi Jichst en® 
und reibungsloses Zusa, . zureichen. Auf ein möglic ht 
ist auch sonst Bedacht noeuazbeiten mit den Dienststellen der Wehrma“ 


nehmen. 

(8) Das Einbürge 
führen. Die vorbereite 
Maß zu beschränken. 
Sanitätsoffizier der W. 


2 ist beschleunigt durchin, 


en sind auf das unbedingt notwen 
hkeit für den Wehrdienst durch nor 
stellt, 80 kann im Regelfall VOR heit 

not 
i denn, daß besondere Gründe AU. 


ie offenbar unmöglich, so kann, ' 
zum Nachweis der deutschblütigen Abstammuf 
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eine schriftliche Versicherung des Antragstellers für ausreichend erachtet 
werden. Die schriftliche Versicherung hat dahin zu lauten, daß dem Antrag- 
steller keine Tatsachen bekannt sind, die gegen eine deutschblütige Ab- 
stammung seiner Eltern und Großeltern sprechen. i 


I. 


Meine Zustimmung gemäß $ 3 der VO. vom 5. Februar 1934 (RGBI. I 
$. 85) gilt für die Einbürgerung von Kriegsfreiwilligen als grundsätzlich 
erteilt, soweit sich nicht im Einzelfall bei der Prüfung der Anträge Bedenken 
ergeben, die eine Herbeiführung meiner Entscheidung geboten erscheinen 
lassen, Ebenso erwarte ich Bericht, falls sich bei Bearbeitung dieser Ein- 
bürgerungen Fragen von grundsätzlicher Bedeutung ergeben sollten. 


45. Die Verordnung-über die Entlassung aus der Staatsangehörigkeit 
vom 1. September 1939 (RCBL. 1 S. 1656). 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung bat für das Gebiet des Groß- 
deutschen Reichs mit Gesetzeskraft folgendes verordnet: 

Wehrpflichtige werden bis auf weiteres nicht aus der deutschen Staats- 
angehörigkeit entlassen. 


21. 5. 1935 (RGRI. I 
1. Wäh: nach & 18 Abs. 3 des Wehrgesetzes vom AI. Rt. I 
$. 609) en Wehrpflichtiger aus der deutschen SE eig 
ges ae Bla ER GE Ben st 06 Bet de ae 
. 35 tiert die vorliegende VO., mit Rürks s x des corer 
ee die völlige Unzulässigkeit der Entlassung wehrpflichtiger Per- 
sonen aus der StA, „bis auf weiteres“, 
2, Weren des Umfanres der Wehrpflicht zu vgl. Abs. 1 der Anm: 1 u, $ > 
des RuStAG. (oben $. 35h in Frränzuns dazu sei der en au BE 
Wehrpflicht von Offizieren und Wehrma htbeamton ia 0 en nn 
(RGBL. I 8. 214 hinrewiesen, wonach ohne zeit nn EEE 
wehrpflichtie sind: aktive Offiziere und ‚aktive Wehrmac! n am £ 2 a 
ranz, die in Zukunft aus dem aktiven Dienst entlassen be en. ie eg 
Offiziere und Wehrmachtbeamte im Offizierrang, die aus der Reden N a h 
der Reichswehr und der alten Wehrmacht entlassen wurden, en = 
des Benrlaubtenstandes der a a eletustsunide, Ana 
im Ofizierr: Iten Wehrmacht, Ofliziere E 
eher es Beurlaubtenstandes im Offizierrang der neuen Wehrmacht. 


46. Zuständigkeit in Staatsangehörigkeitssachen. 
RdErl. d. RMdI. vom 16. September 1938 (RMBIIV. S. 1568). 


i v Staatsangehörigkeit ist im allge- 
(1) In Angelegenheiten der deutschen Staatsangehöriz i { 
meinen die Verw..Behörde örtlich zuständig, in deren rare de es 
steller seine Niederlassung hat, oder, wenn ef eich, I Aus a e a hi . in 
deren Bezirk er oder seine für die Ableitung der Staatsangehörigkeit nal 
gebenden Vorfahren die letzte Niederlassung Im Inlande gehabt haben. Seit- 
dem durch & 1 der VO. über die deutsche Staatsangebörigkeit vom 5. Februar 
1934 (RGBI.IS 85) die frühere Landesangehörigkeit in Fortfall gekommen 
ist, bildet diese auch für die Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit der 
erw.-Behörden kein rechtserhebliches Merkmal mehr. $ 4 der VO. vom 


. Februar 1934 berründet daher für die Zuständigkeitsregelung keine Ab- 


Weichung von der Regel des Satzes 1. = 


11 
1 
} 
1} 
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(2) Für die Ausfertigung von Einbürgerungs- und Entlassungsurkunden 
die Erteilung der Genehmigung zur Beibehaltung der deutschen Staatsange. 
hörigkeit ($ 25 Abs. 2 RuStAG.) sowie zur Erteilung von Heimatscheinen 
und Staatsangehörigkeitsausweisen ist daher — ohne Rücksicht auf 
die etwaige frühere Landesangehödrigkeit — die Verw.- 
Behörde (vel. Anl. A zu Abschn. IV des RdErl. vom 1. September 1938 — 
Ie 5365/38-5000 Ö) zuständig, in deren Bezirk der Antragsteller seine Nieder- 
lassung hat oder seine Niederlassung im Inlande gehabt hat. Hat der An- 
tragsteller keine Niederlassung im Inlande gehabt, so ist die Verw.-Be- 
hörde zuständig, in deren Bezirk seine Eltern oder Großeltern (gegebenen- 
falls der letztlebende Eltern- oder Großelternteil) ihre Niederlassung haben 
oder gehabt haben, oder die Behörde, die dem Antragsteller oder seinen 
Vorfahren die letzte Urkunde über die deutsche Staatsanzehöriekeit (Ein- 
bürgerungsurkunde, Entlassungsurkunde, Heimatschein "Staatsangehörig- 
keitsausweis usw.) ausgestellt hat. j j “ " 


.® Die Zuständigkeit der staatl. Pol.-Verw, in Preußen, die zur Aus- 
en u sn und Staatsangehörigkeitsausweisen im Auf- 
er Reg.-Präs. ermächtigt sind, ist durch RdErl. 8 bi 
1937 (RMBIYV. 1938 8. 21) geregelt. i a 


(4) Bei Ehefrauen richtet sich die Zuständirkeit nach d is 

en ri » sicl Zuständig) en Verhältnissen 
Sn ein) a na ahren Kindern nach den Verhältnissen der 
al w. des letztlebenden Elternteils, bei unehelie inderjähr! 
Kindern nach den Verhältnissen der Mutter. j ESrah| nn 


() Bei nichtselbständigen Antr. Studi j 
e 3 agstellern (Studierende, Schüler, Be- 
amtenanwärter usw.), die von den Eltern usw. unterhalten werden, richtet 


a  abdlekeli ebenfalls nach den Verhältnissen des maßgebenden 


(6) Die für die preuß. Behörden erlassenen Besti i 

Die 1 i 1 ssene stimmungen unter I Ziff. 1 
0 RdErl. vom 12. Januar 1914 — IV e 2592 (MBliV, S. 78), sowie der letzte 
a RdErl. vo m23. Februar 1934 — V Sta 4593 gen werden auf- 


47. „Militärbehörden!‘ im Sinne des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes. 
RdErl. d, RMdI. vom 22, April 1940 (RMBIIV. S. 825). 


Als „Militärbehörden“ im Sinne des Rei jrigkeite 
gesetzes Yom 22. Juli 1913 (RGBL. $. 588) eultan:  — aalsangehörigkeff 


L Bei der Entlassung v 

, En #8 von Wehrpflichti us der 

Staatsang k S Wehr, on 91. Mai 5 

en a uskelt ($ 18 Abs. 3 des WehrG. vom 21. Mai 1935, 
a) die Befehlshaber in den Wehrkreisen 


b) für Offiziere und j 


Beurlaubtenstande: m Öffiziersrang stehende Wehrmachtbeamte des 


IL. Beider A 8: die Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile. 
$ ı der Ausst i j 
sönenmännlichen Gesenn on Heimatscheinen an Por 


a) Für webrpflichtige Personen im 


Lebensjahre bis Inlande vom vollendeten 18. 


@u dem auf die Vollendung des 45. Lebensjahre® 
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folgenden 31. März 1939 (8 4 des WehrG.) sowie die nach der VO. vom 
28. Januar 1939 (RGBl. I S. 103) ohne zeitliche Begrenzung wehr- 
pflichtigen Offiziere und Wehrmachtbeamte im Offiziersrang: das zu- 
ständige Wehrbezirkskommando, 
für Wehrpflichtige, die ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
im Auslande haben, das Wehrbezirkskommando Ausland in 
Berlin W 35, Herkulesufer 11. Ich verweise auf den RdErl. vom 
11. Juni 1936 (RMBIIV. S. 796). 
II. BeiBeteiligungnach$26desReichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes: 
a) Für Wehrpflichtige mit Wohnsitz oder dauerndem Aufenthalt im 
Auslande: das Oberkommando der Wehrmacht, 
b) für Offiziere und im Offiziersrang stehende Wehrmachtbeamte des 
Beurlaubtenstandes: die Oberbefehlshaber der Wehrmachtteile, 


€) für die übrigen Fälle: die Befehlshaber in den Wehrkreisen. 


b 


— 


, 
48. Staatsangehörigkeitsausweise und Heimatscheine. 
RadErl. d. RuPrMdl. vom 31. März 1937 (RMBIIV. S. 535). 


Im Einvernehmen mit dem PrFM. wird bestimmt: 
1. Staatsangehörigkeitsausweise an Angehörige 
io der Wehrmacht sind, wenn die Antragsteller diese Ausweise 
auf Grund besonderer Anordnungen zu dienstlichen Zwecken beizu- 
bringen haben, durchweg unter E rlaß der Verwaltungsgebühr zu 
* erteilen (vgl. Ziff. 13 der II VO. zur Änderung der Verwaltungs- 
gebührenordnung vom 24. März 1936, PrGS. S. 84), auch wenn ein 

dahingehender Antrag nicht gestellt ist. 
2. Für Heimatscheine, die nach Abschn. BI des RdErl. vom 
11. Juni 1936 (RMBIiV. S. 796) zur Sicherung der militärischen Dienst- 
leistungen nur mit beschrän kter Gültigkeitsdauer ausgestellt 
werden, kann die tarifmäßige Verwaltungsgebühr nach pflicht- 
mäßigem Ermessen aus Billigkeitsgründen ermä Bigt oder erlassen 
werden, auch wenn ein dahingehender Antrag nicht gestellt wird. 
Zusatz für die Landesregierungen: Ich stelle anheim, die gleiche 
Regelung zu treffen. € 


RdErl. d. RMdL vom 18. März 1940 (RMBIIV. S. 605). 


Im Einvernehmen mit dem RFM. und dem PrFM. wird bestimmt: 


i i ie i Reichs- 
1. (1) Staatsangehörigkeitsausweise für Personen, die in den 
reg (RAD) eintreten, pi re er Ei 
teilen. Gebührenfreie Staatsange - 
en enar iieno chebereitsimRAD.stehende 


keitsausweise sind ferner für sol 1 3 
a e ohne ein sonstiges -cigenes Interesse, 


> a i 
Personen auszustellen, die, OR her Anordnung, den 


lediglie ft Gru ER ; 
BR i DR en Staatsangehörigkeit nachzuweisen haben. 


. . Ve k „Nur gültig zur Vor- 
2) Die Ausweise erhalten den Vermerk „ gültig 
lage 2 den Dienststellen des Reichsarbeitsdienstes“. 


EEE. 
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2. (1) Staatsangehörigkeitsausweise sind ferner gebührenfrei zu erteilen 


a) allgemein für hauptamtlich tätige akti 3 
Führerund SA.-Männer. i Br 


b) für die übrigen SA.-Führer aller Dienstgrade nur dann, wenn der 
Nachweis der deutschen Staatsangehörigkeit nicht auf andere 

IN ba: SRnelT erbracht werden kann und deswegen die zu- 
ständige Stelle die Vorlegung eines Staats: ehörigkeitsaus 
en g sangehörigkeitsaus- 

(2) Der Vermerk lautet auf den Ausweis N ülti 
. r ® isen „Nur /or- 
lage bei den Dienststellen der SA.*, ” BNERURN 


3. Eines besonderen Antrages auf Befrei 7 
i a ung von d erwi sge- 
bühren bedarf es in diesen Fällen nicht. r a 


4. Abweichende Anordnungen, insbe 
N ‚ insbesondere der RdErl. vom 14. April 
”s -_ z Ie 5157/38-5021 (nicht veröffentl.), sind aufgehoben. r 
18atz für die Landesregierungen, de i 
Kun HRSG RE en Depeche 
2 aues Wi i = 
männerinder Ostmark: Ich ersuche. die lesche. RE re ® 


AUBEL d. RuPrMdI. vom 8 Juni 1937 (RMBIIiV. 5. 971). 
Im Einvernehmen mit dem Ausw. Amt wird bestimmt: 


G@) Heimatscheine sind künfti i 

I - ig den im Auslande lebenden deut- 

an ee pe im grundsätzlich nur durch Vermittelung der für ihren 
zuständigen deutschen Kosularbehörden zuzufertigen. 


de ad Da) der Heimatscheine an die Konsularbehörden hat 
Schreiben DT ung der Kurierabfertigung des Ausw. Amts zu erfolgen. Die 
Umschlag hat rn doppeltem Umschlag abzusenden. Der äußere 
whrtiken Au N lie Anschrift zu tragen: „An die Kurierabfertigung des Aus- 
schla 3 en ae w 8, Wilhelmstr. 75%. Auf demin ne ren Um- 
zugeben. Auf ee Te gg 
die tee des Auswlrligen a BD SERBIEN 2 

5) Der RdErl. d. PrM N : Y 
8. 12239) wird aufgehoben 7 @0..Nöxember 1025 — Dia 4087V (BUY. 


es RMdLvom29. Februar 1940 (RMBIIV. 8.391). 
FR te 1. vom 8. Juni 1937 (RMBIIV. 8. 971) angeordnete 
hörige I Ye an im Auslande lebende Reichsanze- 
unter den Keen Yachı zuständigen deutschen Konsularbehörden ist 
führbar, Es können En Pa allaen, nicht mehr in vollem Umfange durch- 
die zuständigen Konsularbehörden q een ee Du 
de: R ® ure ermitt er rung 

es Ausw. Amts nur nach folgenden Ländern ee 


Belgien, Bulgari 
a auenik, Estland, Finnland, Griechenland, 
wegen, Rumänien, ee Lettland, Litauen, Niederlande, Nur 
> Spanien, Türkei, Ungarn en, Schweiz, Slowakei, Sowjetunion, 
(2) Nach den ühri ä ü 
{ ! 1 2 1 
Soweit sie überhaupt nase u.kann die Versendung von Heimatscheinet 
2 ‚ Aur durch die Post erf: 
erfolgen. 
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49. Behörden in Staatsangehörigkeitssachen. 
RdErl. d. RMdI. vom 15. April 1939 (RMBliV. S. 888) i. d. F. des 


RdErl. vom 22. April 1940 (RMBIiV. S. 826). 


Im Nachgang zum RdErl. vom 11. Juni 1936 —I A 8070/5000 (RMBIiV. 
S. 796) wird in der Anlage ein auf den neuesten Stand gebrachtes Verzeich- 
nis der Behörden in Staatsangehörigkeitssachen veröffentlicht. 


Verzeichnis der Behörden, die befugt sind, 
a) Staatsangehörigkeitsausweise und Heimatscheine zu erteilen, 
b) Einbürgerungs- und Entlassungsurkunden auszufertigen, 
c) die Genehmigung zur Beibehaltung der Staatsangehörigkeit gem. $ 25 Abs. 2 
RuStAG. vom 22. 7. 1913 (RGBl. S. 583) zu erteilen. 


“Behörden, die befugt sind: 


0} b) OD] 
Stastsangehörigkeitsausweise und Heimat- Einbärgerungs- und }die Genehmigung zur 
scheine zu erteilen Entlassungurkunden | Beibehaltung der 
auszufertigen Staatsangehörigkeit 


gem. $ 25 Absatz 2 
RustaGes. zu ertellen 


Die Rg.-Präs.: für Berlin der Pol.- | Die Reg.-Präs.; wie in Sp. 4 
Präs. Ferner sind zur Ausfertigung | fur Berlin der 

der Ausweise im Auftrage des Reg.- | Pol.-Prus. 

Pras. befugt: 

Die Pol.-Präs. in Königsberg, 

Stettin, Breslau, Gleiwitz, Magde- 

burg, Halle a. d. $., Kıel, Lübeck, 

Hannover, Münster, Recklinghau- 

sen, Bochum, Dortmund, Kassel, 

Frankfurt a. M., Wiesbaden, Kob- 

lenz, Düsseldorf, Duisburg, Essen, 

Oberhausen. Wuppertal, Münch.- 

Gladbach, Köln und Aachen 
Die Laudräte, Oberbürgermeister | Für Erteilung von 
bzw. Bürgermeister in den Stadt- Einbärgerungs- 
kreisen!) und den bisherigen kreis- urkunden: 
unmittelbaren Städten®); in Mün- Die Reg.-Präe. 
chen, Nürnberg, Furth und Augs- Für Erteilung von 


burg die Pol.-Präs. Entlassungs- 
> i " urkunden: Die 


Landrate, Ober- 
burgermeister 

bzw. Burgermei- 

ster in denStadt- 

kreisen!) und den 

bicharigen kreis- 
unmittelbaren 

Stadten?). 

Die Reg.-Präs. Der Staats- 


Die Reg. Pıns. 


Die Reg. Prus. in Dresden-Bautzen, r 
Chomnitzı Leipzig und Zw ıkau Dresden-Bautzen,} minister dıs 


Zur Ausfertigung der Ausweno Chemnitz, Leıip- Innern 
im Auftrege des Pog -Pras. eind | zig und Zwickau 
befugt: Die Lundräte zuwi® die 
Oberburgormeuster und Burger: | 

| 
I 
N} 


8 | Sachsen 


muster dor Stadt, denen dır Bar 

fugmis der unteren Staotsverwal- 

tungrbehurde voll ubertragen we = 
Der Pol.-Pras. in Stuttgart, die | wie in Sp» 
Landrate und dıe Pol.-Virektoren | - 
in Heilbronn und Ulm a. D. 


4 Württem- 


agnmenghe 


168 StA.-Behörden. 


a) 
Ltd, hStaatsangeörigkeltsausweise und Helmat- 
Nr. Land scheine zu erteilen 


Die Landräte, die Pol.-Präs. in 
Karlsruhe und Mannheim und die 
Pol.-Direktionen Freiburg, Heidel- 
berg, Pforzheim und Baden-Baden. 
Die Landräte und die Oberbürger- 
meister der Städte Altenburg, 
Apolda, Arnstadt, Eisenach, Gera, 
Gotha, Greiz, Jena und Weimar 
Die Landräte, der Pol.-Präs, in 
Mainz und die Pol.-Dir. in Darm- 
stadt, Gießen, Offenbach, Worms 
a in Hamburg (Abt. 
> 
Mit der Ausfertigung der Ausweise 
im Auftrage des Pol.-Pras. in Ham- 
burg sind vorläufig auch die Pol.- 
Ämter in Altona, Wandsbek und 
Harburg- Wilhelmsburg beauftragt. 


9 | Mecklen- Das Meckl. Staatsministerium, Abt. 
burg Inneres 
10 | Braun- 


Das Pol.-Präs. in Braunschweig und 
schweig die Landrate 

11 | Oldenburg | Die Landräte, in den Städten Ol- 
denburg und Delmenhorst: die 
Oberburgerimeister, in der Stadt 
Wilhelmshaven: der Pol.-Pras. 


Das Staatsministerium, Abt. Inne- 
res, in Dessau. 

Mit der Ausfertigung der Staats- 
angehöngkeitsausweise sind auch 
die Kreispol.-Behörden (sämtliche 
Kreisämter, Abt. Innerer, und die 
Oberbürgermeister als Pol.-Behör- 
den in Dessau, Köthen, Zerbst und 
Bernburg) beauftragt, wenn der 
Nachsuchende ın Anhalt geboren 
ist und im Bezirk der Kreispol.- 
Behörde wohnt 


In Bremen Stadt- und Landgebiet 

sowie in Vegesack: Der Pol.-Pras. 

in Bremen 

Li Die Lippische Landesregierun; 

= Dhmold Abe in Detmold u a; 

15 |Schaumburg-| Die Landesregierung in Bückeburg 
Lippe 

16 |Saarland 


12 


Der Reichskommissar für das Saar- 
land ın Saarbrücken. Ferner ist 
zur Ausfertigung der Ausweise im 
Auftrage des Reichskomnussars be- 
fugt: Der Pol.-Prus. ın Saar- 
brücken 


Behörden, die befugt sind; 


b) | 

Einbürgerungs- und | 

Entlassungsurkunden 
auszulertigen 


wie in Sp. 3 
wie in Sp. 3 


wie in Sp. 8 


Der Pol.-Präs. in 
Hamburg (Abt. 
vm 


wie in Sp. 3 

wie in Sp. 3 

Der Minister des 
‚Ännern 


Das Staatsmini- 
sterium, Abt. In- 
neres, in Dessau 


wie in Sp. 8 


wie in Sp. 3 
wie in Sp. 8 


Der Teichekom- 
missar für das 
Saarland in Saar- 
brücken 


ec 


die Genehmigung zur 
Belbehaltung der 
Staatsangehörigkeit, 
gem. $ 25 Absatz 4 
RusStaGes, zu erteilen 


wie in Sp. 3 


Der Minister 
des Innern 


wie in Sp. 3 


wie in Sp.4 


wie in Sp. 3 
Der Minister 


des Innern 
wie in Sp. 4 


wie in Sp. 4 


Der Senator 
für die Innere 
Verwaltung 


wie ın Sp. 3 
wie in Sp- 3 


wie in Sp. # 
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Staatsangehörigkeitsauswelsa und Heimat- Einbürgerungs und j die Genehmigung zur 

Land scheine zu ertellen Entlassungsurkunden | Beibehaltung der 

t auszufertigen Stastsangehörigkelt 

\gem. 5 25 Absatz 2 

RuStaGes. zu erteilen 


17 | Ostmark Die Reichsstatthalter in den Reichs- 
gauen der Ostmark; 

Kärnten in Klagenfurt, = 

Niederdonau in Wien I, 

Oberdonau in Linz, 

Salzburg in Salzburg, 

Steiermark in Graz, 

Tırol u. Vorarlberg in Inns- 
bruck, 

Wien (Staatl. Verw.) 

18 | Sudetengau | Die Reg.-Präs. in: Aussig, Karlsbad, 
Troppau, Oppeln, Regensburg 

Der Reichsstatthalter ım Reichsgau 
Oberdonau in Linz (für die ehem. 
sudetendeutschen Grebietsteile der 
Kr. Kaplitz und Krumau) 

Der Reıchsstatthalter im Reichsgau 
Niederdonau in Wıen I (für die 
ehem. sudetendeutschen (iebiets- 
teıle der Kr. Bruck a.d. Leitha, 
Gmünd, Mähr. Kromau, Neu Bi- 
stritz, Nikolsburg, Waidhofen a. d. 
Thaya und Znaum) 

19 | Protektorat | Die Öberlandrate in Brünn, a5 

Böhmen u. | Budweis, Deutsch-Brod, Iglau, a H 

Mähren schin, Kladno, Klattau, Kolm, 

Königgratz, _ Kremser, Mahr.- 
Ostrau, Melnik, Olmütz, Pardubitz, 
Pilsen, Prog, Proßnits, Tabor und 


Zlin 2 i yü Rogens- 
ı) Dio bayerischen Stadtkreie sind folgende; Ludniennit "pagreuth, Archöftenburg, 
burg, Kaiserslautern, Bamberg, a ee, Amberg, Kempten, Beke SE 
Erlangen, Landshut, Coburg, Ingo ‚ Be, Zweibrücken und Rose 


b R [einstra R 
Passau, Ansbach, Weiden, Neustadt a. d. ber Städte, die.nicht Stadtkreise sind, sınd 


%) Die bisher kreisunmittelharun Baycri nn in dau (Bodensee), Neu-Uim, Schwabach, 


folgende: Landau i. Pf., Freising, eo hhaihs "Traunstein, Schwandorf i. Bay., Kaufbeuren, 


' Ar x Marktredwitz, 
nen a N Coburg, Bon a er garen Be 
ingen, Weißen i.B.. Landsberg, Bad Rei Be 
Gig Die 8a D, a ag Si Stantsverw.-Behörde voll 
i Ss dıe Be 
2) Die sächsischen Städte, denen 


Bischofswerda, 

trage! Aue, Auerbach, Bautzen, neck 
Bar ee Ft "Orimmitschau, = BEN Pre, 
D: 2 Eh nfriederadorf, Eibenstock, a Ikemberg, Freiberk, 
Hal, ah, ” ide, Gere ip a eehberg Klingenthal, Konigstein, 
} eital, Geitheim, Geringe henstein-Ernstt al, Kamenz, at me 
Tape Laleig, Toren 1a [WAR Lichtenstein (SBchelı ar, Meerane, Meißen, Mitt- 


} Mi ki nitz i. V., Olbarn- 
matzsch, Marienberg, Markkleeberg. a  radtel, Nossen, er Reichenbach, 


Yeidn, Mylau, Netsschkau, N Pulsnitz, Re ha insok; Schwarzenbarg, 
au, Oschatz, Pegau, Penig, nyda, Sebntz. 7 aldheim, Werdau, Wurzen, Zittau, 


wie in Sp. 8 wie in Sp. 9 


wie in Sp. 3 wie in Sp. 3 
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50. Erwerb der Staatsangehörigkeit in den befreiten Gebieten der 
Untersteiermark und Oberkrains. 


2. RdErl. d. RMdl. v. 19. 6. 1942 (MBIiV. S. 1326). 


1. Als Angehörige der heimattreuen Bevölkerung der befreiten Gebiete 
Oberkrains im Sinne des $ 2 der VO. v. 14. 10. 1941 (RGBI. IS. 648) — 
vol. Ziff, 20 des RdErl. v. 10. 2. 1942 (MBIiV. S. 353) — gelten die vorläufigen 
Mitglieder des Kärntner Volksbundes. 


. 2. Auf die Angehörigen der heimattreuen Bevölkerung der befreiten Ge- 
biete Oberkrains finden die Bestimmungen der Ziff. 12 bis 19 und 23 des 
RdErl. vom 10. 2. 1942 (MBliV. S. 353) entsprechende Anwendung, jedoch mit 
der Maßgabe, daß an Stelle des Chefs der Zivilverwaltung in Graz und des 
Reichsstatthalters in Graz jeweils der Chef der Zivilverwaltung in Klagen- 
fur t und der Reichsstatthalter inKlagenfurt undan Stelle des Steirischen 
Heimatbundes jeweils der Kärntner Volksbund tritt. 


3. Die Bezeichnung „befreite Gebiete Oberkrains‘‘ umfaßt das gesamte 
dem Chef der Zivilverwaltung in Klagenfurt unterstehende besetzte Ge- 
biet Kärntensund Krains einschl. des Mießtals. 


s > VO. vom 14. 10. 1941 ist abgedr. oben S. 135, der RdErl. vom 10. 2, 1942 oben 


51. Die Verordnung über die Staatsangehörigkeit im Elsaß, in Lothringen und 
in Luxemburg 
vom 23. August 1942 (RGBl. I S. 533). 


$ 1. (1) Diejenigen deutschstämmigen Elsässer, Lothringer und Luxem- 
burger erwerben von Rechts wegen die Staatsangehörigkeit, die 
a) zur Wehrmacht oder zur Waffen-45$ einberufen sind oder werden oder 
b) als bewährte Deutsche anerkannt werden. e 
(2) Im Falle des Abs. 1 Buchst. a ist oder wird die Staatsangehörigkeit mit 
dem Tage des Eintritts in die Wehrmacht oder die Waffen-4}, im Falle des 
Abs. 1 Buchst. b mit dem Tage der Anerkennung erworben. 


1. Diese VO. ist auf Grund des $ 1 Abs. 3 der VO. zur Regelung von StA.Fra& 
vom 2%, 1. 1942 tabgedr. oben 8. 144) erlassen worden. Zu vgl. Anm, 6 zu $ I on dco 
vom 20. 1.1942 (oben S. 145). Die VÖ. ist am 23. 8. 1942 in Kraft getreten (zu vol 
Schlußparagraph). edr. 

2. Der RMin. & Inn. hat in den RdErl. vom 2%. 8. 1942 und 7. 7. 1943 (abgeif- 
ansch). unten) ausführliche AusfAnw. erlassen. 817 

3, „Elsässer“. „Lothringer“: zu vgl. $ 6 der VO.; „Luxemburger“: zu NA 
der VO. Im übrigen wird zu der Vorschr. des $ 1 auf Ziff. 2—7 der AusfAnw, verYT rn, 
zum Begriff „Aleutschstämmig“ insbes. auf Ziff. 6 und 7. Die frunzösische SA. jem 
sässer und Lothringxer ist unberührt geblieben, Die luxemburjische StA. ist mit 
Untergang des luxemburgischen Staates (am 10. 5. 1940) erloschen. Wehr 

4. Für den Erwerb der StA. ist es unerheblich, ob die Einberufung zum folgt. 


dienst auf Grund einer freiwilligen Meldung oder zur Erfüllung der Wehrplee 
er 
gegeben Sell 


bewährte Deutsche anerkannt worden: a) Die Nanzıger Mitgefangenen von Dr. AU 
sowie seine Ehefrau und weitere in Straßburg verhaftete Familienangehörige 1" 
werbobne weiteresmit Wirkung vom 24. 8. 1942). b) Die Elstsser, die währeNl Den. 
gegenwärtigen Krieges in franzos. Sammeliagern ıhre disch, Gesinnung bewiertN 5" zu- 
sowie die anderen Volkstumskämpfer (StA.-Erwerb mit Wirkung vom 1. 9 1NME: Cor 
geborigkeit zu diesem Personenkreis durch rechtsbegründende Zustellung EIMT "gie 
leihungsurkunde [estzustellen). c; Die Irager höchster Weltkriegsauszeichnung OP 
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Schwerkriegsbeschiblizten des Weltkrieges, deren Beschadigung auf Verwundung zu- 
rückzuführen ist, die Witwen und Waisen solcher Weltkriegsteilnehmer, die gefallen 
oder an Verwundungsfolgen gestorben sind (StA.-Erwerb mit Wirkung vom 9, 9, 1942: 
Zugehörigkeit zu Jiosem Personenkreis durch rechtsbegründende Zustellung einer Ver- 
leihungsurkunde festzustellen). d) Die bis zum 15. 9. 1942 in die NSDAP, aufgenominenen 
Elsässer (StA.-Erwerb mil Wirkung vom 15. 9. 192; Zuzchörigkeit zu diesem Personen- 
kreis durch sechtsbegründende Zustellung einer Verleihungsurkunde festzustelien): die 
nach dem 15. 9. 1442 ia die NSDAP, aufgenommenen oder künftig aufzunehmenden 
Elsässer erweroen die dtsch, StA. mit dem 'Tage des Eintritts in die NSDAP, (auch bei 
diesen bedarf es der rechtsbegründenden Zustellung einer Verleihungsurkunde; Mit- 
liedsausweis der Partei allein genügt nicht). e) Elsässische Angehörige der Sicher- 
eitspolizei und des SD. sowie der uniformierten Ordnungspolizei. f) Eltern der im 
Weltkrieg oder im jetzigen Krieg als Soldaten oder Angehörige der Poltzei für Deutsch 
Jand gefallenen oder an Verwundungen gestorbenen Elsässer; Ehefrauen und minder- 
jährige Kinder jener Angehörigen der Polizei, die gefallen oder an Verwundung ge- 
storben sind. g) Elsässische Freiwillige in Hilfsorganisationen der Wehrmacht (NSKK.. 
Nachrichtenhelferinnen, Org. Todt). 
6. Wegen der Ausnahme von dem Erwerb der StA. zu vgl. $5 der VO. 


8 2. (1) Der Erwerb der Staatsangehörigkeit nach $ 1 erstreckt sich auf 
die Ehefrau, sofern die Ehegatten nicht dauernd getrennt leben. Er erstreckt 
sich ferner auf die minderjährigen Kinder; ausgenommen sind jedoch Töchter, 
die verheiratet sind oder waren. 

(2) Im Falle des $ 1 Abs. 1 Buchst. a kann innerhalb drei Monaten au 
der Einberufung, im Falle des $ 1 Abs. 1 Buchst. b bei der AnSckeUNEnE e- 
stiimmt werden, daß Ehefrauen oder Kinder an dem Erwerb der So we. 
hörigkeit nicht teilnehmen, weil sie die hierfür erforderliche Eignung nicht be- 


sitzen. 
y 1. Zu Be u Dr 
vgl. Ziff. 8-10 der AusfAnw. BR: kunden ausgestellt 
2. Zu Abs, 2: Soweit über den Erwerb der a en Eulen: 


J 7 .5 zu $ 1 der VO.) erfolgt Jie 2 
mn en er nicht teilnehinen, zugleich mit der Zustellung der ae 2 
3. Zu den minderjährigen Kindern gehören nicht. die an Kindes ange 


menen Kinder. 


elten Frage der Erstreckung auf Familienangehörige zu 


K i daß diejeni- 
n rch besondere Anordnung kann bestimmt werden, ; 
gen ee Personen, die die ‚Staatsangehörigkeit nicht nam s x 
oder $ 2 erwerben, die Staatsangehörigkeit auf u Kr K e 
srdnung ist der Zeitpunkt ge he en er 
5 i i ! ; ke ” we: . E 
N rg Sale seit diesem Zeitpunkt a a 
sonen bezeichnet werden, die an dem Erwerb der ee non 
tuf nach Abs, 1 nicht teilnehmen, weil sie die hierfür er! g 


besitzen. jes Chefs de 
1. ı Anordnung des Chels seh. StA. 

Lothri a r als Zeitpunkt des Erwerbs der dtsch. ee für Luxemburger 

cs Chels der Zivilverwaltung mn NE Tuxemburzer im Reichs. 

der 1. 9.1038 Vostinnnt war ARE gi ir elt Wirkung vom 29, 8. bzw. 1. 9. 

gebiet haben an «em Erwerb der StA. al sfAnw. ergibt. 

u tilgenomnen, ne x er een 2 3 

: i Erstreck 3 u 8: 

2 ram eg ee dem Erwerb der StA. auf Widerruf zu vgl. 3 

3. Wegen 

(9) 


4. Im übrigen wird auf Abo, 13-16 der AusfAnv. hingewiesen. 
a tsangehörigkeit auf Widerruf kann nur a 
$ 4, (1) Der Erwerb der Staats hung des W iderrufs kann bei 


: ac 
10 Jahren widerrufen werden. Auf die Geltendm: 


s -altung in Lothringen ist für 
ae “ri Widerruf der 29. 8. 1943, 


der V 


a 


mals per 


nn nn nn 
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voller Bewährung bereits vorher verzichtet werden. Im Falle des Widerrufs 
geht die Staatsangehörigkeit mit der Zustellung oder öffentlichen Bekanntgabe 
des Widerrufs verloren. Wird auf die Geltendmachung des Widerrufs ver- 
zichtet, so tritt der endgültige Erwerb der Staatsangehörigkeit mit der Be- 
kanntzabe der Verzichterklärung ein. 
(2) Der Widerruf erstreckt sich, soweit dies nicht im Einzelfall ausge- 
schlossen wird, auf 
a) die Ehefrau und 
b) die minderjährigen Kinder, 
es sei denn, daß sie vor der Eheschließung oder der Legitimation die deutsche 
Staatsangehörigkeit besaßen. Ist derjenige, dessen Staatsangehörigkeitserwerb 
widerrufen wird, nicht der gesetzliche Vertreter seiner Kinder, so erstreckt 
sich der Widerruf auf diese nicht. Ebensowenig erstreckt sich der Widerruf 
auf Töchter, die verheiratet sind oder waren. 
Zu vgl. hierzu Ziff, 18—22 der AusfAnw. 


85. Won dem Erwerb der Staatsangehörigkeit und der Staatsangehörig- 
keit auf Widerruf sind diejenigen Personen ausgenommen, die 
a) außerhalb des Elsaß, Lothringens, Luxemburgs oder des Deutschen Reichs 
. ihre Niederlassung haben oder 
b) die Staatsangehörigkeit’durch Widerruf der Einbürgerung oder durch Ab- 
erkennung verloren haben. 
‚1. Wie in der AusfAnw."betont, soll die StA. der im Ausland lebenden Elsässer, 
Lothringer und Luxemburger erst später geregelt werden. 
>, 2. „Außerhalb des Deutschen Reichs“: trifft für das Generalgouvernement TU 
nicht aber für das Protektorat Böhmen und Mähren, 
3. Zu vgl. im übrigen Ziff. 24—26 der AusfAnw. 


5 6. (1) Elsässer und Lothringer im Sinne dieser Verordnung sind diejenigen 
französischen Staatsangehörigen, die 
a) auf Grund der Anlage 1 hinter Artikel 79 des Versailler Vertrags die 
französische Staatsangehörigkeit erworben haben oder 
b) die französische Staatsangehörigkeit nach dem 11. November 1918 er 
worben haben und bis zu diesem Zeitpunkt deutsche, österreichische oder 
luxemburgische Staatsangehörige oder staatenlos waren, sofern sie 
1. beim Inkrafttreten dieser Verordnung im Elsaß oder in Lothringen 
„Ihre Niederlassung hatten oder 
2. seit dem 1, September 1939 ihre Niederlassung aus dem Elsaß oder 
a I Lothringen in das Gebiet des Deutschen Reichs verlegt haben. 
FR sser und Lothringer im $i i ind ferner die 
jenigen französischen Slantsungehniicen an a ie 


a) Kinder oder Enkelkinder ei i s 
ner Pers ie di setzungt 
b) a aM 1 zutreffen, oder I 
») Ehefrauen von Personen sind, auf die di e s abs. | 
1. vr des Abs. 2 Buchst. a zutreffen EN ö 
. Zu vgl. zu dieser Vorschr, Ziff 4d ; 
sh . Ziff. 4 der AusfAnw, r An 
assungserfordernis in Zi. 1 und 2 des Buchst, b gilt nicht Mur 


Personenzruppe unte 
2 er Buch sei 
nur Elsässer umd De Personen des Kreises der Anl. hinter Art. 


3. „bis zu diesen Zei Bern je 
Erwerbs der französischen ne 1 Buchst. b) will besagen: bis zum Tage di 
) 


. 4. Zu 2 e 
jedoch seine Eltern Elsässer sind, 6: 
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$ 7. Luxemburger im Sinne dieser Verordnung sind diejenigen Personen, 
die am 10. Ma! 1940 die luxemburgische Staatsangehörizkeit besessen haben, 
oder Ehefrauen oder Kinder solcher Personen sind. 

Zu vgl. zu dieser Vorschr. Abs. 5 der AusfAnw. 


8 8. Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Die VO. ist hiernach am 23, 8. 1942 in Kraft getreten. 


2 


52. Staatsangehörigkeit der Elsässer, Lothringer und Luxemburger 


RdErl. d. RMdlI. v. 26. 8. 1942 (MBliV. S. 1741). 

(1) Durch die VO. zur Regelung der Staatszugehörigkeit im Elsaß, in Loth- 
ringen und in Luxemburg vom 23. 8. 1942 (RGBl. IS. 533), die am gleichen 
Tage in Kraft getreten ist, ist die Staatsangehörigkeit der Elsässer, Lothringer 
und Luxemburger neu geregelt worden. Danach erlangt ein Teil von ihnen die 
unbeschränkte deutsche Staatsangehörigkeit. Außerdem kann bestimmt werden, 
daß der übrige deutschstänmige Teil die Staatsangehörigkeit auf Widerruf er- 
langt; der Zeitpunkt wird durch besondere Anordnung für die einzelnen CdZ.- 
Bezirke festgelegt. Im einzelnen wird folgendes bemerkt: 


1. Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit. 

(2) Die unbeschränkte deutsche Staatsangehörigkeit erlangen nach $ 1 
der VO. alle deutschstämmigen Elässer, Lothringer und Luxemburger, die zur 
Webrmacht oder zur Waffen-#$ einberufen sind oder werden. Darauf, ob die 
Einberufung auf Grund freiwilliger Meldung oder zur Ableistung der Wehr- 
pflicht. stattfindet, kommt es nicht an. Die Staatsanzehörigkeit wird mit dem 
Tage des Eintritts in die Wehrmacht oder in die Waffen-4}, also nicht kereits 
mit der freiwilligen Meldung oder der Erfassung erworben. ‚Wegen der Aus- 
nahmen vgl. Abs. 24 bis 26. Durch die Dienstleistung in Hilfsorganisationen 
der Wehrmacht (z. B. Organisation Todt, Transportstandarte Speer, NSKR.- 
Verkehrskompanie usw.) wird die unbeschränkte Staatsangehörigkeit nicht er- 
worben; die Angehörigen der Hilfsorganisationen erlangen vielmehr bei Er- 
füllung der Voraussetzungen (vgl. Abs. 13 bis 17) die Staatsangehörigkeit auf 
Widerruf, nachdem der Zeitpunkt für ihren Erwerb bestimmt ist. 

....(8 Die unbeschränkte deutsche Staatsangehörigkeit erlangen ferner die- 
jenigen eutschstäimmigen Elsässer, Lothriuger und Luxemburger, die als be. 
währte Deutsche anerkannt werden ($ 1b der VO.). Es kommen hier sowohl 
Elsässer, Lothringer und Luxemburger in Frage, die sich vor der Vebernahme 
des Elsaß, von Lothringen und von Luxemburg in die deutsche Verwaltung 
bewährt haben, als auch solche, die sich seitdem für die deutsche Sache be- 
sonders einzesetzt haben. Hierzu werden im allzemeinen z. B. die Angehörigen 
folgender Gruppen zu rechnen sein: die in der französischen Zeit wegen ihrer 
Cıimattreuen Haltung besonderen Verfolgungen ausgesetzten Personen, insbe- 
sondere die sogenannten Nanziger Gefangenen; auf deutscher Seite am ersten 
Weltkrieg beteiligte Personen mit besonderen Verdiensten sowie ihre Hinter- 
liebenen: in die NSDAP. aufgenommene sowie sonstige In deutschen politischen 
’tzanisationen bewührte Personen. Bei Elsissern, Lothringern und Luxem- 
'ürgern im Reichsgebiet, die sich dort oft schon jahrelang — z, T. seit dem 
ird ebenfalls nicht selten volle Bewährung 


“sten Weltkrieg — aufhalten, wi 
rieg a ’ irwerb der deutschen Staatsangehörizkeit 


| enommen werden können. Der Erw 
Mt mit dem Tage der Anerkennung ein. 
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(4) Als Elsässer und Lothringer sind folcende Gruppen französischer Staats- 
angehöriger anzusehen ($ 6 der VO.): 

a) diejenigen, die die französische Staatsangehörigkeit auf Grund der Anl. 1 
hinter Art. 79 des Versailler Vertrags erworben haben. Hierzu gehören 
nicht nur die früheren deutschen Staatsanrehörigen, die die französische 
Staatsanzehörigkeit automatisch erwarben, sondern auch diejenigen, die 
sie auf Grund Reklamation erlangten; 

b) diejenigen, die nach dem Waffenstillstand am 11. 11. 1918 die französische 
Staatsangehörigkeit durch nicht auf dem Versailler Vertrag beruhende 
Gründe, insbesondere durch Einbürgerung, erworben haben, und bis zu 
diesem Zeitpunkt deutsche, österreichische oder luxemburgische Staats- 
angehörige oder staatenlos waren, sofern sie 
1. beim Inkrafttreten dieser VO. am 23. 8. 1942 im Elsaß oder in 

kothringen ihre Niederlassung hatten, oder- 
2. seit dem 1. 9. 1939 ihre Niederlassung aus dem Elsaß oder aus 
& Lothringen in das Gebiet des Deutschen Reichs verlegt haben; 

c) Kinder und Enkelkinder der unter a und b genannten Personen; 

d) die Ehefrauen der unter a bis e aufgeführten Personen. Die Ehe muß am 
23. 8. 1942 rechtlich noch bestanden haben; es ist für die Einordnung als 
Elsässer oder Lothringer aber ohne Bedeutung, ob die Eheleute tatsäch- 
lich getrennt leben. Ist die Ehe aufgelöst, so bleibt zu prüfen, ob die 
Ehefrau nicht in ihrer eigenen Person die Voraussetzungen für die Ein- 
ordnung erfüllt. 

(5) Als Luxemburger sind anzusehen: 

a) diejenigen Personen, die am 10. 5. 1940 die luxemburgische Staatsange- 

hörigkeit besessen haben; 


b) Alie Ehefrauen (vgl. Abs. 4d) und die Kinder der unter a aufgeführten 
Personen. s 


(6) Als deutschstimmig im Sinne des $ 1 der VO, ist grundsätzlich anzu- 
schen, wer wenigstens 2 deutsche Großeltern aufzuweisen hat. Als deutscher 
Großelternteil ist dabei von vornherein jeder Großelternteil anzusehen, der im 
Elsaß, in Lothringen, in Luxemburg oder im Deutschen 
Reich gchoren ist; die zuständige Behörde kann aber in diesem Fall die 
Deutschstämmigkeit verneinen, wenn besondere Umstände diese Entscheidung 
erforderlich machen. So könnte z. B. die Deutschstämmigkeit eines Lothringers 
verneint werden, dessen sämtliche Großelternteile im früheren französischen 
Sprachgebiet geboren sind und der mit einer Innerfranzösin verheiratet ist, wen 
die Ehefrau sich in der Ehe durchgesetzt hat, "Macht jemand selbst geltend, 
daß er nicht deutschstämmig sei, so braucht sein Vorbringen nur dann berück- 
sichtigt zu werden, wenn er binnen 3 Monaten an Hand von Urkunden oder in 
rg „2 er nachweist, daß sich unter seinen Großeltern mehr als 2 nicht" 
Be werden, en; die Urkunden können binnen angemessener Frist nachg® 

(7\ Vollfremdblütige (z. B. Juden, Ziege ind in keinem Fall 
als deutschstäinmig anzusehen. Mischlinge Dan ie ausnabms- 


ee = a behandelt werden, wenn sie sich bereits vor 2 
- 8. 1940 zum Deutschtum bekannt hab ie si eugnis 
zuständigen Kreisleiters vor diesem en a oe 


n h Tage unter besond Opfern aktiv 
die deutsche Sache eingeset: age unter besonderen Op eine 
mildere Beurtäilung Be a. Bei Mischlingen 2, Grades kant 


nu 
Dh hu un une 
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(8) Der Erwerb der deutschen Staatsangehöriekeit nach Abs. 2 oder Abs. 3 


erstreckt sich automatisch auf die Ehefrau ($ 2 Abs. 1 Satz 1 der VO.); diese ° 


erlangt daher grundsätzlich im gleichen Zeitpunkt die deutsche Staatsange- 
hörigkeit wie ihr Ehemann. Auf die Deutschstämmigkeit der Ehefrau kommt 
wenn die Ehe rechtlich aufgelöst ist, sondern auch wenn die Eheleute tatsäch- 
lich getrennt leben. A 
(9) Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch den Vater oder 
die uneheliche Mutter erstreckt sich auch auf die minderjährigen Kinder ($ 2 
Abs. 1 Satz 2 der VO.). Die Minderjährigkeit ist dabei nach deutschem Recht 
zu beurteilen. Darauf, ob dem maßgeblichen Elternteil die gesetzliche Vertre- 
tung der Kinder zusteht, kommt es nicht an. Verheiratete oder verheiratet ge- 
wesene Töchter nehmen an dem Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
durch den Vater oder die uneheliche Mutter nicht teil, auch wenn sie noch 
minderjährig sind. ß 
(10) Für den Fall, daß Ehefrau oder Kinder nicht als geeignet angesehen 
werden, die deutsche Staatsangehörigkeit mit zu ‚erwerben, kann bestimmt 
werden. daß sie an dem Erwerb der Staatsangehörigkeit durch den Ehemann 
oder den Vater (die Mutter) nicht teilnehmen ($ 2 Abs. 2 der VO.). Dies wird 
iusbesondere in Frage kommen, wenn Ehefrau oder Kinder nicht deutschblütig 
sind und eine Ausnahmebehandlung nach Abs. 7 nicht begründet erscheint; es 
kann weiter zweckmäßig sein, wenn die Ehefrau zwar deutschblütig, Aue hy 
deutschstämmig ist (vgl, hierzu auch Abs. 15). Die Bestimmung muß bei be- 
währten Deutschen zugleich mit der Anerkennung dieser Eigenschaft, bei Ein- 
berufenen innerhalb drei Monaten nach dem Eintritt in die Wehrmacht oder die 
Waffen-4} getroffen sein. i 
(1 ; er wer die Voraussetzungen für die Anerkennung als TE 
Deutscher erfüllt, entscheiden allgemein und im Einzelfall im \Elsa A = 
LothringenundinLuxemburg die Chefs der Zielyormal ie SEE 
in ihrer Eigenschaft als Beauftragte des Reichskommissars für Im es zug 
deutschen Volkstums. Die Chefs der Ziviwerwaltung Boten I Se a = 
ezirken ferner über den Erwerb der deutschen Staxtsangehiie Re r fi ee 
MS er Sn einen und Ver 
ung von Staatsangehörigkeitsausweisen un ni NE ee 
waltunzsbehörde, die für den Wohnsitz des Antragste ers 7 Se en Km 
in den Fällen des Abs. 3 bei Elsässern, Lothringen ehe en vor 
erst sei j 9 ihre Niederlassung ins Reichsgebiet verlegt haben, 
der Katie En or, dem in diesen Fällen auch von der Entscheidung 
enntnis zu zeben ist, Er z e 
(12) Von einer besonderen Erfassung der Elsäisen en 
Lurger, die die deutsche Staatsangehörigkeit nach $ 1 oder $ ei No oweit Slants- 
haben. mit Hilfe von Fragebogen usw. kann . 2 en 
weichörigkeifsausweise Bu Be  ntsche Staatsangehörigkeit auf 
‚eisen zu vermerken, daß der In e 


Grund der VO. vom 23. 8. 1942 (RGBl. 18. 533) besitzt. 
schen Staatsangehörigkeit auf Widerruf. 


Erwerb ara 
(13) Durch besondere Anordnung kann bestimmt ern num 
deutschstiimmigen Elsässer, Lothringer und Luxe die deutsche Staatsange- 
Schränkte deutsche Staatsangehörigkeit erwerben, Each der Zeitpunkt fest- 
Tigkeit auf Widerruf erlangen; in der Anordnung IS 


II, Erwerb der deut 
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zulegen, von dem ab ein Erwerb der Staatsangehörigkeit auf Widerruf eintritt 


. (83 Abs. 1 der VO.). Die Anordnung ist für das Elsaß, für Lothringen 


und für Luxemburg von dem zuständigen Chef der Zivilverwaltung im Be- 
nehmen mit mir, für das Gebiet außerhalb des CdZ.-Bereichs von mir im Be- 
nehmen mit dem jeweils zuständigen Chef der Zivilverwaltung zu erlassen. Eine 
solche Anordnung ist bisher nur für Lothringen und für Luxemburg 
erlassen worden; bis auf weiteres erwerben daher nur Lothringer und Luxem- 
burger die Staatsangehörigkeit auf Widerruf. Als Zeitpunkt des Erwerbs der 
Staatsanzehörigkeit auf Widerruf ist für Lothringer der 29. 8. 1942, für Luxem- 
burger der 1. 9. 1942 bestimmt worden. 


(14) Die Staatsangehörigkeit auf Widerruf wird — vorbehaltlich der in den 
Abs. 24 bis 26 geregelten Ausnahmen — von allen deutschstämmigen Loth- 
ringern und Luxemburgern erworben, die die deutsche Staatsangehörigkeit 
nicht nach den Abs. 2, 3, 8 und 9 unbeschränkt erwerben. Als Lothringer sind 
von den in Abs. 4 bezeichneten Personen anzusehen 


a) diejenigen, die beim Inkrafttreten dieser VO. am 23. 8. 1942 in Loth- 
ringen ihre Niederlassung hatten, und 
b) diejenigen, die ihre Niederlassung im Reichsgebiet, im Elsad 
oder in Luxemburg hatten, oder in Lothringen geboren sind. 
Wer Luxemburger ist, ist in Abs. 5 auszeführt. Wer als deutschstämmig an- 
zusehen ist, bestimmt sich nach Abs. 6. Personen, bei denen die Voraus 
setzungen für den Erwerb der unbeschränkten deutschen Staatsangehörigkeit 
erst nach dem 23. 8. 1942 erfüllt werden, verlieren die Staatsangehörigkeit au 
Widerruf mit dem Erwerb der unbeschränkten Staatsangehörigkeit. 


(15) Anders als bei dem Erwerb der unbeschränkten deutschen Staat® 
angehörigkeit auf Widerruf erstreckt sich der Erwerb der Staatsange- 
hörigkeit auf Widerruf nicht von selbst auf die Angehörigen. Diese werden 
vielmehr nur dann Staatsangehörige auf Widerruf, wenn sie in ihrer eigenen 
Person die Voraussetzungen des Abs. 14 erfüllen. So erwirbt z. B. eine Frau 
Polnbeher Abstammung, die einen deutschstämmizen Lothringer geheiratet 
du: gr deutscher Staatsangehöriger auf Widerruf wird, die Staatsangehörig- 

eit auf Widerruf nur dann, wenn sie die Voraussetzungen des Abs. 6 erfüllt 
Das Erfordernis, daß alle Voraussetzungen für den Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit auf Widerruf in der eigenen Person des Beteiligten erfüllt seid 
on En auch für die Prüfung, ob eine Ehefrau, die von dem Erwerb der 
Abe di pn eg Staatsangehörigkeit ausgenommen wird wel. 
a en >? a 28 taatsangehörigkeit auf Widerruf erlangt. Denn ob- 
angehöri Ed rstreckung des Erwerbs der unheschränkten deutschen Staal& 
oki (vet in a una auf sie nicht auf ihre Peutschstinmicket 

ab . r ies i alhers As ee 

Staatsangchörigkeit auf Widerru i en Sn een Erwerb der deutse 


die em Ei der deutschen Staatsangehörigkeit auf Widerruf sol 
haben, Um a iR lothrinzischen und luxemburgischen Bevölkerung tell- 
Staatsangehöriixe: sicherzustellen, daß ungeeignete Elemente keine deutse “ 
der deutschen S n werden oder bleiben, ist neben dem Widerruf des Erwerd® 

nen Slaatsangehörigkeit (vel. Abs, 18) die Mörliehkeit vorgeschen, 


ungeeignete Personen vo Kae 
> ö N AR u 
Widerruf von vornherein 4 dem Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit ° 


mfissen inne „rein anszunehmen ($ 3 Abs. 2 70). Sulche Personen 
Iaes ; Er ea z er ‚Jahre, d. h. Lothringer a 8. 1944, L 
«9. 1944, bezeichnet werden. Es ist zulässig, ganze Grupp 
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der Bevölkerung auszunehmen. Auch eine vorläufige Ausnahme ist möglich, 
die zu einer endgültigen wird, falls nieht innerhalb der Frist von 2 Jahren eine 
gegenteilige Entscheidung getroffen wird. Während bei dem Widerruf der 
deutschen Staatsangehörigkeit auf Widerruf diese mit dem Widerruf wieder 
verlorenzeht, sie aber doch vom 23. 8. 1942 bis zum Zeitpunkt des Widerrufs be- 
standen hat, sind die als ungeeignet von dem Erwerb Ausgenommenen niemals 
deutsche Staatsangehörige auf Widerruf geworden. Die Entscheidung, daß je- 
mand an dem Erwerb der Staatsangehörigkeit auf Widerruf nicht teilnimmt, 
ist regelmäßig bekanntzugeben: ist eine Bekanntgabe untunlich, so ist die Ent- 
scheidung aktenkundig zu machen. Zuständig zur Entscheidung ist inLoth- 
ringen sowie für die im Elsaß oder in Luxemburg ansässigen Loth- 
ringer der Chef der Zivilverwaltung in Lothringen, in Luxemburg sowie 
für die im Elsaß oder in Lothringen ansässigen Luxemburger der Chef 
der Zivilverwaltung in Luxemburg, beide zugleich in ihrer Eigenschaft als Be- 
auftragte des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums. Im 
Reichsgebiet entscheidet die zur Ausstellung von Staatsangehörigkeitsausweisen 
und Heimatscheinen zuständige Behörde, die das Einvernehmen: mit dem zu- 
ständigen Höheren $$- und Pol.-Führer herzustellen hat; bei Lothrinzern und 
Luxemburgern, die erst seit dem 1. 9. 1939 ihre Niederlassung ins Reichsgebiet 
verlegt haben, ist vor der Entscheidung dem zuständigen Chef der Zivilverwal- 
tung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, dem in diesen Fällen auch von 
der Entscheidung Kenntnis zu geben ist. Die Entscheidung über die Aus- 
nahme von Gruppen und über vorläufige Ausnahmen im Reichsgebiet wird mir 
und dem Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums vorbehalten. 


(17) Auch die Lothringer und Luxemburger, die deutsche Staatsangehörige 

auf Widerruf werden, brauchen nicht besonders erfaßt zu werden. In Lo n h- 
ringen und Luxemburg werden regelmäßig nur die bekannt werden Fir 
Zweifels£älle geklärt werden müssen, im übrigen können die Angehörigen E 
bodenständigen Bevölkerung, z. B. in Loth ringen die Mitglieder der de - 
Schen Volksgemeinschaft, in Luxemburg die Mitglieder BEE NO pe 
wegung, rexelmäßig ohne weitere Prüfung als deutsche Staatsangehörige 


auf Wi y Yird nachträglich festgestellt, daß jemand 
iderruf behandelt werden. Fir But angehen worden ist, so ist 


zu Unrecht als Staatsangehöriger auf Wi 
Eine solche Behandlung Mark Klärung des Sachverhalts king nenn Nie 
wu es hierfür eines besonderen Ver Me Ay: em 
Iderruf des Staatsangehörigkeitserwerbs IN a di Fehlen“ 
der Voraussetzungen gar nicht eingetreten wär. „Soweit a a ee 
Ausweise und Heimatscheine ausgestellt werden, ish auf a ANRCBL LS. 538) 
de Nu Pe = ut en Se FE nn m a ausgestellte Staats- 
© Staatsangehörisckeit auf Widerruf besitzt. au 
Angchörigkeitsausweise und Heimatscheine sind formlos einzuziehen. 


v 


fahrens: bedarf; 


p) Widerruf. 


(18) Binnen 10 Jahren, d. b. bei Lothringern bis zum 29. 8. 1952, bei 


k erb der deutschen Staatsanze- 
Ka re eg ee mit dem Reiehskonmissar 


rigkeit auf Wi on mir im E A stelle 

n mir im ten Stellen 

wir.die Festig Bat Volkstums oder Bw, a ng kom bereits 

errufen werden (8 4 Abs. 1 der VO.) rechts verziehtet werden. 
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Widerruf mit der Zustellung oder öffentlichen Bekanntgabe der Widerrufs- 
verfügung. Im Falle des Verzichts auf den Widerruf erlangt er mit der Be- 
kanntgabe der Verzichtsverfügung die deutsche Staatsangehörigkeit unbe- 
schränkt. 

(19) Der Erwerb der Staatsangehöriskeit auf Widerruf ist zu widerrufen, 

wenn der Staatsangehörige auf Widerruf sich nach seinem Verhalten als un- 
geeignet erweist, weiterhin dem Schutzverband des Deutschen Reichs anzu- 
gehören. Bei der Entscheidung ist darauf abzustellen, ob die für den Widerruf 
sprechenden besonderen Umstände die allgemeinen Gesichtspunkte, die gegen 
einen Widerruf sprechen, im Einzelfall überwiegen; ein Widerruf wird daher im 
allgemeinen nur selten auszusprechen sein. 
‚ (20) Volle Bewährung, die den Verzicht auf den Widerruf rechtfertigt, ist 
anzunehmen, wenn nach dem Gesamtverhalten des Staatsangehörigen auf 
Widerruf seine endgültige Aufnahme in den Schutzverband des Deutschen 
Reichs gerechtfertigt erscheint. Diese Voraussetzung wird in Lothringen 
und in Luxemburg insbesondere in solchen Fällen vielfach erfüllt sein, in 
denen der Staatsangehörige auf Widerruf aktiv in deutschen Organisationen 
mitarbeitet. Bei Lothringern und Luxemburgern, die schon seit langem im 
Reichsgebiet ansässig sind, werden die Verhältnisse in zahlreichen Fällen so 
liegen, daß alsbald ein Verzicht auf den Widerruf angezeigt ist. 

(21) Die Befugnis, den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit auf 
Widerruf zu widerrufen oder auf die Geltendmachung des Widerrufs zu ver- 
zichten, steht für alle im Zeitpunkt des Widerrufs oder des Verzichts auf den 


Eos des Widerr 

Eheschließung oder gegebenenfalls der Lecitimati j i - 
ng. r t änkte deutse 

Staatsangehörigkeit besessen haben ($ 4 Als. 2 der VO) Der Widerruf er- 
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ce) Meldepolizeiliche Kontrolle der Staatsangcehörigen 
aufWiderruf. 

(23) Verziehen Lothringer oder Luxemburger, die deutsche Staatsange- 
hörize auf Widerruf sind, in das Reichsgebiet, so sind auf dem Stück des Ab- 
meldescheins, das dem Meldepflichtigen nach Abstempelung zur Vorlage bei der 
Meldebehörde seines neuen Wohnortes überlassen wird, in auffallender Weise 
die Worte „Staatsangehöriger auf Widerruf gemäß der Verordnung vom 23. 8, 
1942“ entweder mit Stempel oder Schrift anzubringen. Bei weiteren Abmel- 
dungen ist ebenso zu verfahren. Im Reichsgebiet ist die Staatsangehörigkeit 
auf Widerruf in den polizeilichen Melderegistern und in der Volkskartei be- 
sonders zu verzeichnen. 

II. Ausnahmen. 


(24) Auch wenn die in den Abs. 2, 3, 8, 9 und 14 aufgeführten Voraus- 
setzungen vorliegen, erwirbt ein Elsässer, Lothringer oder Luxemburger dann 
die deutsche Staatsangehörigkeit oder die deutsche Staatsanzehörigkeit auf 
Widerruf nicht, wenn er zu einer der nachstehend bezeichneten Gruppen gehört 
(& 5 der VO.). . R 

25) Ausgenommen sind zunächst diejenigen Elsässer, Lothringer und 
Luxemburger, die z. Z. des Inkrafttreten der VO. am 23. 8. 1942 außerhalb des 
Elsaß, Lothringens, Luxemburgs und des Deutschen Reichs ihre Niederlassung 
haben. Die Staatsangehörizkeit der im Ausland lebenden Elsisser, Lothrinzer 
und Luxemburger wird vielmehr erst später geregelt werden. Durch den Ein- 
satz von Elsässern, Lothringern und Luxemburgern bei Hilfsorganisationen der 
Wehrmacht wird ihre Niederlassung im Elsaß, in Lothringen, in 
Luxemburg oder im Gebiet des Deutschen Reichs nicht berührt. 
Durch eine Umsiedlung von Elsässern oder Lothringen nach Frankreic h 
ist ihre Niederlassung im Elsaß oder inLothringen aufgehoben worden. 

(26) Ferner sind Personen ausgenommen, die die deutsche Staatsange- 
hörigkeit durch Widerruf der Einbürgerung oder durch Aberkennung gemäß 
dem Ges. vom 14. 7. 1933 (RGBl. I S. 480) oder der VO. vom 11. 7. 1939 
(RGBI. IS. 1235) verloren haben. 


IV. Einbürgerungsbehörden. 


27 3 inLothringen und in Luxemburg werden die 
Chor‘ een zugleich in ihrer Eigenschaft als Beauftragte des 
Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums zu Einbürgerungs- 
behörden bestimmt. Bei der Durchführung von Einbürgerungsverfahren sind 
die im Reichsgebiet geltenden Vorschriften sinngemäß anzuwenden. 


Anordnung des Chefs der Zivilverwaltung in Lothringen über die Staats- 
ne hirkekik in Lothringen vom 29. August 1942. 

Einziger Paragraph. Rn te 

(1) Diejenige tschstäimmiggen Lothringer, welche nicht nach SS 1 oder 
der a die Staatsangehörigkeit im Elsaß, in Lothringen und 
uxemburg vom 23. August 1942 die unbeschränkte deutsche Staatsangehörig- 
eit erwerben, erwerben nach Maßgabe der eg ea ea 
\Wirkung vom 29. August 1942 von Rechts wegen die deutsche Staatsangehörig- 


eit auf Widerruf, s z 
E ; ’ irkeit auf Widerruf sind ausgeschlossen 
IP Vom Erwerb der Staatsans riecht am 29. August 1912 Mitglied 


alle in Lothringen ansässigen Personen, die m a 
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der Deutschen Volkszemeinschaft in Lothringen sind oder die nicht bis zum 
29. August 1944 in diese aufgenommen werden oder die bis zu diesem Tage die 
‘Mitgliedschaft bei ihr verlieren. Erfolgt der Eintritt in die Deutsche Volks- 
gemeinschaft nach dem 29. August 1942, so wird die Staatsangehörigkeit auf 
Widerruf mit dem Tage des Eintritts in die Deutsche Volkszemeinschaft er- 
worben. Wird die Mitgliedschaft bei der Deutschen Volksgemeinschaft ver- 
loren, so gilt der Erwerb der Staatsangehörigkeit auf Widerruf als nicht erfolgt. 

(3) Den Mitgliedern der Deutschen Volksgemeinschaft stehen gleich: 

1. ihre Ehegatten, sofern die Eheleute nicht dauernd getrennt leben; 

2. ihre Kinder; 

3. Kinder von Ehegatten (Ziff. 1) die aus einer anderen Ehe stammen oder 
außerchelich sind; 

4. sonstige Verwandte auf- und absteigender Linie der im Abs. 2 und Abs. 3 
Ziff. 1 genannten Personen, sofern sie mit diesen in Hausgemeinschaft 
wohnen. 

(4) In den Fällen des Abs. 2 Ziff. 2 und 3 ist weitere Voraussetzung, daß 
die Kinder nicht einen eigenen Haushalt führen oder ihren ständigen Aufent- 
halt im Ausland haben. Als Ausland sind nicht anzusehen das Elsaß, Luxem- 
burg und die eingegliederten Ostgebiete. 


(5) der Chef der Zivilverwaltung kann Ausnahmen von den Abs. 2 und 3 
zulassen. 


Anordnung des Chefs der Zivilverwaltung in Luxemburg über die Staats- 
angehörigkeit in Luxemburg vom 30. August 1942. 
I. j 
Die deutschstämmigen Angehörigen folgender Gruppen erwerben die deut- 
sche Staatsangehörigkeit: 
1. Freiwillige der deutschen Wehrmacht und der Waffen-4#; 
2. Mitglieder der Volksdeutschen Bewegung, die in die NSDAP. aufge- 
nommen werden; 
3. Angehörige der deutschen Wehrmacht und der Waffen-44, die auf Grund 
der Wehrpflicht einberufen werden; 
Angehörige des Reichsarbeitsdidnstes, die zum Stammpersonal gehören; 
Angehörige der Polizei, die den Eid auf den Führer leisten: 
sonstige Personen, die der Chef der Zivilverwaltung wegen besonderer 
Verdienste um die deutsche Sache als bewährte Deutsche anerkennt. 


Die deutschstämmigen Angehörigen der Volk chen Bewegung ®" 
werben die deutsche Staatsangehörigkeit auf Widerru Rn i 


ar 


I. 
h R 
schörigkeit erstreckt sich, soweit dies nicht m 
‚ grundsätzlich auf die Ehefrau und die minder- 


II. 
Die zur Durchführung dieser Anord ’ r iften er 
läßt der Chef der Zivilverwaltung im an Se Vorschrifte 
o K- Dada 


Der Erwerb der Staatsan; 
Einzelfall ausgeschlossen wird 
Fihrigen Kinder. 


Einbürgerungsbehörden im Ausland. 1831 


53. Bestimmungen von Einbürgerungsbehörden im Ausland, 
RdErl. d. RMdI. vom 18. September 1942 (MBliV. S. 1851). 


(1) Während nach dem bisher geltenden Staatsangehörigkeitsrecht (vgl. 
insbesondere $ 8 RuStAngG.) — abgesehen von den in $ 13, $ 15 Abs. 2, 
8$ 33 und 34 RuStAngG. geregelten Fällen — Ausländer nur dann im Deutschen 
Reich eingebürgert werden konnten, wenn sie eine Niederlassung im Inland 
begründet hatten, bestimmt nunmehr $ 1 Abs. 1 der VO. zur Rezelung von 
Staatsangehörigkeitsfragen vom 20. 1. 1942 (RGBl. IS. 40), daß eine Nieder- 
lassung im Inland nicht mehr Voraussetzung für die Einbürgerung ist. 


(2) Welche Behörde für die Einbürgerung von Ausländern mit Nieder- 
Jassune im Ausland zuständig ist, richtet sich nach der Niederlassung. Für 
Ausländer mit einer Niederlassung in den besetzten Ostgebieten, 
im Generalgouvernement oder im Bezirk Bialystok bleibt eine 
Regelung noch vorbehalten. Für das Elsaß, für Lothringen und für 
Luxemburg sind durch den RdErl. vom 26. 8. 1942 (MBliV. S. 1741) bereits 
die Chefs der Zivilverwaltung in diesen Gebieten für zuständig erklärt worden. 
Im übrigen sind zuständig bei einer Niederlassung . 

a) inNorwegen i 
der Reichskommissar für die besetzten norwegischen Gebiete in Oslo. 
b) in den Niederlanden 
der Reichskommissar für die besetzten niederländischen Gebiete im 
Haag, 
e) in der Untersteiermark 
der Chef der Zivilverwaltung in Graz, 
d) in den besetzten Gebieten Kärnten und Krains 
der Chef der Zivilverwaltung in den besetzten Gebieten Kärntens und 
Krains in Klagenfurt, 
e)in Dänemark 
der Reg.-Präs. in Schleswig, 
Din Frankreich, Belgien, Serbienund Griechenland 
der Sonderbeauftragte des RMdl. bei der Einwanderer-Zentralstelle. 

Hat ein Ausländer seine Niederlassung in einem vorstehend nicht be- 
zeichneten Teil des Auslandes, so verbleibt es für die Fälle ‚der Ss 13, & 15, 
$$ 33 und 34 RuStAngG. bei der bisherigen Zuständigkeit; im übrigen wird 
der Pol.-Pris. in Berlin für zuständig erklärt. 

(3) Protektoratsangehörige mit Niederlassung im Ausland gelten für die 
Einbürgerung als Ausländer. Die Zuständigkeit für ihre Einbürgerung richtet 
Sich nach Abs. 2 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Pol.-Präs. in Berlin 
der Landespräs. — Reichsauftragsverwaltung — in Pr = nr, hie, 

4) Hat ei sländer, der aus einem unter Abs. 2a bis ezeichneten 
ee Niederlassung in einem anderen Teil des Auslandes, s0 
wird die nach Abs. 2 für die Einbürgerung zuständige Behörde vor der Ent- 
Scheidung regelmäßig der für die Heimat des Einbürgerungsbewerbers zustän- 
digen Einbürgerungsbehörde Gelegenheit zur Stellungnahme geben müssen, so- 
fern Dicht etwa die Beziehungen des Einbürgerungsbewerbers zu seiner alten 

eimat völlig gelöst sind. N a ee 

5 i i ist das Einvernehmen s ig 
EL En ea für die Festigung deutschen Volkstums 

Przustellen. Im übrigen gelten für das Einbürgerungsverfahren dio im Reichs- 
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gebiet erlassenen Vorschriften sinngemäß. Eine Sammlung der einschlägigen 
Bestimmungen wird den in Abs. 2 aufgeführten Einbürgerungsbehörden — mit 
Ausnahme des Pol.-Präs. in Berlin — demnächst zugehen. 

Durch RdErl. des RMin. d. Inn. vom 12. 11. 1942 (MBliV. S. 2143) ist für die Ein- 
bürgerung von Ausländern, die ihre Niederlassung im Generalgouvernement 
haben, die Regierung des Generalgouvernements, Hauptabteilung innere Verwaltung, 
als zuständir bestimmt worden mit der Maßgabe, daß sie Einbürgerungen nur auf Vor- 
schlag der Einwandererzentralstelle vornehmen darf, durch RdErl, vom 11. 2. 1943 
(MBIV, S, 251) für die Einbürgerung von Ausländern mit Niederlassung im Bezirk 
Kialystok der Chef der Zivilverwaltung für den Bezirk Bialystok in Bialystok. 

Zu Abs, 2 Buchst, N): Hierdurch ist die übliche Anhörung der diplomat. oder kon- 
sular. Vertretung des Reichs in Ländern, wo sie noch besteht, nicht ausgeschlossen. 

Gemäß RdErl. vom 30. 3. 1943 (MBliV. S. 562) sind für die Einbürgerung von 
Ausländern, die ihre Niederlassung in den besetzten Ostgebieten haben, die 
Generalkommissare zuständig: sie können indes Einbürgerungen nur vornehmen bei An- 
gehörigen ihrer Behörden oder auf Vorschlag des Beauftragten des Reichskommissars 
fur die Festigung deutschen Volkstums. 


54. Die Verordnung über den Verlust der Protektoratsangehörigkeit 
vom 2. November 1942 (RGBl. I S. 637). 

81. Ein Jude, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, kann 
nicht Angehöriger des Protektorats Böhmen und Mähren sein. Der gewöhn- 
liche Aufenthalt im Ausland ist dann gegeben, wenn sich ein Jude im Ausland 
unter Umständen aufhält, die erkennen lassen, daß er dort nicht nur vorüber- 
gehend verweilt. 


Diese VO. lehnt sich im wesentlichen an die Bestimmungen der 11. VO. zum Reichs- 
bürgergesetz (oben S. 147) an. Abweichungen, durch die besonderen Verhältnisse des 
Protektorates bedingt, bestehen lediylich hinsichtlich der Verwaltung und Verwendung 
des verfallenen Vermögens. Auf die Acm. zu den entsprechenden Paragraphen der 
11. VO. zum RBürgG. kann daher verwiesen werden. 


8 2. Ein Jude verliert die Protektoratsangehörigkeit, 
a) wenn er bei Inkrafttreten diesg Verordnung seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Ausland hat, mit den Inkrafttreten dieser Verordnung, R 
b) wenn er seinen gewöhnlichen Aufenthalt später im Ausland nimmt, m! 
der Verlegung des gewöhnlichen Aufenthalts ins Ausland. 

Die VO. ist am 12. November 1942 in Kraft getreten. 

83. (1) Das Vermögen des Juden, der die Protektoratsangehörigkeit a 
Grund dieser Verordnung verliert, verfällt mit dem Verlust der Prutekuin 
angehörigkeit dem Reich. Dem Reich verfällt ferner das Vermögen der Ju gs 
die bei dem Inkrafttreten dieser Verordnung staatenlos sind und zuletzt it 
Protektoratsangehörigkeit oder die tschecho-slowakische Staatsangehörige” 
besessen haben, wenn sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland ba 
oder nehmen. sp 

(2) Das verfallene Vermögen soll zur Förderung aller mit der Lösung de 
Judenfrage im Zusammenhang stehenden Zwecke dienen. 

Durch Satz 2 des Abs. 1 werden auc. die ehemals tschecho-slowakische 
faßt, die weder die deutsche StA, noch die Protektoratsangehörigkeit erwol 

$ 4. (1) Personen, deren Vermögen gemäß $ 3 dem Reich ve 
können von einem Protektoratsangehörigen oder einem deutsche 
angehörigen nichts von Todes wegen erwerben. 1 

{2) Schenkungen von Protektoratsangehörigen oder deutschen Fler 
anzehörigen an Personen, deren Vermögen gemäß $ 3 dem Reich ver pe der 
ist, sind verboten. Wer dem Verhot zuwider eine Schenkung vornimm 


n Juden er 
rben £ 
rfallen ist, 
n Staath 


‘zeigepflicht vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderbandelt, 
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verspricht, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft. 

(8) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 über den Erwerb von Todes 
wegen und durch Schenkung von Protektoratsangehörigen gelten sinngemäß 
auch für Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit auf Grund des $ 2 
des Gesetzes über den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung 
der deutschen Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933 (Reichsgesetzbl. IS. 480) 
verloren haben oder in Zukunft verlieren, sowie für Personen, deren Vermögen 
auf Grund von $ 3 der Elften Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 25. No- 
vember 1941 (Reichsgesetzbl. IS. 722) dem Reich verfallen ist oder in Zukunft 
verfällt. 

Durch Abs, 3 ist eine Lücke geschlossen, die in der in Rede stehenden Gesetz- 
gebung bisher bestand. . 

8 5. (1) Alle Personen, die eine, zu dem verfallenen Vermögen gehörige 
Sache im Besitz haben oder zu der Vermögensmasse etwas schuldig sind, haben 
den Besitz der Sache oder das Bestehen der Schuld innerhalb En en 

a eintri Vermögensverfalls ($ 3) anzuzeigen. Wer dieser An- 
naten nach Eintritt des Vermög S a  Gebtaus 
bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bestraft. P a i 

ji gen sind i von Sec) 

(2) Forderungen gegen das verfallene Vermögen sind innerhalb von sech. 
na nach Eintritt des Vermögensverfalls ($ 3) anzumelden. Die eg 
gung von Forderungen, die nach Ablauf der Frist geltend gemacht werden, 
kann ohne Angabe von Gründen abgelehnt werden. z 

3) Di 2 sind zu richten 

(3) Die Anmeldungen nach Abs. 1 und ten. . 

/ 5 i ichsprotektor in Böhmen und Mähren, 
u a ee a betroffene Jude vor der Verlegung 
wenn S » & F 
des gewöhnlichen Aufenchalle ze im Gebiet des Protektorats 
{ ä fgehalten ha! 
b) 5 a Berlin-Brandenburg, wenn sich der Jude 
i wa Verlegung des gewöhnlichen Aufenthalts ins Ausland im übrigen 
Reichsgebiet aufgehalten hat. . ver 

(4) Die Anmeldefristen sind gewahrt, wenn die Anmeldung bei einer der 
im Abs. 3 genannten Behörden rechtzeitig eingegangen ist. 

in ie F ‚b die Voraussetzungen für den Vermögens- 

$ 6. (1) Die Kesttelni Do ektor in Böhmen und Mähren (Befebls- 
verfall vorliegen, trifft der Reichsprotektor in 


habe Sicherheitspolizei und des SD.)- a 
ED: an und Verwertung des verfallenon NEE Bin, dar 
Behörde ob, die für die Entgegennahme von Anmeldungen gem: 

zuständig ist, 


87. Die $$ 5, 6,9 un 


d 10 der Eiften Verordnung zum Reichsbürgergesetz 


$ 8. (1) Um Härten z P a ar 
stehen kann in den Fällen, in denen das VE nerite des verfallenen 
in Böhmen und Mähren für die Verwaltung in den Fällen, in denen diese 
Vermörens zuständig ist, der Reichsprotektor, nburg zustehen, der 
Befugnisse dem Oberlinanzpräsitenien 


Reichsminister der Finanzen eine a 
ji S ? x treffen 
dieser Verordnung abweichende Regelung ’ 


die aus d 
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von der Regelung der Versorgungsbezüge ($ 10 der Elften Verordnung zum 
Reichsbürgergesetz, $ 7 dieser Verordnung) nicht zulässig. 

(2) Um Härten zu vermeiden, können auch in den Fällen, in denen das 
Vermögen auf Grund des $ 2 Abs. 1 der Verordnung über die Aberkennung 
der Staatsangehörigkeit des Protektorats Böhmen und Mähren vom 3. Oktober 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1997) für verfallen erklärt worden ist oder in Zu- 
kunft für verfallen erklärt wird, Abweichungen von den Bestimmungen der 
genannten Verordnung über den Vermögensverfall zugelassen werden. 

Zu Abs. 2: Das Fehlen einer Härteklausel hatte sich bei den Einzelausbürgerungen 
gemäß $ 1 der VO, vom 3, 10. 1939 nachteilig ausgewirkt, 


8 9. Diese Verordnung gilt auch in den eingeglielerten Ostgebieten. 


wird die Bearbeitung bis zur nachträglichen Uebermittlung des Ergebnisses der 
rassischen Prüfung, längstens aber 3 Monate, vom Eingang des Verzeichnisses 
an gerechnet, zurückgestellt. Die als ungeeignet befundenen Personen nimmt 
die Staatsangehörigkeitsbehörde von dem Erwerb der Staatsangehörigkeit auf 
Widerruf aus. Im übrigen stellt sie den Erwerb der Staatsangehörigkeit auf 
Widerruf fest und fertigt einen Staatsangehörigkeitsausweis aus, der dem Be- 
auftragten des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums zur 
Aushändigung übermittelt wird. In den Staatsangehörigkeitsausweisen sind 
der Einfachheit halber gegebenenfalls auch die Ehefrauen und die minder- 
jährigen Kinder zu verzeichnen, die die Voraussetzungen für den Erwerb der 
Staatsanzehörigkeit auf Widerruf in ihrer eigenen Person erfüllen. Von ihren 
Entscheidungen hat die Staatsangehörigkeitsbehörde den zuständigen Chef 
der Zivilverwaltung in Kenntnis zu setzen. Die wegen nichtdeutscher Ab- 
stammung als ungeeignet befundenen Personen teilt die Staatsangehörirkeits- 
behörde dem zuständigen Beauftragten des Reichskommissars für die Festigung 
deutschen Volkstums mit. 

(5) Für den Erwerb der Staatsangehörigkeit auf Widerruf durch die An- 
gehörigen der in den Abs. 2 und 3 bezeichneten Personenkreise zelten im 
übrigen die Vorschriften des RdErl. v. 26. 8. 1942; ist eine unmittelbare An- 
wendung nicht möglich, so sind sie sinngemäß anzuwenden. Die Frist von 
2 Jahren, innerhalb deren wegen mangelnder Eignung eine Ausnahme von dem 
Erwerb der Staatsangehörigkeit auf Widerruf gemacht werden kann, beginnt 
mit dem Tage, an dem bei ausreichender Eignung die Staatsangehörigkeit 
auf Widerruf erworben worden wäre. Die Frist von 10 Jahren, innerhalb deren 
der Erwerb der Staatsangehörigkeit auf Widerruf widerrufen werden kann, 
beginnt mit dem Tage des Erwerhs. Für die in Abs. 2 bezeichneten Elsässer, 
Lothringer und Luxemburger, die sich am 1. 8. 1943 bereits im Reichsgebiet 
befinden, endet daher die Frist, innerhalb deren eine Ausnahme möglich ist, 
am 1. 8. 1945, die Frist für die Geltendmachung des Widerrufs am 1. 8. 1953. 


55. Staatsangehörigkeit der Elsässer, Lothringer und Luxemburger. 
2. RdErl. d. RMdl. v. 9.7. 1943, 


. (1) Deutschstämmige Lothringer und Luxemburger, die am 23. 8. 1942 
ihre Niederlassung im Reichsgebiet hatten, sind nach dem RdErl. v. 26. 8. 1942 
(MBIiV. S. 1741) grundsätzlich entweder unbeschränkte Staatsangehörige oder 
Staatsangehörige auf Widerruf geworden. Der Zeitpunkt des Erwerbs der 
unbeschränkten Staatsangehörigkeit ergibt sich aus ‘den Abs. 2 und 3 des 
RaErl. v. 26. 8. 1942; die Staatsangehörigkeit auf Widerruf haben Lothringer 
mit Wirkung vom 29. 8. 1942, Luxemburger mit Wirkung vom 1. 9. 1942 er- 
worben (vgl. auch Abs. 13 des RdErl. v. 26. 8.1942). 

. (2) Deutsehstämnige Elsässer, die am 23. 8. 1942 ihre Niederlassung im 
Reichsgebiet hatten, haben unter den gleichen Voraussetzungen und im gleichen 
Zeitpunkt wie die deutschstimmigen Lothrinzer und Luxemburger die unbe- 
schränkte Staatsangehörigkeit erworben. Dagegen haben diejenigen deutsch- 
stämmigen Elsässer mit Niederlassung im Reichsgebiet am 23. 8. 1942, die die 
Voraussetzungen für den Erwerb der unbeschränkten Staatsangehörigkeit nicht 
erfüllt haben, im Gegensatz zu der für Lothringer und Luxemburger getroffenen 
Braune Biber wen a Saamangchörlgken auf Widerruf erworben. Ich 

e nunmehr an, daß sie die Staatsanzehörirkei i it Wirkung 
a Re gehörigkeit auf Widerruf mit Wirkunf 

(3)Deutschstämmige Elsässer, Lothringer und Luxemburger, die am 23. 8- 
1942 ihre Niederlassung im Elsaß, in Lothringen oder in ranlarz hatten. 
sie aber seitdem auf Veranlassung -des Reichskommissars für die Festigung 
deutschen Volkstums ins Reichsgebiet verlegt haben oder bis zum 1. 8. 1943 
verlegen, erwerben mit Wirkung vom 1. 8.1943 an die Staatsangehörigkeit 
en iderruf, sofern sie nicht bereits in ihrer Heimat Staatsangehörige au 
7 mn geworden waren; wird die Verlegung der Niederlassung erst nach 
ee Ey en so tritt der Erwerb der Staatsangehörigkeit auf 
Fi acid ae age ein, an dem das Elsaß, Lothringen oder Luxemburg 

(4) Die Beauftragten des Rei i ür di i n 
Volkstums leiten der für die eg Veran nn ee enge 
hörigkeitsbehörde Verzeichnisse der in Abs. 3 re ee Toll er 
und Luxemburger zu, die nicht bereits in ihre In ROSE LAIEN en igheit 
auf Widerruf erworben haben Dabei A die Btaatsangehdn ii 

. ! ; Dabei werden die Personen besonders b® getreten ist, 

Prüfung noch Nicht stattgefunden bat, sowI0 3. Als deutschstämmig gelten nach der D 
n Prüfung als für den Erwerb der Staatsanf®- Nönen mit wenigstens zwei deutsehen Großeltern, 
et befunden worden sind, Im ersteren FA olkstum aufgegangen sind. 


56. Der Erlaß des Führers über den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit 
durch Einstellung in die deutsche Wehrmacht, die Waffen-4F, die deutsche 
Polizei oder die Organisation Todt 


vom 19. Mai 1943 (RGBl. 1S. 315) 


% 
I. 

(1) Deutschstämmige Ausländer, die der deutschen Wehrmacht, der 
Waffen-$$, der deutschen Polizei oder der Organisation Todt angehören, er- 
werben mit der Verkündung dieses Erlasses die deutsche Staatsangehörigkeit. 

(2) Deutschstämmige Ausländer, die in die deutsche Wehrmacht, die 
Waffen-$}, die deutsche Polizei oder die Organisation Todt eingestellt werden, 
erwerben mit dem Tag ihrer Einstellung die deutsche Staatsangehörigkeit, 


(8) Im Einzelfall kann etwas anderes bestimmt werden. 


1. Der Zeitpunkt der Verkündung des Erlasses =: der en 5. 1943. aan 
2. Zwar i deutschen StA. von Rechts wegen gegeben. Ju- 
doch bedarf en 2 einer von Fall zu Fall zu treffenden Feststellung 
des StA.-Erwerbs, Im Einzelfall kann estimmt werden, daß der StA.-Erwerb nicht ein- 
urchführungsanw. des RMin. d. Inn. Per- 
es sei denn, daß sie eindeutig im fremden 
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4. Zu den Ausländern im Sinne des Erlasses rechnen nicht die StAng, auf Widerruf, 
die Schutzangehörigen und die Protektoratsangehörigen, 

5. Nach der erwähnten AusfAnw. kann der Erwerb der deutschen StA. auch zu- 
unsten von Deutschstämmigen festgestellt werden, die vor der Verkündung des Er- 
asses refallen oder während der Zugehörigkeit zu einer der in Betracht kommenden 
Organisationen infolge von Umständen. die mit dem Dienst in Zusammenhang stchen, ge- 
storben sind. Alsdann gilt als Zeitpunkt des StA.-Erwerbs der dem Todestag vorauf- 
xehende Tag. 

6. Keine ipso iure-Erstreckung des StA.-Erwerbs auf Ehefrauen und Kinder. 

7. Feststellung des StA.-Erwerbs zentral durch die Einwandererzentrulstelle, 


(2) Bei der Einbürgerung kann im Einzelfall von der Einbürgerungshe- 
hörde nach vorheriger Zustimmung des Reichsministers des Innern oder der 
von ihm bezeichneten Stelle bestimmt werden, daß die Einzubürgernden die 
Staatsangehörigkeit nur auf Widerruf erwerben. Die Widerruflichkeit der 
Einbürgerung ist auf der Einbürgerungsurkunde zu vermerken. 

(3) Der Widerruf der Staatsangehörigkeit ist binnen zehn Jahren zulässig. 
Wird der Widerruf innerhalb dieser Frist nicht ausgesprochen, so wird mit 
Ablauf der Frist die unbeschränkte Staatsangehörigkeit erworben. 

(4) Der Reichsminister des Innern regelt das Nähere zur Durchführung 
der in den Abs. 1 bis 3 vorgesehenen Bestimmungen. 


8 2. (1) Eheliche Kinder von Staatsangehörigen auf Widerruf erwerben 
durch Geburt die Staatsangehörigkeit auf Widerruf. Eheliche Kinder, deren 
einer Elternteil die unbeschränkte Staatsangehörigkeit besitzt, während der 
andere Staatsangehöriger auf Widerruf ist, erwerben durch die Geburt die un- 
beschränkte Staatsangehörigkeit. 

(2) Uneheliche Kinder einer Staatsangehörigen auf Widerruf erwerben 
vorbehaltlich der Bestimmungen im $ 1 Abs. 2 der Ersten Verordnung über 
die Schutzangehörigkeit des Deutschen Reichs vom 25. April 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 271) durch Geburt die Staatsangehörigkeit auf Widerruf. 

(3) Eine nach deutschem Gesetz wirksame Legitimation durch einen Staats- 
angehörigen auf Widerruf begründet für das Kind die Staatsangehörigkeit auf 
Beer, es sei denn, daß es bereits die unbeschränkte Staatsangehörigkeit 

esitzt. 

(4) Der Reichsminister des Innern oder die von ihm bezeichnete Stelle 
kann in einzelnen Fällen der in den Abs. 1 bis 3 bezeichneten Art bestimmen, 
daß das Kind die unbeschränkte Staatsangehörigkeit erlangt; der Leiter der 
Partei-Kanzlei und der Reichsführer }$, Reichskommissar für die Festigung 
deutschen Volkstums, ist an dieser Entscheidung zu beteiligen. _ 

$ 3. Bei Eheschließung mit einem Staatsangehörigen auf Widerruf behält 
eine staatsangehörige Frau deutschen Volkstums ihre Staatsangehörigkeit, eine 
Staatsangehörige Frau fremden Volkstums und eine nicht staatsangehörige 
Frau erwirbt die Staatsanzehörigkeit auf Widerruf. 


N. 
‘Das Nähere zur Durchführung und Ergänzung dieses Erlasses bestimmt 
der Reichsminister des Innern im Einvernehmen mit den beteiligten Stellen. 


57. Die zwölfte Verordnung zum Reichsbürgergesetz 
vom 25. April 1943 (RGBi. IS. 268). 


B 81.() Die Staatsangehörigkeit kann widerruflich zuerkannt werden. Die 
Staatsangehörigen auf Widerruf bilden eine besondere Gruppe der Staats- 
angebörigen. 

R (2) Außer den Staatsangehörigen gibt es Schutzangehörige des Deutschen 
Reichs; ein Schutzangehöriger kann nieht zugleich Staatsangehöriger sein. 


\ 82. Staatsangehörige auf Widerruf sind diejenigen Personen, denen die 
Staalsanzehörigkeit auf Widerruf durch allgemeine Anordnung oder durch 
Entscheidung im Einzelfall zuerkannt ist oder zuerkannt wird. 


& 3. Schutzangehörige des Deutschen Reichs sind solche nicht zum deut- 
schen Volk gehörige Einwohner des Deutschen Reichs, denen die Schutzange- 
hörigkeit durch allgemeine Anordnung oder durch Entscheidung im Einzel- 
fall zuerkannt ist oder zuerkannt wird. . 


$ 4. (1) Juden und Zigeuner können nicht Staatsangehörige werden. Sie 
können nicht Staatsangehörige auf Widerruf oder Schutzangehörige sein. 

. a Jüdische Mischlinge ersten Grades gelten auch dann als Juden, wen® 
sie die Staatsangehörigkeit nicht besitzen, aber auf sie die sonstigen Voraus- 
setzungen des $ 5 Abs. 2 der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz vo 
14. November 1935 (Reichsgesetzbl. IS. 1333) zutreffen. u” 


$ 5. Der Reichsminister des Innern erläßt im Ei it dem 
ite . R R im Einvernehmen mit den 
der Partei-Kanzlei und dem Reichsführer 44, Reichskommissar für die 
estigung deutschen Volkstums, die zur Durchführung und Ergänzung dieser 
Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 


$ 6. Die Verordnung gilt auch im Protektorat Böhmen und Mähren. 


Verlust der Staatsangehörigkeit auf Widerruf. 

$ 4. (1) Durch den Widerruf verliert der Staatsangehörige auf Widerruf 
die Staatsangehörigkeit; hat er den Wohnsitz im Inland, so erwirbt er, soweit 
im Einzelfall nicht etwas anderes bestimmt wird, die Schutzangehörigkeit. 

(2) Der Widerruf wird mit der Zustellung oder öffentlichen Bekannt- 
machung der Widerrufsverfügung wirksam, 
$ 5. (1) Der Verlust der Staatsangehörigk 
streckt sich — soweit diese Folge nicht im 
schlossen wird — auf.» 


v en h heirateter und verheiratet 

ie mi Siihrie i — mit Ausnahme verhei 3 re Yg 
) et a sie von dem Vater oder der Mutter, deren 
‚Staatsangchörigkeit widerrufen wird, gesetzlich re werden. 
°s sei denn, daß die Ehefrau oder die Kinder die unbeschränkte Staatsange- 
hörigkeit besitzen, 

2) Das gleiche gilt für den Erwerb der Schutz, 

fern Wohnsitz im Inland besteht. 


eit auf Widerruf nach $ 4 er 
Einzelfall ausdrücklich ausge- 


58. Die Verordnung über die Stantsaneehö i 
‘ sangehörigkeit auf Widerruf 
vom 25, April 1943 (RGBi. I 5 269. 
eh Bee der Staatsangehörigkeit auf Widerruf. 
. . er Reichsminister des Innern kann im Einve »n mit, dei 
Reichsführer $5, Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstuns 


äurch allgemeine Anorduun i 
Nr: ) & bestimn } Y je Staat“ 
angehörigkeit auf Widerruf Zuerkennen, Fe per De 


angehörigkeit nach $ 4, so- 
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$ 6. Im übrigen gelten die Bestimmungen über den Verlust der Staats -- 


angehörigkeit vorbehaltlich der $$ 7 und 8 auch für die Staats igkei 
EL angehörigkeit 
8 7. Durch die Eheschließung mit einem Staatsangehörig: 
} R ung | Staatsa gen deutschen 
Volkstums erwirbt eine Frau, die die Staatsangehörigkeit auf Widerruf be- 
die TE 3 LEADER FEIN, ist der Ehemann ein Staatsan- 
gehöriger fremden Volkstums, so behält sie die s igkei 
er R i ie Staatsangehörigkeit auf 
$ 8. Eine nach deutschen Gesetzen wirksame Leeitimation ein 
‘ Ä ö set: sa ‚ezitims :ines unehe- 
lichen Kindes, das die Staatsangehörigkeit auf Widerruf besitzt, durch einen 
Staatsangehörigen deutschen Volkstums begründet für das Kind die unbe- 
a Won kak, wird das Kind durch einen Staatsangehörigen 
n Volkstums legitimiert, so behäl s die Staatsangehöriskei 
Widerrut. g t es die Staatsangehörigkeit auf 
Verzicht auf den Widerruf. 
89. (1) Auf die Geltendmachung des Widerrufs kann bei voller Bewäh- 
Bing ‚vom Reichsminister des Innern im Einvernehmen mit dem Leiter der 
Fels wen, und dem Reichsführer 4, Reichskommissar für die Festigung 
Fr ei en Volkstums, oder durch die von ihnen bestimmten Stellen bereits vor 
1 FR der Widerrufsfrist nach Maßgabe näherer Bestimmungen verzichtet 
ver en. Die Staatsangehörigkeit wird in diesem Falle mit dem Tage der Be 
sry der Verzichtsverfügung endgültig erworben. 
) Der Erwerb der unbeschränkten Staats srigkei 
2) Er ; Staatsangehörigkeit durch Ablauf 
ni Widerrufsfrist ($ 1 Abs. 3) oder durch Verzicht auf den Widerruf erstreckt 
» Sow eit diese Folge nicht im Einzelfall ausdrücklich ausgenommen wird, auf 
a) die Ehefrau, “ 


b) ai ilnderlährigen ehelichen Kinder des Staatsangehörigen auf Widerruf 

Te die jeinder fahre unehelichen Kinder der Staatsangehörigen auf 

N iderruf, die von dem Vater oder der Mutter gesetzlich vertreten werden, 

Mash eher a auf Widerruf waren; auf verheiratete 

EN atet gewesene Töchter erstreckt si Be r unbe- 
schränkten Staatsangehörigkeit nicht. MR HEIHEREEEN OR 


ni Rechtsstellung der Staatsangehörigen auf Widerruf 
nn E 3 Beate, und Verwaltungsvorschriften, die für deutsche Staats- 
keit ge gelten, haben auch für die Staatsangehörigen auf Widerruf Gültig- 
an im Einzelfall nichts anderes ausdrücklich bestimmt wird 
Staatsangehörii ri i i r 
EAN seen n ee mi Widerruf können nicht Reichsbürger ($ 2 des 
Inkrafttreten, 


$ il. Die Verordnung tritt mit Aufnahme der 88 2, 3, 6, 7 und 8 mit 


Wirkung vom 1. Mai 1943 j 5 Ei x 
mit dem 7. März 104 In Kran Die $$ 2,3, 6, 7 und 8 treten rückwirkend 


59. Die Erste Verordnung über di 
e Schutzangehörigkej Reichs 
vom 25. April 1943 (RGBI, nn a Deutschen 


Erwerb der Schutzan 

5 s j r gehörigkeit. 

REN De eheliche Kind eines Sehutzangehörigen sowie das uneheliche 
zangehörigen erwirbt die Schutzangehörigkeit 
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(2) Einem unehelichen Kind einer Staatsangehörigen oder einer Staats- 
angehörigen auf Widerruf, dessen Erzeuger nicht deutscher Staatsangehöriger 
oder nicht feststellbar ist, sowie einem Findelkind kann der Reichsminister des 
Innern oder die von ihm bezeichnete Stelle die Schutzangehörigkeit zuerkennen. 
Der Reichsführer 5%, Reichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums, 
ist an dieser Entscheidung zu beteiligen. 


8 2. (1) Durch eine nach $ 8 von der zuständigen Behörde genehmigte 
Eheschließung mit einer schutzangehörigen Person erwirbt der nichtschutz- 
angehörige Ehegatte — mit Ausnahme der männlichen Angehörigen fremder 
Staaten — die Schutzangehörigkeit, es sei denn, daß bei der Genehmigung der 
Eheschließung etwas anderes bestimmt wird. 

(2) Staatsangehörige und Staatsangehörige auf Widerruf erwerben durch 
Eheschließung mit einer in Abteilung 4 der Deutschen Volksliste eingetragenen 
oder mit einer vom Reichsführer $%, Reichskommissar für die Festigung deut- 
schen Volkstums, gemäß $ 6 Abs. 2 der Verordnung über die Deutsche Volks- 
liste vom 4. März 1941 (Reichsgesetzbl. IS. 118) besonders bezeichneten Person 
die Schutzangehörigkeit nicht, sondern behalten ihre Staatsangehörickeit. 
Kinder aus solchen Ehen erwerben die Staatsangehörigkeit desjenigen Eltern- 
ee der die Staatsangehörigkeit oder die Staatsangehörigkeit auf Widerruf 

esitzt. 

8 3. Durch den Widerruf erwirbt ein im Inland wohnender Staatsange- 
höriger auf Widerruf die Schutzangehörigkeit, sofern im Einzelfall nichts 
anderes bestimmt wird. 


Verlust der Schutzangehörigkeit. 

8 4. Die Schutzangehörigkeit des Deutschen Reichs verliert, wer aus ihr 
entlassen wird, 

85. Die Schutzangehörigkeit verliert, wer sich im Ausland niederläßt oder 
auf nicht nur vorübergehende Zeit die Grenze überschreitet. Entgegenstehende 
Bestimmungen werden aufgehoben. Der Reichsminister des Innern kann Aus- 
nahmen zulassen, 

8 6. Die Schutzangehörigkeit erlischt durch den Erwerb der Staatsange- 
hörigkeit auf Widerruf. 

8 7..Der Verlust der Schutzangehörigkeit nach $ 4 erstreckt sich, soweit 
diese Folge nicht im Einzelfall ausgeschlossen wird, auf 

a) die Ehefrau, 
b) die minderjährigen Kinder, die von dem Vater oder der Mutter gesetz- 
lich vertreten werden; auf verheiratete oder verheiratet gewesene 


Töchter erstreckt sich der Verlust nicht. 


Eheschließungsrecht der Schutzangehörigen. : 
$ 8. (1) Zwischen Schutzangehörigen und Personen, die nicht Schutz- 
angehörige sind, darf die Ehe nicht geschlossen werden. Die in Abteilung 4 der 
Deutschen, Volksliste eingetragenen Personen und die vom Reiehaführer #, 
eichskommissar für die Festigung deutschen Volkstums, gemäß 3 6 Abs. 2 
der Verordnung uber die Deutsche Volksliste vom 4. März 1941 (Reichs- 
gesetzbl. 1 S. 118) besonders bezeichneten Personen gelten nicht als Schutz- 
Angehörige im Si i orschrift. ui j 
(2) Tora a Abs, 1 kann Befreiung bewilligt werden. Dabei 
kann über die Staatsangehörigkeit der Ehegatten und, der Kinder Bestim- 
Mung getroffen werden. 


AETTEGTSEERE RITTER. 
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(3) Ehen zwischen Schutzangehörizen untereinander unterliegen keiner 
Beschränkung. soweit nicht auf Grund des $ 11 dieser Verordnung etwas 
anderes bestimmt wird; entgegenstehende Vorschriften werden aufzehoben. 

(4) Zum Nachweis der Schutzanzebörigkeit bei der Eheschließung (rel. 
$ 18 der Ersten Verordnung zur Ausführung des Personehstandszesetzes vom 
19. Mai 1938 — Reichsgesetzbl. I S. 533) genügt die Vorlaze einer Boscheini- 
gung darüber, daß der Verlobte Schutzangehöriger ist; die Bescheinigung 
wird von der zur Ausstellung von Staatsanzehörigkeitsausweisen und Heimat- 
scheinen zuständigen Behörde des Wohnsitzes ausgestellt. 

(5) Schutzangehörige bedürfen zur Eheschließung nicht der Beibrinzung 
eines Ehefähigkeitszeugnisses im Sinne des $ 21 der Ersten Verordnung zur 
Ausführung des Personenstandsgesetzes vom 19. Mai 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 533). 


$ 9. Eine dem Eheverbot des $ 8 zuwider geschlossene Ehe ist nichtig. 

(2) Die Nichtigkeitsklage kann nur der Staatsanwalt erheben. 

(3) Für die rechtliche Stellung der aus der Ehe hervorgeganzenen Kinder 
gilt $ 29 des Ehegesetzes entsprechend. 

(4) Die Ehe ist als von Anfang gültig anzusehen, wenn nachträglich Be- 
freiung von der Vorschrift des & 8 bewilligt wird. 


$ 10. Ueber die Befreiung vom Eheverbot des & 8 entscheidet die Be- 
hörde, Ver in Personenstandssachen die Aufgaben der höheren Verwaltungs 
behörde übertragen sind, im Einvernehmen mit der vom Reichsführer $, 
Reichskommissar für die Festizung deutschen Volkstums, bestimmten Stelle. 
Oertlich zuständig ist die Behörde, in deren Bezirk die Ehe geschlossen 
werden soll. 


Schlußbestimmungen. R 

$ 11. (1) Der Reichsminister des Innern kann im Einvernehmen mit m 
Leiter der Partei-Kanzlei und dem Reichsführer 44, Reichskommissar für H “ 
Festigung deutschen Volkstums, sowie den sonst beteiligten obersten Reichs 
behörden die Rechtsstellung der Schutzangehörigen und einzelner Gruppen 
von Schutzangehörigen auch im Verwaltungswege regeln. Eine solehe hi 
waltungsanordnung ist für die Gerichte und Verwaltungsbehörden bindend- 

(2) Der Reichsminister des Innern kann diese Befugnis im Einvernehnet 
mit den vorgenannten Stellen auf den Reichsprotektor in Böhmen und M! ke 
und auf nachgeordnete Behörden übertragen. Abs. 1 Satz 2 «ilt entsprechend 


. S it 

$ 12. Die Verordnung tritt mit Ausnahme der s$ 1,2 Abs. 2 und 5 ir 

Wirkung vom 1. Mai 1943 in Kraft. 88 3,2 Abs. 2 und $ 6 der Verordnun5 
treten rückwirkend mit dem 7. März 1941 in Kraft. x 


losen 


& 1. Die ehemaligen Staatsangehörigen der UASSR. und die Staaten ein 


deutscher Volkszugehörigkeit, die d 
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$ 2. (1) Die ehemaligen Staatsangehörigen der UdSSR, und die Staaten- 
losen deutscher Volkszugehörigkeit, die in die Abteilung 3 der Deutschen 
Volksliste der Ukraine aufgenominen sind, erwerben durch die Aufnahme die 
Staatsangehörigkeit auf Widerruf. 

(2) Der Erwerb der deutschen Staatsangehörickeit kann nur binnen 
10 Jahren widerrufen werden. Auf die Geltendmachung des Widerrufs kann 
bei voller Bewährung bereits vorher verzichtet werden. Den Widerruf oder 
den Verzicht auf seine Geltendmachung sprechen der Reichsminister des 
Innern im Einvernehmen mit dem Reichsführer 44, Reichskommissar für die 
Festigung deutschen Volkstums, oder die von ihnen bestimmten Stellen aus. 
Im Falle des Widerrufs geht die deutsche Staatsangehörigkeit mit der Zu- 
stellung oder öffentlichen Bekanntmachung der Widerrufsverfügung verloren. 
Wird auf die Geltendmachung des Widerrufs verzichtet, so tritt der endgültige 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit mit der Bekanntgabe der Verzicht- 
verfügung ein. 

$3. Die in den $$ 1 und 2 getroffene Regelung gilt nicht für die Umsiedler. 


$ 4. Auf die Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit auf Grund 
dieser Verordnung erworben haben,’ finden Anwendung: 

a) das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913 (Reichs- 
gesetzbl. S. 583), ferner $ 3, $ 4 Abs. 1, Abs. 2 Nrn. 2 und 4, Abs. 3 der 
Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1934 
(Reichsgesetzbl. I $. 85) und das Gesetz zur Aenderung des Reichs- und 
u eebingkellansielse vom 15. Mai 1935 (Reichsgesetzbl. I 

. 593); h 

b) die Bestimmungen im & 2 Abs. 1, Abs. 3 bis 5 und $ 3 des Gesetzes über 
den Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutschen 
Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 480) und 
unter den Nrn. I und II zu & 2 der Verordnung zur Durchführung des 
genannten Gesetzes vom 26. Juli 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 538). 


Anhang, 


Die Bestimmungen über das Reichsbürgerrecht, 
a) Das Reichsbürgergesetz vom 15. 9. 1935 (RGBL.IS. 1146). 
.$ 1. (1) Staatsangehöriger ist, wer dem Schutzverband des Deutschen 
Reiches angehört und ihm dafür besonders verpflichtet ist. 
(2) Die Staatsangehörigkeit wird nach den Vorschriften des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes erworben. 
$ 2. (1) Reichsbürger ist nur der Staatsangehörige deutschen oder art- 
verwandten Blutes, der durch sein Verhalten beweist, daß er gewillt und 
&eeignet ist, in Treue dem deutschen Volk und Reich zu dienen. 
‚(2% Das Reichsbürgerrecht wird durch Verleihung des Reichsbürger- 
briefes erworben, 


(3) Der Reichsbürger ist der alleinige Träger der vollen politischen Reehte 
Dach Maßgabe der Gesetze. 


$ 3. Der Reichsminister des Innern erlißt im Einvernehmen mit dem Stell- 
Vertreter des Führers die zur Durchführung und Ergänzung. des Gesetzes er- 
forderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 
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b) Die Erste Verordnung zum "Reichsbürgergesetz vom 14. 11. 1935 
(RGBI. I S. 1333). 

81. (1) Bis zum Erlaß weiterer Vorschriften über den Reichsbürgerbrief 
gelten vorläufig als Reichsbürger die Staatsangehörigen deutschen oder art- 
verwandten Blutes, die beim Inkrafttreten des Reichsbürgergesetzes das 
Reichstagswahlrecht besessen haben, oder denen der Reichsminister des Innern 
im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers das vorläufige Reichs- 
bürgerrecht verleiht. 

(2) Der Reichsminister des Innern kann im Einvernehmen mit dem Stell- 
vertreter des Führers das vorläufige Reichsbürgerrecht entzichen. 


$ 2. (1) Die Vorschriften des $ 1 gelten auch für die staatsangehörigen 
jüdischen Mischlinge. 

(2) Jüdischer Mischling ist, wer von einem oder zwei der Rasse nach voll- 
jüdischen Großelternteilen abstammt, sofern er nicht nach $ 5 Abs. 2 als Jude 
gilt. Als volljüdisch gilt ein Großelternteil ohne weiteres, wenn er der jüdischen 
Religionsgemeinschaft angehört hat. 


$ 3. Nur der Reichsbürger kann als Träger der vollen politischen Rechte 
das Stimmrecht in politischen Angelegenheiten ausüben und ein öffentliches 
Amt bekleiden. Der Reichsminister des Innern oder die von ihm ermächtigte 
Stelle kann für die Uebergangszeit Ausnahmen für die Zulassung zu Öffentlichen 
Aemtern gestatten. Die Angelegenheiten der Religionsgesellschaften werden 
nicht berührt. 


$4. (1) Ein Jude kann nicht Reichsbürger sein. Ihm steht ein Stimmrecht 


in politischen Angelegenheiten nicht zu; er kann ein Öffentliches Amt nicht 


bekleiden. \ 

(2) Jüdische Beamte treten mit Ablauf des«31. Dezember 1935 in den 
Ruhestand. Wenn diese Beamten am Weltkrieg an der Front für das Deutsche 
Reich oder für seine Verbündeten gekämpft haben, erhalten sie bis zur Er 
reichung der Altersgrenze als Ruhegehalt die vollen zuletzt bezogenen ruhe- 
gehaltsfähigen Dienstbezüge; sie steigen jedoch nicht in Dienstaltersstufen 
auf. Nach Erreichung der Altersgrenze wird ihr Ruhegehalt nach den letzten 
ruhegehaltsfähigen Dienstbezügen neu berechnet, 

(3) Die Angelegenheiten der Religionsgesellschaften werden nicht berührt. 

(4) Das Dienstverhältnis der Lehrer an öffentlichen jüdischen Schulen 
bleibt bis zur Neuregelung des jüdischen Schulwesens unberührt. 


8 5. (1) Jude ist, wer von mindestens drei der Rasse nach volljüdischen 
Großeltern abstammt. $ 2 Abs. 2 Satz 2 findet Anwendung. 
(2) Als Jude gilt auch der von zwei volljüdischen Großeltern abstammend® 
staatsangehörige jüdische Mischling, 
a) der beim Erlaß des Gesetzes der jüdischen Religionsgemeinschaft angeh 
hat oder danach in sie aufgenommen wird, ich 
b) der beim Erlaß des Gesetzes mit einem Juden verheiratet war oder SC 
danach mit einem solchen verheiratet, ; 
c) der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinne des Absatzes 1 stammt, r 
en den nn des Gesetzes zum Schutze des deutschen Me 1 
und der deutschen Ehre vom 15. 8 935 ichsgesetzP" 
&. 114) geschlossen ie 5. September 1935 (Reichsg x 
d) der aus dem außerehelichen Verkehr mit ei i i des A 
“ kehr mit einem Juden im Sinne ‚rd. 
satzes 1 stammt und nach dem 31. Juli 1936 außerehelich geboren wird 


ört 
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8 6. (1) Soweit in Reichsgesetzen oder in Anordnungen der National- 
sozialistischen Deutschen Arbeiterpartei und ihrer Gliederungen Anforderungen 
an die Reinheit des Blutes gestellt werden, die über $ 5 hinausgehen, bleiben 
sie unberührt. 

(2) Sonstige Anforderungen an die Reinheit des Blutes, die über $ 5 hin- 
ausgehen, dürfen nur mit Zustimmung des Reichsministers des Innern und des 
Stellvertreters des Führers gestellt werden. Soweit Anforderungen dieser Art 
bereits bestehen, fallen sie am 1. Januar 1936 weg, wenn sie nicht von dem 
Reichsminister des Innern im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers 
zugelassen werden. Der Antrag auf Zulassung ist bei dem Reichsminister des 
Innern zu stellen. 


$ 77. Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen von den Vorschriften 
der Ausführungsverordnungen erteilen. 
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Alphabetisches Sachverzeichnis. 
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A, 

Aberkennung der StA, 42; — wegen treu- 
widrigen Verhaltens 50; Erstreckung der 
— auf Familienangehörige 56; — gegen- 
über Mitgliedern ehemaliger österr. Bun- 
des- und Landesregierungen 57; — in 
der Ostmark (Alpen- u, Donaureichs- 
gaue) 62; — der Protektoratsangehörig- 
keit 89, 90; Vermögensbeschlagnahme bei 
— 66; erbrechtliche Beschränkungen für 
Ausgebürgerte 56; Schenkungen an Aus- 
gebürgerte verboten 56: Eintragung der 
— in das Strafregister 57. - 

Abessinien; Konsulargerichtsbarkeit 21. 

Abgaben in StA.-Sachen s. Gebühren. 

Abstammungsprinzip 2, 

Adoption #. Annahme an Kindes Statt. 

ASDBuN, re 21. 
moestie; keine Rückgängii chung des 
Verlustes der StA. bei h 

Anerkennung als bewährte Deutsche; Er- 
werb der StA. durch die — im Elsaß, in 
Lothringen und in Luxemburg 170, 175. 

Annahme an Kindes Statt; kein StA.-Er- 
werb durch — 10, 18, 

Anspruch; — auf Einbürgerung 22, 25, 49; 
— auf Entlassung aus der StA, 36. 

Anspruchserhebung auf die litauische StA. 
nach dem deutsch-lit. StA.-Vertrag 100. 

Anstellung im Staatsdienst; Erfordernisse 
der — 27: Erwerb der StA. durch — 26. 

Antragsfähigkeit s. Geschäftsfähigkeit. 

Aufforderung zur Rückkehr aus dem Aus- 
ge ne der StA. bei Nichtbefolgen 

er — 42. 

Aufnahme; Erwerb der StA. durch e 22; 
Wegfall des Instituts der — 22. 

A eg der StA.; — 
nach ehem. österr. Recht 58; — 

„delg. StA-Gen. 126. Bes 
usländische Staatsdienste; V 

„StA, pei Nichtaustritt ee 
uslandsaufenthalt; kein 
schen StA. durch — aka Er Kanes 

en Sy ag 88; Nichtausübung 

is zur — kei 
Sch eur And pi ein Erwerb fremder 
Auswanderung wehrpflichtiger Personen 


Auswanderungsfreiheit 12, 86, 


Auswärtiges Amt; Zustimmung zur En 
bürgerung eines im Reichsdienst Ange 
stellten mit dienst, Wohnsitz im Au 
land 26, 30; Verleihung der RA. an eben. 
Deutsche im Ausland ($ 33 RuStAG#; 
Mitwirkung bei Aberkennung der Si 
53, 89. ' 

Ausweis über die StA. s. StA.-Ausmeil 
u. Heimatscheine. 


B. 

Bancroftverträge 39, 45. 

Beamte; Begründung des Beamtenverbält 
nisses 28; — im Reichsbahndienst 9 
— im Reichebankdienst 29; — im Kor 
munaldienst 28; Beamtenreichsrecht 
Erwerb der StA. durch Anstellung als fr 
26: Erstreckung des StA.-Erwerbs I 
Familienangehörige 30: Wirksamwe Be 
des StA.-Erwerbs 30; Wirkung, der $ 
endigung des Beamtenverhältnisses ee 
bei Nichtigkeit der Beamtenernennv! 
kein Erwerb der StA. 30. durch 

Beamtenanstellung; Erwerb der StA.- du 

5 — 26-30. en 
eamtenreichsrecht 27. FAHRT 

Behörden; zuständige — zur Ausfertiguf? 
von StA.-Urkunden 167. pwerh 

Beibehaltung der dtsch. StA. bei E 
fremder StA. 37, 38. 2: 

Belgien; Uebernahmeverkehr mit Koliches 
Erwerb der belg. StA. durch une che 
Kind kraft Anerkennung dure® oiang 
lichen beig. Vater 19, kraft Fentn ischeR 
der Abstammung von einer belßln, 
Mutter 126, 128, 130: keine Einbüren zus 
von Personen, die die GenebmigtT ten 
Beidehaltung der früheren StA. ©, von 
haben 40; Rückkehr der Gebie‘ Deut 
Eupen, Malmedy u. Moresnet zu! 


schen Reich 125. ‚ci 
Bescheinigung der StA. 8. stA-Au" 
Heimatscheine. j Ar 


be; 
Beschlagnahme des Vermögens 
erkennung der StA. 50, 62, ns ge 
Beschwerde der Staatsanwaltst Bar 
Entlassung geschäftsboschrän Ent 
sonen aus der StA, 33; — BPF;, die 
scheidungen betr. Eintragung 


Deutsche Volksliste 108. 
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Besetzte Ostgebiete; Zuständigkeit für die 
Einbürgerung von Ausländern, die ihre 
Niederlassung in den — haben 182. 

Bessarabien; Umsiedlung aus — 155; Er- 
werb der dtsch. StA. durch Umsiedler 
aus — 157. 

Bestätigung der Anstellung als Beamter 
($ 14 RuStAG.) 28. 

Bevölkerungsaustausch (nach dem dtsch,- 
tschechoslow. StA.- u. Opt.Vertrag) 71. 

Bewährte Deutsche s, Anerkennung. 

Bezirksstelle der Deutschen Volksliste 109. 

Böhmen und Mähren s. Protektorat Böh- 
men und Mähren. 

Bolivien; Handelsvertrag (Vermeidung der 
Doppel-StA.) 15; Option des in Bolivien 
geborenen Deutschen für die boliv. StA. 
36. 

Bukowina; Umsiedlung aus der — 155; Er- 
werb der dtsch. StA. durch Umsiedler 
aus der — 157, 158. 

Bundesbürgerschalt, österreich; Wegfall 
der — 57. 

Bundesgerichtshof, österreich.; keine An- 
rufung gegen StA.-Bescheide 61. 

Bundesratsverlahren bei Einbürgerungen 8. 
Umfrageverfahren. 


c 

Chef der Zivilvetwaltung im Elsaß, in 
Lothringen, in Luxemburg als Einbürge- 
rungsbehörde 181; desgl. in der Unter- 
steiermark, in den besetzten Gebieten 
Kärntens u. Krains 181; deszl. Chef der 
Zivilverwaltung im Bezirk Bialystok 182. 

Costa Rica; dtsch.-costarie. Handelsvertrag 
(Vermeidung der Doppel-StA.) 15; Option 
des in Deutschland geborenen Sohnes 
eines Costaricensers für die dtsch, StA. 
18: Option des in — geborenen Deut- 
schen für die costarie. SLA. 36. 


D. 

Dänemark; dtsch.-dän. Uebernahmeverkehr 
32, dtsch.-dän. Optantenkindervertrag 
45: Reg.-Präs. in Schleswig zuständig "für 
Einbürgerung von Ausländern mit Nie- 
derlassung in — 181. 

Danzig; Wiedererwerb der dtsch. StA. 104; 
vorläufige StA.-Regelung 105; endgültige 
StA.-Regelung 106; Inkrafttreten des 
StA.-Rechts des Altreichs in — 104. 

Deutschbalten 4. 

Deutsche StA, (RA.); Fortfall der StA. in 
den dtsch. Ländern 47. * 

Deutscher; Begriff 17. 

Deutschstämmigkeit; Bescheinigungen der 
Reichsstelle für das Auswanderungs- 
wesen über — 10: — nach der VO. über 
die StA, der Bewohner von Eupen usw. 
132; — nach der YO, über die StA. im 
re in Lothringen und Luxemburg 

'4, 


Deutsche Volksgemeinschaft in Lothringen; 
Mitglieder der — regelmäßig als StAng. 
auf Widerruf anzusehen 177. 

Deutsche Volksliste in den eingegl. Ost 

gebieten 106: Voraussetzungen der Ein- 

tragung in die — 108; Dienststellen- 
rliederung der — 109; — der Ukraine 
190, 

Deutsche Volkszugehörigkeit s. Volks- 
zuzehörigkeit. 

Deutsch - estnisches Umsiediungsprotokoll 
152. 

Deutsch - italienische Umsiedlungsverein- 
barungen 156. 

Deutsch - kroatische 
barung 157. 

Deutsch-lettischer Umsiedlungsvertrag 152. 

Deutsch-litauischer StA,-Vertrag; ipso iure 
— StA.-Wechsel 98, 99; Anspruchserhe- 
bung auf die lit. StA. 100. 

Deutsch-rumänische Umsiedlungsverein- 
barung 155. 

Deutschrussen 44. 

Deutsch-slowakischer StA.-Vertrag 117; 
Geltendmachung der StA. nach dem — 
117: Erstreckung des Erwerbs der StA. 
auf Familienang. 118; Wohnsitzbegriff 
Be dem — 113; Zusatzvertrag zum — 
119, 

Deutsch-sowjetrussischa Umsiedlungsver- 
einbarungen 153, 154. 

Deutsch-Südwestafrika; Erwerb des brit.- 
südafrikan. Bürgerrechts unter Bel- 
behaltung der dtsch. StA. 38. 

Deutsch-tschechoslowakischer StA.. und 
Optionsvertrag 68; ipso jure — StA.- 
Wechsel nach dem — 68; Option nach 
dem — 71-74; Wohnsitzbegriff nach 
dem — 69, 75; Bevölkerungsaustausch 
nach dem — 71; Abwanderungsgarantien 
nach dem — 75; gemischter Ausschuß 
nach dem — 75. 

Dienstaufsichtsbeschwerde geg. Versagun 
der Einbürgerung 23; — gegen Wider! 
der Einbürgerung 52. 

Dobrudscha; Umsiedlung aus der — 155; 
Erwerb der dtsch. StA, durch Umsiedler 
aus der — 157, 158. 

Doppelstaater; dessen rechtliche Stellung 
14 


Umsiedlungsverein- 


Doppelstaatsangehörigkeit 13, 14, 19, 20, 
23, 26, 38; — der in sudamerik. Staaten 
geborenen Kinder von Deutschen 19, 


E. 


Ehe s. Eheschließung. 

Eheaufhebung; kein Verlust der dtsch. 
StA. zufolge — 21. 

Ehefähigkeit 21. 

Ehelichkeit 19: Anfechtung der — 19; bin- 
dende Kraft gerichtlicher Feststellung 
der — 19, 

13* 
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Ehelichkeitserklärung 20; bei Zurücknahme 
der — kein Wiederverlust der dtsch. StA. 
des Kindes 20. 

Ehemaliger Deutscher; Einbürgerung ohne 
inländische Niederlassung 25, 44. 

Ehescheidung; kein Verlust der dtsch. 
StA. für die Frau bei — 21. 

Eheschließung; Erfordernisse gültiger — 
21; — als StA.-Erwerbsgrund 20; kein 
Erwerb der dtsch, StA. durch Kinder aus 
früherer Ehe der Frau 22; — als'StA.- 
Verlustgrund 31: — zwischen Schutz- 
angehörigen und Personen, die nicht 
Schutzangehörige sind 189. 

Einbürgerung; Antragstellung 11, 24; An- 
tragstellung einer Ehefrau 23; Mindest- 
voraussetzunzen für die — 24: Einbür- 
gerungsgrundsätze 10, 22; wirtschaftliche 
Voraussetzungen für die — 160; — 
Fremdstämmiger 3, 10; — eines ehemali- 
gen Deutschen 25. 26: Einbürgerungs- 
ansprüche (deren Wegfall), jetzt stets Er- 
messenssache 22, 49; früberes Umfrage- 
verfahren 24. 48: — jetzt „im Namen und 
Auftrag des Reichs“ 48; — als Staats- 
hoheitsakt (auch wirksam bei Nicht- 
beachtung tatsächl, oder rechtl. Voraus- 
setzungen) 31; bes. Berücksichtigung 
„schutzwürdiger Fälle“ (Fälle früherer 

Einbürgerungsansprüche) 25; Zusiche- 
rung der — 13; Zustimmung des RMin. 
d. Inn. zur — 24; Erstreckung der — auf 
Familienangehörige 31; — ohne inländ. 
Niederlassung 144, 161; — ohne Mit- 
wirkung des geestzl. Vertreters 145, 161: 
— (erleichterte) von Kriegsfreiwilligen 
161, 162; Einstellung der Behandlung von 
Anträgen auf — 162; Gebühren für die 
— 45; Mitteilungen (zwischenstaatliche) 
über — 39; Widerruf der — wegen Er- 
schleichung 31: Widerruf der — gemäß 
Ges. von 1933 8, 50, 
Einbürgerungsbehörde; — im Inland 167; 
E en Is = Generalgouver- 
eme im Bezir] ialystok, - 
® Bei Ostgebieten 183. DEREN 
bürgerungsmitteilungen, zwisc| 
liche; Austausch reg 11, A 
Einbürgerungsrichtlinien 10, 22, 
Einbürgerungsurkunden; Zuständigkeit für 
die Ausfertigung von — 167; Gebühren 
‚für — 45; Gebührenfreiheit von — 46. 
Einbürgerungswiderruf s. Widerruf. 
a Eeese me eerang 13, 
ngeborene in i 

„si, Presehr ae Schutzgebieten; 
sässer; Begrifisbestim; 

Elsaß; Erwerb der dtsch. StA 170, ne 184. 

Elsaß-Lothringen; StA. der Personen, di 
Dicht gemäß dem VV. Franzose wur 

den sind 18; elsaß-lothr. Sta. 1718 

Eiterliche Gewalt 3,4 1. 

Engerau 68, 84, 85,8, 


Entlassung aus der StA. 31; — einer Ehe 
frau 32; — einer geschäftsbeschränkten 
Person 33: Anspruch auf — 836; keine — 
ohne Auswanderung 87; — Wehrpflichti- 
ger 35, 163: Wirksamwerden der — 37; 
Gebühren für die — 45. & 

Entlassungsurkunden 37, 46; Zuständigkeit 
für die Ausfertigung von — 167; Ge- 
BohzER für — 45; Gebührenfreiheit von 

Entschädigungsgesetz v. 9. 12. 1937; Rege- 
lung der Rechtsfolgen der Beschlag- 
nahme od. Verfallerklärung des Vermö- 
gens Ausgebürgerter 54. 

Entscheidungen in StA.-Sachen nur mehr 
in Namen u. Auftrag des Reiches 48. 

Erbrechtliche Beschränkungen gegenüber 
Ausgebürgerten 56. 

Erfassung, listenmäßige; — d. slow. Volks- 
zugehörigen, die die dtsch. StA. geltend 
gemacht haben 125; — der Personen, die 
im Zusaminenhang mit der Ucbernahme 
der Untersteiermark in dtsch, Verwal 
tung die StA. auf Widerruf erworben 
haben 141. 

Erfassungsstelle Ausland 36. 

Erstreckung der Einbürgerung auf Fa 
milienangehörige 31; — des Erwerbs der 
StA. durch Beamtenanstellung 30; — 
des Widerrufs der Einbürgerung 1. 

Erwerb der dtsch, StA.; — durch Geburt 
19. — durch Legitimation 20, — durch 
Eheschließung 21: — durch Einbürgerung 
22; — durch Anstellung im Staatsdienst 
26: — durch Eintritt in die deutsche 
Wehrmacht oder dıe Waffen #4 oder die 
deutsche Polizei oder die Organisation 
Todt 185; — in Oesterreich (Ostmark. 
Alpen- u. Donaureichsgaue) 57; — in den 
sudetendeutschen Gebieten 67; -- im Ne 
melland 97: — in Danzig 104, 106; — U 
den eingegliederten Ostgebieten 10, 106; 
— in Eupen, Malmedy u. Moresnet 125° — 
in der Untersteiermark u. Oberkrain 135 
137; — im Elsaß 170; — in Lothringen 
170; — in Luxemburg 170; — dureh Un- 
siedler 150; — durch Umsiedier AU 
Bessarabien, der Bukowina u. der N 
brudscha 157; — fromder StA., wodurt 
Verlust der dtsch, StA, 37; — [remdtf 
StA. ohne Verlust der dtsch. StA. 145. 

Erwerb von Todes wegen, betr. Ausgebür 
gerte 56; — betr. Personen, deren yan 
mögen gemiB 8 8 der 11. VO. zul 


RBürgG. dem Reich verfallen ist BE 


Eupen, Malmedy und Moresnet; wiodhe: 
erwerh der disch, StA. in — 125 Per: 
Ausschluß von im Ausland IebendoD | 
sonen vom Wiedererwerb 127; SU. 
Widerruf 127; Geltung des StA.Recht 
des Altreichs in — 127. 
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F. 


Ihnenflucht; Verlust der StA. durch — 41. 

Fahnenfiuchterklärung als Voraussetzung 
für den Verlust der StA. 41. 

Famillenangehörige; Erstreckung des Er- 
werbs der StA. auf — 30; Erstreckung 
des Verlustes der StA. auf — 43. 

Familleneinheit, staatsbürgerliche 12. 

Finanzamt Berlin-Moabit-West; Anmeldung 
von Forderungen gegen das für verfallen 
erklärte Vermögen Ausgebürgerter beim 
— 66, 67. # 

Findelkind; dessen StA. 19; — in den 
Schutzgebieten 19. 

Flaggenrecht 17. 

Frankreich: Erwerb der französ. StA. durch 
das unehel, Kind kraft Anerkennung 
durch den französ. Vater 19. . 

Fremdenlegion; bei Eintritt in die fran- 
zösische — Aberkennung der StA. 43. 

Fremde Volkszugehörigkeit s. Volkszuge- 
hörigkeit. N 

Fremdstämmigkeit; erschwerte Einbürge- 
rung bei — 3, 10. 

Frontkämpfer; jüdische 196, 202; Ausnahme 
— vom Einbürgerungswiderruf 51. 

Frühere Deutsche s. ehemalige Deutsche. 


G 
Gebühren in StA.-Sachen: — für Einbürge- 
rung, für die Entlassung, für Heimat- 
scheine, für StA.-Ausweise, für die Ge- 
nebmigung zur Beibehaltung der StA. 
45, 115; — im Sudetenland 76; — In 
den eingegl. Ostgebieten 113; Gebühren- 
freiheit 46: besondere Fälle der Ge- 
bührenfreiheit (zur Sicherung militär. 
Dienstleistungen, für den Eintritt in den 
Reichsarbeitsdienst, für hauptamtlich 
tätige aktive SA-Führer und SA-Männer) 
165, 166. 
Geburt als StA.-Erwerbsgrund 19. 
Geltendmachung der StÄ.; — der dtsch. 
StA, nach dem dtsch.-slow. StA.-Vertra; 
117, 121, 124: — der slow. StA. nacı 
dem dtsch.-slow. StA.-Vertrag 117, 123, 
124; Pflicht zur — der slow. StA, 124 
Gemeindeangehörigkeit 2 “ 
Gemeindebeamte 27. 


Genehmigung zur Beibehaltung der StA. 
38; Zuständigkeit für die Elsilong der 
> er vun Br die — 45; — zum 

ntritt in auslän 3 i 2 
bühr klortar a. nmlenaie, Ge 

Generalgouvernement nicht Inland im 
Sinne staatsangehörigkeitsrechtl. Vor- 
Kentifvon 112, 127, 137, 147; Zuständig- 

eit für die Einbürgerung von Auslän- 

„dern mit Niederlassung im — 182. 
'eneralkommissare zuständig für die Ein- 

ürgerung von Ausländern. die in den 


besetzten Ostzebi i A 
haben 1®. stgcbieten ihre Niederlassung 


PP SE \ 


Geschäftsfählgkeit 23. 

Gesetzliche Vertretung 23, 31, 8,4. 

Gewöhnlicher Aufenthalt eines Juden im 
Ausland mit der Folge des Verlustes der 
dtsch. StA. 147. j 

Großbritannien; Schriftwechsel mit — we- 
gen Urbernahme Geisteskranker 2. 

Großrussen 116. , 

Guatemala; Handelsvertrag (Vermeidung 
der Doppel-StA.) 14. 


H 


Haager Abkommen über Eheschließung 21. 

Heeresbeamter als Reichsbeamter 29. 

Heimatrecht, österr. 60, 70, 120; — (Heimat- 
zuständigkeit) im Protektorat Böhmen 
und Mähren 86. 

Heimatrechtsgesetz, dsterr.; Außerkraft- 
setzung des — 62. \ 

Heimatscheine 46; Neufassung der — 48; 
Ausstellung von — aD Wehrpflichtige 46: 
Gebühren für — 45: Gebührenfreiheit 
für — zur Sicherung militärischer Dienst- 
leistungen 165; Zuständigkeit für dıe Er- 
teilung von — 167; Zufertigung ER 
an im Ausland lebende Personen 47, 4 % 

Heimattreue Bevölkerung; Angehörige der 
_ in der Untersteiermark 140, Ange- 
hörige der — in Oberkrain 142, 170. 

Heimkehrlager; Aufenthalt im — keine 
erg ee Di 

. Eheschließung. . 
Höhere Vermaltangshehörde im Sinne des 
Abs. 2 RuStAG. 113. 

ee Handelsvertrag (Vermeidung 
der Doppel-StA.) 14. 

Hultschiner Ländchen 68, 69, 80. 


uStAG. 38. 


J 
Inland im Sinne des an NE ag: — der 


Interessenzong; deutsc! 
en zur Einbürgerung eines 
Persers in Deutschland 24. nie 
Italien; Vebereinkommen mit ee 
Uebernahme 32; Beteiligung AM a. 
EheschlAbk, 21; Verein! arunRen EEE 
über die Kückwanderung EN 1$- Em 
Volksdeutscher aus dem Alto ie: al 
Abk. über die Rückwanderunz a 
u. Volksdeutscher aus der Provinz 4« 
5. . . 
nn bei Einbürgerung NacleD 
er Entlassung aus der bisherigen re 
40; Erwerb der dtsch. StA- er 
malige jugoslaw. StAng. In er U 
steiermark_U. Oberkrain ER .; 
Juristische Personen; deren StA. 16. 
Jus sangulnis 2, 9, 19. 
Jus soli 2, 9, 19. R 


sbund; Mitglieder des — als 


Volk Er 
I nebürike der heinattrenen Revölke 
rung Oberkrains 170, .. 


[ 
% 
N 
\ 
j 
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Kapitulationen ihre Ab- 
schaffung 16. 

Karpatho-Ukraine 78, 83, 92. 

Kaschuben 116. 

Kauffahrteischiffe; Flaggenrecht der — 17. 

Kind unbekannter Eltern; dessen StA. 19; 
— von Eltern mit unbekannter StA.; 
dessen StA. 20. 

Klage auf Feststellung der StA. 47. 

Kolonial-StA,; Verlust der dtsch, StA. 
un bei antragsweisem Erwerb einer — 


in Aegypten; 


Kolonien (früher dtsche.); Erwerb der 
dtsch, StA. in den — durch eine Farbige 
kraft Heirat mit einem RAng. 21. 

Kommunalbeamte als mittelbare Reichs- 
beamte 27. 

Konsulargerichtsbarkeit 16, 21; Verzicht 
an die — in Aegypten und Abessinien 

Konsulatsmatrikel; Eintragung in die — 


Konvention von Montreux; Abschaffung 
der Kapitulationen in Aegypten 16. 
Kreisleiter der NSDAP.; Beteiligung bei 
Klärung der Volkszugehörigkeit 97; Gut- 
achtliche Aeußerung über Mischlinge 
1. Grades hinsichtlich der Behandlung als 
Deutschstämmige 132; Beteiligung bei der 
Prüfung der Deutschstämmigkeit 133. 
Kriegsfreiwillige; Einbürgerung der — 161. 
Kroatien; Umsiedlungsvereinbarung mit — 


157. 
L 
Laibach; Umsiedlung von Reichs- und 
Volksdeutschen aus der Prov. — 157. 
Landesangehörigkeit; elsaß-lothringische 
— 17/18; Wegfall der — 47; Ersatz- 
ui nach Wegfall des Justituts der 
Landesbürgerschaft, österr.; Wegfall der 


Legitimation; ihre Erfordernisse 20, 32; 
Erwerb der StA. durch — 20; Verlust 
der StA. durch — 31; 3. auch Ehelich- 
keitserklärung. 

Lena; dtsch-Iett. Umsiedlungsvertrag 
9, 


Leumund s. Unbescholtenheit. 

Lex Delbrück 37. 

Litauen; dtsch.-lit. Optionsvertrag vom 
10. 2. 1925 S. 98; dtsch.-it. StA.-Vertrag 
vom 8. 7. 1939 $. 98, Ri 

Litauische Volkszugehörlgkeit 3, Volkszu- 


gehörigkeit. 
SRBENBEN Erwerb der dtsch, StA. 170 
73, > 


Lothringer; Begriffsbestimmu 7: 

Luftfahrzeuge; deren SA 16. ° 7 

Luxemburg; like am Haager Ehe- 
e 


schlAbk, 21: Erw: 3 
a. werb der dtsch, StA. 170, 


Luxemburger; Begriffsbestimmung 173, 174, 


M 


BR Wiedererwerb der dtsch, StA. 

25. 

Mandatsangehörige 18. 

Marokko; Vertrag vom 38. 7. 1880 S. 15: 
Einbürgerung von Marokkanern 2%. 

Masuren 116. 

ln Staatsangehörigkeit s. Doppel- 

Meldepflicht der dtsch. StAng. im Ausland 
12; bei Verletzung der — Aberkennung 
der StA. 54, 

Memelkonvention 97, 98. 

Memelland; \Wiedererwerb der dtsch. StA. 
im — 97, 98, 99. 

Mexiko; bei Einbürgerung in — Abschwö- 
rung der Treupflicht gegenüber dem bis- 
herigen Heimatstaat 40. 

MEUEEBehDee im Sinne des RuStAG. 113, 

Militärpflicht; Verlust der StA. zufolge Ver- 
letzung der — 41, 146. 

ME IRARBID; staatsangehörigkeitsrecht- 
ıch Z1, . 

Moresnet; Wiedererwerb der dtsch. StA. 
in — 125. 

Münchener Viermächteabkommen 68. 7, 
[v7 ” 


N 


Nachweis der StA, s. StA.-Ausweise, Hei- 
matscheine. 

Naturalisation s. Einbürgerung. 

Neuaufbaugesetz 48. 

Neutral-Moresnet; \Viedererwerb der dtsch. 
StA. in — 125. 

Nichtdeutsche Volkszugehörigkeit 3. Volks 
zugehörigkeit, n 

Nichtigkeit einer Ehe; Wirkung auf die 
StA, 21; Kinder aus nichtiger Ehe 19. 

Nichtrückkehr ar dem Ausland; Verlust 
der StA. bei — iz. h 

Nichtzugehörigkelt zum polnischen Volke: 
Bescheinigungen über die — 116. it 

Niederlande; Niederlassungsvertrag M 
den — 46: Beteiligung der — am Haager 
EheschlAbk. 21. 

Niederlassung im Inland; Begriff der — 

23; — als Einbürgerungsvoraussetzulß 
23, 144; Einbürgerung bei — im Auf 
land 144. 

Niederlassungsvertrag mit den Nieder 
landen 46; — mit der Schweiz 46. . ® 

Nikaragua; Handelsvertrag mit — (V® 
meidung der Doppel-StA.) 14. 8 

Norwegen; Nachweis der Entlassung *V 
der bisherigen StA, 40, 

NSDAP; Erwerb der dtsch, StA- 
Elsässer zufolge Eintritts in die — 


durch 
1m. 


0. 

Oberfinanzpräsident Berlin - Brandenburg; 
Zuständigkeit bei Vermögensverfall im 
Falle des Verlustes der Prutektoratsange- 
hörigkeit durch Juden 183. i 

Oberkommando der Wehrmacht; Genehmi- 
gung zur Entlassung aus der StA. 12, 
35; Genehmigung zum Eintritt eines Aus- 
länders in ein Wehrdienstverhältnis 29. 

Oberkrain; Erwerb der dtsch. StA. in — 
135: s, auch Untersteiermark. 

Oberlandrat (im Protektorat Böhmen und 
Mühren): Entscheidung des —, daß eine 
dtsch, StAng. dtsch. Volkstums durch 
Heirat mit einem Protektoratsang. die 
dtsch. StA. verliert 91, 94; Entscheidung 
deg —, daß das von einem Protektorats- 
ang, lezitimierte uneheliche Kind dtsch. 
Volkszugehörigkeit die dtsch. StA. ver- 
liert 91, 95. 

Oberschlesien; Abk. über — 52, 

Oberster Prüfungshof für Volkszugehörig- 
keitsfragerin den eingegl,Ostgebieten 109. 

Oesterreich s. Ostmark. 

Offizier; Anstellung als — StA.-Erwerbs- 
grund 29, 

Olsagebiet; Erwerb der StA. 78, 81. 

Optantenkindervertrag (dtsch.-dän.) 45. 

Option für die bolivian, StA. u. für die 
costaric. StA. 36; — nach dem dtsch.- 
tschechoslow, StA.- u, Optionsvertrag 
71174. 

Or; anisation Todt; Erwerb der dtsch. StA. 
urch Einstellung in die — 185. 

Ostgebiete, eingegliederte: vorläufige StA.- 

ezelung in den — 105; endgültige StA.- 
Regelung in den — 106; ipso iure-Erwerb 
der dtsch. StA. in den — 105, 110° Deut- 
sche Volksliste jn den — 106; StA, auf 
Widerruf in den — 111; Schutzange- 
sungkeit in den — 112; Zuständigkeit in 
wSachen 114; Gebühren in StA- 

die vn 113, 115; Bescheinigungen über 
3 Geuzehörigkeit zum poln. Volke 
reichs in den KecaEri ER 


{0} H . re 
Bi ) Widerruf der Einbürgerung der 


Ostmark (Al i 
i Pen- und Donaureichsgaue); 
Be der dtsch. StA. 57; Geltung ne 
A echta des Altreichs in der — 61; 
Wider aung der StA. in der — 68; 
ertuf des StA,.-Erwerbs in der — 63. 


Polizei; Ery- n 
ne Erwerh der dtsch,.StA. durch Ein- 
Pollze, H in die dtsch, — 185. 
FansEr eldent inBerlin als Einbürge- 
u Pr törde für die Einbürgerung von 
and dern ohne Niederlassung im In- 
des Stab zuständig für Feststellung 
Er ae „ gemäß Führererlaß vom 
“. vB 
Preßburger Vertrag 8, SIowakei. 


Sachverzeichnis 


ı in eingeglie 


100 


Protektorat Böhmen und Mähren; Erwerb 
der dtsch, StA. durch dtsch, Volks- 
zugehörige im — 77: Fortgeltung der 
bisherigen Best. über Erwerb u. Verlust 
der tschechoslow. StA. 87: Aberkennung 
der StA, im — 89; Rechte der dtsch. 
StAng. im — 79; Regelung von StA,- 
Frazen gegenüber dem — W. 

Protektoratsangehörige mit Niederlassung 
im Ausland gelten für die Einbürgerung 
als Ausländer 181. 

Protektoratsangehörigkeit 77, 84: Wesen u. 
Inhalt der — 85; entscheidende Behör- 
den &6; Heimatzuständigkeit 86; Aber- 
kennung der — 89; Ausschluß dtsch. 
Volkszugehöriger von der — W, 91. 9%; 
Verlust der — durch Juden 182, 


R R R 
Rechtsanspruch; — auf Einbürgerung, des- 
sen Beseitigung 25; — auf Entlassung 
aus der StA. 34. : 
Reichsabgabenordnung ($ 380) gilt für die 
Vermögensbeschlagnahme bei der Aus 
bürgerung 33. R 
Reichsangehöriger; Rechte und Pflichten 
eines — richt durch den daneben be- 
stehenden Besitz einer fremden S:A. be- 
rührt 14. \ 
Reichsangehörigkeit; mittelbare — (Lan- 
desangehörigkeit) 9, 17: unmittelbare — 
17, 43; diese Unterscheidung jetzt we- 
gefallen 9, 48: s im übrigen Staatı 
angehörickeit. 
Reichsarbeitsdienst; keine besondere An- 
hörung der Dienststellen des — bei der 
Entiassung Wehrpflichtiger aus der StA. 
36; keine Beteiligung von Dienststellen 
des — bei der Ausstellung von Heimat- 
cheinen an Wehrpflichtige 46; gebähren- 
freie Ausstellung von StA.-Ausweisen am 
Personen, die in den — eintreten hr 
Reichsbahn: Dienst bei der — unm > 
barer Reichsdienst > 27, 29; Erneanunz 
Beamten der — 7. M \ 
Reichsbank; Beamte der — sind mihelbern 
Reichsbeamte 27. 29: Ernennung der 
amten der — %. 
Reichsbeamte; mittelbare 
bare — 2 R 
eichsbürgerrechtsbestimmungen 191. B 
ee mlear für die Festigung ge 
schen Volkstuns; Zuständigke Me 
Tolkszugehörigkeitsfragen 109, Bes a . 
mung des Kreises von Personen Te 
Yolkszugehörigkeit, die in den de r, 
Ostgebieten die dtsch. StA, auf Widerrül 
erwerben können 111: Mitwirkung Rn 
dem Widerruf der StA. u. dem Y = = 
auf die Geltendmachung des Wi hm 
d. Gebieten Ir. 12T, ION ur 
itwirkung bei der Einbürf £ 
le Ohne inländische Niederlassung 
181; Mitwirkung bei der Zuerkennung der 
Sehutzangehörigkeit 189. 


— %; unmittel- 


ERRIEZETT 


<a 


ER ze 


ze 


wi 


‚ 


rm ange rege SS nen 


_ 


200 Sachverzeichnis . 
I ABER ANEIEENINEEUHHHE:REBER <>), .3°.1\222. | SESEREOENE SBRERBENE SEEN 


Reichskommissar f. d. besetzt. norweg. Ge- 
biete als Einbürgerungsbehörde fur die 
Einbürgerung von Ausländern mit Nie- 
derlassung in Norwegen 181; — für d. 
besetzt. niederländ. Gebiete als Einbürge- 
rungsbehörde für die Einbürgerung von 
Ausländern -mit Niederlassung in den 
Niederlanden 181. 

Reichsminister des Innern; Zustimmung d. 
— zur Einbürgerung 24, 48, 60; Zustim- 
mung zur Einbürgerung von Kriegsfrei- 
willigen allgemein erteilt. 163; desgl. Zu- 
stimmung zur positiven Erledigung 
„schutzwürdiger“ Fälle (Fälle früherer 
Einbürgerungsansprüche) allgemein er- 
teilt 25; — zuständig für Aberkennung 
der StA. 53; — zuständig für Aberken- 
nung der Protektoratsangehörigkeit 89; 
Rückkehraufforderung durch den — 53; 
Widerruf der StA. in den eingegl, Ge- 
bieten u. Verzicht auf d. Geltendmachung 
des Widerrufs durch den — 111, 127, 136; 
— zuständig für die Verleihung der StA. 
an Gruppen von Ausländern in den unter 
dtsch. Hoheit stehenden Gebieten 144; 
— zuständig zur Bezeichnung von Län- 
dern, deren StA. ohne Verlust der dtsch. 
StA. erworben werden kann 145. 

Reichsprotektor in Böhmen und Mähren: 
Mitwirkung bei der Aberkennung der 
Protektoratsangehörigkeit 89, 

RSS TARA Abstammungsgutachten 
es — 11. 

Reichsstelle für das Auswanderungswesen; 

Deutschstämmigkeitsbescheinigungen der 


Reichswehr; ordnungsmäßige Einstellung 
in die — begründete den Erwerb der 
StA. 29: auch Verlust der StA. durch 
Fahnenflucht aus der — 41. 

Rekurs gegen Ablehnung eines Ant 
in Anspruchsfällen Fr = 

Religionsgesellschaft; Dienst bei ei - 
erkannten — 9, te 

Rückkehraufforderung: Verlust 
bei Nichtbefolgen einer — 42, se En 

Rumänien; Nachweis der Entlassun, 
der bisherigen StA. 40: S a 
einbarung mit — 155. ' EEE ENE: 

Russische Vertrauensstelle in Deuts 

sisch ch R 
Mitwirkung der — bei re en 


über die Nichtzu; f 
schen Yale "aigehörigkeit zum polni- 


S. 
SA.; gebührenfreie StA A 
f StA.-Auswei R 
amtlich N aktive ee 


Saargebiet; Erwerb fremder Sta. in — 


unter Verlust der dt: Q r 
kennung der sıÄ wg Sg» 38; Aber- 


Saarstatut 38. 

Schenkungen; Verbot von — an Ausge- 
bürgerte 56, 

Schifte; StA. der — 16. 

Schiffszertifikat; Nachweis des Rechts des 
Schiffes zur Flaggenführung 17. 

Schuldienst als Öffentl. Dienst 28; Erwerb 
der StA. durch Anstellung im — 29. 


Schutzangehörigkeit 112, 136, 142, 186, 
188 fi. 

Schutzgebiete, deutsche; StA. in den — 18, 
44. 


Schutzgebietsangebörigkeit 18. 

Schutzgebietsgesetz 3. 

Schutzgewährung als Mittelpunkt der aus 
der StA. fließenden Rechte 2. 

Schutzpolizei 115. 

Ru mtsyachand des Deutschen Reiches 1,3 
191. 

Schwäbisch-deutscher Kulturbund 138, 

Schweden; Beteiligung am Haager Ehe 
schließBungsabk. 21; Nachweis der Ent 
lassung aus der bisherig. StA. 40. 3 

Schweiz; Beteiligung am Haager Eheschlie- 
Bungsabkommen 21: Niederlassungsver- 
trag mit der — 32, 46. 

Siebenbürger Sachsen 44. 

Siowakel; StA.-Regelung in der — 9% 
StA.-Vertrag mit der — (Preßburger 
Vertrag nebst Zusatzvertrag) 117. 

Slowakische Volkszugehörigkeit 5. Volks 
zugehörigkeit. 

Sonderbeauftragter des RMdI. bei der Ein 
wandererzeutralstelle als Einbürgerunes“ 
behörde für die Einbürgerung von ich 
ländern mit Niederlassung in Frankreich. 
Belgien, Serbien u. Griechenland 18. 

Sowjetunion; kein Erwerb der StA. dur! 
Heirat einer Ausländerin mit einem er 
jetrussen 32; Umsiedlungsvereinbarung® 
mit der — 153, 154. 

Staatenlose 13; rechtliche Stellung der =; 
15; Staatenlosigkeit der Elsaß-Lothri" 
der, die nicht gemäß VV. Franzosen 8 
worden sind 18. l: 

Staatsangehörigkeit; Begriff der — .. 
Logaldefinition der — 173; Erwerb dt 
— 18: Verlust der — 31; — juristise' on 
Personen 16: — von Schiffen 17; ee 
Luftfahrzeugen 16; — in einem Bund. 
staat (Land) 17: — in Elsaß-Lothripfl, 
17, 18: — der Eingeborenen in den es 
Schutzgebieten 18; — der Elsaß-Loib" 
ger, die nicht gemäß VV. Franzosen Ken 
worden sind 18° Verlust der — 
10jährigen Auslandsaufenthalt 3; 
(deutsche) im Lande Oesterreich 1x 

Staatsangehörigkeit auf Widerruf 111, 1° 
136, 141, 186 ff. 
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taatsangehörigkeitsausweis 46, 114; Zu- 

a eandiskeit für die Erteilung von — 167; 
Gebühren für — 45; Neufassung des — 
48; Gebührenfreiheit von — 46; Ge- 
bührenfreiheit für Angehörige der Wehr- 
macht, falls zu dienstlichen Zwecken 
165: desgl. für Personen, die in den 
Reichsarbeitsdienst eintreten 165; desgl. 
für hauptamtlich tätige aktive SA.- 
Führer und SA.-Männer 166; — in der 
Untersteiermark u. in Oberkrain 143, 

Staatsangehörigkeitsbehörden 167. 

Staatsangehörigkeitsehe ($ 23 EheG.) 22. 

Staatsangehörigkeitsurkunden, deren Neu- 
fassung 48, 

Staatsanwaltschaft; Beschwerde geg. eine 
die Entlassung einer geschäftsbeschränk- 
ten Person genehmigende Entscheidung 
des Vormundschaftsgerichts 33. 

Staatsverträge über die StA. 45; mit der 
Tschechoslowakei 67; mit Litauen %; 
mit der Slowakei 117. 

Steirischer Heimatbund; Mitglieder des — 
als anerkannte Angehörige der heimat- 
treuen Bevölkerung 140. 

Strafregister; Eintragung der Aberkennung 
der StA, in das — 57. 

Sudetendeutsche Gebiete s. Sudetenland, 

Sudetenland; Erwerb der dtsch. StA. im — 
67; Einführung des StA.-Rechts des Alt- 
reichs im — 76, 


T. 


Territorialprinzip im StA.-Recht 2. 
eschener Gebiet; StA.-Erwerb im — 78. 
heben 68, 84 


Treupflicht als Kardinalpflicht des dtsch. 
i Ang. 1: Aberkennung der StA. bei Ver- 
etzung der — 53, 
“a eshostowakel; StA.-Vertrag mit d. — 
dr A, 0% StA.- u. Optionsvertrag mit 


Tschechische 
V - 
zugeh Er a aa s. Volks 


UV. 


Leernahmeverkehr 32. 


aloe; Erwerb der dtsch. StA. seitens 


‚CT chem, StA 5 
Ss o ng. der UdSSR, u. der 
die Yosen dtsch. Volkszugehörigkeit, die 
die Abt 1ssetzungen für d. Aufnahme in 
nb5 tl u, 2 der deutschen Volksliste 

Gebier üllen und am 21. 6. 1941 im 
Sägaig „cs Reichskommissariats — an- 
Wige, aren 190, Erwerb der StA. auf 
Ukrai uf 191 

Lalner 116," 

ra| 2 

Bach ie Vertrauensstelle im Deutschen 
über gie uwirkung bei Bescheinigungen 
e Volke 116 "Bohörigkeit zum polnischen 
Mrageye 3 A 

(aufgehoben su, e i  Einbürgerungen 


Umsiedier; Begriff des — 151; Erwerb der 
dtsch, StA. durch — 151; Verlust der 
bisherigen StA. der — 151; keine Ein- 
tragung der — in die Deutsche Volks- 
liste 107, 109; Einbürgerung geschäfts- 
beschränkter — ohne Mitwirkung des ge- 
setzlichen Vertreters 145; Verlust der 
dtsch. StA. durch aus Deutschland um- 
zusiedelnde Personen fremder Volks- 
zuzehörigkeit 146. 

Umsiedlung aus Estland 152, 159; — aus 
Lettland 152, 153: — aus der russischen 
Interessenzune 153; — aus Litauen 154; 
-- aus Bessarabien 155; — aus der Bu- 
kowina 155: — aus der Dobrudscha 150; 
— aus Italien 156: — aus der Provinz 
Laibach 157; — aus Kroatien 157. 

Umsiediungsverträge 150 ff. 

Unbescholtenheit als Voraussetzung für d. 
Einbürgerung 23. \ | 

Uneheliches Kind s. Unehelichkeit. 

Unehelichkeit 19. 

Ungarn; Beteiligung am Haager Eheschl.- 
Abk. 21; StA. in den zu — gelangten 
ehemal. tschechoslow. Gebiete 78. 

Ungültige Ehe; kein Erwerb der er 
StA. durch die Frau 21: Kinder aus — 19. 

ittelbare RA. 44. 

Unterhaltsfählgkeit als Voraussetzung für 
die Einbürgerung 3, 160. ‚ u 

Untersteiermark und Oberkrain; Erwer H 
ütsch. StA. in — 135, der StA. auf. Sa 
ruf 136, der Schutzangebörirkot 136; 
Anwendung des ren Stsch StA. 

‘4, 10, 1941 erworben 

Steierischen 


anerkannte Ange 


länderin kein Erwerb 


i it einem Inländer 32; ; 
renpflicht gegenüber ae 
herigen Heimatstaat 40; Haltung A 
gegenüber der lex Delbrück ($ E- a 
RustAG.) 40; Berufung der — & 


278 Vi. #0. & bei Ab- 
Vertallerklärung Eord a htafolgen 


erkonnng En nögensvortall bei Verlust 


der Protektoratsangehörigkeit durch Ju- 

den 182. 
Verheiratung 8- 
Verleihung der S 


stellung; — An 
in einem unter 


Gebiet 14. 


Ehescebließung. u 

. Einbürgerung, An 
BEER von Ausländern 
dtsch. Hoheit stebenden 


ee 
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Verlust der StA.; — durch Legitimation 
* 3t: — durch Eheschließung 31; — durch 
Entlassung 32 ff.; — durch Erwerbsfrem- 
der StA. 37; — durch Nichtbefolgen einer 

„ Ruckkehraufforderung 42, 53; — durch 
Abcrkennung (Verlustigerklärung) 42, 
50: Erstreckung des — auf Familien- 
angehörige 43; — Jurch Einbürgerungs- 
widerruf 50; — durch Verletzung der 
Wehrpflicht 41, 146; — für Juden bei ge- 
wöhnlichem Aufenthalt im Ausland 147; 
— für dtsch. StAng. fremder Volks- 
zugehörigkeit, die in ein anderes Land 
umgesiedelt werden 146; — durch 10jähri- 
gen Auslandsaufenthalt (gem. G. von 
1870) 3! — gemäß dem früheren Steuer- 
fluchtgesetz 11. 

Verlustigerklärung der StA. s. Aberken- 
nuuf. 

Vermögensbeschlagnahme bei Aberkennung 
der StA. 54, 63; Rechtsfolgen der — 54. 

Vermutung der Abstammung eines Findel- 
kindes von dtsch. Eltern 19. 

Versailler Vertrag; Anlage hinter Art. 79 
des — 18, 217; Berufung der Ver. Staaten 
v. Amerika auf Art. 278 des — 40. 

Verzicht auf die StA. 36; — auf Geltend- 
machunz des Widerrufs des Erwerbs d. 
dtsch. StA. 111, 136. 

Völkische Mischehe 132, 138, 

Volksdeutsche Bewegung in, Luxemburg; 
Mitglieder der — regelmäßig als StAng. 
auf Widerruf anzusehen 177. 

Volksdeutscher 96. 

Volksdeutsche Mittelstelle; Bescheinigun- 
gen der — über die Zulassung zur Um- 
siedlung 159. 

Volkstumskämpfer im Elsaß; Erwerb der 
dtsch, StA, durch — 170, 

Volkszugehörigkeit; deutsche — 70, 79, 
90, 91, 96. 99, 117, 118, 137, 138; nicht- 
deutsche, freınde — 71, 111; litauische — 
9. 100, 103: slowakische — 117, 118, 
120: tschechische — 72, 84, 85, 

Vorbehalt gegen den Erwerb der StA, bei 
Austellung im Staatsdienst 10, 26; — des 
Ausschlusses der Erstreckung der Ein- 

„bürgerung auf Familienange hörige 31, 

Vormund s. gesetzlicher Vertreter, 

Vormundschaftsgericht; Zustimmung des 
— zur Entlassung geschäftsbeschränkter 
Personen 33. 


W. 
Waflen-SS.; Erwerb der dtsch. StA. d 
deutschstämmige Elsässer, ee 
Luxemburger zufolge Eintritts in die — 


170: allgemein Erwerb ch S 
durch Be ae a Sta. 


Wahlkonsuln 44. 

Wehrbezirkskommando Ausland 36, 46, 

Wehrmacht; Erwerb der dtsch. StA. durch 
deutschstämmige Elsässer, Lothringer u, 
Luxemburger zufolge Eintritts in die — 
179; allgemein Erwerb der dtsch. StA, 
durch Einstellung in die — 185. E 

Wehrpflicht; Wegfall des automatischen 
Verlustes der StA. bei Verletzung der — 
146, 

Wehrpflichtige; Entlassung — aus der StA, 
35: keine Entlassung — aus der St.M 
163; Reisen — ins Ausland 35; vorbehalt- 
loser Erwerb fremder StA. durch — i® 
Verletzung der Wehrpflicht 39; Aus 
stellung von Heimatscheinen an — 46. 

Wehrpflichtverletzung als StA.-Verlust 
grund 41. 

Weißruthenen 116. . 

Weißruthen. Vertrauensstelle in Deutsch- 
land; Mitwirkung der — bei „Beschelni- 
gungen über die Nichtzugehörigkeit zum 
polnischen Volke 116. F 

Widerruf der Einbürgerung 11, 31, 50: A 
der Einbürgerung und des StA.-Erwerds 
in der Ostmark 63. 

Wiedereinbürgerung 25, 26, 44. ‚ 

Wiedervereinigung Oesterreichs mit, dem 
Deutschen Reich 57; — der sudeten- 
deutschen Gebiete mit dem Deutschen 
Reich 68: — des Memellandes mit dem 
Deutschen Reich 97; — Danzigs mit dem 
Deutschen Reich 14; — der Gebiete x00 
Eupen, Malmedy u. Moresnet mit den 
Deutschen Reich 125. 

Wirksamwerden der Einbürgerung 30, — 
der Entlassung 37. 

Wohnsitz nach dem disch.-tscheohoslo". 
StA.- u. Optionsvertrag 81; — nach de 
dtsch.-slow. StA.-Vertrag 120; — maC 
der VO. über die StA. der Bewohner vol 
Eupen usw. 181; — nach der VO. Yv0® 
14. 10. 1941 S, 189, 


Z. 


Zehnjühriger Auslandsaufenthalt als SA" 


Verlustgrund 8. @ 
Zentralstelle der Deutschen Volksliste 1 3 
Zigeuner; Ausschluß vom Erwerb oder R 
sitz d. dtsch. StA., der StA. auf W Ar 
ar n gu Schutzangehörigkeit 110, 1" 

3 ” 2 [1 . 
Zusatzvertrag zum dtsch.-slowak. Sta: 

Vertrag 119. f 

Zuständizkeit in StA.-Sachen 47, 163 18 


Zweigstelle der Deutschen Volksliste IM 


Mn - 463 
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